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Diſes Buch in. aus einer Neihe von Alaſſahen bewor 
gegangen, die unter demſelben Titel im Februar 1926 in den 


„Tintes“ veröffentlicht wurden. Sie waren das Ergebnis 


einer Reiſe, die ich auf dem Kontinent unternommen, um — 
wie in der Einleitung. erklärt wird — den Fortſchritt feſt⸗ 
zuſtellen, den der Sozialismus ſeit dem Kriege gemacht hat. 
Ich wußte nicht, was. ich dort finden würde, deshalb ging 
ich hin. Was ich aber antraf, waren Zuſtände, für deren 
Schilderung ich keinen beſſeren kurzen Titel wüßte als 
„Zusammenbruch“. Und ich habe trotz allem Nachdenken 
auch ſeither keinen beſſern entdecken können. Wenn ich den 
Sozialismus erfolgreich geſehen hätte, würde ich es ſicher⸗ 
lich geſagt haben. Warum auch nicht? Es wäre wohl ebenſo 
intereſſant geweſen. 

Auf vielſeitiges Verlangen 8850 ihrem Wiederabdruck 
habe ich dieſe Artikel erweitert und viel neues Material 
ſowie zwei Kapitel über Rußland hinzugefüge, um die 
Frage gründlicher zu beleuchten, als dies im Rahmen einer 
Tageszeitung möglich iſt. Ich muß den „Times“ für die 
Erlaubnis des Wiederabdrucks in der gegenwärtigen Form 
danken; dem Auswärtigen Amte für die Förderung meiner 
Forſchung; dem ſchwediſchen Miniſter Baron Palmſtierna 
für die Erlaubnis, Herrn Sandlers Vortrag im Anhang 
benützen zu dürfen; Mr. G. B. de Montgomery für die 
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2 Vorwort 


Überſetzung des Programms der ſchwediſchen ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei; dem Grafen Ledebur für die Erlaubnis, 
den im VI. Kapitel wiedergegebenen Brief zu veröffentlichen. 

Ich habe ferner vielen andern Herrn in den verſchiedenen 
von mir beſuchten Ländern für ihre unſchätzbare, mir an 
Ort und Stelle zuteilgewordene Unterſtützung Dank zu 
ſagen; aber ihre Zahl iſt zu groß, als daß ich ſie alle 
namentlich anführen könnte. Ich fühle mich auch dem Inter⸗ 

nationalen Arbeitsamke ſehr verpflichtet, deſſen Veröffent⸗ 
lichungen eine wahre Fundgrube genaueſter Informationen 
ſind; ich habe von ihnen in den Kapiteln über Rußland und 
„Die eigentlichen Strömungen unſerer Zeit“ ausgiebig Ge⸗ 
brauch gemacht. A. Shadwell. 
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Es mag verblüffend kungen, wenn ich von einem „Zu⸗ 
ſammenbruch“ ſpreche, hat doch der Sozialismnis als poli⸗ 
tiſche Bewegung an Umfang und Macht einen raſchen Auf⸗ 
ſtieg erlebt. Mancher wird ſich vielleicht an dem Worte 
ſtoßen, deshalb iſt eine Erklärung notwendig. Wie ich ſchon 
im Vorworte bemerkt habe, gebrauche ich es abſichtlich und 
in ſeiner vollen Bedeutung, nicht als Paradoxon. Wenn 
irgend etwas zuſammenbricht, fo muß es nicht unbedingt 
ein Ende nehmen: es kommt zu einem momentanen Still⸗ 

ſtand, vielleicht fogar zu einer Rückwärtsbewegung. Wenn 
es wieder hergerichtet iſt, wird es vielleicht wieder in Gang 

kommen. Das ſcheint mir auf den Fall recht gut zu paſſen. 
Sicherlich läßt es ſich von der bolſcherbiſtiſchen A 125 
Sozialismus ſagen. 

Es iſt nicht zu leugnen, daß der Sozialismus in den letzten 
Jahren eine ſo ſtrenge Prüfung auf ſeinen wahren Wert zu 
beſtehen hatte wie noch nie zuvor, und daß er in mancher 

Hinſicht zuſammengebrochen iſt. Ich perſönlich glaube, daß 
er, wie ſich mit der Zeit zeigen mag, auch noch in anderen | 
Beziehungen zuſammenbrechen wird. Ehe ich aber forffahre, 
iſt es mit Rückſicht auf die Verwirrung, die bezüglich des 
Begriffes „Sozialismus“ herrſcht, notwendig, feſtzuſtellen, 


in welcher Bedeutung ich ihn hier gebrauche. Ich gebrauche 


den Ausdruck, um damit zwei eee aber innig zu⸗ 
1° 
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ſammenhängende Dinge zu bezeichnen; nämlich x. eine po⸗ 
litiſche Bewegung, die ſowohl national als international or⸗ 
ganiſiert iſt und danach ſtrebt, die Leitung der öffentlichen 
Angelegenheiten an ſich zu reißen, um 2. eine neue auf 
Gemeinſamkeit des Eigentums und gemeinſamer Verfügung 
über das Kapital gegründete Wirtſchaftsordnung ſtatt der 
gegenwärtigen einzuführen, die auf dem privaten Eigen⸗ 
kumsrechte beruht und Kapitalismus genannt wird. Der. 
Sozialismus ſtellt ſich zweifellos in dieſen beiden Formen 
dar, wobei die erſte ein Mittel iſt, die zweite als Endzweck 
zu erreichen; dieſe Vorſtellung von feinem Wefen hat ſich 
allgemein eingebürgert. Er hat auch noch andere Züge, aber 
die gehören in das Reich der Theorie. Man kann darüber 
f Erörterungen pflegen, aber fie können nicht bei einer ſachlichen 
Prüfung, wie ſie mir vorſchwebt, in Betracht gezogen wer⸗ 
den. Die Frage, mit der ich mich beſchäftigen will, lautet: 
Wie iſt es dem Sozialismus in ſeinen beiden eben geſchilder⸗ 
ten, beſtimmten Formen während des Krieges und unter 
deſſen Nachwirkungen ergangen? 

Die erſte Wirkung des Krieges war, daß die Bewegung 
als internationale Organiſation vollſtändig zu beſtehen auf: 
hörte. Dies zu beweiſen, iſt nicht nötig, da die Tatſache aller 
Welt offenbar war und von den Sozialiſten aller Länder 
fortwährend betont und bedauert wurde. Doch iſt das Er⸗ 
eignis von Wichtigkeit für die Frage, ſo daß es nicht ganz. 
übergangen werden kann, und zwar aus zwei Gründen. 
Erſtens, weil es ein ſprechendes Beiſpiel einer jener Wahn⸗ 
vorſtellungen iſt, für die die Sozialiſten in beſonders hohem 
Maße empfänglich ſind; zweitens, weil es dauernde Nach⸗ 
wirkungen hatte, von denen ſich die Bewegung noch nicht 
ganz erholt hat. Was die Illuſion anbelangt, beige es 
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nie, daß die zuverſichtlichen Hoffnungen — und es waren 
mehr als Hoffnungen, es waren Pläne — der internatio⸗ 
nalen Organiſation bei der Berührung mit einer unerbiff- 
lichen Wirklichkeit zerflatterten. Der Widerſtand gegen 


- jeden Krieg, mit Ausnahme des Klaſſenkampfes, war vor 1 


1914 durch faſt fünfzig Jahre, nämlich ſeit 1866, einer 


der Haupkpunkle der ſozialiſtiſchen Politik geweſen. Seit 


1900 war er in den Erörterungen auf den verſchiedenen 
Kongreſſen der Zweiten Internationale immer mehr in den 


Vordergrund: gerückt. Die Forderung nach dieſem Wider⸗ 


ſtande wurde immer nachdrücklicher erhoben, was ſchließlich 
zu dem Beſchluß, jeden Krieg zu verhindern, und zu dem 
Glauben führte, daß die Organiſation tatſächlich die Macht 


5 dazu hätte, ſo daß auf einem eigenen Kongreſſe im Jahre 


1912 die Verhaltungsmaßregeln für den Fall drohender 
Kriegsgefahr feſtgelegt wurden). Der Grund für dieſe 


Holtung iſt leicht zu erkennen. Zweifellos waren viele So⸗ 


zialiſten wirklich von Menſchlichkeitsideen geleitet, aber dieſe 
waren durchaus nicht ihr Monopol, und die Vorgänge in 
Rußland haben gezeigt, in wie unglaublichem Maße die 
Genoſſen alle Menſchlichkeit vergeſſen können, wenn es die 
Durchführung ihrer Theorien gilt. Ein weitaus praktiſcherer 
Grund iſt der, daß der gemeinſame Klaſſenkampf, der das 
Ziel des Internationalen Sozialismus iſt, durch den Krieg 
N dwiſchen den Nationen abſolut ausgeſchaltet wird, weshalb 
ein ſolcher Krieg um jeden Preis verhindert werden muß. 
Als aber die Zeit gekommen war, dieſe Abſichten in die 
Tak umzuſetzen, verſagte der Sozialismus. Er brach zuſam⸗ 


men, und zwar in einer Weiſe, die keinen Zweifel übrig 


ließ, mit einem weithin vernehmbaren Krach. Der Gegen⸗ 
N 3 Siehe „The Socialist Movement“, I. Teil, Seite 151. 5 
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ſatz zwiſchen den Erwartungen und den Ereigniſſen war ein 
wirklich dramatiſcher. Niemals haben Männer, die darauf 
ausgingen, etwas zu leiſten, die Kräfte, mit denen ſie zu 
tun hatten, und ihre eigene winzige Macht fo falſch einge: 
ſchätzt, wie die Führer der Sozialiſten. Sie waren Zwerge 
im Ringen mit einem Titanen, Mücken, die gegen einen 
Sturniwind ankämpften. Die meiſten von ihnen wurden 
weggefegt und die wenigen, denen das nicht geſchah, flohen 
in Löcher und Winkel. Ihre hamahe war eine voll⸗ 
kommene. 

Wenn ich an dieſe Erfahrungen erinnere, will ich nie⸗ 
1 mandem einen Vorwurf machen und kein moraliſches Ur⸗ 
feil fällen; ich finde nur, daß ſie lehrreich ſind. Die falſche 
Einſchätzung von Kräften, wie ſie dieſer Verſuch, auf 
einer Gartenleiter den Mond zu erreichen, zeigt, iſt typiſch 
für eine gewiſſe Art geiſtiger Veranlagung, die auch ihre 
guten Seiten haben mag, aber ganz beſonders empfänglich 
für Trugbilder und daher leicht Fehlſchlägen unterworfen 
iſt, wenn fie ſich den Wirklichkeiten des Lebens und der 
Eigenart der menſchlichen Natur gegenübergeſtellt ſieht. 

Stalin, der Führer der Sowjets, der zur Zeit, da dieſes 
Buch geſchrieben wird, alle ſeine Kollegen überflügelt und 
das Szepter Lenins mik feſter Hand erfaßt zu haben ſcheint, 
hat ſehr biſſige Worte für die Zweite Internationale und 
ihren Zuſammenbruch. Sie finden ſich in einer Serie von 
Vorträgen über die „Die Grundlagen des Leninismus“, 
die in der Swerdlow⸗Univerſität gehalten und mit einem 
Vorworte Bela Kuns im Jahre 1924 in Wien heraus⸗ 
gegeben wurden: 

„Mit Bezug af die. politſchen Phrasen und Beſchlüſſe 
der die Zweite Internationale bildenden Parteien, braucht 
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man ſich nur an das Loſungswort Krieg dem Kriege‘ 
zu erinnern, um zu erkennen, daß die politiſche Praxis 
dieſer Parteien eitel Schwindel und Humbug iſt, und 
daß ſie ihre gegenrevolutionären Handlungen hinter revo⸗ 
lutionärem Wortſchwall und revolutionären Beſchlüſſen 
gut zu maskieren verſteht. Wer erinnert ſich nicht an die 
ſtolze Zurſchauſtellung der Zweiken Internationale auf dem 
Kongreß zu Baſel, wo man den Imperialiſten mit allen 
Schrecken des Aufruhrs drohte, wenn ſie es wagen ſollten, 
einen Krieg zu beginnen, und wo der fürchterliche Wahl⸗ 
ſpruch Krieg dem Kriege“ geprägt worden iſt? Wer 
aber erinnert ſich nicht auch daran, daß unmittelbar nach 
Ausbruch des Krieges dieſer Beſchluß ſofort beiſeite ge⸗ 


ſchoben und den Arbeitern der neue Befehl erteilt worden 


iſt, ſich gegenſeitig für den Ruhm ” PER ide ‚Wa: 
serlandes“ abzuſchlachten?“ !). N 
Diieſer Spott iſt berechtigt; aber die Opfer von Stalins 

Zorn könnten darauf erwidern, daß ſie nicht die einzigen 
ſind, die mit Trugbildern und ſchönen Redensarten arbeiten, 
Redensarten, von denen ſich gewöhnlich herausſtellt, daß 
ſie gar nichts oder ganz etwas anderes bedeuten, wenn ſie 
in der rauhen Wirklichkeit die Probe beſtehen ſollen. Die 
Geſchichte des Sozialismus in allen ſeinen Formen iſt von 
Anfang bis zum Ende nichts anderes als eine Geſchichte 
der Illuſionen. Jede der unzähligen Sekten hat ſehr wohl 
die Trugbilder der andern als ſolche erkannt, den ihren 
aber in einer glückſeligen Blindheit weiter gehuldigt. Doch 
niemand iſt ſo ſehr an Illuſionen gehangen wie die ruſſi⸗ 
ſchen Kommuniſten; und, obwohl ſie ſich gezwungen ſahen, 
einige davon aufzugeben, wie wir im nächſten Kapitel a 


) „Lenin und der Leninismus“, Seite 23. 
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We e 15 1 immer noch e an an⸗ 
dere. 55 
Als poltiſche Bene bias = Soße ſowohl 
"ber: nationale als auch der internationale, unter dem Drucke 
des Krieges zuſammen. Das war der erſte Zuſammenbruch. 
Der iſt vorübergegangen, und der Sozialismus hat ſich 
ſeither wieder ſehr erholt; aber er iſt nicht derſelbe ge⸗ 
blieben. Früher war die internationale Bewegung durch 
mehr als zwanzig Jahre, nämlich ſeit Ausſchluß des extre⸗ 
men linken Flügels im Jahre 1893, durch eine einzige 
Organiſation vertreten. Auch dieſe enthielt noch widerſtre⸗ 
bende Gruppen von entgegengeſetzter Meinung, aber man 
vermochte doch, das Ganze zuſammenzuhalten und äußer⸗ 
lich den Eindruck der Einigkeit zu machen. Damit iſt es vor⸗ 
bei. Der Krieg verwandelte verſteckten, mühſam unterdrück⸗ 
ten Gegeuſatz in offenen Widerſtreit und ſpaltete die Be⸗ 
wegung in zwei einander feindlich gegenüberſtehende Lager. 
Nach dem Kriege artete die Spaltung zu einem regelrechten 
Ringen aus. Die Begründung der Dritten Internationale 
durch die in Rußland triumphierenden Bolſchewiken im 
Jahre 1919 war eine Kriegserklärung an jene, die ſich an⸗ 
ſtrengten, der Zweiten Internationale neues Leben einzu⸗ 
hauchen. Dieſe Bemühungen führten im Jahre 1923 ſchließ⸗ 
lich zu einem Erfolg, und ſeitdem ſtehen ſich die rivaliſieren⸗ 
den Organiſationen in fortwährendem Kampfe gegenüber, 
indem jede trachtet, die Unterſtützung des Proletariates, 
wie man nach der marxiſtiſchen Phraſeologie in andern 
Ländern ſagt, oder der Trade Unions (Gauelſchafteh, wie 
wir hier in England ſagen, zu gewinnen. 
Talſächlich iſt alſo die Bewegung ſcharf in eine Hehe 
ind eine Linke geſchieden. Jene nennt ſich Sozialismus, dieſe 
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Kommunismus. Aber dieſe Bezeichnungen bedeuten, fo wie fie 
gebraucht werden, keine Verſchiedenheit der Ziele, ſondern nur 
der Mittel und Wege. Das heißt, ſie bedeuten nicht eine 
verſchiedene Einſtellung zu der beſtehenden Wirtſchaftsord⸗ 
nung oder zu der neuen, die ſie erſetzen ſoll, ſondern der 
Unterſchied zwiſchen den beiden Richtungen liegt nur in den 
verſ chiedenen Anſchauungen über die zum Umſturz der alten 
und zum Aufbau der neuen Ordnung anzuwendenden Mit⸗ 
tel. Beide verlangen die Abſchaffung des Kapitalismus, aber 
ſie möchten dieſe auf verſchiedene Weiſe bewerlſtelligen. 
Der Sozialisnuis will auf verfaſſungsmäßigem Wege zur 
Macht gelangen und dann den Kapitalismus allmählich ab⸗ 
ſchaffen. Der Kommunismus dagegen beabſichtigt, durch 
einen revolutionären Gewaltakt die Macht an ſich zu 


reißen und danach die beſtehende Wirtſchaftsordnung auf N 


einmal zwangsweiſe vollkommen umzuſtürzen. Dieſe Unter⸗ 
ſcheidung der Begriffe iſt jetzt wohl allgemein bekannt, aber 
es iſt doch notwendig, ſie hier anzuführen, da ſie mit dem 
Hauptgegenſtande unſerer Erörterung zuſammenhängt, die 
ſich mit der Durchführbarkeit der beabſichtigten Umwand⸗ 
lung des Wirtſchaftsſyſtems beſchäftigen ſoll, inſoweit ſie 
nach den tatſächlichen Vorgängen der letzten Jahre zu be⸗ 
urteilen iſt. Beide Methoden, den Sozialismus im Sinne 
einer neuen Wirtſchaftsordnung zu verwirklichen, find ange⸗ 
wendet worden: die kommuniſtiſche anläßlich der ruſſiſchen 
Revolution im November 1917 und bei mannigfaltigen, 
fehlgeſchlagenen Verſuchen, ſie anderswo nachzuahmen; die 
ſozialiſtiſche in verſchiedenen Ländern bei Anmaßung oder 
Übernahme der vollen oder teilweiſen Verantwortlichkeit für 
die Regierungsgeſchäfte durch ſozialiſtiſche Parteien. 
Über die letzteren Verſuche weiß man viel weniger 00 
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über die ruſſiſchen. Vom Bolſchewismus wird bei uns im⸗ 

mer geredet — dem Vorgehen des konſtitutionellen Sozia⸗ 

lismus aber ſchenkt man viel weniger Aufmerkſamkeit, krotz⸗ 

dem das Anwachſen ſeiner politiſchen Macht einen viel 

weiter reichenden und tiefer greifenden Umſchwung bedeutet 

als die gewalttätige Revolution, die vor neun Jahren Ruß⸗ 

land überwältigt hat. Der Aufſtieg des konſtitutionellen So⸗ 
zialismus iſt eine Nachwirkung des Krieges und hat ſich 

froß der. Spaltung in eine Rechte und eine Linke ergeben, 

die nicht nur die internationale Bewegung, ſondern in einem 

gewiſſen Maße den Sozialismus aller Länder in zwei Lager 

getrennt hat. In einigen Staaten hat dieſe Spaltung 

wenig Wirkung gehabt, in anderen hat ſie die Bewegung 

arg geſchwächt und wirkſam iſt fie auch jetzt noch. Die rela⸗ 

tive Stärke des Kommunismus hat in verſchiedenen Ländern 
ganz ſeltſame Schwankungen mitgemacht, was anfcheinend _ 
in hohem Maße mit den für Propagandazwecke beigeſtellten 
Geldmitteln zuſammenhängt. Der Kommunismus, ift ein 
Faktor, der bei Betrachtung der allgemeinen Lage nicht über⸗ 
ſehen werden darf, doch iſt er außerhalb Rußlands überall 
durch die andre Methode der Verwirklichung des Sozialis⸗ 
mus, dem der Krieg in der Politik zur Aktualität elfen 
hat, verdrängt worden. 

Die ganze Bewegung hat tatſächlich eine neue Enkwick 
lungsſtufe erreicht. Sie hat aufgehört, ein bloßes Werben, 
ein Streben nach der Macht zu ſein und iſt auf das Feld 
politiſcher Betätigung übergegangen. Die endgültige Spal⸗ 
fung in eine Rechte und eine Linke, die früher nur unausge⸗ 
ſprochen beſtand, infolge des Krieges aber zur Bildung eige⸗ 
ner, organiſierter Parteien geführt hat, gibt der Mitwelt 
Gelegenheit, beide Methoden in ihren Auswirkungen zu 
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ſtudieren. Die in Rußland angewendete und anderswo ver⸗ 
ſuchte Methode des Kommunismus iſt infolge ihrer Natur 
die vollkommenere, und wir haben über ſie viele lehrreiche 
Aufſchlüſſe erhalten. Aber auch die andre wurde der Prü⸗ 
fung durch praktiſche Erfahrungen unterworfen, und zwar 
auf einem viel weiteren Gebiete, auf dem ſie ſich allerdings 
mehr verſuchsweiſe betätigt hat. Für ein abſchließendes Urteil 
über ſie ſind noch nicht genug Anhaltspunkte vorhanden, 
man muß da die weitere Entwicklung abwarten, die, wie ich 
nicht zweifle, noch kommen wird, denn die Bewegung iſt noch 
auf dem Marſche. Immerhin aber bietet ſich ſchon jetzt 
genug Stoff, um einigen Einblick in das Problem der 
praktiſchen Verwirklichung des Sozialismus als einer wirf- 
ſchaftlichen Geſellſchaftsform durch verfaſſungsmäßige Mit⸗ 
tel zu geſtatten und den wahrſcheinlichen Ausgang der Ver⸗ 
ſuche, dieſe Frage zu löſen, vorausſehen zu laſſen. Jeden⸗ 
falls aber genug, um mehr Studium zu verdienen, als dieſer 
Sache bisher in unſerem Lande gewidmet wurde. 
Es handelt ſich um Stoff; den bisher verfügbaren in 
einen hiſtoriſchen Rahmen zu faſſen und zu ſichten, iſt nok⸗ 
wendig, um die Bedeutung der ‚gegenzwärfigen Lage richtig 
zu erfaſſen. i 

In meinem 1 Poris Jahr veröffentlichten Buche über die 
Sozialiſtiſche Bewegung („The Socialist Move: 
ment“) habe ich auseinandergeſetzt, daß die Geſchichte des 
Sozialismus ſeit dem Zeitpunkte, da dieſe Bezeichnung zum 
erſten Male geprägt wurde, um eine organiſierte Bewegung 
zur Herbeiführung einer wirkſchafklichen Umformung der 
Geſellſchaft zu benennen, in drei Abſchnitte oder N 
lungsſtufen zerfällt: ö 
1. Vom Beginn der Bewegung 1 5 h der 
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Napoleoniſchen ler bis 5 1 Befanmenbund im 

Jahre 1848; 

2. von d Wiederauffeben in Deukſchland um die 
Jahre 1863—1864 bis zum Ausbruch des e 
im Jahre 1914. N 
3 Die heutige . 155 mit et Sehn 79775 ein⸗ 
ſetzte. 
Dieſe drei Perioden bet Tätigkeit, die durch zwei Suter 
valle eines Scheintodes oder mindeſtens Winterſchlafes ge⸗ 
krennt find, zeigen ganz verſchiedene Züge. Die erſte Phaſe, 
die auf Frankreich und England beſchränkt blieb, war durch 
einen ungeheuer verſchwenderiſchen Aufwand an Gedanken 
und Entwicklungsplänen gekennzeichnet, die auf friedlichen 
Wege durch freiwillige Tätigkeit verwirklicht werden ſoll⸗ 
fen. Die zweite war vorwiegend von einer einzigen, auf die 
reine Zerſtörung gerichteten Idee beherrſcht, von der des 
Klaſſenkampfes, der durch Agitation herbeigeführt und durch 
den Umſturz der beſtehenden Geſellſchaftsordnung auf der 
ganzen Welt gekrönt werden ſollte. Die dritte, in der wir 
uns jetzt befinden, iſt dadurch gekennzeichnet, daß der Sozia⸗ 
lismus ganz oder feilweife in den Beſitz der politiſchen 
Macht gelangt iſt und damit Gelegenheit gefunden hat, von 
der Agitation zum Handeln überzugehen und 5 a 
in der Praxis zu erproben. 

Offenkundig iſt damit eine neue Lage geschaffen, die eine 

Menge friſches Material zur Beurteilung der Möglichkeit 
des Sozialismus als einer ee . 
mung liefert. 

Beicsher hat es nicht viele Anhaltspunkte 11 1 diefer 

Frage beizukommen. Wohl kannte man zahlreiche Verſuche 

mit auf ſozialiſtiſcher Grundlage eingerichteten Muſterge⸗ 
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meinſchaften und in andern Formen, aber die Sozialiſten 
der zweiten Periode haben ſtets abgeleugnet, daß ſolche in 
der erſten Phaſe ziemlich häufige Verſuche überhaupt So⸗ 


zialismus ſeien, und behauptet, daß daher ihr Fehlſchlagen 


gar nichts gegen deſſen reine Lehre beweiſe. Dieſer Einwurf 


iſt einigermaßen begründet. Es iſt offenbar ein großer Un⸗ 
terſchied zwiſchen einer einzelndaſtehenden Gemeinſchaft und 


der Umformung aller Gemeinſchaften, wie ſie das Ziel des 
Sozialismus bildet. Immerhin aber kann man auch von 


einem ſolchen Mikrokosmos lernen, und es wäre entſchieden 


weiſer, nach den Urſachen des unausweichlichen Fehlſchla⸗ 
gens aller ſolcher Unternehmungen, deren letzte nicht wei⸗ 
ter als dreißig Jahre zurückliegt, zu forſchen, als mit 
Verachtung darüber hinwegzuſehen. Niemand wird daran 


zweifeln, daß ſie, wenn ihnen Erfolg beſchieden geweſen 


wäre, als Beweis für die Vorzüge des Sozialismus vorge⸗ 

bracht werden würden — und das mit Recht, denn ‚fie alle 
wurden nach den von den Sozialiſten gepredigten und immer 
noch aufrechterhaltenen Grundſätzen als gemeinwirtſchaftliche 
Genoſſenſchaften gegründet. Wie immer dem auch ſei, fie 


gehören der Vergangenheit an und nicht eigentlich zu dem 


Gebiete dieſer meiner Unterſuchung. Ich erwähne ſie nur 
ſo nebenbei als einen Teil des bisher zur Verfügung ge⸗ 
ſtandenen Forſchungsmaterials. 

Solches wird weiterhin von dert verſchiedenen bereits be⸗ 
ſtehenden öffentlichen Unternehmungen und Dienſten gelie⸗ 
fert. Dieſes Material iſt vielleicht noch wichtiger, weil 
die betreffenden Einrichtungen einen Beſtandteil des gegen⸗ 
wärtigen Wirtſchaftsapparates ausmachen und in einem 
gewiſſen Maße als die Vorläufer des Prozeſſes angeſehen 
werden können, durch den die Sozialiſten ihr Ziel, nämlich 
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den Übergang der wieſcafflihen Mittel aus privatem Be⸗ 
ſitz und Verfügungsrecht in die Hände des Staates, zu 
erreichen hoffen und erwarten. Das war ja, ſeitdem die 
Bewegung in Gang gekommen, immer ihr Um und Auf: 
öffentlicher ſtaatlicher oder gemeinſchaftlicher Beſitz ſtatt 
des privaten, und öffentliches oder gemeinſchaftliches Ver⸗ 
fügungsrecht ſtatt des individuellen. Es iſt dies das einzige 
beſtimmte und erkennbare Merkmal, das den Sozialismus 
von vielen andern politiſchen Richtungen oder Bewegungen 
unkerſcheidet, die auch alle demſelben Endziele zuſtreben, 
mag es nun geſellſchaftliche Entwicklung oder Fortſchritt 
der Ziviliſation oder Hebung des Niveaus der Menſchheit 
heißen oder ſonſt ein ähnliches, allgemeines Ideal verkör⸗ 
pern. Die Sozialiſten wollen es eben durch die beſondern, 
gerade dargeſtellten Mittel erreichen. Alle Muſternieder⸗ 
laſſungen waren auf dem gleichen Prinzipe gemeinſamen 
Beſitzes und gemeinſamer Verwaltung aufgebaut. Sie 
waren Verſuche, dieſe Grundſätze im Kleinen zur vollen 
Anwendung zu bringen, wobei man hoffte, daß dank be⸗ 
wieſener Überlegenheit des ſozialen über das individuelle 
Prinzip die Einrichtungen freiwillig nachgeahmt werden und 
ſich ſchließlich über die ganze ziviliſierte Welt verbreiten 
würden. Als dieſe Verſuche fehlſchlugen und in Mißkredit 
kamen, wurde der Alternativplan entworfen, das Prinzip 
ſowohl auf die ganze nationale als auch auf die internatio⸗ 
nale Gemeinſchaft anzuwenden, an dem ſeither feſtgehalten 
wurde. Das Syſtem wird das der Nationaliſierung, am 
Kontinent noch häufiger das der Sozialiſierung genannt. 
Dies iſt die praktiſche Seite des Sozialismus, der ohne ſie 
nur ein unbeſtimmtes, von andern ähnlichen nicht zu unter⸗ 
ſcheidendes Wunſchgebilde, eine Form ohne Inhalk wäre. 
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Err wird oft mit dem Chriſtentum verwechſelt, das die glei⸗ 
chen Endziele jedoch mit den weſentlich verſchiedenen Mit⸗ 
teln eines ſich an das Individuum wendenden Sittenge⸗ 
ſetzes anſtrebt. Auch mit dem allgemeinen Wirken des 
Staates als ſolchen wird der Sozialismus verwechſelt, weil 


der Staat die ganze Gemeinſchaft vorſtellt. Aber dieſe An⸗ 
ſicht iſt erſichtlich unhaltbar, weil das private Beſitzrecht 


— gerade das Recht, das man teilweiſe oder ganz ab- 
ſchaffen will — ſelbſt eine vom Staate eingeführte und von 
ihm, der allein die Macht dazu hat, aufrechterhaltene Ein⸗ 
richtung iſt. Klarerweiſe liegt der Unterſchied darin, daß 
es ſich nicht um ſtaatliche Maßnahmen im allgemeinen, 
ſondern nur um. ſolche gegen das Beſitzrecht handelt. Jede 
Politik, die nach einer Umwandlung des privaten Beſitzes 
in ſtaatlichen ſtrebt, pflegt ſich auf zahlreiche Argumente 
ſowohl ſittlicher als auch wirtſchaftlicher Natur zu ſtützen, 
und auch dieſe wieder werden oft mit Sozialismus ver⸗ 


wechſelt. Doch führen fie zu keinem Reſultate, wenn fie ſich 


nicht auf das einzige praktiſche Problem beſchränken, bloß 
den Beſitz und die Beherrſchung des zur Lebensführung not⸗ 
wendigen Apparates (und nicht allen Eigentumes) zu regeln. 
Selbſtverſtändlich müſſen nun diejenigen Teile dieſes Ap⸗ 
parates, die bereits öffentliches Eigentum und der Kontrolle 
der Allgemeinheit unterſtellt ſind, betrachtet und einer Un⸗ 
terſuchung unterzogen werden. Sie ſind ſozuſagen das 
Sprungbrett des Sozialismus, der ſie gerne vermehren 
würde und oft für ſich ins Treffen führt. Man behaup⸗ 


tet, dieſe Einrichtungen ſeien ſehr erſprießlich, weil kein Ver⸗ 


langen danach beſtehe, ſie Privatunternehmungen zu überge⸗ 
ben, und daß daher auch andere auf derſelben Grundlage auf⸗ 
gebaute Einrichtungen ebenſo erfolgreich ſein müßten. Ich 
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werde über dieses Kapitel ſpäter auch viel zu ſagen beben, 
für jetzt will ich nur bemerken, daß ich f elbft es war, der den 
Uriſtand, daß kein Verlangen nach einer Rückgabe an die 
Privatwirtſchaft beſtehe, als Argument gebraucht hatt). 
Ich habe es nicht von andern übernommen, und, wenn ich 
auch nicht beanſpruche, deſſen einziger Erfinder zu ſein, 
ſehe ich doch, daß es jetzt, nachdem ich es zuerſt gebraucht 
habe, von vielen Leuten herangezogen wird. Nur habe ich 
es in einem andern Sinne gebraucht. Ich habe die Tat⸗ 
ſache, daß viele Einrichtungen ſchon in öffentlichen Beſitz 
übergegangen ſind und daß in England kein allgemeines 
Verlangen beſteht, dies zu ändern, nicht hervorgehoben, um 
zu beweiſen, daß jene Einrichtungen ſo beſonders erfolgreich 
ſeien(latſächlich find fie der Gegenſtand fortwährender Kla⸗ 
gen), ſondern nur, um der übertriebenen Anſicht entgegen⸗ 
zukreten, öffentliche Unternehmungen müßten an und für 
ſich ſchon unzweckmäßig und verderbenbringend ſein. Dieſe 
Behauptung nämlich iſt ganz unhaltbar, da jene öffent⸗ 
lichen Unternehmungen mit allgemeiner Zuſtimmung fork⸗ 
beſtehen. Doch hat das Argument noch eine zweite Seite, 
die ich auch darlegte. Wenn auch im allgemeinen kein Ver⸗ 
langen danach beſteht, die öffentlichen Unternehmungen 
wieder in private Hände zurückzulegen, ſo beſteht doch auch 
keinerlei Wunſch, ſie zu vermehren, wie es gewiß der Fall 
wäre, wenn ihre Vorzüge ſo groß wären, wie die Soziali⸗ 


ſten behaupten. Dieſe Beweisführung iſt von verſchiedenen 


Kritikern verwendet worden, die ausführen, daß die Privaf- 

unternehmungen ſchon lange vom Wettbewerb verſchlun⸗ 

gen worden wären, wenn die öffentlichen wirklich ſo über⸗ 

legen wären, während dieſe doch nur auf ein ſehr enges 
1) „The Socialist Movement“, II. Teil, Seite 191. a 
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Betätigungsgebiet beſchränkt blieben, auf dem fie aus be⸗ 
ſtimmten Gründen überlegen ſind. Jedenfalls kümmert ſich 
die Gemeinſchaft der Verbraucher im allgemeinen — und 
dieſer gehört jedermann an —, kümmert ſich der Konſu⸗ 
ment als ſolcher nicht im entfernteſten um Theorien und 
Prinzipien; man will das Beſte, was zu erlangen iſt, zu 
einem möglichſt niedrigen Preiſe haben und wird es dem 
weniger Guten oder dem Teureren ohne Rückſicht auf ſoziale 
oder wirtſchaftliche Theorien vorziehen. Tatſächlich ſtehen 
die meiſten Menſchen dieſen Dingen ganz teilnahmslos 
gegenüber und wiſſen gar nicht oder kümmern ſich nicht 
darum, ob zum Beiſpiel die Verkehrsmittel oder das elek⸗ 
friſche Licht, das fie täglich benützen, von einer öffentlichen 
Behörde oder von einem Privatkonzern beigeſtellt werden. 
Wie ich oft ſelbſt die Erfahrung gemacht habe, können ſie 
einem keine Auskunft darüber geben, wenn man ſie befragt. 
Doch wiſſen fie ſehr gut, was fie brauchen, und wenn die 
Leiſtungen des Staates beſſere wären, ſo würden 5 überall 
danach verlangen. 

Ich will mich an geeigneter Stelle ausführlich mit der 
Frage der am Kontinent beſtehenden ſtaatlichen Unterneh⸗ 
mungen befaſſen. Sie bilden, wie wir ſehen werden, einen 
wichtigen Beſtandteil des geſamten Fragenkomplexes, doch 
ſtehen ſie angeſichts der neuen Lage, die dadurch geſchaffen 
wurde, daß die Sozialiſten zur Macht gelangt find, nicht 
mehr im Vordergrunde. Die Politik der Sozialiſten geht 
dahin, einen radikalen Wechſel des Wirtſchaftsſyſtems her⸗ 
beizuführen, und zielt daher weit über jene Formen des All⸗ 
gemeinbeſitzes hinaus, die ſich ſchon in der beſtehenden Ord⸗ 
nung eingebürgert haben, ohne eine nennenswerte Breſche 
in ſie zu reißen. Es ſind auch durchaus nicht ſozialiſtiſche 
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Inſtitukionen, weil fie nicht grundſätzlich, ſondern aus ver⸗ 
ſchiedenen Gründen eingeführt worden ſind, die nichts mit 
dem Sozialismus zu kun haben, in manchen Fällen dieſem 
ſogar gegneriſch gegenüberſtehen. Überdies ſind ſie alle auf 
der Grundlage irgendeines Privatunternehmens geſchaffen 
worden. Einige dieſer ſtaatlichen Unternehmungen find aus 
königlichen Vorrechten oder Einrichtungen der Vergangen⸗ 
heit hervorgegangen, ſo zum Beiſpiel der Poſtdienſt, die 
größte und verbreitetſte Anſtalt dieſer Art. Aber auch ver⸗ 
ſchiedene induſtrielle Unternehmungen waren von den Lan⸗ 
desherren aus wirkſchaftlichen Gründen oder zur Erfüllung 
künſtleriſcher Zwecke ins Leben gerufen worden und ſind 
dann Staatseigentum geworden, wie Kohlengruben, Berg⸗ 
werke, Glas⸗ und Porzellanfabriken (wie etwa Gevres und 
Meißen). Ein andrer bedeutender Zweig ſolcher ſtaatlicher 
Unternehmungen ſind die Staatseiſenbahnen, die auf zwei 
Arten in die Hand des Staates kamen, entweder indem ſie 
— wie in Schweden und Auſtralien — wegen Mangels an 
privatem Kapital von dieſem ſelbſt erbaut worden find, 
oder indem ſie aus ſtrategiſchen Gründen von ihm über⸗ 
nommen wurden wie in Mitteleuropa. Aber auch zahlreiche 
andere Geſchäfte ſind für fiskaliſche Zwecke erworben und 
monopoliſiert worden, wie der Handel mit Tabak und Zünd⸗ 
hölzchen in Frankreich und die meiſten Gemeindeanſtalten. 

Alle dieſe Einrichtungen bieten einigen Einblick in das 
Weſen der ſtaatlichen Betriebe, doch ſind ſie nicht das Er⸗ 
gebnis einer zielbewußten Politik und ſie wurden auch nicht 
eingeführt, um einer beſtimmten Theorie zum Siege zu 
verhelfen. Eine ganz andre Sache iſt es mit Unterneh⸗ 
mungen, die grundſätzlich zu dem Zwecke begründet wurden, 
den Sozialismus zu verwirklichen. Wir hatten früher keine 
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Erfahrungen über ſolche ſammeln können, weil die Sozia⸗ 
liſten bis dahin noch keine Gelegenheit gehabt hatten, ihre 
Politik durchzuſetzen und ihre Theorien in der Praxis zu 
erproben. Jetzt aber hatten ſie bereits reichliche Gelegenheit 
dazu, ſo daß uns genügend Material zur Bildung eines 
Urteils vorliegt. Dieſe Gelegenheit hat ſich ihnen in verſchie⸗ 
dener Art und in verſchiedenem Ausmaße geboten; daß ſie 
ſich aber überhaupt ergab, iſt jedenfalls etwas Neues und 
bildet das Kennzeichen der gegenwärtigen Pane in 115 De 
ſchichte der ſozialiſtiſchen Bewegung. ö 

Die Fragen, die uns dabei intereſſieren, find: Wos iſt 
geſchehen, wenn und wo die Sozialiſten die politiſche Macht 
errungen haben und ans Ruder gekommen ſind? Was ha⸗ 
ben fie: geleiſtet? Was können ſie leiſten? 

Die allgemeine Aufmerkſamkeit hat ſich naturgemäß 
hauptſächlich auf Rußland gerichtet, nicht nur, weil dort 
mit viel Lärm ein Verſuch in großem Maßſtab durch⸗ 
geführt wird, ſondern auch, weil die Sowjetbehörden, nicht 
zufrieden mit ihrer eigenen Revolution, immer und einge⸗ 
ſtandenermaßen darauf ausgingen, ähnliche Revolutionen in 
andern Ländern hervorzurufen und ihr Nußerſtes katen, die⸗ 
ſes Ziel durch ſyſtematiſche Propaganda und Schaffung 
einer eigens für den Zweck beſtimmten internationalen Or⸗ 
ganiſation zu erreichen. Keine Regierung der Welt hat 
ſich je zuvor in ſolchem Maße mit den inneren Angelegen⸗ 
heiten andrer Länder befaßt und ſich in ſo unzweideutiger 
Weiſe bemüht, Aufruhr in denſelben anzuzetteln und ſie zur 
Befolgung des eigenen Beiſpiels zu verlocken. Die Welt 
aber hat ſich ſo ſehr an dies Schauſpiel gewöhnt, daß ſie 
das Befremdliche daran vergeſſen hat, und offenbar iſt es 
ſo weit gekommen, daß die andern Regierungen den Skandal 

2 · 


20 Einleitung 


mit einer ſtaunenswerten Nachſicht betrachten, etwa wie die 
Launen einer ſchönen Frau, obwohl ſie mit gewöhnlichen 
Spionen, die bloß auf Nachrichten ausgehen, ſtreng genug 
zu verfahren pflegen und obwohl „die ſchöne Frau“ ſelbſt 
bei jeder Einmengung in ihre eigenen inneren Angelegenhei⸗ 
ken kurzen Prozeß machen würde. Doch die Verhältniſſe 
bringen es mit ſich, daß das allgemeine Intereſſe, auch das 
der Gleichgültigſten, auf Rußland gerichtet iſt. Und viele 
intereſſieren ſich nicht bloß, N nehmen eee 
Partei, für oder wider. 

Infolgedeſſen beſteht eine beſondere Nachfrage nach Ni 
künften über Rußland, und ſolche ſind uns auf verſchiedenen 
Wegen zugekommen, die authentiſcheſten jedoch durch die 
außerordentliche Mitteilſamkeit der führenden ruſſiſchen Po⸗ 
litiker ſelbſt. Man braucht ſich nicht an Kritiker oder Gegner 
zu halten, denn die ausführlichſten und genaueſten Informa 
tionen über den Verlauf des bolſchewiſtiſchen Experimentes 
bieten uns die von amtlichen Sowjetſtellen zuſammengetra⸗ 
genen und vom Inkernationalen Arbeitsamte herausgege⸗ 
benen Berichte. Zuſammen mit den in bolſchewiſtiſchen Ver⸗ 
öffentlichungen wiedergegebenen Reden der leitenden Staats⸗ 
männer und der von der Sowjetregierung ganz öffentlich ver⸗ 
folgten Politik, bieten uns die Studien des Internationalen 
Arbeitsamtes reichliches Material, um uns ein Urteil über 
Erfolg oder Mißerfolg des Bolſchewismus als eines Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtems bilden zu können. Sie geben Tatſachen mit 
vielen Einzeldaten, und ich habe davon in den . N 
Rußland ausgiebigen Gebrauch gemacht. g 

Ein anderes für meine Zwecke ſehr nüliches Werk ir ein. 
Ba Fedder 1926 von M. Fedoroff in Paris herausge⸗ 
gebenes Buch, das zwar mehr polemiſcher Natur, aber doch 
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auch aus amtlichen Dokumenten zuſammengetragen iſt. Es 


enthält achtzehn verſchiedene Aufſätze aus der Feder ruſſi⸗ 


ſcher Profeſſoren, Techniker und früherer Beamten über 
ebenſo viele Themata. Forſchungsreiſen nach dem Lande 
wären von Wert, wenn ſie von Perſonen unternommen 
würden, die auch das alte Rußland gekannt haben, die die 
Sprache verſtehen und genügend rechniſche Kenntniſſe ſowie 
eine gewiſſe Erfahrung in ſozialen und wirtſchaftlichen Un⸗ 
terſuchungen beſitzen, und wenn dieſe Perſonen ſich vollkommen 
frei bewegen könnten, zu allen Perſonen und Einrichtungen 
freien Zutritt hätten, ein genügend großes Gebiet zu bereiſen 
und ihrer Aufgabe entſprechende Zeit zu widmen vermöch⸗ 
ten. Aber es iſt mir noch keine ſolche Reiſe bekannt gewor⸗ 
den, wogegen Touren unter irgendwelcher Führung auch 
unter den allergünſtigſten Verhältniſſen nicht viel Wert 
haben. Die Reiſegeſellſchaft ſieht dabei immer nur, was 
ihr eben gezeigt wird, ſieht nur das Auslagefenſter. Ich 
weiß aus eigener Erfahrung, wie irreführend ſolche Beſich⸗ 
figungsteifen find, da ich ſelbſt an einigen teilgenommen habe. 
Im Rußland von heute werden ſie abſichtlich zur Irrefüh⸗ 
rung veranſtaltet: ſie ſind reine Propaganda, und kein For⸗ 
ſcher von einiger Erfahrung wird ſie als eine Quelle wirk⸗ 
licher Belehrung anfehen!). Jedenfalls 128 fie aus den an⸗ 
gegebenen Gründen überflüfjig. 

Die andern in Betracht kommenden europiiſchen Länder 
haben die allgemeine Aufmerkſamkeit viel weniger gefeſſelt. 
Doch ſind die dort gemachten Erfahrungen in gewiſſem 
Sinne weitaus lehrreicher für uns, obgleich — oder vielleicht 
gerade weil — die Ereignis ſe dort einen weniger aufregenden 

1) Siehe die auf Seite 101 age Bemerkung: des Gevertfafte 
führers Andreieff. 
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Verlauf genommen haben. Man hat dort denſelben Weg 
eingeſchlagen wie bei uns, iſt aber weiter darauf fortgeſchrit⸗ 
ten. Ich meine dabei nicht die in mehreren Ländern unter⸗ 
nommenen krampfhaften und kurzlebigen Verſuche, dem ruſſi⸗ 
ſchen Beiſpiel zu folgen, Sowjet⸗Republiken auszurufen 
und einen vollkommenen wirtſchaftlichen Umſturz herbeizu⸗ 
führen, ſondern die andre Richtung, die daran ging, den 
Sozialismus ſtufenweiſe durch verfaſſungsmäßige Maß⸗ 
nahmen einzuführen, und den Sieg über die bolſchewiſtiſchen 
Abſichten davontrug. Da dieſe Richtung auch hier vorge⸗ 
zogen wird, hätte man erwarten können, daß man ſich für 
die Erfahrungen in den andern Ländern lebhaft intereſſieren 
würde, die, auf dem gleichen Wege wandelnd, einen Vorſprung 
vor uns haben oder hatten. Was geſchah in Deutſchland und 
Oſterreich, nachdem die Revolutionen dort die ſozialiſtiſchen Par⸗ 
teien ans Ruder gebracht hatten? Was haben dieſe getan, um 
ihre Theorien in die Praxis umzuſetzen? Was hat ſich in Schwe⸗ 
den und Dänemark unter ſozialiſtiſchen Regierungen ereignet? 
Was in der neugeformten tſchechoſlowakiſchen Republik? 
In unſerem Staate, wo die Sozialiſten auch einmal die 
Verantwortung der Regierung übernommen haben, wiſſen 
wir, daß nichts geſchah und daß nicht einmal verſucht wurde, 
mit der Abſchaffung des Kapitalismus zu beginnen. Aber 
Mr. Mac Donalds Miniſterium hatte auch eine beſonders 
ſchwache Stellung, da ſeine Partei nicht einmal die ſtärkſte 
im Unterhauſe war. Sie war nur durch eine Laune des 
Schickſals zur Gewalt gekommen und wurde nur wenige 
Monate geduldet. Und wenn ſie vielleicht auch ein wenig 
mehr hälte wenigſtens verſuchen ſollen, ſo kann man gegen 
ihre Ausflucht, daß ſie wohl das Amt, aber keine Gewalt 
gehabt hätte, nichts ins Treffen führen. 


—— —ꝓ2Bm . Eee nn Te -ͤ̃ ĩ᷑ͥ ̃— Lu. 0 
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In den Staaten des Kontinents jedoch waren die Soziali⸗ 
ſten in einer weitaus ſtärkeren Stellung; ſie haben dort 
einige Verſuche gemacht, ihre Theorien zu verwirklichen, 
oder ſich doch wenigſtens ernſtlich mit dem Problem beſchäf⸗ 
figt. Die Ergebniſſe dieſer Bemühungen erſchienen mir als 
eine Sache von größter Bedeutung, doch fand ich es unge⸗ 
mein ſchwierig, umfaſſende und genaue Aufſchlüſſe darüber 
zu erlangen. Schließlich kam ich zu der Erkenntnis, daß der 
einzige Weg, ſolche zu erlangen, der wäre, ſelbſt hinzugehen 
und ſie zu verlangen. Das tat ich denn auch, und das Er⸗ 
gebnis meiner Nachforſchungen iſt in dieſem Buche enthal⸗ 
ten. Es iſt weit davon entfernt, ſo vollſtändig zu ſein, wie 
ich es gewünſcht hätte, aber, wenn auch die Lücken ausge⸗ 
füllt würden, die ich beſſer fehe als irgend jemand anderer, 
ſo würde ſich das Geſamtbild doch nicht ändern. Und, da 
noch nirgends ein Verſuch unternommen worden iſt, die Tat⸗ 
ſachen zuſammenzuſtellen, biete ich in gutem Glauben meine 
Arbeit als einen Beitrag zur zeitgenöſſiſchen Geſchichte be⸗ 
hufs Belehrung der engliſchſprechenden Welt an, die über 
dieſe kontinentalen Vorgänge noch ſehr wenig unterrichtet iſt. 

Ich glaube, ſie beantwortet auf Grund der gemachten Er⸗ 
fahrungen einigermaßen die durch den Sozialismus aufge⸗ 
worfene Frage, die nicht eigentlich lautet, ob die beſtehende 
Wirtſchaftsordnung eine vollkommen zufriedenſtellende, durch 
nichts zu verbeſſernde und durch keine beſſere zu erſetzende ſei, 
fondern, ob die von den Scszialiſten vertretene tatſächlich 
irgendwie beſſer oder überhaupt möglich wäre. Bisher haben 
die Sozialiſten bloß behauptet, daß ſie der andern überlegen 
ſei. Wie ſchlecht aber die gegenwärtige Ordnung auch immer 
ſein mag — und ich glaube, niemand wird ſich ihren Män⸗ 
geln verſchließen — kann die Wirkſamkeit des empfohlenen 
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Heilmittels doch nicht ohne weiteres als ficher angenommen 
werden. Ein Mann mag recht krank ſein, deshalb ſteht es noch 
lange nicht feſt, daß eine noch nicht erprobte Arzuei feinen 
Zuſtand beſſern müſſe; vielleicht wird ſie ihm ſogar ſchaden. 
Noch weniger aber kann dieſe Arznei als das alleinige Heil⸗ 
mittel angeſehen werden, weil einige Arzte, die ſie noch nie 
verſucht haben und nicht mehr davon wiſſen als wer immer, 
es behauptet haben. Es mag andere Mittel Be, die im ge 
e Fall dienlicher wären. 


I. Kapitel 5 
Rußland von 1917 bis 1921 


Das kommuniſtiſche Experiment. — Rußland 
iſt das einzige Land, in dem das Nachkriegsringen, das zwi⸗ 
ſchen Sozialismus und Kommunismus in dem in der Einlei⸗ 
tung dargelegten Sinne einſetzte, zugunſten des Kommunismus 
ausging. Zuerſt hatten die Sozialiſten die Oberhand. In 
den erſten drei Koalitionsregierungen, die ſich nach der Ab⸗ 
dankung des Zaren und der erſten Revolution im März 
1917 bildeten, nahm ihr Einfluß ſtändig zu, und die So⸗ 
wjets oder Arbeiter⸗ und Soldatenräte, die ſich konſtituiert 
hatten und deren Zahl ſeit Beginn der Revolution ſchnell 
gewachſen war, ſtanden auf ihrer Seite. Kerenſky, der Füh⸗ 
rer der Sozialiſten, genoß das allgemeine Vertrauen und 
wurde daher im Juli das Haupt der dritten Koalition. Sie 
war jedoch zu ſtark mit dem noch immer wütenden Kriege 
und mit der Bekämpfung der von Lenin geführten, den Um⸗ 
ſturz bezweckenden bolſchewiſtiſchen Agitation beſchäftigt, um 
ſich mit irgendeinem der ſozialiſtiſchen Probleme befaſſen 
zu können. Das war ihr Unglück. Die Soldaten wünſchten 
die Beendigung des Krieges; die Bauern, aus deren Reihen 
die Soldaten ſtanumten, wünſchten Land. Die Erfüllung 
dieſer beiden Begehren hatten ſie von einer Revolution er⸗ 
warfef, Doch Kerenſky konnte ihnen weder Frieden noch 
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Land geben. Die Anhänger Lenins ſetzten bei wachſender Un⸗ 
zufriedenheit in der Armee und im Hinterlande ihre Arbeit 
fort, bis ſie endlich genügend Unterſtützung gefunden hatten, 
um die Macht mit Gewalt an ſich zu reißent). 

Das war die zweite Revolution, die ſich am 7. November 
abſpielte. Seither ließen die Führer der Bolſchewiken, die 
ſelbſt eine Regierung gebildet hatten, niemals mehr die Zügel 
der Macht ihren Händen entgleiten und gaben, ganz wie es 
ihnen paßte, Geſetze, Banknoten oder Erläſſe heraus. Ihre 
Entſcheidungen wurden wohl der Form halber dem So⸗ 
wjetkongreſſe unterbreitet, doch immer angenommen. Die bol⸗ 
ſchewiſtiſchen Führer waren daher in der Lage, die große 
wirtſchaftliche Revolution, zu der die politiſche nur der Auf⸗ 
kakt geweſen, einzuleiten, den Sozialismus ohne weiteres 
einzuführen und die ganze geſellſchaftliche Ordnung umzu⸗ 
ſtürzen. Das war ihr Ziel, wie Troßly als Volkskommiſſär 
für auswärtige Angelegenheiten in einer Sitzung des Zen⸗ 
fral⸗Exekutiv⸗Ausſchuſſes am 14. Februar ıgı8 gefagt hat: 

„Die Revolution hat in entſchiedenſter Weiſe die Frage 
des privaten Beſitzes von Grund und Boden und der Pro⸗ 
duktionsmittel aufgeworfen, — eine Frage, die Leben oder 
Tod der ausbeutenden Klaſſen bedeutet... Nur eine genaue 
Berechnung des nationalen Einkommens, nur eine ſyſtema⸗ 
tiſche — das iſt eine auf einem das ganze Land erfaſſenden 
Plan aufgebaute — Organiſation der Produktion, nur eine 
vernünftige und wirtſchaftliche Verteilung aller Produkte 
kann das Land retten. Und das heißt: Sozialismus... Laßt 
uns in geſchloſſenen Reihen dafür kämpfen, laßt uns Ar⸗ 
beitsdiſziplin und ſozialiſtiſche Ordnung ſchaffen, laßt uns 
9 h Einzelheiten ſi Be in „The Socialist Movement“, II. Teil, 
Kapitel 1. 
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unſere Leiſtungsfähigkeit erhöhen und vor keinem Hindernis 
zurückſchrecken — das ſei unſere Loſungt).“ 

Die Geſchichte der nun folgenden Ereigniſſe zerfällt in 
zwei Teile: 1. in die vor der neuen Wirkſchaftspolitik und 
2. in die nach der Einführung der neuen Wirtſchaftspolitik. 
Dieſes Kapitel behandelt den erſten Teil — von 1917 bis 
1921. Die darauffolgende Periode iſt im oe Bee 
behandelt. 

Die Bolſchewiken hatten keinen ins Einzelne 9 9 den 
Plan für die Erreichung ihrer allgemeinen Ziele, als ſie 
fünf Monate vorher die Macht an ſich riſſen, ſondern taten, 
was ihnen von Fall zu Fall vorteilhaft erſchien. Wie bei 
allen marxiſtiſchen Sozialiſten waren ihre Gedanken und 
ihre Politik zu ausſchließlich auf die Ausrottung des Kapi⸗ 
talisnnis eingeſtellt, als daß fie dem Probleme des Aufbaues 
einer neuen Wirtſchaftsordnung genügend Aufmerkſamkeit 
häkten ſchenken können. Auch Lenin, der im April 1917 von 
den deutſchen Behörden im plombierten Zuge aus der 
Schweiz nach Rußland gebracht worden war, hatte in dem 
Programm, das er nach ſeiner Ankunft aufſtellte, nur zwei 
Punkte, die ſich übrigens in ganz allgemeinen Wendungen 
mit dieſer Frage befaßten, und zwar die Konfiskation und 
Verſtaatlichung des Bodens und die Seldmelnag we 
Banken zu einer einzigen Staatsbank. 15 

Beides find Punkte, die in vielen ſozialiſtiſchen Program 
men, auch in dem der britiſchen Sozialiſten, vorkommen, 
nur wird im allgemeinen die Enteignung gegen Entſchädi⸗ 
gung der Konfiskation vorgezogen; der Glaube an die 
Staatsbank iſt dagegen auf dem Kontinente verſchwunden. 


) L. Trotzky, „Von der Oktober⸗ e bis zum Breſter Friedens⸗ 
vertrag“, Seite 118. 
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Keine Maßnahme wies nur irgendwie auf die Geſtaltung 
der einzurichtenden wirtſchaftlichen Organiſation hin, erſt 
fpäfer wurde ein beſtimmter Plan ausgearbeitet. Lenins 
Aprilprogramm war eher eine Aufforderung an das Volk, 
ihn im Ringen um die Macht gegen die gemäßigten Soziali⸗ 
ſten zu unterſtützen, als ein wirtſchaftspolitiſches Programm 
und der Punkt über die Verſtaatlichung des Bodenbeſitzes 
eine gute Waffe in dem politiſchen Kampfe. Es war dies 
eines der zwei Mittel, auf die er aus den bereiks erklärten 
Gründen baute, daß ſie ihm zum Siege über die Menfee- 
wiken und Sozialrevolutionäre verhelfen würdent). f 

Nachdem die Bolſchewiken am 7. November bie Macht 
an ſich geriſſen halten, mußten fie, um ihre noch ſehr un⸗ 
ſichere Stellung zu befeſtigen, die Erwartungen erfüllen, 
die ſie im Volke geweckt hatten und ſich ſofort mit den Fra⸗ 
gen des Friedensſchluſſes und der Bodenreform befaſſen. 
Trotzky ſagte das in der öffentlichen Sitzung des St.⸗Pe⸗ 
tersburger Sowjets am Tage nach dem Staatsſtreich. Le⸗ 
nin und Zinowieff, die ſich bis dahin verborgen gehalten 
hatten, erſchienen und wurden mit ſtürmiſchen Ovationen 
empfangen. „Doch die Freude über den gewonnenen Sieg 
wurde durch die Beſorgnis getrübt, wie das Land wohl die 
Revolution aufnehmen werde und ob die Sowjets wirklich 
die Negierungsgewalt behalten würden?)." 

Dieſe Sorge war begründet. Als die Konstituierende Na- 
kionalverſanunlung — eine gewählte, verfaffungsmäßige Kör⸗ 


) Die Menſchewiken bildeten den rechten Flügel der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei, die Bolſchewiken den linken; die Sozialrevolutionäre waren 
nichtmarxiſtiſche Sozialiſten. Menſchewiken und . ge⸗ 
hörten Kerenſkys Koalitionsminiſterium an. 

2) Op. cit., Seite 6g. ö = 
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perſchaft — im folgenden Januar zuſammentrat, waren 
die Bolſchewiken darin in der Minderheit. Ein von Swerd⸗ 
loff in ihrem Namen eingebrachter Beſchlußantrag wurde 
mit 273 gegen 140 Stimmen abgelehnt. Darauf erklärten 
ſie die Verſammlung für aufgelöſt und ließen ſie niemals 
wieder zuſammentreten, was klar genug den autokratiſchen 
Charakter ihrer Regierungsweiſe zeigt und nach demokrati⸗ 
ſchen Grundſätzen die ſpäteren Verſuche der Gegenrevo⸗ 
lutionäre, fie zu ſtürzen, rechtfertigt. 

Dieſer Vorfall iſt um ſo bezeichnender, als die Bolſche⸗ 
wiken ja die zwei brennenden Fragen der Bodenreform und 
des Friedensſchluſſes ſchon erledigt hatten. Lenin hatte tat⸗ 
ſächlich mit der ihm eigenen Entſchiedenheit beide an jenem 
allererſten Tage, von dem Trotzky berichtet, in Angriff ge⸗ 
nommen. In der Abendſitzung hatte er zwei Dekrete einge⸗ 
bracht, von denen das eine die Verſtaatlichung von Grund 
und Boden und das andere den Friedensſchluß mit Deutſch⸗ 
land beſtimmte. Beide wurden einſtimmig angenommen. Mit 
dem letzteren befaſſe ich mich nicht. Das erſte jedoch, das 
den Privatbeſitz von Grund und Boden für immerwährende 
Zeiten abſchafft, war der erſte und für Rußland wichtigſte 
Schritt in der großen wirtſchaftlichen Revolution. Es wurde 
im folgenden März in einem Grundgeſetze niedergelegt und 
iſt noch immer in Kraft. In Aubetracht des führenden Plat⸗ 
zes, den die Verſtaatlichung von Grund und Boden als ein 
weſentlicher und unerläßlicher Teil der ganzen Politik in 
allen ſozialiſtiſchen Programmen einnimmt, ſind die Erfah⸗ 
rungen, die man damit in Rußland gemacht hat, von großem 
Intereſſe. Ich will mich daher zunächſt mit dieſer Frage be⸗ 
ſchäftigen, vorher aber noch den allgemeinen Wirtſchafts⸗ 
plan, der ſpäter von Bukharin entworfen und als antlliche 
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Erklärung überall N worden iſt, in kurzen Zügen 
wiedergeben). 

Dann können d wir uns den andern Themen 1 die 

in dieſem Buche behandelt werden ſollen. Das erſcheint mir 
als der einfachſte Weg, die ziemlich verwickelte a zu 
erklären. 

Das allgemeine Wirtſchaftsprogra mm. — 
In Ausſicht genommen ift die Vernichtung der wirtſchaft⸗ 
lichen Vorherrſchaft des Bürgertums, womit die Kapitaliſten 
gemeint ſind, und jede Maßnahme iſt ein Teil eines ſyſte⸗ 
matiſchen, einheitlichen Planes, der zu dieſem Ziele führen 
ſoll. Wenn irgendwelche befondere Maßnahmen fehlſchlagen 
ſollten, ſo müſſen ſie durch andere erſetzt werden, die ſich 
dem Syſtem anpaſſen, ohne ſeinen Charakter zu een 
oder es von feinem Ziele abzulenken. 

Die wirtſchaftliche Herrſchaft des Bürgerkumes beruht 
auf ſeiner Macht, über das Kapital (einſchließlich des Bo⸗ 
denbeſitzes) zu verfügen, und die wirtſchaftliche Knechtſchaft 
der Arbeiter findet ihren ſichtbaren Ausdruck in der Lohn⸗ 
arbeit. Dieſe beiden Dinge gehen Hand in Hand und mäljen 
mit der Wurzel ausgerottet werden. 

Dahin führen zwei Wege: x. die allgemeine Güterteilung 
und 2. die gemeinſame kommmniſtiſche Produktion. 

Die erſte Maßnahme, die beſonders den Bauern zuſagte, 
iſt mit den marxiſtiſchen Grundſätzen unvereinbar und muß 
daher verworfen werden. Sie würde nur eine Teilung des 
Privatbeſitzes in kleinſte Teile, aber nicht deſſen völlige Ab⸗ 
ſchaffung bedeuten?). Folglich muß die Alternative des Kom⸗ 
munismus angenommen werden. Seine Maßnahmen ſind 


1) Bukharin, „Das Programm der Kommuniſten“. 
2) Op. eit., Seiten 9—10. 
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die Verſtaatlichung des Bodens, der Banken und der In⸗ 
duſtrie. N 

Was den Boden betrifft, ſo waren die Großgrundbeſtter 
ſchon durch das Dekret vom November 1917 enteignet worden, 
und es war nur die Frage, wie die Landwirtſchaft weiter 
betrieben werden ſollte. Man beſchloß, die Landwirtſchaft 
im großen Maßſtabe zu betreiben, die früheren großen Pri⸗ 
vatbeſitze in genoſſenſchaftlicher Weiſe zu bearbeiten und die 
Verwaltung Arbeitsgemeinſchaften anzuvertrauen, in denen 
die armen Landleute oder das „Dorfproletariat“ die „Dorf⸗ 
bourgeoiſie“ oder reichen Bauern beherrſchen und die Produk⸗ 
tion überwachen und leiten follten!). 

Für die Induſtrie hatte man ähnliche Grundſätze aufge⸗ 
ſtellt, die nur den anders gearteten Verhältniſſen angepaßt 
waren. Das heißt, die Kontrolle über die Produktion ſollte 
in die Hände der in Betriebsräten, Arbeiterräten und Ge⸗ 
werkſchaften organiſierten Arbeiter gelegt werden. Die tech⸗ 
niſchen Beamten, die man nicht miſſen konnte, ehe nicht die 
Arbeiter gelernt haben würden, ihre Funktionen zu über⸗ 
nehmen, ſollten im Amte belaſſen, jedoch unter die Kontrolle 
der Arbeiter geſtellt werden und ſich dieſen ebenſo unter⸗ 
zuordnen haben wie früher ihren Arbeitgebern. 

Die Induſtrie ſollte als ein Ganzes zu einer einzigen Zen⸗ 
kralorganiſation zuſannnengefaßt werden, die, bei Fabrikaus⸗ 
ſchüſſen anfangend, ſtufenweiſe zu Kreisräten und beſonderen, 
ganze Induſtriezweige vertretenden Zentralausſchüſſen bis zu 
einem oberſten Induſtrierat für das ganze Reich anſteigen follte?). 
Die vollkommene Zentralifierung aller Dinge war ein charak⸗ 
keriſtiſcher Zug in Lenins Theorien über den Sozialismus. 

4) Op. cit., Seite 36. u 

) Op. cit., Seite 42. 
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Der Gedanke eines ſymmetriſchen Aufbaues der Induſtrien, 
bei dem ſich „Rat“ an „Rat“ zu einer Hierarchie zuſam⸗ 
menfügt, kauchte in den letzten Jahren häufig auf. Wie 
jemand, der etwas von „Räten“ und der katſächlichen Lei⸗ 
tung induſtrieller Unternehmen oder vom praktiſchen Be⸗ 
triebe verſteht, annehmen kann, daß ein ſolches Gefüge 
arbeitsfähig iſt, verſtehe ich nicht. Man beabſichtigte und 
erhoffte damit, die Mängel der Bürokratie beſeitigen zu 
können, aber dieſer Aufbau würde nichts anderes als eine 
Bürokratie in excelsis ergeben, weil die große Schwäche der 
Bürokratie in dem Mangel des Momentes perſönlicher 
Verantwortlichkeit bei der Verwaltung liegt, in dieſem 
Syſtem aber jede Verantwortlichkeit vollkommen ausgeſchal⸗ 
tet wäre. Außerdem barg das ruſſiſche Syſtem zwei andere 
verhängnisvolle Elemente. Erſtens ſollten alle Ausſchüſſe 
und Räte, denen die Kontrolle über techniſch gebildete und 
befähigte Männer zugedacht war, aus dem Proletariate, 
alſo aus der unwiſſendſten Klaſſe der Gemeinſchaft gebildet 
werden; zweitens ſollte das ganze Syſtem der eigenartigen 
Verfaſſung des Landes angepaßt werden, um dieſe zu 
ſtützen, was bedeutete, daß die wirtſchaftliche Verwaltung 
nicht nur nicht von politiſchen Einflüſſen — dem zweiten 
großen Fehler der Bürokratie — befreit, ſondern gefliſſent⸗ 
lich von ſolchen abhängig gemacht wurde. 

Der nächſte Punkt war die Auferlegung der allgemeinen 
Arbeitspflicht, verbunden mit der Aufgabe, für alle Arbeit 
zu finden, — ein Problem, das durch die neue und verbeſ⸗ 
ſerte Organiſation der Produktion gelöſt werden ſollte. 
(Die Arbeitsloſigkeit iſt immer als eine gewollte Schöpfung 
des Kapitalismus angeſehen worden; folglich kann es keine 
mehr geben, wenn dieſer abgeſchafft iſt.) 
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Die Verteilung oder die Kontrolle der Arbeit ſollte durch 


Arbetterorganifationen vorgenommen werden, die eine nor⸗ 


male Tagesleiſtung feſtſetzen und darauf ſehen ſollten, daß 
jeder ſie erziele. Man vertraute dabei auf die gewiſſenhafte 
Ausführung der Arbeit durch jeden einzelnen, da man an⸗ 
nahm, daß das Bewußtſein, für die Gemeinſchaft und nicht 
fuͤr einen N . a. a le 
wirken würdet). 

(Die Annahme, daß das Volk ſich et einer neuen 1 Ord⸗ 
nung ganz anders benehmen und ſeine ſchlechten Gewohn⸗ 
heiten ablegen würde, iſt allen ſozialiſtiſchen Syſtemen ge⸗ 
meinſam. Sie fe das e 5 die neue Arbeits: 
maſchine.) 

Die Produktion ſollk ao in dieſer Wee 1 18 
mit dem Verbrauche durch ein Syſtem der Regiſtrierung in 
Übereinſtimmung gebracht, der Privathandel abgeſchafft und 

der Handel mit dem Auslande vollkommen in die Hände des 
Staates gelegt werden. Die Menge der für den Konſum 
benötigten Waren ſollte von Verbraucherorganiſationen, die 
nach denſelben Regeln wie die Organiſationen für die Pro⸗ 


duktion gebildet waren, feſtgeſetzt werden. Dieſe aus den | 


bereits beſtehenden Konſumgenoſſenſchaften durch Ausbau 


und Syſtemiſierung zu bildenden Körperſchaften ſollken den 
Bedarf der Bevölkerung berechnen und die Güter verteilen, 


die von den verſchiedenen landwirtſchaftlichen und indu⸗ 
ſtriellen Produktionsorganiſationen nach Maßgabe der die⸗ 


ſen gelieferten Aufſtellungen aufzubringen waren. Die 


Schätzung des Bedarfes ſollte bei den kleinſten örtlichen 

Einheiten beginnen und ſtufenweiſe zuſammengefaßt werden, 

bis ſich der Geſamtbedarf en Das 8 bee der 

5 —9 Op. cit., Seite 46. 15 See 
* Ghadmell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus 8 
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bberſten Probuktionsbehöibe mitgeleilt werden, welche ihrer⸗ 
ſeits wieder die verſchiedenen Stufen produzierender Körper 
bis zu den kleinſten Einheiten hinab zu verſtändigen hatte. 
Dann ſollten die Produkte den unmgekehrten Weg vom Um⸗ 
kreis zum Zentrum machen und von dort wieder zurück in 
den Umkreis der Konſumenken. Auf keinem andern Weg 
wäre es ſonſt möglich geweſen, das geplante Syſtem genauer 
Angleichung von Produktion und Verbrauch ſowie die voll⸗ 
kommene Zentraliſierung durchzuführen. Ein ſchwerer zu 
handhabender und unbrauchbarerer Apparat konnte gar nicht 
erſonnen werden; es war wirtſchaftliche Bürokratie in 
höchſter Potenz. Das einzige, was dem Individuum über⸗ 
laſſen werden ſollte, war der Verbrauch der a on 
Dinge, 

Für die Entlohnung Bei Arbeiter wollte man ſich eines 
Haushaltbuches bedienen, das auch gleichzeitig ein Mittel 
ſein ſollte, die allgemeine Arbeitspflicht durchzuſetzen und 
die Verteilung der Güter zu bewerkſtelligen. Die von jeder 
Perſon täglich geleiſtete Arbeit ſollte in dieſes Buch einge⸗ 
fragen werden, und nur fie allein follfe ein Anrecht auf den 
Bezug von Rationen geben, ſo daß niemand etwas bekom⸗ 
men konnte, ohne ſich die dazu erforderlichen „Marken“ ver⸗ 
dient zu haben: ein Wiederaufleben von Robert Owens 
Arbeitsſcheinen (labour notes). Da der private Handel ver⸗ 
boten war, gab es keinen Markt mehr; es beſtand auch die 
Abſicht, das Geld nach und nach abzuſchaffen. Bis dahin 
ſollte es denen, die welches beſaßen oder anhäuften, durch 
ein geſchicktes Syſtem periodiſcher Währungsänderung ab⸗ 
genommen werden. Beſitzer außer Kurs geſetzten Geldes 
konnten dieſes gegen neue Währung umtauſchen, mußten 
W aber einen N Ks: ar Alles eine 
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gewiſſe Summe überſteigende Geld aber wurde konfisziert. 
An Stelle der Geldwirtſchaft ſollte mit der Zeit on na⸗ 
fürliche Wirtfhaft“ des Warenaustauſches treten. 

Das iſt im kurzen Umriß der Plan, deſſen Verwirklichung 
ſich die Bolſchewiken vornahmen. Er bedeutet „völlige So⸗ 
zialiſierung“, und ſie erwarteten von ihm eine hang 
der Produktion. Doch was geſchah? f 

Landwirtſchaft. — Die Bauern ſahen i in 328 De 
kret vom November 1917 die Erlaubnis, ſich der großen 
Güter zu bemächtigen und deren ur zu h 
weiter wollten ſie nicht gehen. 

Einige hundert Arbeitsgemeinſchaften bildeten ſich, doch N 

nach den amtlichen Berichten, die in der „Iswestia“ veröf⸗ 
fentlicht wurden, war das gar nichts im Vergleich zu den 
Millionen Bauern, die das Land ſelbſt unter ſich aufteilten 
und von denen jeder ſich feſt an ſein eigenes Stück klam⸗ 
merte, das er auch nur bebaute, um für ſich Nutzen daraus 
zu ziehen. Von den Gemeinſchaften verſagten einige infolge 
ſchlechter Bewirtſchaftung, andre wieder wurden zu kapi⸗ 
faliftifchen Gütern, die bezahlte Arbeiter beſchäftigten. Die 
Bauern weigerten ſich überdies, für die Gemeinſchaft zu pro⸗ 
duzieren und ihre Erzeugniſſe ohne ein ihnen angemeſſen 
ſcheinendes Entgelt abzuliefern. Als Gewalt angewendet 
wurde und bewaffnete Kommiſſäre ihnen ihre Produkte / weg⸗ 
nahmen, beſchränkten fie den Anbau, zur Abwehr, auf ihre 
eigenen Bedürfniſſe. Alle Zwangsmaßnahmen ſcheiterten 
an ihrem hartnäckigen Widerſtande. Sie betrachteten das 
Land als ihr Eigentum, und ſchließlich gab die Regierung den 
Kampf auf. So war alſo das Ergebnis der Sczialiſierung 
nicht die Abſchaffung des privaten Eigentumes (oder höch⸗ 
ſtens dem Namen nach) und nicht die Einführung einer 
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keinen Gewinn bringenden Produktion für die Allgemeinheit, 


ſondern nur eine Vermehrung der G ebe ar aus⸗ 
e für ihrene eigenen Nutzen arbeiteten. 


Und ſo gab es viele andere Dinge, die noch allt der 


Petbieſei, wie irrig die Erwartungen auf eine Zunahme der 
Produktion geweſen waren, und die ſchließlich mehr als 


alles andre nach den ſchrecklichſten Leiden und dem Maſſen⸗ 
ſterben durch die Hungersnot zu dem völligen Zuſammen⸗ 
bruch des ganzen Syſtems führten. Die Hungersnot begann 
im Jahre 1918 und wütete „nicht nur in den beiden Haupt⸗ 
ſtädten, ſondern auch in Dutzenden von Diſtrikten des acker⸗ 


bautreibenden Rußland“, wie Lenin in einer Rede erklärte, 
die er vor dem Zentralexekutivausſchuß der Sowjets hielt, 


und die in der bolſchewiſtiſchen Preſſe veröffentlicht wurdel). 
Er ſprach von den „unmittelbar bevorſtehenden Qualen des 
Hungers, die das Volk werde leiden müſſen“, und ſagte, 
daß der frühere Überfluß nicht mehr exiſtiere“. „Die Si⸗ 


kuation iſt kritiſch,“ fuhr er fort, „denn das Volk iſt von 


einer Hungersnot nicht nur e ſondern ſie ie ſchon 
daz). 

And ſie war gekommen, um beſtehen zu bleiben. Von dieſer 
Zeit an herrſchte ſtändig Mangel, der in erfrägnisreicheren 
Jahren etwas weniger, in ſchlechteren mehr fühlbar war, 
niemals jedoch ganz behoben werden konnte. Die böſeſte Zeit 
war der trockene Sommer des Jahres 1921, in dem Mil⸗ 
lionen den Hungertod fanden und weitere Millionen ihr 
Schickſal geteilt haben würden, wenn nicht aus dem Aus⸗ 
land Hilfe gekommen wäre. Aber dieſe übermäßigen Aus⸗ 


wirkungen einer [ chlechten Ernte waren N en 
) Der Kampf um das Brot, . A 


> Op! cit., Seiten 23 und 36. 
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den Zuſtand der Verwirrung zurückzuführen, in den der 
Ackerbau ſeit der bolſchewiſtiſchen Revolution immer mehr 
verſunken war. Schon Monate vor Einſetzen der Trocken⸗ 


heit herrſchte Hungersnot. Schließlich zwangen, im Januar, 


Hungerrevolten in Petrograd und eine Meuterei von Ma⸗ 
frofen in Kronſtadt Lenin, das bisherige Syſtem aufzugeben 
und eine neue Wirtſchaftspolitik einzuführen. 


Viel Land lag brach und der Ertrag deſſen, das 35 be⸗ 8 


baut wurde, war durch Teilung, Mangel an Betriebskapi⸗ 
tal, an Werkzeugen, Vieh und Dünger, vor allem aber in⸗ 
folge des Fehlens jeglichen Anſporns immer geringer ge⸗ 


worden. Einige Statiſtiken, die den offiziellen Berichten des 


Volkskommiſſariats für Ackerbau und des Zentraldeparte⸗ 
ments für Statiſtik entnommen und von dem Internatio⸗ 
nalen Arbeitsamte veröffentlicht wurden, werden am beſten 
zeigen, was ſich ereignet hatter). Es werden darin die 
Jahre 1913, 1916, 1920 und 1921 verglichen, und, wenn 


auch während des Krieges das Erträgnis etwas geſunken 


war, ſo iſt es doch offenen, a es 1 a viel ge 
ringer geworden ib * 


Bebaute Fläche Bruttoertrag 
(in Millionen der Brot frucht 
Desjatinen) (in Millionen Puds) | 


9 „The 9 88 Operative. Movement in Soviet Russia“ (Die Ge 
noſſenſchaftsbewegung i in Rußland), Seiten 9092 (Genf, 1925). 
f 2) Eine Desjatine ift ungefähr ein Hektar oder 2½ Morgen. ee 
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Wenn man die Daten des Jute 1913 als Hundert⸗ 
Einheiten zur Grundlage nimmt, ſo fiel die bebaute Fläche 
von 100 auf Zr aD, der Ertrag von ro auf 36 Ein⸗ 


heiten. 


Mit den 0 ide Bodenfrüchten find e es h ſchlechter 
als mit den Getreidearten. In Millionen Puds ausgedrückt 


fiel der Ertrag: an Flachs von 33,4 auf 5,1; an Hanf 


von 25,6 auf 10,0; an Tabak von 6,3 . 073 N an 
Zuckerrüben von 55,0 auf 2,35. 

Über Vieh iſt für das Jahr 1913 feine Statiſti 11 
aber von dem Jahre 1916 bis 1921 war der Reeg, 
in ı Millionen e ausgedrückt, wie folgt: 8 85 


8 Pferde ee e ee auf 2885 de, 
indie. een 30,3 „ 38,7 „ 
Schafe und Ziegen. „ 80, „ 45,5 
Schweine „ 19,3 „ 13,6 
Summe: von 181,4 auf 120,7 


Fat die ganze e der Stände erfolgte. nad) 
dem Jahre 1917 — dem Revolutionsjahre. 

In den meiſten dieſer Produktionskategorien iſt ſeit der 
Einführung der neuen Wirtſchaftspolitik einige Beſſerung 
zu verzeichnen, worauf ich ſpäter zurückkommen werde. Ge⸗ 
genwärfig befaffe ich mich mit der Politik vollkommener So⸗ 


zialiſierung und ihren Reſultaten, die zu dem Zuſammenbruch 


des Jahres 1921 führten. Die oben angeführten amtlichen 
Daten geben einen allgemeinen Überblick über deren Wir⸗ 
kungen auf die Landwirtſchaft und der daraus erſichtliche 
fortſchreitende Niedergang ſteht in einem auffallenden Ge⸗ 


genſatz zu der wirtſchaftlichen Erholung anderer Länder nach 
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125 Kriege. Noch deutlicher jedoch tritt das auf; dem Ge⸗ 
biete induſtrieller Produktion zutage. 

In duſtrie. — Die ſtädtiſche Induſtrie iſt die Kehrſette 
der Medaille. In einem gewiſſen Sinne war ſie für die 
Politik der Bolſchewiken von größerer Wichtigkeit, weil die 
ſtädtiſchen Arbeiter als das wahre „Proletariat“ angefehen 
werden und die Seele der proletariſchen Revolution ſind. 
Das heißt, die Führer der Revolution, die ſich ſelbſt als Re⸗ 
gierung eingeſetzt hatten, ſtützten ſich auf ſie, obwohl ſie 
ſelbſt nicht dieſer Klaſſe angehörten. Die ganze Revolution, 
die auf den Lehren des Marxſchen Kommuniſtiſchen Mani⸗ 
feſtes fußte, hatte das Ziel, den Klaſſenkampf zwiſchen dem 
Proletariat und der Bürgerſchaft durch einen Sieg des 
Proletariates und durch die Errichtung der „Diktatur des 
Proletariats“ zu einem Ende zu bringen. Folglich ließ man 
die Proletarier im Vordergrund der Szene paradieren und 
räumte ihnen auch anfangs einige Macht ein. 

Das Bürgertum, die Arbeitgeber, wurden nicht f oforf aus 
ihren Betrieben entfernt, doch ein im November 1917. her⸗ 
ausgegebener Erlaß führte die „Arbeiterkontrolle“ ein, was 
bedeutete, daß die Beſitzer, die Direktoren und ihre Stäbe 
das Werk unter der Oberleitung der Arbeiter zu führen 
hatten. Das war ein Verſuch, einen Gedanken zu verwirk⸗ 
lichen, der ſich hier in England während des Krieges ſehr 
verbreitet hatte und teilweiſe i in der Bewegung der Werk⸗ 
ſtättenvertrauensmänner (Shop Stewards Movement) zum 
Ausdruck gekommen war. Aber er darf nicht mit dem eigent⸗ 
lichen Syndikalismus verwechſelt werden, der darauf hin⸗ 
zielt, den nach Induſtrien organiſierten Arbeitern gemein = 
ſchaftlich nicht nur die Kontrolle, ſondern auch den Beſitz 
der Betriebe zu verſchaffen. Das war nicht Senins Politik; a 
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im Gegenteil, er hat i immer den Syndikalismus angegriffen, 


der offenſichtlich mit dem Prinzip der ſtarren Zentraliſierung 


unvereinbarlich iſt. Arbeiterkontrolle iſt ſyndikaliſtiſch; doch 
in Rußland ſollte ſie von Arbeitern gehandhabt werden, 
die als Organe des Staates und nicht als unabhängige 


f Körperſchaften zu handeln hatten. 


Natürlich verſagte dieſer Plan. Es an zu Nelbungen, 


und die Arbeiter, die das große Wort führten, warfen ihre 


früheren Vorgeſetzten hinaus oder zwangen ſie, ſich zurück⸗ 
zuziehen. Als die Arbeiter ſich daun als ganz unfähig erwie⸗ 
ſen, die Fabriken ſelbſt zu leiten, ſchritt der Staat ein und 
ergriff mit der Begründung, daß die Eigentümer den MNo⸗ 
vembererlaß nicht befolgt hätten, ohne jegliche Entſchädigung 
Beſitz von den Werken. So begann die ſich dann immer 
mehr und mehr ausbreitende Sozialiſierung oder Nationali⸗ 
ſierung der Induſtrie. Beſondere Aufmerkſamkeit wurde der 
Schwerinduſtrie geſchenkt, die auch heute im Mittelpunkt 
des ſozialiſtiſchen Denkens ſteht und gewöhnlich dem Kapi⸗ 
falismus gleichgeſetzt wird, obwohl die Grenze zwiſchen 
Schwer⸗, Mittel⸗ und Kleininduſtrie ganz willkürlich iſt und 
die wirtſchaftlichen Grundlagen für alle dieſelben ſind. 
Schließlich kam alles in die Hände des Staates, nur den 


kleinen Leuten wurden ihre Geſchäfte belaſſen, wie es 1 


alle ſozialiſtiſchen Parteien zu kun beabſichtigen. . 
Doch bevor ich an die Beſprechung der praktiſchen Aus⸗ 
wirkungen der Sozialiſierung gehe, ſcheint es mir angebracht, 
einige beſonders 5 Merkmale 1 Syſteme 35 
erwähnen. 
Gewerkſchaften. Vor der bolſchewiſtiſchen; Revo⸗ 
liution war es wie anderswo die Hauptobliegenheit der Ge⸗ 


ö werkſchaften, ee mit den Arbeitgebern abzu⸗ 
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ſchließen. Dies ging auch nach der Umwälzung noch einige 
Zeit ſo fort und zwar in erweitertem Ausmaße. Die den 
Arbeitern zuteilgewordene neue Macht ermutigte ſie einer⸗ 
ſeits, zu einer dem wahren Syndikalismus zuſtrebenden Or⸗ 
ganiſakion nach Induſtrien zu ſchreiten, anderſeits aber riefen 
ſie den Staat zu Hilfe, um die Arbeitgeber, die den ſtets 
wachſenden Forderungen Widerſtand entgegenſetzten, gefügig 
zu machen. Dies war einer der Umſtände, die zur Verſtaat⸗ 
lichung führten. Und mit dem Fortſchreiten des Verſtaat⸗ 
lichungsprozeſſes änderten ſich Wirkungskreis und Charakter 
der Gewerkſchaften vollkommen. Die Kollektivverträge wur⸗ 
den allmählich abgeſchafft und an ihre Stelle traten durch 
Erläſſe feſtgeſetzte Lohntabellen. Die Gewerkſchaften aber 
wurden ſtaatliche Organe, denen verſchiedene, mit der Fort⸗ 
entwicklung der kommmmiſtiſchen Politik ſich mehrende Auf⸗ 
gaben anvertraut wurden. Sie waren verantwortlich für den 
Berrieb der ſtaatlichen Unternehmungen, für die Durchfüh⸗ 
rung der Beſtimmungen über die allgemeine Arbeitspflicht, 
für die Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen und die Verteilung 
der Rationen, die an Stelle von Löhnen ausgefolgt wurden. 
Der allgemeine Arbeitszwang — die ſogenannte Militari⸗ 
ſierung der Arbeit. — wurde eingeführt, um dem Grund⸗ 
ſatze „Wer nicht arbeitet, ſoll auch nicht eſſen zur Geltung 
zu verhelfen; jedermann mußte daher in eine Gewerkſchaft 
eintreten. Die Mitgliedſchaft war eine zwangsweiſe, die 
Mitgliederzahl erhöhte ſich von 923 601 im Jahre 1917 
auf 8 428 362 int Juli 192 11). Doch, wie Trotzky in ſeinem 
Buche „Terrorismus und Kommunismus“ 2) erwähnt, war 
1) „Industrial Life in Soviet Russia‘, Seite 1 OSpternatonafe 


Arbeitsamt, Genf, 1924). f 
) „Terrorism and Genion tete Seite 156, : 
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wenig von dem beſtehen geblieben, was man allgemein unter 
Gewerkſchaftsweſen verſteht. Er verteidigt die Militariſierung 
der Arbeit als eine unvermeidliche Folge der Sozialiſierung. 
„Das Prinzip der Arbeitspflicht“, ſagt er, „hat das 
Prinzip des freien Lebens ebenſo vollkommen und bleibend 
erſetzt wie die Sozialiſierung der Produktionsmittel das ka⸗ 
pitaliſtiſche Eigentum erſetzt hat.“ Er bemerkt ferner: 
„Wenn ein organiſiertes Wirtſchaftsleben nicht ohne allge⸗ 
meine Arbeitspflicht denkbar iſt, ſo kann dieſe nicht verwirk⸗ 
licht werden, ohne daß die Einbildung von der Freiheit der 
Arbeit aufgegeben und durch das Prinzip der mit einem fat» 
ſächlichen Zwange zur Arbeit verbundenen Arbeitapfücht er⸗ 
ſehe wird), 
Die Vorſtellung von der Freiheit der Arbeit 85 voll, 
0 preisgegeben. Wie er zugibt, gab es keine Freiheit 
mehr. Jeder, gleichgültig ob Mann oder Weib, wurde ein⸗ 
geteilt, mußte hingehen, wohin er geſchickt, und machen, was 
ihm anbefohlen wurde. Wer ſich weigerte, bekam keine Ra⸗ 
fion. Auch hatte niemand bei Feſtſetzung der Arbeitsbedin⸗ 
gungen mikzureden, wenn er nicht Mitglied der kommuniſti⸗ 
ſchen Partei war, die eine zahlenmäßig beſchränkte, bevor⸗ 
zugte Klaſſe bildete, zu welcher der Zutritt eiferſüchtig ge⸗ 
hütet wurde. Die Gewerkſchaften, die ſtaatliche Organe ge⸗ 
worden waren, wurden von erprobten und verläßlichen Mit⸗ 
gliedern der Kommuniſtiſchen Partei beherrſcht, die einen 
Zentralausſchuß bildeten. Dieſer war in Wirklichkeit ein 
Departement der Regierung und übernahm Funktionen, die 
bisher von anderen Abteilungen ausgeübt worden waren ). 


) Op. eit., Seiten 126 und 131. e 5 
2) „Industrial Life in Soviet Russia“, Gele 10 Suternationales 
Arbeitsamt, Genf, 1924). : 
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Die Ergebniſſe der induſtriellen Produktion waren noch 
ſchlechter als die der landwirtſchaftlichen. Die nachfolgend 
angeführten Zahlen find von der Scatiſtiſchen Zentralab⸗ 
teilung angegeben und vom Internationalen Arbeitsamt in 
Genf e worden!): ne 


Indu frielle Produktion 
Große u. mittlere Induſtrien Kleine Sndufirien — 
SET 


100% 
26,4 


Jahr 


1912 
1920 


Insgeſant ergibt ſich eine Verminderung von 4451 auf 
711 Millionen Goldrubel, oder in Indexzahlen von 100 auf 
15,9. Wenn man ſich an dem Vergleiche mit dem Jahre 1912 
ſtoßen ſollte, ſo mag bemerkt werden, daß die Fabriksleiſtun⸗ 
gen während des Krieges bedeutend angeſtiegen waren — 
und zwar auf 127,5 9% der Vorkriegsproduktion. Aus der⸗ 
ſelben Quelle a die Aufſtellung über e au 
Seite 44. 5 

Der Ertrag pro Kopf der Bevölkerung war im Jahre 
1912 Goldrubel 37,79. Int Jahre 1920 war er au 463 
Goldrubel geſunken. N 

Es mögen noch einige bi ſtaliſtiſche Daten angeführt 
werden, die von der ſteägen Abnahme der ee er⸗ 
zählen?). N 5 e 


) „The Co- operative Movement in Soviet Russia“ . (Die genoffen 
ſchaftliche Bewegung in Sowjet⸗Rußland) Seiten 93-94 (Genf, 1925): 
2) „The Co-operative Mas Samen: in Russia“, Seite 105. 
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Sagte. Mitionen Puds Millionen = Inderzapt, 


(4013) “ (2920) (1913 = 100) 


Kohle N dr 17380 | 4760 
Naphtha ; 560,0 23450 42,0 
Eiſenerz 8 550,0 10,0 1,58 
Roheiſen a 5 257,0 1,0 2,7 
Siemens⸗Martin⸗Stah!l [ 259,0 9,9 D3,8 
Waalzſtahl N 214,0 112,0 52,0 
Baumwollgarn j 12,0 0,8 6,7 
Baumwollſtoff (in Actſchins) 2700, 55,0 2,0 
Tabak (Einheiten) 38731,0 18700,0 f 48,3 
Zucker 87,5 5,5 63 
Paper 119 21 | 176 . 


Int Jahre 1913 betrug das Staatseinkommen pro Kopf 

der Bevölkerung 101,35 Rubel; im Jahre 19 85 war es 
N Sr 38,6 Rubel gefallen. 

Das Erträgnis aus der Landwirtſchaft betrugen in 1921 
bis 1922 nur 52,9 v. H. von dem des Jahres 1913; das 
aus der Induſtrie nur 22,9 v. H. Die letzte Angabe iſt 
durch Kameneff mehr als beſtätigt, der ſagte, daß die Pro⸗ 
duktion mit dem Frühjahr 1921 auf 20 v. H. des Vor⸗ i 
kriegsniveaus gefallen ſeit). 

Der Rückgang der ländlichen und der Verfall der ſtädti⸗ 
ſchen Produktion hatten in gegenſeitiger Rückwirkung zur 
Folge, daß der Niedergang beider ſich beſchleunigte. Die 
Städte konnten keine Nahrungsmittel erhalten und das 
Land. keine Werkzeuge, keinen Dünger und keine andern 
notwendigen Artikel. Dabei wurde die Not beider 1 en 

das Verſagen der Transportmittel erhöht. . 

1) „Pravda“ — Bericht des Allruſſiſchen Kongreſſes, Degeiibir 1921. 
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Man könnte fragen, ob nicht kroz dieſer Zuſtände die 


Lebensbedingungen der Arbeiter ſich in gewiſſen Beziehun⸗ 


gen gebeſſert hätten. Tatſächlich hatten fie ſich nur für die 
Mitglieder der Kommuniſtiſchen Partei gebeſſert, die ohne 


Rückſichtnahme auf ihre Fähigkeiten alle Amtspoſten be⸗ 
ſetzteu und die ungeheuere, ſtetig anwachſende Bürokratie 


bildeten. Für alle andern waren die Lebensbedingungen ſtu⸗ 


fenweiſe fortſchreitend viel ſchlechter geworden. Sie hatten 


durch die Militariſierung der Arbeit alle Freiheit eingebüßt, 


die Löhne waren ungeheuer gefallen, während die Preiſe — 
inſoferne auf Wegen eines unbefugten Handels überhaupt 
etwas zu kaufen war — noch unverhältnismäßig mehr ge⸗ 
fliegen waren. Bis zum Jahre 1917 wurden die Löhne größ⸗ 
- fenteils noch in Geld ausbezahlt, und zwar betrugen in 


dieſem Jahre die Geldlöhne 96,4 0 derjenigen des Jahres 


1913, wozu noch ein geringer Zuſchlag in Nahrungsmitteln 
und Leiſtungen der Gemeindeanſtalten kam, ſo daß im ganzen 
das Lohnniveau. des Jahres 1913 überſchritten wurde und 
zwar im Verhältniſſe von 101,8 zu 100. Im folgenden 
Jahre, dem erſten der bolſchewiſtiſchen Verwaltung, fielen die 
Geldlöhne auf 21,5%, die Geſamtlohnleiſtungen auf 40,9 0%. 
Im Jahre 1920 betrugen die Geldlöhne nur mehr 2,2% 
und die Geſamtlohnleiſtungen 32,4%; oder meiner als ein 
Drittel derer vom Jahre 19171). 


Der Verbrauch per Kopf der Sanbbenöfferung bezifferte 


ſich vor dem Kriege auf 27,31. Goldrubel; in den ra 
1920— 1921. war er se, 3,%4 r Goldrubel geſunkene). 


) „Industrial Lite i in Soviet Russia“, Seite 169 Gade, 
Arbeitsamt, Genf, 1924). 


2) „The Co- operative Movement in Soviet! Russia‘, Seite 108 
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Dieſe Tatſachen, denen noch viele andre zugeſellt werden 
könnten, erklären vollkommen, weshalb Lenin die Politik 
völliger Sozialiſierung aufgegeben und im Jahre 1921 eine 
neue Wirtſchaftspolitik aufgenommen hat. Es war offen⸗ 
kundig unmöglich, ein Syſtem aufrecht zu erhalten, das 
ſolche Ergebniſſe gezeitigt hatte und fie progreſſiv verſchlim⸗ 
merte. Man verſuchte die Schuld an dem Zuſammenbruche 
den Verwüſtungen des Bürgerkrieges und der Hungersnot 
von gar: indie Schuhe zu ſchieben, aber der Zuſammen⸗ 
bruch war ſchon vor der Hungersnot erfolgt; und der wirf- 
ſchaftliche Niedergang, der zu ihm führte, hatte ſchon lange 
vor Ausbruch des Bürgerkrieges begonnen und hörte auch 
nach deſſen Ende nicht auf. Überdies hatte der Bürgerkrieg 
die ſtädtiſchen Induſtrien überhaupt nicht berührt, ſondern nur 
gewiſſe ländliche Bezirke geſchädigt, während der Niedergang 
der Landwirtſchaft für beide in gleichem Maße fühlbar war. 

Doch man muß nur Lenins eigenes Zeugnis 1 
def ſen Autorität wohl kaum beſtritten werden kann. Eine der 
hervorſtechendſten Eigenſchaften dieſes ungewöhnlichen Man⸗ 
nes war die Bereitwilligkeit, mit der er Irrtümer zugab, 
was im Leben überhaupt, ganz beſonders aber unter Poli⸗ 
fifern eine große Seltenheit iſt. Die fortwährende Über- 
prüfung und Kritik ſeiner eigenen Politik, die offene Aner⸗ 
kennung von Fehlern und der ſchnelle Wechſel der Taktik 
gehörten zu ſeinen Prinzipien. Schon im April 1918 — lange 
vor dem Bürgerkriege — kritiſierte er die bolſchewiſtiſche in⸗ 
duſtrielle Politik und ſagte er feinen Anhängern, daß es not- 
wendig wäre, einen Schritt zurück zu tun und induſtrielle 
Fachmänner aus den Bürgerkreiſen zu hohen Gehältern her⸗ 
anzuziehen, da bei der Proletariſierung der Werkſtätten alle 
davongejagt worden ſeien. Überdies müßte in den Fabriken 
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die ſtrengſte Difziplin herrſchen. Unbedingter Gehorſam ge⸗ 


gen den Leiter, gewiſſenhafte Abrechnung, regelmäßige Ar⸗ 


beit, eine den Leiſtungen entſprechende Bezahlung, kurz alles, 
was man abſchaffen zu kömien geglaubt hatte, as von uhr 
Binder: Notwendigkeit!). 

Dieſ e Rede war ſehr auff clußteich. Sie war das Belenut⸗ 


nis einer Enttäuſchung und enthielt viel mehr, als geſagt 


wurde. Die in die Praxis umgeſetzte Theorie hatte gezeigt, 


auf wie vielen Trugſchlüſſen und falſchen Auffaſſungen ſie 
beruhte, hatte das Trügeriſche der Lehre vom Klaſſenkampfe 


und der Werttheorie des Proletariates und der Arbeiter⸗ 


partei dargefan und die Pfeiler des ganzen Marxiſtiſchen 


Gebäudes erſchüttert. Nach der Theorie erzeugen die Ar⸗ 
beiter oder das Proletariat alles und werden nur von den 
bürgerlichen Kapitaliſten und Leitern der Induſtrie ausge⸗ 
beutet, die die Produktion zu ihrem eigenen Nutzen allein be⸗ 
treiben. Daher der Klaſſenkampf, der mit der Unterdrückung 
des Bürgerfumes und dem Siege des Proletariats enden 
ſollte, das — vom bedrückenden Joche kapitaliſtiſcher Auto⸗ 
rität und von ungebührlichen Forderungen befreit — freu⸗ 


digen Herzens die Induſtrien weit mehr im Intereſſe der 


Allgemeinheit fortführen und ſelbſt den Nutzen der neuen 
Werke genießen wird, die es auch bisher geſchaffen, die 5 
aber von den Kapitaliſten geraubt worden waren. 
Dieſe Annahmen waren in Rußland bis zum April 5978 
durch ſechs Monate auf die Probe geſtellt worden. Der 
Klaſſenkampf hatte mit dem Siege des Proletariats geendet, 
das zur Macht gelangt und mit der Herrſchaft über die 
Induſtrien betraut worden war. Das Ergebnis war ein 


9) „Die nächsten Aufgaben. der Sowiet- Macht“, Seiten 19, 3 9% 
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vollſtändiger Fehlſchlag. Weit davon entfernt, die auf ſie 
geſetzten Hoffnungen zu rechtfertigen, hatten ſich die Prole⸗ 
farier unfähig gezeigt, die Induſtrien zu leiten, und, anſtatt 
beſſer und gewiſſenhafter für die Allgemeinheit zu arbeiten, 
hatten ſie nur an ſich gedacht und waren fauler und nach⸗ 
läſſiger denn je geweſen. So erwies es ſich denn als not⸗ 
wendig, ſie abermals unter die Autorikät von Männern zu 
ſtellen, die ſich auf die Leitung der Induſtrien verſtanden, 
und ſie einer ſtrengen, eiſernen Diſziplin zu unterwerfen, 
nebſtbei aber einen perſönlichen Anreiz zur Arbeit zu ſchaf⸗ 
fen, indem man ſie nach ihren Leiſtungen bezahlte. 
Lenin hatte die Entdeckung gemacht, daß Verwaltung 
N und Buchführung eine beſondere Arbeit darſtellen, die eigene 
Kenntniſſe erfordert, wie ſie weder die Sozialiſten noch das 
Proletariat beſitzen, die daher aus dem erzielten Gewinn 
(Produktionsüberſchuß) bezahlt werden müſſe. Er hatte das 
früher nicht gewußt, weil auch Marx, von dem ſeine Ideen 
ſtammten, es nicht gewußt hatte. Er kam ferner darauf, daß 
die Menſchen von Natur aus faul ſeien und der Difziplin 
ſowie eines Anſpornes bedürften, um überhaupt zu arbeiten. 
Er hatte einiges gelernt, ſein Vertrauen in das Proletariat 
war nun erſchüttert. Aber er hatte nicht alles gelernt, was 
ihn ſeine erſten Erfahrungen häkten lehren ſollen, die in Wirk⸗ 
lichkeit alle ſeinen Verſuchen zugrunde gelegten Behauptun⸗ 
gen der ſozialiſtiſchen Theorie, beſonders aber die Anſicht 
von der Überlegenheit des Proletariates über die Bourgeoiſie 
über den Hauf warfen. Er dachte immer noch, daß die 
Mängel durch die von ihm angegebenen Maßregeln behoben 
werden könnten, daß die Schwierigkeiten vorübergehender 
Natur ſeien und das Proletariat imſtande ſein würde, die 
notwendigen Kenntniſſe zu erwerben, ſo daß es ſich ſpäter 
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einmal wieder von jeder Einflußnahme der Bourgeoiſie werde 
freimachen können. In der Zwiſchenzeit glaubte er die not⸗ 
wendige Diſziplin durch ſtaatlichen Zwang aufrechterhalten 
zu können. Er irrte damit, wie die Folge zeigte, und bereitete 
ſich ſelbſt nur weitere Enttäuſchungen, da er an Irrtümern 
feſthielt und die Frage nicht ganz erfaßte. Wie ich ſofort 
erkannte, als ich ſeine Rede vom Jahre 1918 zum e 
las, hatte er keine Ausſicht auf Erfolg. 

Der Krach kam zu Aufaug des Jahres 1921, herbeige · 
führt durch die zunehmende Verſchlechterung der Verhält⸗ 
niſſe, wie ſie ſich in den bereits angeführten ſtatiſtiſchen 
Daten ſpiegelt. Und wieder anerkannte Lenin, daß die eige⸗ 
nen Fehler ſeiner Partei daran ſchuld ſeien und daß deren 
Wirkſchaftspolitik abgeändert werden müſſe. Offentlich be⸗ 
handelte er die Angelegenheit zum erſten Male am 15. März 
1921 auf dem 10. Kongreß der Kommmniſtiſchen Partei. 
Vorher hatte er ſeine Anſichten dem Zentralausſchuſſe vor⸗ 
getragen, der ſie, wie gewöhnlich, billigte. Dem Kongreß 
kamen ſie aber offenbar etwas befremdlich vor, ſo daß ſie zuerſt 
einigem Widerſpruch begegneten. Lenin begann damit, die ge⸗ 
bieteriſche Notwendigkeit einer die Landbevölkerung zufrie⸗ 
denſtellenden Politik darzulegen; W . der Se 
der Sowjet⸗Regierung ab: 

„Wir wiſſen, daß — ſo lange nicht auch; in a Län: 
dern die Revolution ausgebrochen iſt — nur eine Verſtän⸗ 
digung mit den Bauern die ſoziale Revolution in Rußland 
ſichern kann.... Unſere Mittel find beſchränkt, aber wir 
müſſen die Mittelklaſſe der Landbevölkerung zufrieden⸗ 
ſtellen!).“ Er ſagte ferner: „Ein Kommuniſt, der es für 

1) Lenin, „Complete Works“, Band XVIII, I. Teil, Seite 138, zitiert vom f 
Internationalen Arbeitsamt („The Co- operative Movement, Seite 80.) 
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möglich gehalten hat, die wirtſchaftliche Grundlage des 
Ackerbaues in drei Jahren abzuändern, muß ein Träumer 
geweſen fein,“ und: „Die Leute, die voll der beſten Abſichten 
von Dorf zu Dorf gewandert ſind, um Arbeitsgemeinden 
zu gründen und gemeinwirtſchaftliche Unternehmungen ins 
Leben zu rufen, haben nichts von der Landwirtſchaft verſtan⸗ 
den.“ Er ſchloß, daß es nur zwei Wege gäbe, die Lage des 
kleinen Landwirtes zu verbeſſern, wie zur Wiederbelebung 
der Landwirtſchaft von ausſchlaggebender Bedeutung wäre, 
und zwar: „Er muß eine gewiſſe Handelsfreiheit genießen 
und mit den notwendigen Waren verſorgt werden!. 

„Wenn durch Einführung des freien Handels der Staat 
inſtand geſetzt würde, im Austauſch gegen Induſtrieer⸗ 
zeugniſſe eine beſtimmte Menge von Brotgetreide zu erlan⸗ 
gen, und wenn dieſes Quantum für die Bedürfniſſe der 
Städte und Induſtrien ausreichte, ſo wäre das wirtſchaft⸗ 
liche Syſtem wieder aufgerichtet ...)“ 

Dies war das Problem, das man die „Schere“ 1 die 
Frage nämlich, wie man die beiden Klingen — landwirkſchaft⸗ 
liche und induſtrielle Produktion — einander anpaſſen könnte. 
Ign den feinen Ausführungen folgenden Erörterungen 
wurde ihm entgegengehalten, daß die Wiedereinführung des 
Handels unzweifelhaft zur Wiederauferſtehung des Klein⸗ 
bürgertums und des Kapitalismus führen N und er 
25 es auch zu: 

„Es iſt nutzlos, die Tatſache nicht ſehen zu Pollen ar 
Freer Handel ermutigt die Kapitalsbildung; darüber kommt 
man nicht hinweg, und wer da behauptet, daß die Be 
anders liegt, verſchwendet nur feinen Atem)“ 


*) „The Co- er Movement in l Seite Br. Eh 
3 Op. cit., Seite 84. N i 
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Lenin werkeidigte ſeinen Vorſchlag, indem er die ganze 
75 auf eine weitere Baſis ſtellte. Er ſagte, eine Ande⸗ 
rung der Wirtſchaftspolitik ſei nicht nur wegen der Lage der 
Landbezirke, ſondern wegen der allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe des Staates notwendig. Und ſein Wille ge⸗ 
ſchah, wie immer. Die einzige klare Entſcheidung aber, die 
damals (März 192) getroffen wurde, war die Verord⸗ 
nung, durch die die bisherige zwangsweiſe Eintreibung von 
Lebensmitteln, Rohmaterialien und Futterſtoffen abgeſchafft 
und dafür eine Abgabe (Steuer) in Naturalien eingeführt 
wurde, die jedoch höher ſein ſollte als die bisherige Zwangs⸗ 
leiftung.. Diefer erſte Schritt zog andre nach ſich, und die 
neue Wirtſchaftspolitil wurde im Laufe dieſes Sommers 
unter dem kragiſchen Drucke der Hungersnot, die die Not⸗ 
wendigkeit eines Wechſels unleugbar erſcheinen ließ, ſtufen⸗ 
weiſe ausgebaut. Am 17. Oktober 1921 hielt Lenin die 
berühmte Rede, die ein volles Eingeſtändnis ſeiner Irrtümer 
und Fehlſchläge enthält. Dieſe bei einer Konferenz „Poli⸗ 
tiſcher Erzieher“ gehaltene Rede wurde am 19. Oktober in 
der „Iswestia“ (dem amtlichen Organ der ruſſiſchen Regie⸗ 
rung) veröffentlicht, und eine Überſetzung erſchien in „The 
Socialist Review“, der von Mr. J. R. Mac Donald heraus: 
gegebenen Monatsſchrift der, Independent Labour Party“ 
(Unabhängige Arbeiterpartei) im Januar 1922. Es iſt nof- 
wendig, in dieſen Einzelheiten ſehr genau zu ſein, da es die 
altgewohnte Praxis gewiſſer Sozialiſtenblätter in dieſem 
Lande iſt, die Echtheit aller von Rußland kommenden Nach⸗ 
richten abzuleugnen, die geeignet erſcheinen, einen für den 
Bolſchewismus ungünſtigen Eindruck zu machen. Ich führe 
aus der Uberſezung der Independent Labour Party die am 
meiſten ins Auge ſpringenden Stellen, die ſich auf den Zu⸗ 
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enden bes. Derfndes e einer vollen Salſtans in 
e beziehen, an. ö 


Lenin beginnt 9 mir einem „ Hinweis alf die vorge⸗ N 


unommene jähe Schwenkung in der Politik, die mehr Ele⸗ 
mente der alten Ordnung einbezog, als bisher. Als Grund 


dafür führte er die Erkenntnis an, daß ſich die Annahme, 
man könnte von dem alten Regime direkt zu einer Kontrolle 
der Produktion und zu deren Verteilung nach kommmniſti⸗ 
ſchen Grundſätzen übergehen, als falſch erwieſen habe. Er 
erinnerte, fortfahrend, an einige zu Beginn des Jahres 1918 
aufgeſtellte Grundſätze, die man — wie er ſagke — un⸗ 


glücklicherweiſe vergeſſen habe, und gab zu, daß man einen 
Irrtum begangen habe, „keilweiſe beeinflußt durch den Auf⸗ 


ſtand der Tſchechoſlowaken und den Bürgerkrieg“). Der 


Fehler wäre geweſen, daß man verſucht habe, burvermittelt 


zur Erzeugung und Verteilung der Güter nach kommi 


ſtiſ chen Grundſätzen überzugehen“. 


„Wir dachten, die Bauern würden ihr Getreide beitreiben 
laſſen, dieſes würde an Fabriken und Werkſtätten verteilt 
werden, ſo daß wir zu einem Syſtom der Produktion und 
Verteilung nach kommuniſtiſchen Grundſätzen zu gelangen 


vermöchten. Ich ſage nicht, daß dies ein wohldurchdachter 


Plan war, jedenfalls haben wir unglücklicherweiſe danach 
gehandelt. Ich ſage unglücklicherweiſe, weil die Erfahrung 

— ſchon die Erfahrung kurzer Zeit — das Irrtümliche un⸗ 
ſeres Planes erkennen ließ, der im Widerſpruch zu allem 
2 was wir 1 1 über die 8 ef u er 


g ſten 1 5 der Sowjetmacht vom April 1918 beweiſen, daß der Schle 


begangen worden war, bevor dieſe Ereigniſſe irgendwelchen Einfluß aus- 


. üben konnten; da ſie noch gar nicht ſtattgefunden hatten. 
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auf dem Wege vom Kapitalismus zum Kommunismus eine 
Periode ſozialiſtiſcher Ordnung einzuſchalten, da ohne einen 
ſolchen Übergang: nicht einmal 5 e h des Kom⸗ 
munismus zu erreichen wäre. a 

In dieſer Zeit haben wir folge lass. erkamiare eine 
eruſte wirtſchaftliche Niederlage erlitten, nach der wir einen 
ſtrategiſchen Rückzug antraten.... Es kann kein Zweifel 
herrſchen, daß wir an der wirtſchaftlichen Front eine Nie⸗ 
derlage, und zwar eine ſehr ſchwere Niederlage erlitten 
haben. Wir ziehen daher ganz offen die Frage der 92 5 
a einer neuen Wirtſchaftspolitik in Betracht. 

„Der Verſuch, den Kommunismus einzuführen, hat uns an 
De: wirtſchaftlichen Front eine Niederlage eingetragen, die 
viel ernſter iſt als irgendeine, die wir bisher durch Kol⸗ 
tſchak, Denikin oder Pilſudſki erlitten haben. In dieſer Pe⸗ 
riode hat unſere Wirtſchaftspolitik, wie ſie von den Behör⸗ 
den entworfen worden war, nicht im entfernteſten den. fat 
ſächlichen Vorgängen in der Maſſe der Bevölkerung Rech⸗ 


nung getragen, ſie war nicht einmal imſtande, die Produktion 


wiederherzuſtellen. Jeder Verſuch dazu wurde auf dem Lande 
durch die Requiſitionen, in den Städten durch die unvermit⸗ 
telte Einführung des Kommunismus, zunichte gemacht. 
Dieſe Politik iſt es, die die ſchwere wirkſchaftliche und Aug 
tiſche Kriſe des Frühjahrs 1921 heraufbeſchworen hat. 

Hier erlebten wir, vom Standpunkte unſerer ellgeneinen 
Politik aus geſehen, eine . eine . un 
lage und einen Rückzug. 

Die neue Wire i die an Saale der Hemi, 
einem Hasen Maße die Worberheſtelung dest Kapita⸗ 
lismus. Bis zu welchem Grade wiſſen wir nicht. Konzeſ⸗ 
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fionen an zenslänbiſche Kapitaliſten (von denen bisher im 
Verhältnis zu unſeren Angeboten nur ſehr wenige erworben 
wurden) ſowie Garantien für das Privarkapital ſind nicht 
mehr und nicht weniger als eine direkte Wiedereinführung 
des Kapitalismus, und dieſe Maßnahmen ſind mit unſerer 
neuen Wirtſchaftspolitik innig verbunden. Das Einſtellen 
der Requiſitionen bedeutet für die Bauern die Freiheit des 
Handels mit dem ihnen nach Leiſtung der (nur einen geringen 
Teil des Ertrages erfordernden) Abgaben verbleibenden Pro⸗ 
duktionsüberſchuß. Die Bauernſchaft macht die überwälti⸗ 
gende Mehrheit unſerer Bevölkerung aus und bildet das 
wichtigſte Element unſerer Volkswirtſchaft, ſo daß es un⸗ 
möglich iſt, einem ſich auf Grund dieſer Freihandelsmöglich⸗ 
keit entwickelnden Kapitalismus auszuweichen... Vom ſtra⸗ 
tegiſchen Standpunkte aus handelt es ſich hauptſächlich dar⸗ 
um, wer bei dieſer neuen Lage am beſten fahren wird ... 
Zweifellos und offenbar hat ſich dank des Wechſels in un⸗ 
ſerer Wirtſchaftspolitik krotz der fürchterlichen Hungersnot 
eine Beſſerung der allgemeinen Lebensbedingungen ergeben). 
Wenn anderſeits der Kapitalismus Nutzen bringt, wird 
ſich die induſtrielle Produktion und damik das Proletariat 
heben. Die Kapitaliſten werden von unſerer neuen Politik 
profitieren und jenes induſtrielle Proletariat wieder groß⸗ 
ziehen, das infolge des Krieges und des wirtſchaftlichen Zu⸗ 
5 bei uns als Klaſſe a re 


1) Das iſt 91105 Marz und Oktober, alſo in der periode der Kragen 
Dürre. Dieſes Geftändnis ift ungemein lehrreich. Die alte Politik des Kom⸗ 
munismus hatte das Land bei normalen Ernten ruiniert; die keilweiſe Zu⸗ 
laſſung des Kapitalismus dagegen hatte ſchon in ſechs Monaten — nach 
Lenins e eigenen Angaben — trotz der ſchlechteſten Ernte, an die r man n ſi 0 
N erinnern konnte, eine Beſſerung zur Folge gehabt. 
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iſt Es handelt ſich nur darum, wer zuerſt am Platze | 


iſt. Wenn die Kapitaliſten ſich früher organifieren, fo wer⸗ 
den fie die Kommuniſten verdrängen — darüber iſt kein 


Wort zu verlieren. Man muß der Sache ins Antlitz 
ſchauen. Wer wird der erſte am Platze ſein? Wird ſich 
die Macht des Proletariats fähig erweiſen, mit Hilfe der 
Bauern die kapitaliſtiſchen Herren im Zaume zit halten, 
ſo daß der Kapitalismus vom Staate gelenkt werden kann, 
ſo daß ein Kapitalismus geſchaffen wird, der dem Staate 
untertan und ihm zu dienen bereit iſt? Die Wiederbelebung 
des perfönlichen Intereſſes iſt die Hauptſchwierigkeit dabei. 
Jeder Spezialiſt muß ſoweit intereſſiert werden, daß die 
Entwicklung der Produktion ihn direkt angeht. Haben wir 
das getan? Nein, wir haben es verabſäumt. Wir dachten, 
Erzeugung und Verteilung der Güter würden ſich nach den 
Grundſätzen der Kommuniſten in einem Staate mit einem 
deklaſſierten Proletariat durchführen laſſen. Wir müſſen un⸗ 
ſere Methode ändern, ſonſt werden wir das Proletariat 
nicht dazu bringen, den Übergang zu verſtehen. Unſer Sturm⸗ 
angriff hat fehlgeſchlagen, wir ſind zurückgeworfen worden, 
müſſen uns niederlegen, müſſen Laufgräben ausheben und 
Minen bohren. Die geſamte Volkswirtſchaft muß auf dem 
Intereſſe der Einzelnen aufgebaut werden. Gemeinſame 
Beratungen müffen weiterhin gepflogen werden, die Ver⸗ 
antwortung aber muß eine perſönliche fein... Wir haben 
nicht früh genug erkannt, wieviel den Beſprechungen bei 
Verſammlungen überlaſſen werden kann und was der Re⸗ 
gierung anvertraut werden muß. Und die meiſten unſerer 
Kongreſſe ſind in eine leere Wortdreſcherei ausgearfef. 
Haltet Verſammlungen ab, wenn ihr wollt, aber befehlt 
ohne das geringſte Bedenken, regiert mit feſterer Hand, als 
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der Kapitaliſt es getan hat, fonft werdet ihr ihn niemals 


ſchlagen können. Die Führung muß ſtrenger, muß unerbitt⸗ 
licher ſein als früher. In der Roten (Armee wurde die 
Difziplin, nach Monaten voll Beſprechungen, ebenfo- ſtraff 
wie unter dem alten Regime. Es wurden Strafen einge⸗ 
führt, wie ſie nicht einmal die alte Regierung Si 
unter auch die Todesftrafel), 

Wenn wir jetzt nicht gut arbeiten, 95958 wir alle zum 
Teufel. Sie werden uns alle hängen und werden recht da⸗ 
mit fun, denn, wenn wir verſagen, of find fie es ſich ſchul⸗ 


dig, uns zu hängen.“ 


Bedarf es noch weiterer Beweiſe dafür, daß die Maſchine 
völlig zuſammengebrochen und daß dieſer Zuſammenbruch 
durch die falſchen Berechnungen und Grundſätze verſchuldet 


war, nach denen fie erbaut worden? Die Verteidiger des 


Bolſchewismus haben kühne Stirnen, doch auch der Kühnſte 
von ihnen wird wohl kaum behaupten, daß er mehr wiſſe als 


Lenin. 


Unterſuchen wir einmal, was eigentlich e 
chen war. Es war das in Rußland an Stelle des Kapitalis⸗ 
mus eingeführte Wirtſchaftsſyſtem, der ſogenannte Kommu⸗ 
nismus — das iſt eine durch revolutionäre Methoden und 


unter Gewaltanwendung durchgeführte vollkommene Sozia⸗ 


liſierung, wie ich in der Einleitung erklärt habe. 5 
Dieſe erzielte nicht die erwarteten Wirkungen, ſondern ganz 


andere, die es unmöglich machten, das Syſtem aufrechtzu⸗ 


erhalten. Statt wirtſchaftlichen Aufſchwunges brachte es 
den wirtſchaftlichen Verfall, und zwar weil es auf krüge⸗ 


) Das räumt mit einer Menge von eifrig verbreiteten Nachrichten über 


ü die größere Bet und die 8 der ee len grund. 


lich auf. 
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riſchen Formeln und katſächlicher Unkenntnis der wirtſchaft⸗ 
lichen Kräfte begründet war. Wollte man den Zuſammen⸗ 
bruch irgendeiner andern Urſache zuschreiben, ſo wäre das 
bloße Sophiſterei. Aus dem Kriege war Rußland, dank ſei⸗ 
nem Reichtum an Naturſchätzen, ſeiner Mäßigkeit und ſei⸗ 
ner verhältnismäßigen Unabhängigkeit vom Weltmarkte, in 
einer beſſeren wirtſchaftlichen Verfaſſung hervorgegangen als 
irgendein anderes kriegführendes Land. In dieſer Beziehung 
genoß es große Vorteile vor, Großbritannien, Deutſchland 
und Öfterreich. Lenin betonte in feiner obenangeführten Rede 
vom April 1918 die infolge feiner natürlichen Hilfsquellen 
günſtige Lage Rußlands: „Die ruſſiſche Sowjetrepublik“, 
ſagte er, „befindet ſich inſoferne in einer günſtigen Lage, als 
das Land — auch noch nach dem Frieden von Breſt — über 
ungeheuere Naturſchätze verfügt: Erze im Ural, Brenn⸗ 
material in Geſtalt der weſtſibiriſchen Kohle, Petroleum im 
Kaukaſus und im Südoſten, Torf im Zentrum, ungeheuere 
Reichtümer an Holz, Waſſerkräften und chemiſchen Rohſtoffen 
uſw. Die Ausbeute dieſer Naturſchätze nach den modernſten 
kechniſchen Methoden wird die Grundlage für einen noch 
nicht dageweſenen Aufſchwung der Produktion bilden:)“. 
Dennoch kam die Volkswirtſchaft Rußlands immer mehr 
herunter, während andere Länder, die keine ſolchen Hilfs⸗ 
quellen beſaßen, ihre Induſtrien umgeſtalteten, den Innen⸗ 
handel wieder herſtellten und allmählich trotz aller Schwierig⸗ 
keiten und Rückſchläge ihre wirtſchaftliche Lage verbeſſerten. 
Rußland hatte auch nicht unter Verwüſtungen im Kriege 
gelitten wie Frankreich, Belgien und Polen, dennoch ſank 
es immer kiefer, während dieſe ſich zu erholen begannen. 
Es könnte vielleicht noch jemand fragen: Und was war 
1) „Die nächsten Aufgaben der Sowiet-Macht“, Seite 33. 
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es mit dem Bürgerkrieg? Vor allem war dieſer ein weſent⸗ 


licher Beſtandteil der bolſchewiſtiſchen Politik und von ihr 
abſichtlich herbeigeführt. Lenin hat wiederholt geſagt: „Eine 
große Revolution, insbeſondere die ſozialiſtiſche Revolution 
iſt — auch wenn ihr kein äußerer Krieg vorangegangen — 


ohne innern, das heißt ohne einen Bürgerkrieg, der noch 
größere Verwüſtungen als der Krieg mit einem n 
Feinde mit ſich bringt, nicht denkbar!).“ f 


„Kein Sozialiſt oder Anarchiſt — nenne ı mir. 1 bele⸗ 


bigen — wird, wenn er nicht von Sinnen iſt, in welcher 
Verſammlung immer zu behaupten wagen, daß man ohne 
Bürgerkrieg zum Sozialismus gelangen könne?).“ 


Der Bürgerkrieg war ein Teil des Programmes, und Lenin 


dachte an ihn, als er die oben angeführten Außerungen über 


Rußlands natürliche Hilfsquellen und den unerhörten Auf⸗ 


ſchwung machte, zu dem ſie führen würden. Aber der Bür⸗ 


gerkrieg kam noch nicht, Lenin hatte ihn im voraus diskon⸗ 


tiert. Mit der gleichen Zuverſicht aber ſprach Trotzky, nach⸗ 
dem er ſtattgefunden hatte, im Jahre 1920. Dieſer ſchrieb 
die ſchwierige wirtſchaftliche Lage den Wirkungen des Krie⸗ 


ges zu, fuhr aber fort: 


„Gleich nachdem das Morgenrot des Friedens uns zu 
leuchten begonnen — nach der Niederwerfung Koltſchaks, 
Judenitſch' und Denikins — machten wir uns an das Pro⸗ 
blem einer möglichſt vollkommenen Organiſation der Wirk⸗ 
ſchaft. Und ſchon nach drei oder vier Monaten intenſipſter 


Arbeit auf dieſem Gebiete hat es ſich mit einer jeden Zwei⸗ 
fel ausft chließenden Klarheit gezeigt, daß die Sowjetregierung 


dank ihrem innigen Zuſammenhange mit den net, 


9 „Die nächsten‘ Aufgaben der Sowjet- Macht“, ee ie ii. 
2) „Der Kampf um das Brot“, Seite 34. 7 
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dank der Elaſtizität ihres Apparates und ihrem eigenen revo⸗ 
lutionären Unternehmungsgeiſt über Hilfsmittel und Pläne 
für den Wiederaufbau verfügt, wie ſie keine andere Regie: a 
rung jemals beſaß oder heufe bejisft).". a 
Das wurde im Mai 1920 geſchrieben und ſchon i im re : 
folgenden März führte Lenin in der oben geſchilderten Weiſe 
und mit der angeführten Begründung die „Neue Wirt⸗ 
ſchaftspolitik“ ein. Was war aus Trotzkys zuverſichtlichen 
Vorausſagen und aus den unvergleichlichen Hilfsquellen ge⸗ 
worden, mit denen er geprahlt hatte? Wenn man ſeine Be⸗ 
hauptungen im Lichte von Lenins ſpäteren Eingeſtändniſſen 
lieſt, ſo erſcheinen ſie wie bitterer Hohn — beſonders was 
den „innigen Zuſammenhang mit den Volksmaſſen“ und die 
„Elaſtizität des Apparates“ anbelangt. Lenin ſelbſt ſchreibt 
die Schuld am Zuſammenbruche nicht den zerſtörenden Wir⸗ 
kungen des Bürgerkrieges zu, ſondern der eigenen verfehl⸗ 
ten Politik, die ſeiner Meinung nach allerdings auf eine 
oder die andere Weiſe durch den Bürgerkrieg beeinflußt 
war. — Was die beiden ganz verſchiedenen Dinge mitein⸗ 
ander zu tun haben, iſt freilich ohne nähere Erklärung unver⸗ 
ſtändlich. Warum ſollte fie gerade der Krieg auf ihre frũ⸗ 
heren wirtſchaftlichen Grundſätze vergeſſen laſſen haben? 
Wie dem auch immer ſei und welche Zuſammenhänge immer 
man herſtellen möchte, der Fehlſchlag wurde jedenfalls von 
ihrem Schöpfer ſelbſt der Wirtſchaftspolitik zugeſchrieben, 
und das von ihm vorgeſchlagene Heilmittel war ein Wechſel 
dieſer Politik. Das iſt nicht zu beſtreiten. Wenn aber die 
Politik nicht an dem Mißerfolge 918 de ven 
warum ſollte man ſie dann ändern? . 
1) L. Trotzky, „The Betende er Terroriem Cc h des 
Terrorismus“) Seite 121. e 
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Wenn Zerſtörungen induſtrieller Anlagen durch die Weiße 
Armee als eine Erklärung für die Mißerfolge vorgeſchoben 
wurden, ſo geſchah dies erſt nachträglich, und es entſprach 
nicht den Tatſachen. Das einzige Induſtriegebiet, das von 
den militäriſchen Operationen berührt wurde, war der Berg⸗ 
werksbezirk des Südens, und dort waren nach den Angaben 
der. Bolſchewiken aus jener Zeit alle Anlagen in vollkom⸗ 
mener Ordnung, als die Kommuniſten von dem Gebiete Be⸗ 
ſitz ergriffen. Sie alle arbeiteten noch im Jahre 1921, und 
erſt, als zu Ende des Jahres die Regierung mit der „Kon⸗ 
zentration der . ene wurden 1 der Werke 
geföjloffent). | 

‚Über die Koblerigeisben des Doneghedens, bes Hauptloh⸗ 
lenbezirkes, berichtete Rabinowitſch, ein Beamter des Berg 
amtes, ausführlich an den „Gosplan“ (Staatsamt für wiſ⸗ 
ſenſchaftliche Betriebsführung), daß die Donetzniederung mit 
allem Nötigen ausgeſtattet ſei, und daß es genug Unter- 
künfte für die Arbeiter gebe?). 

In Rußland war ebenſo wie in allen anbern kriegführen⸗ 
den Ländern während des Krieges die Produktion durch Her⸗ 
anziehung der neueſten techniſchen Einrichtungen erheblich 
gefördert und geſteigert worden. Dieſe alle, ſowie große 
Vorräte aller Art ſtanden der bolſchewiſtiſchen Regierung 
zur Verfügung. Daß man ſie gar nicht oder höchſtens zur 
Ausrüſtung der Roten Armee ausgenützt hat, war allein der 
Wirtſchaftspolitik zuzuſchreiben. Im Donetzbecken gab es vor 
dem Kriege 1200 ee ihre Zahl war im Jahre 


f a) L’£eonomie Nationale de la Russie en 10813, heraus: 
dehnen von der „Economicheskaia Zhizn“ und angeführt in a 


Russie sous le Régime Communiste““ Seite 315. 


2) „Economicheskaia Zhizn“, Nr. 65, 1922. 
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1917 auf 1600 angewachſen, da man zahlreiche kleine Un⸗ 
ternehmungen von Bauern einbezogen hatte. An bedeuten⸗ 
deren Gruben waren ungefähr 900 vorhanden. Dieſe blie⸗ 
ben alle in Betrieb, doch die Förderung verminderte ſich un⸗ 
geheuer. Ju den Jahren 1920 und 1921 waren im ganzen 
noch 959 Gruben) im Betrieb. Die oben angeführten zu⸗ 

verſichtlichen Vorausſagen Trotzkys im Jahre 1920 ſchalten 
die Enkſchuldigung, daß der Fehlſchlag einem Mangel an 
Mitteln zuzuſchreiben geweſen ſei, vollkommen aus. Die 
Lage und ihre Urſachen werden in einem Bericht des Inter⸗ 
nationalen Arbeitsamtes zuſammenfaſſend ſehr gut darge⸗ 
ſtellt, und zwar in der Schrift „The Co- operative Move- 
ment in Russia“, 1926, Seife 79: 

„der wirtſchaftliche Niedergang reiche ſeinen ‚Höhe 

punkt zu Beginn des Jahres 1921. Das Syſtem zwangs⸗ 
weiſer Eintreibung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe durch 
Beſchlagnahme hatte unter der Bauernſchaft Verwirrung 
geſtiftet und großes Unheil angerichtet. Die Fläche bebau⸗ 
ten Landes war ſehr zurückgegangen, da die Bauern wegen 
der Aufhebung des freien Handels nicht mehr produzieren 
wollten, als ſie für ihren eigenen Bedarf brauchten. Jeg⸗ 
licher Überſchuß an Brotfrucht wurde von den Landwirten 
ſorgſam verſteckt, auf daß er nicht der Requiſition durch die 
Faſſungsabteilungen anheimfalle. Auch das Vieh war der 
Beſchlagnahme unterworfen, weshalb die Landleute vor⸗ 
zogen, es zu ſchlachten und ſelbſt zu verzehren und nur ſo 
viel an lebenden Tieren zu behalten, als ihnen für die 
Fortführung ihrer Wirtſchaft unumgänglich notwendig er⸗ 
ſchien. Selbſt als man die requirierten Güter an Ort und 
Stelle bezahlte, hatte das keinen großen erfolg, denn das 


) L' Economie Nationale de la Russie“, Seite 72. 
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Geld wurde fo raſch entwertet, daß die Landleute 1 
ande waren, ſich dafür Waren zu kaufen. 

Das hatte zur Folge, daß die Städte eigentlich einer 
Blockade ſeitens der Landbezirke ausgeſetzt waren und in den 
ſtädtiſchen Bezirken ein ſteter Lebensmittelmangel herrſchte. 
Die Arbeiter verließen maſſenhaft die Fabriken und Werk⸗ 
ſtätten und kehrten in ihre Heimatdörfer zurück. 

überdies. hatten der zunehmende Abgang an Acbeitskräf⸗ 
ten in den Städten, der Mangel an Rohſtoffen, der Verfall 
von Maſchinen und Werkzeugen, die ungeſchickte, bürokra⸗ 
tiſche Leitung der verſtaatlichten Betriebe durch zahlreiche 
„Zentralausſchüſſe“ (es gab deren nicht weniger als ſechzig) 
zu einem induſtriellen Chaos geführt. Die Produktion war 
in erheblichem Maße zurückgegangen; ſie reichte nicht ein⸗ 
mal mehr aus, den Bauern die Mittel zu einer vernunft⸗ 
gemäßen Bodenbearbeitung zu ſchaffen. Schließlich führte 
die Desorganiſation der Verkehrsmittel eine vollkommene 
Unterbrechung der . zwiſchen den einzelnen Tei⸗ 
len De Landes herbei.“ 


u dee 
mala 6 von 1921 bis 150 


Die „Step“, f Nene Wirtſchaftspolitil. 

Aus der im erſten Kapitel angeführten Rede Lenins vom 
Oktober 1921 geht klar hervor, daß er beabſichtigt hatte, den 
freien Handel und private Unternehmungen — das iſt den 
Kapitalismus — in einem gewiſſen Ausmaße wieder zuzulaſ⸗ 

ſen. Dieſe ſollten jedoch nur untergeordnete Wirtſchaftsfak⸗ 
toren vorſtellen, während im übrigen die Grundſätze des 
Sozialismus aufrecht erhalten werden und alle Hauptindu⸗ 
ſtrien ſowie der ganze Außenhandel in der Hand des Staa⸗ 
fes verbleiben ſollten. Man nannte das „Staatskapitalis⸗ 
mus“, anſcheinend weil das Syſtem einen gewiſſen, vom 
Staate abhängigen Kapitalismus in ſich ſchloß. Gewöhnlich 
aber nennt man es „Staatsſozialismus“ oder „Kollek⸗ 
tivismus“, was ein Syſtem bedeutet, in dem der Beſitz und 
die Beherrſchung der Induſtrie oder doch des größten Teiles 
derſelben dem Staate übertragen iſt, während im übrigen 
die beſtehende Ordnung unberührt gelaſſen wird. Der Unter⸗ 
ſchied in der Wortbildung erklärt ſich aus dem Umſtande, 
daß man in Rußland die Lage von dem Standpunkte des 
vorhergegangenen, völlig ſozialiſtiſchen Regimes aus betrach⸗ 

tete, während ſie ſonſt vom Standpunkte des beſtehenden 
kapitaliſtiſchen Syſtems aus geſehen wird. In jenem Falle 
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war das Eindringen des Kopitaliuins, i in deſem bildet das 
des Sozialismus die Neuerung. Tatſächlich kommt es auf 
dasſelbe heraus, und es erheben ſich bei beiden die gleichen 
wirtſchaftlichen Fragen, wenn man von gewiſſen Verſchie⸗ 
denheiten abſieht, die mit den verſchiedenen Ausgangspunk⸗ 
fen zus ammenhängen. Es folgt daraus, daß die neue ruſſiſche 
Wirtſchaftspolitik ein Beiſpiel für die Auswirkungen eines 
Syſtems bietet, wie es andere Sozialiſten 1 wollten, 
Was war nun fein Erfolg geweſen? 

Wenn auch der erſte Schritt auf dem inen: Wege icht 
mehr bedeutete als eine den Landleuten erteilte Bewilligung, 
ihre überſchüſſigen Erzeugniſſe zu verkaufen, zog er doch auch 
andre Anderungen nach ſich, die allmählich in hohem Grade 
den von der Regierung geſtützten wirtſchaftlichen Aufbau be⸗ 
einflußten. Lenin hatte das offenbar vorausgeſehen und be⸗ 
fürchtet, daß dadurch auch das politiſche Syſtem als ſolches 
gefährdet werden könnte. Die zahlreichen darauf gefolgten 
Kurswechſel in der Politik und das ewige Hin⸗ und Herpen⸗ 
deln zwiſchen Bewilligung und Verbot privater Unterneh⸗ 
mungen, wie es von ıg2ı bis heute an der Tagesordnung 
iſt, ſind ein Ausdruck für das Ringen zwiſchen wirtſchaft⸗ 
lichen Notwendigkeiten und dem Feſthalten an den ei 

des bolſchewiſtiſchen Syſtems. 

Der den Bauern zugeſtandene freie Handel mit on Er⸗ 
ugniſſen erforderte die Wiedereinführung von Märkten 
und der Geldwirtſchaft. Die Regierung hatte den offenen 
Markt unterdrückt und hatte, wenn es ihr auch nicht ge⸗ 

lungen war, ihr Ziel zu erreichen und das Geld ganz abzu⸗ 
ſchaffen, deſſen Gebrauch im Handel doch in hohem Maße 
eingeſchränkt und durch ein Syſtem des Warenaustauſches 
erſetzt, das ſich jedoch von der ſogenannten „primitiven!“ oder 
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„natürlichen! Wirtſchaft unterſchied, indem es zentral organi⸗ 
ſiert und von den Regierungsdepartements und ihren Agen⸗ 
turen in bürokratiſcher Weiſe geleitet wurde. All das wurde 
von der neuen Politik beeinflußt, die noch einmal einem ge⸗ 
lähmten und herabgekommenen Körper neues Leben ein⸗ 
hauchte und ihn zur Tätigkeit antrieb. Die Wiedereröffnung 
des Marktes ließ das Spiel von Angebot und Nachfrage 
wieder aufleben, das zu Anſtrengungen aneiferte. In der 
Periode des Kommunismus, während der das Beſtreben be⸗ 
ſtand, Produktion und Verbrauch zu berechnen und in gegen⸗ 
ſeitiger Anpaſſung zu regeln, hatte es keinen Anſporn für 
Anſtrengungen gegeben. Damals arbeiteten alle unter Zwang, 
und natürlich leiſtete keiner mehr, als er mußte. Übrigens 
waren alle Berechnungen falſch geweſen. Der Innenhandel 
hing davon ab, ob es gelang, die zwei Klingen der Schere 
- zur. Übereinftimmung zu bringen. Die Stadt brauchte Lebens: 
mittel und Rohſtoffe, die Dörfer verlangten nach Manufak⸗ 
turwaren. Keinem wurde mit dem Mötigen gedient, und die 
Anſtrengungen wurden daher immer geringer. Als aber der 
Markt wieder eröffnet wurde, bot ſich beiden Teilen eine 
günſtige Gelegenheit, und es tauchten alsbald Händler auf, 
die als Bindeglied zwiſchen ihnen die een mit dem 
Notwendigen durchführten. 

Das blieb nicht ohne Rückwirkung ai die ebnet 
ſchaftlichen Geſellſchaften, die zu Verteilungsbehörden der 
Regierung geworden waren und in dieſer Eigenſchaft ihren 
Charakter und ihren Wirkungskreis vollſtändig geändert 
hatten, ähnlich wie die Gewerkſchaften, die ſich zu Produk⸗ 
fionsbehörden des Staates umgebildet hatten. Die Umwand⸗ 
lung der letzteren iſt bereits erwähnt worden; ſie waren zu 
Zwangseinrichtungen geworden, denen alle ſtädtiſchen Ar⸗ 


Shadwell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus 5 


66 NRNußland, 192 1—ı925 


beiter angehören mußten, und dienten dem Zwecke der Mili⸗ 

farifierung der Arbeit. Die gemeinwirtſchaftlichen Geſell⸗ 
ſchaften, die ſich ſehr entwickelt hatten, waren in eine ähn⸗ 
liche Lage zurückgedrängt worden. Auch ſie hatten allen An⸗ 
ſtrich von Freiheit verloren, waren zu Zwangsorganiſationen 
geworden und hatten gleichzeitig andre Funktionen überneh⸗ 
men müſſen. „Statt aus der Initiative des Volkes hervor⸗ 


zugehen, waren fie Konſumentenverbände geworden, die der 


Staat errichtete, und denen jedes Mitglied der Bevölkerung 
angehören mußte ... Die Einlagen der Mitglieder wurden 
abgeſchafft und ſtaatliche Fonds traten an Stelle des Ein⸗ 
lagekapitals. Infolge der Einſtellung des privaten Handels 
gab es keine Rabatte und kein Zinſenerträgnis mehr. Damit 
dieſe gemeinwirtſchaftlichen Geſellſchaften den ihnen von der 
kommmniſtiſchen Politik zugedachten Aufgaben gewachſen 
wären, wurden ihre verſchiedenen Formen in eine einzige 
ſtaatliche Organiſation zuſammengefaßt. Da gleichzeitig der 
Staat ſich alle Kreditoperationen ſelbſt vorbehielt und die 
Tätigkeit der Privatinduſtrie auf ein Minimum beſchränkte, 
wurden die Kreditgenoſſenſchaften tatſächlich aufgelaſſen, 
während die Produktionsgenoſſenſchaften faſt völlig ver⸗ 
ſchwanden. Aber auch die Arbeit der gemeinwirtſchaftlichen 
Konſumentenverbände wurde von Grund aus geändert. Da 
die Handelsfreiheit unterbunden war, konnten ſich dieſe Ge⸗ 
ſellſchaften nicht länger mit kaufmänniſchen Geſchäften be⸗ 
faſſen. Sie beſchränkten ſich darauf, das Publikum zu ver⸗ 
ſorgen und die lebensnotwendigen Dinge nach den Weiſun⸗ 
gen der Behörden zu verteilen. Dieſe übertriebene Zentrali⸗ 
ſation und Bürokratiſierung hatten auch in dieſer Bewegung 
die gleiche Wirkung wie auf allen andern Gebieten: die in⸗ 
e und 5 8 5 ank auf ein 
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ſehr tiefes Niveau herab, und die Malion als Ganzes ver⸗ 
brauchte viel mehr, als ſie erzeugte. Das Syſtem ſtaatlicher 
Verſorgung, das an Stelle des freien Gütertauſches getre⸗ 
ten war, funktionierte nicht gut... Unter dieſen Verhält⸗ 
niſſen konnte die gemeinwirtſchaftliche Bewegung ihre Auf⸗ 
gabe, als Zentrale für Beſchaffung und Verteilung der not⸗ 
wendigen Güter zu dienen, nicht erfüllen... Sie war un⸗ 
fähig, die Bevölkerung mit den allernotwendigſten Artikeln 
zu verſorgen und der ſich immer mehr verbreitenden Nieder⸗ 
geſchlagenheit VV die das ganze Wirtfhafts 

ſyſtem gefährdete ).“ 

Dieſer Bericht, der eine 95255 Menge von "offiziellen An⸗ 
gaben zuſammenfaßt, iſt im Hinblick auf die Beziehungen 
zwiſchen Sozialismus und gemeinwirtſchaftlicher Bewegung 
von großem Intereſſe. Alle ſozialiſtiſchen Entwürfe ziehen 
gemeinwirtſchaftliche Geſellſchaften in Rechnung, doch herr: 
ſchen über dieſe verſchiedene Anſichten. Einige betrachten ſie 
als mindeſtens halbſozialiſtiſche Einrichtungen, andre nicht. 
Die Bolſchewiken waren der zweiten Meinung. Die ruſſi⸗ 
ſchen Kommuniſten fanden, daß ſie mit dem Sozialismus 
nichts gemein hätten, ſondern eine Form des Kapitalismus 
darſtellten, da ſie auf den Grundlagen des Privatbeſitzes und 
der Privatunternehmungen aufgebaut ſeien und nur den 
Zweck hätten, ihre Mitglieder vor gewiſſen Mißbräuchen 
des Kapitalismus zu ſchützen. Doch auch die Bolſchewiken 
beabſichtigten, wie andre Sozialiſten es fun, von ihnen Ger 
brauch zu machen und ſie in ihr Syſtem einzubeziehen. Dies 
führten ſie in der angegebenen Weiſe und mit den geſchil⸗ 
derten Erfolgen durch, und zwar ſehr gegen den Willen der 

, The Co- operative Movement in Soviet Russia“, Seiten 255356 
(Internationales Arbeitsamt, 1925). f A 
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Geſellſchaften ſelbſt, die dagegen wohl proteſtierten, ſich aber 
fügen mußten. Das Vorgehen der Regierung verwandelte 
ſie in Beſtandteile der Staatsmaſchine und tötete ihre Le⸗ 
bensgeiſter. Tatſächlich gingen ſie als Geſellſchaften zugrunde, 
und die einzige überlebende Einrichtung war die „Centre- 
soyus“ e der . an 
ſchaften. 

Folgerichligerwweiſe waren ſie ficht kuüſtinde, bie nen in 
der neuen Wirtſchaftspolitik zugedachte Rolle auszufüllen, 
nämlich auch weiter als ſtaatliche Organe für den Waren⸗ 
ausfauſch zu wirken, ſie hatten ja die bisherige Monopolſtel⸗ 
lung eingebüßt, da die Wiedereröffnung der Märkte und die 
Wiederaufnahme des Privathandels den freien Wettbewerb 
wieder zur Geltung gebracht hatten. Dieſer bildete einen 
. Anreiz zu erhöhter Tätigkeit, aber tote Körper reagieren auf 
kein Reizmittel. Dagegen machte ſich die Rückwirkung beim 
Privathandel ſehr fühlbar. Man hatte beabſichtigt, dieſen 
nur örtlich und in beſcheidenſtem Ausmaße zuzulaſſen, die 
großen Handelsgeſchäfte aber auch weiter dem Staate und 
ſeinen Organen vorzubehalten. Doch der den Bedürfniſſen 
der Bevölkerung und dem Drucke von Angebot und Nach⸗ 
frage entſprechende Freihandel konnte nicht ſo beſchränkt 
werden. Er breitete ſich aus, und die Erweiterung des Mark⸗ 
tes zog die Wiedereinführung des Geldes als des wichtigſten 
Hilfsmittels des Güteraustauſches nach ſich. Gleichzeitig krat 
die Nachfrage nach Kapital und Kredit wieder hervor, und 
die gemeinwirtſchaftlichen Geſellſchaften konnten ſie nicht 
befriedigen. Die Mitgliedereinlagen waren abgeſchafft wor⸗ 
den, als die Mitgliedſchaft eine zwangsweiſe geworden, und 
einen Kredit auf Warenvorräte konnten ſie nicht erlangen, 
weil keine ſolchen vorhanden maren. Der Staat hatte auf⸗ 
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gehört, ſie zu finanzieren, und Banken gab es noch keine; erſt 
die Wiederbelebung des Marktes führte gegen Ende des 
Jahres 1921 zu ihrer neuerlichen Eröffnung. Die Staats⸗ 
bank wurde im November eröffnet, und eine Genoſſen⸗ 
ſchaftsbank im Februar 1922. So ſehen wir den Wirk⸗ 
ſchaftsapparat durch die Wiedereröffnung des offenen Mark⸗ 
fes und deren unvermeidliche Folgen neu belebt. Aber alles 
Leben war beim Privathandel. Das hatte ſeine Rückwirkun⸗ 

gen auf die gemeinwirtſchaftlichen und ſtaatlichen Unterneh; 

mungen und zwang fie zu erhöhter Tätigkeit. 

Während des Jahres 1922 fraten beide auf den offenen 
Markt, um ſich an dem gewöhnlichen Handel zu beteiligen. 
Die gemeinwirtſchaftlichen Geſellſchaften, die immer von 
neuem Kredite brauchten, waren gezwungen, ihre Geſchäfts⸗ 
tätigkeit zu erweitern, um den Umſatz ihres geborgten Ka⸗ 
pitals zu vergrößern, was ſie veranlaßte, ſich am allgemei⸗ 
nen Handel zu beteiligen und ohne Rückſicht auf ihre eigenen 
Mitglieder neuen Kunden nachzulaufen. Sie nahmen das 
Motto an „Handel um des Handels willen“ und handelten 
mit Gütern jeder Art, ſolange ſie ihr Kapital vermehren 
konnten. Und ſie blieben nicht allein bei ihrer Jagd nach Ge⸗ 
winn, bald ſchloſſen ſich ihnen im Wettbewerb N 
neuerſtandene ſtaatliche Handelsgeſellſchaften an. 

Zu Ende des Jahres 1921 wurde dem Oberſten Wirk⸗ 
ſchaftsrate ein Zentral⸗Handelsamt unterſtellt, das den 
Staatsinduſtrien aufhelfen ſollte. Es ſollte ein Bindeglied 
zwiſchen den einzelnen Betrieben vorſtellen, auf dem offenen 

Markte Rohmaterial und Maſchinen für ſie ankaufen und 
gemeinwirtſchaftliche Unternehmungen und private Händler 
en gros beliefern. Bald wurde auch daraus eine große, 
neue Bürokratie. Überdies aber beſtanden zahlreiche, den 
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verſchiedenen Staatsdepartements angegliederte Handelsge⸗ 
ſellſchaften, die in einzelnen Fällen auch Privatkapitel zu⸗ 
ließen. Der offene Markt lud die ſtaatlichen Unternehmun⸗ 
gen und öffentlichen Einrichtungen, die alle dem Bankrott 
nahe waren, zu kaufmänniſcher Betätigung ein, und ſie be⸗ 
eilten ſich, die Gelegenheit wahrzunehmen. „Bald gab es 
keine Anſtalt, kein Kommiſſariat und keinen Truſt, mit einem 
Worte keine ſtaatliche Körperſchaft mehr, die nicht ihre 
eigene Handelsabteilung errichtet und verſucht hätte, Ge⸗ 
ſchäfte zu machen).“ Der Oberſte Wirtſchaftsrat hatte neun 
ſolche, der Verproviantierungsausſchuß fünf, die Miniſterien 
für Volksgeſundheit, Unterricht und Landwirtſchaft jedes eine, 
und auch die Provinzialregierungen richteten ſich welche ein. 
„Alle dieſe Handelsdienſte ſtanden miteinander in gegenſei⸗ 
figem Wettbewerb, jeder verlangte für ſich ein Monopol für 
die eigenen Erzeugniſſe am heimiſchen Markte, und jeder ver⸗ 
folgte ſeine eigene Handelspolitik.“ Sie alle, wie auch die 
mit ihnen im Wettbewerb ſtehenden gemeinwirtſchaftlichen 
Geſellſchaften wendeten ſich an private Händler, die mehr 
Barzahlungen leiſteten und weniger Kredit in Anſpruch nah⸗ 
men und infolge der größeren Elaſtizität und Anpaſſungs⸗ 
fähigkeit ihrer Unternehmungen und ihrer Beziehungen zu 
den Kunden die größte Unterſtützung bei dem Beſtreben bo⸗ 
fen, die Produkte der verſtaatlichten Induſtrien auf den 
Markt zu bringen. Dieſe Händler waren die beſten Vermitt⸗ 
ler zwiſchen Erzeugern und Verbrauchern, wie dies immer 
der Fall geweſen. Aus denſelben Gründen trugen ſie auch 
viel dazu bei, das Handwerk wieder zu beleben, indem ſie den 
Arbeitern auf dem Lande Material Keferten und deren er 
eugniſſe in der Stadt verkauften. 5 
3 eine: Co-operative Movement in Soviet Russia“, Seite 115. 
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Die verhältnismäßige Ausbreitung des Privathandels zu 
Ende des Jahres 1923 ergibt ſich aus den ſtatiſtiſchen Daten, 
die eine eigene vom Statiſtiſchen Zentralbureau veranſtal⸗ 
tete Zählung der Handelsunternehmungen lieferte. Die nach⸗ 
ſtehend wiedergegebene Tabelle ſtellt die Anzahl der ſtaat⸗ 
lichen, gemeinwirtſchaftlichen und privaten Unternehmungen, 
ihren Umſatz und die Zahl der von ihnen beft chäftigten Ange⸗ 
ſtellten für das Geſchäftsjahr 1922 / 1923 in 8 gegen. 
u e dar: 


Sandeisunterneb mungen, 19221923 


Anzahl der 
Unternehmungen 


Sanin N 
Gemein: 1 Eu 

etfhaftige - 27 678 6,1 14,2 
Peivate 2 420366 91,3 1.667565 65,8, 358352 712 


Zu Ende des Jahres 1923 beſorgte der Pivathandel 
640% aller kommerziellen Geſchäfte, doch am größten war 
ſein Anteil natürlich am Detailhandel, von dem er 83% an 
ſich geriſſen hatte. Sein Anteil an dem Großhandel, der 
ſoweit als möglich den ſtaatlichen Anſtalten vorbehalten 
worden war, betrug 14% und an kleineren Engros⸗Geſchäf⸗ 

ten 50%. Im Februar 1924 ließ der ſtaatliche Textiltruſt 
mehr als 560% feiner Verkäufe durch private Händler täti⸗ 
gen!). Ihre überlegene Tüchtigkeit wurde von Dzerzhinſky, 
dem Haupt des Oberſten Wirtſchaftsrates, und von Rykoff, 
dem Präſidenten des „Rates der „Waters er 


1) „Econ. Zhizn“, vom 12. Januar und 8. März 1934. 
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gegenwärtigen Regierung), anläßlich der Induſtrie⸗ und 
Verkehrsmittelkonferenz anerkannt; ſie führten Zahlen an, 
die bewieſen, daß die privaten Händler für ihre Dienſtlei⸗ 
ſtung bei der Vermittlung zwiſchen Erzeugern und Verbrau⸗ 
chern nur 8— 185% verlangten, . die e Dis 
a 50—100% forderten). 

Die Führer der Sowiets waren in betreff deb Erfolge ö 
5 des Privathandels einer Meinung, es gab nicht zwei ver⸗ 
ſchiedene Anſichten darüber. Der Kommiſſär für den Innen⸗ 
handel ſagte, daß der Privathandel in gewiſſen Zweigen ge⸗ 
radezu eine Monopolſtellung einnehme. In Moskau und 
Petrograd lägen faſt 90% des Fleiſch⸗ und Viehhandels 
uſw. in privaten Händen. Im April 1024 ſagte Beide 
ae Perſönlichkeit: 

„Die bemerkenswerteſte Erſcheinung der lebten Zeit iſt die 
ebefming des privaten Handels, der jetzt den inländiſchen 
Markt, beſonders was die Gegenſtände des täglichen Ver⸗ 
brauche und Textilwaren anbelangt, vollkommen beherrſcht. 
Er iſt im Begriffe, auch das Monopol der Lieferung der 
Großhandelswaren an die privaten Detailhändler an ſich 
ds!u reißen, die in der Praxis das ganze Detailgeſchäft der a 

Sowjetunion beſorgen.“ 

Andere Departementsvorſtände drückten ähnliche Aunſich⸗ 
fen aus. Int Januar 1924 wies Sokolowſky, der Vertreter 
des Oberſten Wirffi chaftsrates, anläßlich der bereits erwähn⸗ 
fen Konferenz auf die Fortſchritte der privaten Unterneh⸗ 
N mungen im Großhandel hin, die ſich in erfolgreichem Wett⸗ 
bewerb nit den ſtaatlichen und gemeinwirtſchaftlichen Kon 
zerren durchſetzten: f 

„Es iſt offenſichtlich, daß das . währen des 


2 „Econ. Zhizn“, Nr. 42, 56, 57, 120. 
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lehten Jahres einen glänzenden Erfolg zu verzeichnen hat. 
Vor zwölf Monaten lagen nur 5—6% des Großhandels in 
den Händen privater Firmen, heute ſind es bereits 180%. 
Der Detailhandel iſt eine Quelle des Reichtums für den pri⸗ 
vaten Kapitaliſten. Es hat ſchon vielfach Reibungen zwiſchen 
ſtaatlichen, gemeinwirkſchaftlichen und privaten Unterneh⸗ 
mungen gegeben. Obwohl das Beſtehen eines ſtaatlichen 
Großhandels in unſerem Lande eine notwendige Begleiter⸗ 
ſcheinung des Staatskapitalisnms und der Sozialiſierung 
der Induſtrie — die ein mächtiges Handelskapital in der 
Hand der Regierung vorſtellt — iſt, beginnt der private Un⸗ 
ternehmungsgeiſt bereits hinreichend Kapital aus dem Ge⸗ 
winne des Kleinhandels anzuhäufen, um im Großhandel 
wieder Fuß zu faſſen.“ 
Stmmilga, ein andrer hoher Funktionär, berichtete ebenfalls 
über die Vorherrſchaft privater Unternehmungen im Defail- 
handel mit der Landbevölkerung und gab der Befürchtung 
Ausdruck, fie könnten den Handel mit den Landbezirken voll⸗ 
kommen monopoliſieren: „denn das gemeinwirtſchaftliche 
Syſtem hat bisher völlig verſagt, was zwiſchen uns und 
unſerem Haupflonſumenten, dem offenen Markte, deſſen 
Bedarf in ſtetem ee: begriffen iſt, eine Schranke 
aufrichtet. 
Kurz geſagt, die von Lenin e Möglichkeit 
begann ſich zu verwirklichen. Privater Unternehmungsgeiſt 
war im Begriffe, den Staat und die gemeinwirtſchaftlichen 
Einrichtungen auf kaufmänniſchem Gebiete zu ſchlagen und 
ſie trotz ihrer privilegierten Stellung zu verdrängen. Die 
Meinung der Gewerkſchaften, die ſeit 1922 aufgehört hat⸗ 
ken, Zwangsvereinigungen zu fein und ſich allmählich wieder 
ihrer urſprünglichen Aufgabe des Schutzes der Intereſſen 
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ihrer. Mitglieder zuwendeten, iſt in ihrem Daune 
„Trood“, vom 19. April 1924 niedergelegt: 5 
„Wenn die gemeinwirtſchaftlichen Unternehmungen, nur 
ein Viertel des Bedarfes der Arbeiter decken können, wenn 
ſie im Handel untüchtig ſind und die Wünſche ihrer Kunden 
nicht berückſichtigen, wenn ſie unfähig ſind, den Käufern 
höflich entgegenzukommen, ihre übermäßigen Preiſe und ihre 
unnützen Ausgaben herabzuſetzen, wer wird dann noch e daran 
glauben, daß ſie ſich lediglich deshalb beſſern würden, weil 
die Arbeiter gezwungen wären, alle ihre Einkäufe in den ge⸗ 
meinwirtſchaftlichen Läden zu machen .. Während es uns 
bisher nicht gelungen iſt, den Markt zu erobern, hat der Pri⸗ 
vathandel eine für die Allgemeinheit nützliche e ent⸗ 
fa 0 
Dies wurde als Proteſt gegen einen Beſchluß 5 12 5 
komitres; der Kommuniſtiſchen Partei geſchrieben, einen Feld⸗ 
zug gegen den Privathandel zu eröffnen und ihn zum Vor⸗ 
teile der ſtaatlichen Handelskonzerne und der gemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Bewegung vom Markte zu verdrängen. Wäh⸗ 
rend nämlich die Führer der Sowjets mit Worten den wirk⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungen und der Mützlichkeit des Priwathan⸗ 
dels Anerkennung zollten, beabſichtigten ſie, ihn zu droſſeln, 
womit ſie auch bereits begonnen hatten. Die einfache Tat⸗ 
ſache war, daß er ſich als zu erfolgreich erwieſen hatte und 
nicht nur die Exiſtenz ihres künſtlich aufgebauten Wirk⸗ 
ſchaftsſyſtemms, ſondern auch die des damit engverbundenen 


politiſchen Syſtems gefährdete. Innerhalb der kommuniſti⸗ 


ſchen Partei, die der Führung durch Lenin verluſtig gegangen 
war, gingen die Meinungen über die einzuſchlagende Politik 
auseinander. Einige befürworteten die vollkommene Unter⸗ 
1) „The Cooperative Movement in Soviet Russia“, Seite 310. 
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drückung des Privathandels und die zwangsweiſe Monopo⸗ 
liſierung des geſamten Detailhandels zugunſten der ſtaat⸗ 
lichen und gemeinwirtſchaftlichen Organiſationen. Gegen 
dieſe Politik eben proteſtierten die Gewerkſchaften. Andere, 
und unter ihnen Kameneff, waren einer gemäßigteren An⸗ 
ſicht, ſie rieten von jeder gewaltſamen Störung des Marktes 
ab. Dieſe erwarteten ſich eher von einſchränkenden Maßnah⸗ 
men und von einer Stärkung und Entwicklung der andern 
Handelsunternehmungen einen fortſchreitenden Erfolg in der 
Richtung der Zurückdrängung des Privathandels. Auf dem 


13. Kongreß der kommuniſtiſchen Partei trug dieſe An 


ſchauung den Sieg davon, und der daraus erwachſene Be⸗ 
ſchluß kann einer Aufgabe „des Sozialismus für unſere 
Zeit“ gleichgewertet werden, da man anerkannte, daß „der 
Übergang von der neuen Wirtſchaftspolitik zum ſozialiſti⸗ 
ſchen Syſtem notwendigerweiſe ein langwährender und 
ſchwieriger ſein würde“, und daß ſeine Durchführung „Deka⸗ 
den, wenn nicht mehr“ in Anſpruch nehmen würde!).“ 
Der gegen den Privathandel eröffnete Feldzug hakte da⸗ 
mals zwei Seiten, eine negative und eine poſitive: zu jener 
gehörten die zur Einſchränkung des Privathandels ergrif- 
fenen Maßnahmen, zu dieſer die Bemühungen um eine Re⸗ 
form der gemeinwirtſchaftlichen Einrichtungen. Dieſe wieder 
umfaßten Maßnahmen zur Dezentraliſation der Verwaltung, 
Verringerung des Perſonals der Anſtalten, Befreiung vom 
bürokratiſchen Geiſte, Förderung der perſönlichen Initiative, 
ferner zum Studium der Wünſche der Mitgliederſchaft, zum 
Anlocken der Arbeiter⸗ und Bauersfrauen und zur Erweite⸗ 
rung der Propaganda. Vorſtehende Liſte von Heilmitteln weiſt 
auf die beſtehenden Übelftände hin, die ja im 1 der 
) „Econ. Zhizn“, 1. a 1924. N = 
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Nachteil aller ſtaatlichen Unternehmungen ſind. Die ruſſi⸗ 
ſchen gemeinwirtſchaftlichen Einrichtungen aber waren wäh⸗ 
rend der Periode des Kommunismus vollſtändig zerrüffef 
worden und erlangten unter der Herrſchaft der neuen Wirt⸗ 
ſchaftspolitik nicht genug Bewegungsfreiheit, um weder 
geneſen zu können. Es ging ihnen im une ı immer 
ſchlechter. 

„Nicht eines der zu Anfang des Jahres 19 ins 
Auge gefaßten, die Konſumgeſellſchaften betreffenden Pro⸗ 
bleme, deren Löſung für den Erfolg der Bewegung und für 
die Hebung der ſtaatlichen Induſtrien als weſentlich be⸗ 
trachtet worden waren, hatte bis zum Ende des Jahres eine 
Erledigung gefunden. Im Gegenteil, die Finanzlage der ge⸗ 
meinwirtſchaftlichen Unternehmungen hatte ſich nur noch 
ſchlechter geſtaltet, ihre geſchäftlichen Methoden waren nur 
noch unbefriedigender als vorher geworden und der Wahl⸗ 
ſpruch: „Handel um des Handels willen“ wurde mehr be: 
folgt als je... . Man war allgemein der Anſicht, daß die 
ſeit 1924 eingeführte Neue Wirtſchaftspolitik die Schwie⸗ 
rigkeiten der gemeinwirtſchaftlichen Bewegung vermehrt 
hatte ).“ 

Die andre Waffe der Kommuniſten in dem im Jahre 
1924 eingeleiteten Feldzuge gegen die Privatunternehmun⸗ 
gen, nämlich die ſtaatlichen Unternehmungen, erwies ſich 
nicht erfolgreicher. Zweck der neuen Wirtſchaftspolitik war 
es geweſen, den Verkauf der Erzeugniſſe der Staatsindu⸗ 
ſtrien durch eine Annäherung zwiſchen Fabrik und Verbrau⸗ 
cher zu erleichtern. Man hatte gehofft, dadurch die Unkoſten 
zu verringern, die Preiſe herabzudrücken und die kauf⸗ 
männiſche Tätigkeit behufs Verſtärkung des arbeitenden Ka⸗ 


)) „The Co-operative Movement in Soviet Russia“, Seite 324. 
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pitals zu fördern. „Tatſächlich hat die neue Politik ® ge 
rade entgegengeſetzten Ergebniſſen geführt). 

Kurz geſagt, die poſitive oder dem Wiederaufbau ei 
Seite der Neuen Wirtſchaftspolitik führte zu einem voll⸗ 


kommenen Mißerfolg; fie brachte nur noch größere Unord⸗ N 1 


mung und Untüchtigkeit mit ſich. Das Ganze aber wurde 
noch verſchlimmert durch die Ergebniſſe ihrer negativen 
Seite, der direkt auf die Einſchränkung, wenn ſchon nicht 


auf vollkommene Ausſchaltung des Privathandels gerichte⸗ 


ten Maßnahmen. Die Sowjet⸗Regierung war immer erfolg⸗ 
reicher in zerſtörender als in aufbauender Tätigkeit, und ſo 
war es auch in dieſem Falle. Das Kommiſſariat für den 
Innenhandel war mit der Durchführung der Vorſchriften 
betraut, und die „Ogpu“, als. Nachfolgerin der alten 
Tſcheka, unterſtützte es dabei mit den alten Mitteln der 
Spionage, Denunziation, Verhaftungen, Strafen, Konfis⸗ 
kationen und Ausweiſungen. Die ſtaatlichen Truſts durften 
den privaten Händlern keine Waren zu den laufenden Prei⸗ 
ſen abgeben, die Händler wurden mit ihren Geſchäften auf 
beſtimmte Gebiete beſchränkt, die Eröffnungsſtunden wurden 
zum Nachteil der Privatgeſchäfte geregelt, Mieten, Zinſen 
und Steuern wurden für fie erhöhte). Angeblich wollte man 
durch all dieſe Maßnahmen der Profitmacherei und der 
Spekulation ſteuern und die Preiſe herabdrücken, aber nur 
inſoferne, als Privatunternehmungen in Betracht kamen. 
Die ſtaatlichen Konzerne und die gemeinwirtſchaftlichen Un⸗ 
kernehmungen huldigten nicht weniger als bisher der Profit⸗ 
macherei und der Spekulation, und die Preiſe gingen nicht 


herab. Die wirkliche Abſicht jedoch, die, wie auf dem 13. Kon⸗ 


1 „The Co-operative Movement in Soviet Russia“, Seite 325. 
) „La Russie sous le régime Communiste“, Seite 349. 
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. greß offen erklärt worden war, dahin zielte, den Privathan⸗ 
del zu unterdrücken, wurde wenigſtens teilweiſe erreicht. 
Während des Jahres 1924 wurden ungefähr 250 000 Ge⸗ 
ſchäfte geſperrt und der Anteil des Privathandels am Ge⸗ 
ſamitgeſchäfte fiel laut amtlicher Daten von 64% auf 
39,3%. Konfiskationen in der Höhe von annähernd 
400 000 oO Boldrisbel wurden vorgenommen. Der Bericht 


des Internationalen Arbeitsamtes zweifelt, ob der Privat- 


handel wirklich ſo ſehr zurückgegangen ſei, wie die amtlichen 
Ausweiſe erkennen ließen. Diefe waren nämlich auf die 
Zahl der ausgegebenen Bewilligungen gegründet, während 
viele Händler keine Lizenzen mehr nahmen, ihr Geſchäft je⸗ 
doch in irgendeiner andern Form weiterführten. Immerhin 
erſcheint es unzweifelhaft, daß 250000 Läden geſchloſſen 


wurden. Das Kommiſſariat für Staatsfinanzen drückte ſein 


Bedauern darüber aus, daß 280 000 Steuerzahler ausge⸗ 
fallen und durch „bankrotte gemeinwirtſchaftliche Unterneh⸗ 
mungen und ſtaatliche Konzerne, die BR Zahler 18 9 
SE worden feiert. 

Der Erfolg alles deſſen war, daß heit Behörden Abele 
bee Wert und die Notwendigkeit der Privatunternehmungen 
vor Augen geführt wurde. Weder die gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen Inſtitute noch die ſtaatlichen Unternehmungen konnten 
ohne private Händler auskommen, wie ſich trotz der gegen Ende 
des Jahres 1924 in erhöhtem Maße gegen ſie angewendeten 
Unterdrückungspolitik erwieſen hatte. Die amtliche Zeitung 
der gemeinwirkſchafktlichen Anſtalten ſtellte im November 
feſt: „Bei der allzuplötzlichen Verlegung des Schwerpunk⸗ 
tes nach den gemeimwirtſchaftlichen Organisationen hin hat 
man vergeſſen, eine zur Erhaltung des Gleichgewichtes not⸗ 


© Br Stütze zu beſchaffen, an ke re kes als Er⸗ 


Für und wider dar Privatkapital . 


ſag der private Händler an wird, der ſich beſſer 


als irgend jemand andrer neuen Verhältniſſen anzupaſſen 


weißt). "Die ſtaatlichen Konzerne felbft ſchloſſen ihre Ge. 


ſchäfte lieber mit Privathändlern als mit den gemeinwirt⸗ 


ſchaftlichen Inſtituten ab, da dieſe ganz unfähig und un⸗ 
zuverläſſig waren und hauptſächlich oder ganz auf Borg 


N kauften, während „die Geſchäfte mit privaten Händlern 


faſt immer gegen Barzahlung abgewickelt wurden oder doch 
nur ſehr wenig Kreditgewährung erforderten“ ?). Die Lage 
gegen Ende des Jahres 1924, um welche Zeit die Frage 
in den amtlichen Volkswirtſchaftsblättern ſehr viel beſpro 
chen wurde, wird von dem Internationalen Arbeitsamte in 


i nachſtehenden Sätzen zuſammengefaßt: 


„Die neue Wirtſchaftspolitik bedeutete aße eine Ver⸗ 5 
ſchlimmerung der ohnehin ſchon fehr kritiſchen Lage der ſtaat⸗ 
lichen Handels⸗ und Induſtrieorganiſationen ſowie der ge⸗ 
meinwirkſchaftlichen Bewegung. In der ſtaatlichen Induſtrie 


nahm die Kriſe hauptſächlich die Form eines argen Ka⸗ 


pitalmangels an, der die Zunahme der Produktion behin⸗ 
derte, die Unterlaſſung der notwendigen Reparaturen und 
Neuerungen zur Folge hatte und es unmöglich machte, die 
allgemeinen Unkoſten zu vermindern, die Löhne regelmäßig 1 


auszuzahlen und die erzeugten Waren zu verwertens).“ 


Eine Anderung der Politik war unvermeidlich geworden 
und wurde allgemein gefordert; man gab freimütig zu, daß 
man einen Schnitzer gemacht hatte und daß das Privatkapi⸗ 


fal in höherem Maße herangezogen werden müſſe. Zu Be⸗ 


) A. Sulaieff i in dem Blatte „Torgovo-Proniyshlennaia Gazeta“ 


vom 21. November 1924. 
) „Econ. Zhizn“ vom 26. November 1924. 


>): 1 Co- e Movement in Soviet Russia‘, Seite 3 330. 
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ginn des Jahres 1925 wurde das Problem zur Diskuſſion 
geſtellt, es fanden Konferenzen der leitenden Politiker und 
Beamten darüber ſtatt. Im Januar ſchon beſchäftigte ſich 
das Zentralkomitee der Kommmmiſtiſchen Partei mit der 
Frage, wobei es anerkannte, daß etwas geſchehen müſſe. Die 
Mehrheit dieſer Verſammlung jedoch war eher für eine 
Reform der Verwaltung als für eine ausdrückliche Umſtel⸗ 


lung in der Politik. Der daraus hervorgegangene Beſchluß 
war mehr durch politiſche als wirtſchaftliche Erwägungen 
beſtimmt und wurde von den volkswirtſchaftlichen Fach⸗ 


N männern, die einen praktiſcheren Standpunkt einnahmen und 


einen wirklichen Wechſel befürworteten, nicht gebilligt. Bei 


den darauffolgenden Konferenzen der Departements gewann 
ihre Anſchauung die Oberhand. Dzerzhinſky, das Oberhaupt 


des Oberſten Wirtſchaftsrates, ſagte ganz offen: „Wir 
können ohne den privaten Händler im Kleinhandel nicht 


auskommen.“ Sowohl er als auch Kameneff ſahen in der 


weiteren Verfolgung ihrer verhaßten Politik eine größere 


Gefahr als in ihrer Abänderung. Dzerzhinſky meinte: „Wir 
werden eine uns feindliche Gewalt ins Leben rufen, wenn 


wir die Bevölkerung nach Waren hungern laſſen und unſere 


Erzeugniſſe zu fabelhaft hohen Preiſen verkaufen.“ Kameneff 


ſagte mit Bezug auf die Schließung von 280 000 Läden, 
daß nach den Berichten aus der Provinz dadurch eine „ge⸗ 


ſchäftliche Wüſtenei“ geſchaffen worden ſei, und daß es 


daher notwendig wäre, das Privatkapital von neuem zur 
Mitwirkung heranzuziehen. Im Hinblick auf die Gefähr⸗ 


llichkeit dieſer Maßregel führte er aus: „Wenn man mich 


fragen würde, was ich der ſozialiſtiſchen Sache für gefähr⸗ 
licher halte, eine wirtſchaftliche Wüſtenei oder den Einfluß 


des Privaffapifals, fo würde ich ohne Zögern antworten, 
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daß die Wüſte weitaus das Gefährlichere ſeit).“ Er kannte 
die Stimmung der Landbevölkerung, deren Intereſſen in dem 
Kampfe gegen den Privathandel aufgeopfert wurden, deren 
Gegnerſchaft aber die Regierung nicht ertragen konnte. Er ſagte, 
die Bauern ſeien gegen jede die Produktion erſchwerende Maß⸗ 
regel. Natürlich: jedermann iſt es! Produktion iſt das Haupt 
bedürfnis jedes Volkes, und dieſes naive Eingeſtändnis, daß die 
ſozialiſtiſche Politik ihr entgegenwirke und der Mithilfe des Ka: 
pitalismus bedürfe, verurteilt eigentlich die ganze Sache. 
Die veränderte Haltung der Regierung fand einen deut⸗ 
licheren Ausdruck in einer am 30. März 1925 abgehaltenen 
Konferenz, zu der zum erſten Male private Händler zuge⸗ 
laſſen wurden. Der amtliche Berichterſtatter Smilga ſagte, 
die bis vor kurzem befolgte Politik hätte einen beachtens⸗ 
werten Rückgang des Privathandels herbeigeführt, der ſo⸗ 
wohl auf den Geſchäftsgang im allgemeinen als auch auf 
die ſtaatlichen Induſtrien ungünſtig eingewirkt habe. Man 
vermöge das Problem, Stadt und Land „zuſammenzu⸗ 
ſchweißen“, nicht ohne Heranziehung des Privatkapitals 
zu wirkſchaftlicher Betätigung zu löſen, und es ſei daher 


notwendig, die Politik zu ändern. Die Privathändler follten 


von den ſtaatlichen Induſtrien ebenſo behandelt werden wie 
die gemeinwirtſchaftlichen Unternehmungen, es ſollten ihnen 
von den Banken Kredite gewährt werden, die ihre Tätigkeit 
einſchränkenden amtlichen Verordnungen ſollten aufgehoben 
und ihre Beſteuerung herabgeſetzt werden. Ferner wäre 
dem privaten Geſchäftsmanne eine geſetzliche Garantie für 
die Sicherheit ſeines Geſchäftes, ee und ee 
Perſon zu gewähren). f Die 
9 „Econ. Zhizn“ vom 2. April 1926. 

2) „Econ. Zhizn“ vom 2. April 1925. 
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Gegen: diefe Beſchlüſſe nahmen wieder die gemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Inſtitute Stellung, und es folgten weitere Kon⸗ 
ferenzen. Schließlich kam es zu einer Art von Vergleich. 
Der Rat für Arbeit und Verteidigung eutſchied, daß den 
gemeinwirtſchaftlichen Unternehmungen durch eine Staats⸗ 
unterſtützung aufgeholfen, den Privathändlern aber die von 
Smilga vorgeſchlagenen eee . werden 
ſollen. 

Der im Mai 1926 zuſammengetretene 14. et der 
Konnmümiſtiſchen Partei billigte in allgemein gehaltenen 
Ausdrücken die Politik, die Beziehungen zu den Privathänd⸗ 
lern auszubauen und den wohlhabenderen Landwirten ge⸗ 
wiſſe Privilegien zu gewähren, „weil der gemeinwirkſchaft⸗ 
liche und ſtaatliche Handel nicht in der Lage ſeien, dem 
wachſenden Umfange der Geſchäfte gerecht zu werden, ſo 
daß für den Privathandel ein beträchtlicher Raum offen 
bleibe.“ Es wurde jedoch ausdrücklich feſtgeſtellt, daß dieſer 
Beſchluß nicht als eine Anderung der Haltung gegen die 
gemeinwirtſchaftlichen Unternehmungen ausgelegt werden 
dürfe, die nach wie vor der hauptſächliche Vermittler zwi⸗ 
ſchen dem Staate, den kleinen Produzenten und den Ver⸗ 
brauchern bleiben, jedoch reformiert und mit ihren eigenen 
Schwierigkeiten ſelbſt fertig werden müßten, „die haupt⸗ 
ſächlich auf die Unfähigkeit, ihre Tätigkeit den Mitteln an⸗ 
zupaſſen, auf die Unbeſtändigkeit ihrer Organiſationsfor⸗ 
men und Einrichtungen, die hohen Preiſe ihrer Waren uſw. 
zurückzuführen ſeien“ ). 

Tatſächlich bedeutete dieſer Beſchluß eine gewiſſe Milde⸗ 
rung der gegen den Freihandel gerichteten Maßnahmen, be⸗ 
gleitet von erneuten Verſuchen, die Leſtungefaß ker der ge. 


) „Econ. Zhizn“ vom 2. Juni 1925. 
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atiwrirtſhafflchen Juftitrttoneu; zu beben. Es ſcheint, daß N 
niemals wirklich Schritte unternommen wurden, den pri⸗ 
vaten Händlern die von Smilga vorgeſchlagenen Rechte zu 
verleihen, beſtimmt aber nicht zur Schaffung der erwähn⸗ 
ten geſetzlichen Garantien, die mit dem politiſchen Syſtem 
ganz unvereinbar geweſen wären. Die Anderung der Politik 
war rein negativ. Anderſeits konnte von einer Verbeſſerung 
der gemeinwirtſchaftlichen Unternehmungen wenig erwartet 
werden, da die Grundurſache der aufgezählten Mißſtände 
noch immer fortbeſtand. Es war dies die Zerrüttung, die 
ihre Umwandlung in aller Unabhängigkeit, Initiative und 
alles perſönlichen Intereſſes beraubte ſtaatliche Körperſchaf⸗ 
ten mit ſich gebracht hatte. Die Wirkungen dieſer Maßregel 
wurden auch durch die Neue Wirtſchaftspolitik nicht auf⸗ 
gehoben, da dieſe fie. weder wirklich von ihrer Feſſel be⸗ 
freite noch das pfychologiſche Moment ihrer Unterſtellung 
unter die Staatsgewalt auf hob, von der ſie Befehle zu 
bekommen und jeden Augenblick Hilfe zu erhalten gewohnt 
waren. 

Das Ergebnis der h der Politik vom Jahre 
1925 war alſo eine Rückkehr zu früheren Verhältniſſen und 
ein Nachlaſſen des Feldzuges gegen den Privathandel; man 
konnte eben ohne ihn nicht auskommen. Doch zeigte ſich 
durchaus kein Nachlaſſen des Beſtrebens, ohne ihn auszu- 
kommen. Die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe zwangen aber⸗ 
mals zu einem Halt auf dem Wege zur teilweiſen Soziali⸗ 
ſierung, wie ſie vorher zu einem Stillſtand auf dem Wege 
zur vollſtändigen Sozialiſierung gezwungen hatten. Der Um⸗ 
ſtand aber, daß man immer noch an der Lehrmeinung feſt⸗ 
hielt, beweiſt, daß es die Maſchine ſelbſt war, die zuſammen⸗ 
gebrochen, und nicht der Wille. Inzwiſchen hatte immerhin 
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die feilweife Sozialiſierung ſich beffer bewährt als die voll⸗ 
ſtändige; das heißt, unter der Neuen Wirtſchaftspolitik oder 
dem Staatskapitalismus hatte ſich die Lage doch einigerma⸗ 
ßen gebeſſert. Das kann ſummariſch auf ſtatiſtiſchem Wege 
nachgewieſen werden, wobei die Bewegung klarer vor Augen 
geführt wird, wenn die ſchon angeführten Daten aus frü⸗ 
herer Zeit wiederholt werden. Die Zahlen ſind vom Inter⸗ 
nationalen Arbeitsamt nach Veröffentlichungen der Sowjet⸗ 
behörden zuſammengeſtellt. Wir wollen mit der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produktion beginnen, wobei zu bemerken wäre, 
daß das Land im Jahre 1916 von Arbeitskräften entblößt 
war und die Jahre 1921 und 1924 ſehr ſchlechte Ernten ge 
bracht haben. Nachſtehende Zahlen bezeichnen den Ertrag 
an Bodenprodukten in Prozenten des Ertrages vom Jahre 
1913, deſſen Ertrag an jeder Sorte als hundert N 
ie wurde. 


N ech Produktion: 
(1913 = 100) 


Jahr Brotfrucht | Flachs Hanf Tabak Zuckerrübe 


Auf be orten Si erkennt man einen 0 Nu 
gang zwiſchen den Jahren 1916 und ıger-umnd eine deut⸗ 
liche Erholung zwiſchen 1921 und 1924. Der Ertrag an 
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Hanf und Tabak überſchritt den der Kriegszeit, aber der an 
den wichtigeren Bodenprodukten blieb hinter dem Ertrage 
der Kriegszeit immer noch weit zurück. Mit Bezug auf den 
Stand an lebendem Vieh ſind keine Daten aus der Zeit vor 
dem Kriege zu erlangen. In der folgenden Tabelle wird da⸗ 
her der Stand des Jahres 1916 als hundert e an⸗ 
genommen und nicht der des Jahres 1913: e 


Lebendes Vieh 


(1916=100) 5 15 
Schafe 


94, 5 94,2 106, 2 „ 958 
ö f . 66,1 
66,1 

52,9 
67,5 

83,1 


Das ſchlimmſte Jahr iſt hier 1922. Es zeigen ſich die 
Nachwirkungen des Jahres 1921, wo viele Tiere wegen 
Fuktermangels umkamen und viele zu Ernährungszwecken 
geſchlachtet wurden. In den Jahren 1923 und 1924 ergab 
ſich eine gute Erholung des Standes an Rindvieh, Schafen 
und Schweinen, aber die Zahl der Pferde blieb noch immer 
eine ſehr geringe, was ein großes Hindernis für die Beſtel⸗ 
lung der Felder war. Im Jahre 1928 beſaßen on Dr 
ackerbautreibenden Bevölkerung keine Pferde. b 

Wenn wir uns der induſtriellen Produktion debe, 
werden wir eine ähnliche Bewegung beobachten können. 
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Die Induftzielle produktion = 


2 (1912 = 100). Kt 


Große und 
mittlere Induſtrien 
U 


1920 


Kleine Induftrien 8 Zuſammen 


18,9 


. 1921 24.9 
1922 39,5 
1923 48,1 
1924 49,8 


Hier fällt der Unterſchied zwiſchen den kleineren und grö⸗ 
ßeren. Induſtrien ins Auge. Jene hatten um 1924 faſt das 
Niveau der Kriegszeit erreicht und machten in dieſem Jahre 
bereits nahezu ein Drittel der Geſamtinduſtrie aus, wäh⸗ 
rend ſie früher nur ein Sechſtel davon vorſtellten. Die gro⸗ 
ßen Induſtrien ſind gewöhnlich die vom Staate betriebenen, 

während die kleinen meiſtens das Gebiet privaten Unterneh⸗ 
mergeiſtes bilden. In Wirklichkeit war der erfolgreiche 
Wettbewerb der kleinen Induſtrien und beſonders der bäuer⸗ 
lichen Hausinduſtrie, die durch den Anſporn des Privathan⸗ 
dels wieder belebt worden waren, einer der Hauptgründe für 
den Feldzug gegen den freien Handel. Die verderblichen 
Wirkungen dieſes Feldzuges auf die ländlichen Bezirke ge⸗ 
hörten wieder zu den Hauptgründen für die bereits ange⸗ 
führten Anderungen in dem Vorgehen gegen den Privathan⸗ 
del. Zu bemerken wäre, daß die ſtaatlichen Induſtrien ſelbſt 
im Jahre 1924 noch nicht auf der halben Höhe ihrer Vor⸗ 
kriegsproduktion angelangt waren, obwohl fie ſich, ſeitdem 
ſie im Jahre 1920 eigentlich faſt ganz erloſchen waren, in 
bemerkenswertem Maße erholt hatten. In der nachſtehenden 
Tabelle iſt die erzeugte Menge verſchiedener Warengattun⸗ 
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gen für mehrere einander folgende Jahre verzeichnet, und 
i in e der im Jahre 1913 erzengeen, 1 


J pures produktion 


(1913==100) . , a 
Produkt 1920 1923—4 
Kohle 1 0 — 49,7 
Naphtha 64,6 
Eiſenerz 10,0 
Roheiſen 15,7 
Guß ⸗Stahl 23,3 
Walz⸗Stahl 19,0 
Baumwollgarn 6,7 25,0 41,0 55,0 
Baumwollſtoffe 2.,0 15,7 30,3 43,5 
Tabak 48,3 — 36,4 33,7 
Zucker ER TOTEN 6,3 3,5 13,0 26,5 
Salz —— 1 — 44,1 62,7 ⁵⁶ 60,7 
Papier 1 9 64 17,6 16,6 34,0 57,0 
Sechste et — 2453 3,7. 48,6 
Ole N 43 — 15,3 40,7 49,2 


Einfuhren lub Ausfuhren, die beide in den Jahren des Bür- 
gerkrieges auf Null geſunken waren, zeigten ſeit dem Jahre 1 919 
I in larger Tabelle dargeſtellten ee er 


aswärtiger Handel 
„„, (1913=100) rar 


5 Einfuhr Ausfuhr 


1920 

1921 

Er 1922 
a 19221923 
1923—1924 
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Die Angaben über den Intport in den Jahren 1921 und 
1922 umfaſſen auch die zur Linderung der Hungersnot ein⸗ 
geführten Gaben, die dem Werte nach im Jahre 1921 100% 

ö und i im Jahre 1922 40% der Gef: amteinfuhr ausmachten. 


Jihrlicher Ertrag pro Kopf der Bevölkerung i in Goldrubeln: 
2912 1920 1921 1922 er 
37,79 4,63 523 6,52 

| Verbrauch pro Kopf der Landbevölkerung: | 

1912 1920 — 21 1921 —22 1922—23 

27,31 3,41 4,94 E 7172 
Nachſtehende Tabelle zeigt die Verbeſſerung der Lohn⸗ 

ſätze in der Induſtrie. Sie iſt einem Berichte über „Ande⸗ 

rungen der Löhne in verſchiedenen Ländern“ entnommen, der 


vom Internationalen Arbeitsamte im Jahre 1926 8 
gegeben wurde: 


Monatliche Durchſchnittslöhne in effektiven Rubeln 


Induſtrie 1922 (Okt.) 1924 (Dez.) 


Metall 43,21 12,14 19,55 27,58 
Textil 20,8 8,45 17,04 19,49 
Chemiſche 24,54 12,12 17,66 24,09 
Kohlen 41,77 18,21 16,62 20,45 
Allgemeiner 1 
Durchſchnitt 30,49 12,18 18,62 23,54 
Eiſenbahnen — 9,40 20,77 24,41 


Staatsangeſtelltee — — 3139 34,34 


Löhne und Preife 89 


Der Durchſchnittslohn, der im Jahre 1922 auf 400% ſei⸗ 
ner Vorkriegshöhe geſunken war, erreichte alſo im Jahre 
1924 wieder 77% dieſer Höhe. Das iſt wohl ein gewaltiges 
Anſteigen, bedeutet aber nicht ſehr viel, wenn man die Preiſe 
Rund die Koſten der Lebensführung jener Zeit berückſichtigt. 
Die Detailpreiſe waren nämlich im Jahre 1924 auf 209% 
ihrer Vorkriegshöhe im Jahre 1913 angeſtiegen, in Moskau 
ſogar auf 236% und die Lebensführungskoſten auf 212% 1). 
Das heißt, die Lebensführungskoſten waren mehr als dop⸗ 
pelt ſo hoch geworden als in der Vorkriegszeit, die Löhne 
aber betrugen nur drei Viertel der vor dem Kriege üblichen. 
Um dieſes Verhältnis in eine konkrete Form zu kleiden, wäre 
zu ſagen: der Mann, deſſen Lohn es ihm ermöglichte, im 
Jahre 1913 zwölf Laib Brot zu kaufen, konnte im Jahre 
1924 nur mehr vier und einen halben Laib anſchaffen. Kein 
andres Land hat auch nur annähernd eine ſo ſchlechte Lage 
in der Zeit nach dem Kriege zu verzeichnen. Und dieſe wurde 
noch durch gewöhnlich rückſtändige Lohnauszahlung verſchlim⸗ 
merk. So betrugen im Juni 1924 die Geſamtrückſtände an 
Löhnen 12.000000 Goldrubel?). Dzerzhinſey meldete dem 
Oberſten Wirtſchaftsrate, daß in dem mit November 1924 
abſchließenden Gebarungsjahre nicht ein einziger Monat ver⸗ 


gangen fei, der nicht Rückſtände in der Lohnauszahlung dern 


Metallinduſtrie aufzuweiſen gehabt hätte, und daß ſich dieſe 
Rückſtände am 17. November 1924 auf: 5750000 Gold- 
rubel beliefen, was zuſammen mir nicht bezahlten Verſiche⸗ 
rungsprämien eine Summe von 8 000 000 Goldrubel an 
Geſamtrückſtänden ergäbe. Ganz ähnliche Verhältniſſe herrſch⸗ 

1) „International Labour Review“ Internationale Ürbeiter Re 


vue“), Band X, Nr. 4, Seite 697. 
2) „Trood“ vom 3. Juni 1924. 


9o . 1921—192$ 


ten in der Kohleninduſtrie, u der ſtaatliche Zuckertruſt war 
feinen: Arbeitern zu Beginn des Jahres 19aß mehr als 
5500000 Goldrubel ſchuldig. Die Auszahlung der Löhne 
verzögerte ſich gewöhnlich um zwei bis ſechs Wochen, manch- 
mal aber auch um Monate. Um den Leuten das Leben 
überhaupt zu ermöglichen, erhielten ſie Amveiſungen an die 
gemeinwirkſchaftlichen Geſellſchaften. So zahlte die Ver⸗ 
waltung der Donetz⸗Kohlengruben 600% ber: Löhne in fi olchen 
Anweiſungen aus, die nichts andres bedeuteten als ein Wie⸗ 
deraufleben des „Truckſyſtems“ ). Aber auch auf dieſe 
Art konnten die Leute oft nicht bekommen, was ſie brauchten, 
weil die Unternehmungen nicht imſtande waren, es zu liefern. 
Über die Zeit ſeit 1924 ſind keine umfaſſenden ſtatiſtiſchen 
Daten zu erlangen, doch iſt es möglich, aus verſchiedenen 
Einzelheiten die ſpätere Entwicklung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe einigermaßen zu erkennen. Während des Jah⸗ 
res 1925 fraf infolge der milderen Politik gegen die Privat⸗ 
unternehmungen eine gewiſſe allgemeine Beſſerung ein. Die 
Ernte, die ſtets die wirtſchaftliche Grundlage des ruſſiſchen 
Lebens bildet, war eine gute, und das wurde für die ganze 
Gemeinſchaft fühlbar. Allerdings hatten die Behörden den 
Ertrag überſchätzt, der tatſächlich nicht den erwarteten Über⸗ 
ſchuß ergab. Der Grund dafür war zweifellos der Zuſtand 
bedauerlicher Verlotterung, in den die Landwirtſchaft ver⸗ 
fallen war und von dem ſie ſich trotz eines gewiſſen, ſeit 
1921 zu e Fortſchrittes noch immer Br RL 
hatte. ee = 
Die Agrarpolitik der Bolſchewiken ging fing 555 
hin, die erfolgreicheren Landwirte, die ſogenannten Koulaki, 


1) Anmerkung des Überfegers: Teilweiſe Bezahlung des e 
in Waren, die von der ee geliefert e f 
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die das tüächtigſte und fleißigſte Element der bäuerlichen Be⸗ 

völkerung bildeten, auf das Niveau der kleineren Beſitzer 
herabzudrücken, dagegen die ärmſte Dorfbevölkerung empor⸗ 
zubringen, um ſo die Lohnarbeit zu verdrängen und einen 
Zuſtand der Gleichheit herbeizuführen. Dieſe Politik ſpiegelte 
ſich in der Einteilung der Beſitze in vier Größenklaſſen, von 
denen die erſte den Grundbeſitz von weniger als 10 Morgen, 
die zweite den von 10—20 Morgen, die dritte den von 20 
bis 48 Morgen und die vierte den von mehr als 45 Morgen 


Bodenfläche umfaßte). Im Jahre 1920 war der Prozent 


ſatz der Güter über 20 Morgen von g auf 1,7% herabge⸗ 
drückt, der der Beſitze unter ro Morgen dagegen von 88 auf 
860% hinaufgebracht worden. Der oben angeführte Rückgang 
der Produktion während dieſer Periode war teilweiſe dieſem 
Angleichungsprozeß zuzuſchreiben, der den Leiſtungsfähigeren 
zugunſten des weniger Leiſtungsfähigen ſchädigte, der, auch 
wenn er tüchtig geweſen wäre, gar nicht die Mittel zu einer 
rationellen Bewirtſchaftung beſaß. Im Jahre 1925 hatte 
ſich die Lage ſtark verändert. Die kleinſten Beſitze waren von 
86 auf 31,3% der Geſamtheit zurückgegangen, die zweite 
Gruppe (10-20 Morgen) war von 6,5 auf 49,5 % und die 
der Grundſtücke über 20 Morgen von 3,5 auf 19,2% ange⸗ 
wachſen. Unter dem Einfluſſe der Neuen Wirtſchaftspolitik, 
die nicht nur den freien Handel wieder einführte, ſondern 
auch das Syſtem der Requiſitionen durch eine Steuer in 
Naturalien erſetzte und ſchließlich im Jahre 1925 auch dieſe 
in eine Geldſteuer verwandelte, hatten ſich die Landwirte 
wieder nach Maßgabe ihrer Tüchtigkeit geſondert, und es 
war eine verhältnismäßig wohlhabende Klaſſe unter ihnen 
) Anmerkung des Bberfegers: Ein acre 0 wen Mosgen) = 4040 Au 
Quadratmeter. ; 
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entſtanden. Anderſeits war auch die Lohnarbeit wieder zum 
Vorſchein gekommen. Im Frühjahr 1923 ſchätzte das Stati⸗ 
ſtiſche Zentralamt die Zahl der ländlichen Lohnarbeiter, der 
ſogenannten Batraki, auf 800 O00, wobei nur die mitge⸗ 
rechnet ſind, die ausſchließlich für Lohn arbeiteten. Es gab 
aber noch eine Menge andre, die von ihren Grundſtücken 
nicht leben konnten und das Fehlende durch Arbeit für 
Fremde erwarben. Die Gewerkſchaft der Landarbeiter ſelbſt 
warb Mitglieder aus der Schichte der Lohnarbeiter an und 
führte deren nach Angaben der „Trood“t) im April 1928 
bereits 100.000 in ihren Liſten. Die Geſamtzahl der Bau⸗ 
ernwirtſchaften betrug 22 700 000. und die 535 1 
ſchafrlichen Arbeiter 48 900 000. 5 
Kurz geſagt, es haben ſich die wirtschaftlichen And ſozia⸗ 
len Verhältniſſe des Kapitalismus wieder eingeſtellt, und 
die Behörden geben ſich in dieſer Beziehung keinen Trugbil⸗ 
dern hin. Sie mußten ſowohl auf die Koulaki als auch auf 
die Batraki Rückſichk nehmen und gaben im April 1925 ein 
Dekret heraus, mit dem die Lohnarbeiter als ſolche aner⸗ 
kannt und ihre Stellung geregelt wurde. Anderſeits began⸗ 
nen ſie einzuſehen, daß die tüchtigeren Landwirte zu unter⸗ 
ſtützen ſeien und nicht durch allerlei Maßregeln und durch 
übermäßige Beſteuerung bedrückt werden dürften. In dieſer 
Beziehung iſt der nachſtehende Abſatz aus einem Artikel der 
„Isweſtia“ vom 29. April 1923 ſehr lehrreich: N 
„Der fleißige Bauer ſagt: Was ſoll ich tun? Ich habe 
heuer eine Deßjatine mehr angebaut und habe mir zwei 
Ochſen mehr angeſchafft; jetzt bin ich alſo ein Koulak, ein 
Feind. Warum läßt man mich nicht meine eigenen Wege ge⸗ 
hen? Ich möchte anbauen, ſo viel ich will (Land dafür iſt 
1) „Industrial and Labour Information“, Band XIV, Nr. 13, Seite 43. 
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genug vorhanden), und werde ſicherlich meine Steuern zah⸗ 

len. Aber heuer habe ich 240 Pud an Abgaben leiſten müſ⸗ 
ſen, ſo daß mir nur 40 Pud für den eigenen Bedarf geblie⸗ 
ben find. Wie ſoll ich unter dieſen Verhältniſſen arbeiten?“ 
Auf der im Frühjahr 1928 abgehaltenen Konferenz der 
Kommuniſtiſchen Partei ſagte Rykoff: „Es muß zugeſtan⸗ 
den werden, daß ſich bei uns die kapitaliſtiſchen Verhält⸗ 
niſſe ſehr raſch wieder einbürgernt).“ Wenn man auch jeder 
darauf gerichteten Bewegung grundſätzlich eutgegentritt und 
ſie ſchließlich nur widerſtrebend zuläßt, hat es ſich doch als 
unmöglich herausgeſtellt, ohne ſie irgendeinen watch 
lichen Fortſchritt z zu erzielen. . 
Auch in 5 auf die Induſtrie wurden einige ſchr 
uneinheitliche Verbeſſerungen eingeführt. Auf der Verſamm⸗ 
lung des Zentralrates der Gewerkſchaften im Februar 1926 
ſagte Dzerzhinſky, der Präſident des Oberſten Wirtſchafts⸗ 
rates, daß ſich der Ertrag der Induſtrien im ganzen während 
des Geſchäftsjahres 1924/1925 im Vergleiche zum Vor⸗ 
jahr um 64% gehoben, aber auch damit noch nicht die Höhe 
des Ertrages der Vorkriegszeit erreicht habe. Der Wirt⸗ 
ſchaftsrat hätte einen Plan entworfen, der in dem folgenden 
Jahr eine abermalige Steigerung um 390% hätte bewirken 
ſollen. Da aber die ſtaatlichen Induſtrien bereits all ihr ver⸗ 
fügbares Kapital erſchöpft hätten, wäre der Erfolg von der 
Bewilligung von Unterſtützungen, von der Eröffnung neuer 
Kredite und von der Einfuhr von Betriebsmitteln aus dem 
Auslande abgehangen. Unglücklicherweiſe ſei jedoch die 
Durchführung des Getreide⸗Ausfuhr⸗Planes vom Winter 
1925 / 1926 nicht geglückt, fo daß man die Einfuhr und die 
Gewährung von Staatskrediten habe droſſeln müſſen und 
1) „Industrial and Labour Information“, Band XIV, Nr. 1 3, Seite 45. 
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daher kaum erwarten könne, daß der Ertrag der Induſtrien 
den des Vorjahres um mehr als 25% überſteigen werde. 
Deshalb ſei es auch unmöglich, die Löhne im Jahre 1926 
zu erhöhen. Dieſe ſeien in den letzten ſechs Monaten raſcher 
angewachſen als der Ertrag. Infolge der allgemeinen Ein⸗ 
führung der Akkordarbeit ſeien die Leiſtungen in der Zeit 
vom Oktober 1924 bis zum Mai 1925 um 310% geſtiegen, 
die Löhne dagegen in dieſer Periode gleichgeblieben. Nach 
Juni 1928 aber wären die Löhne um 140% geſtiegen, die in⸗ 
dividuelle Leiſtung dagegen ſei in den letzten drei Monaten 
um 30% gefallen. In Anbetracht dieſer Umſtände ſei es nicht 
nur unmöglich, die Löhne zu erhöhen, ſondern es würde ſo⸗ 
gar äußerſt ſchwierig ſein, ſie auf ihrer jetzigen Höhe zu er⸗ 
halten, wenn ſich der Ertrag nicht heben ſollter ). 

Die Gewerkſchaften ihrerſeits ſchoben die Schuld an dem c 
geringen Ertrag auf ſchlechtes Material, Havarien, ſchlechte 
Leitung, ſchlappe Diſziplin, übermäßige Anſtrengungen, 
ſchlechte Wohnungen und niedrige Löhne, die noch immer 

nicht die Höhe der Löhne von ıgı3 erreicht hätten. (Die 
Preiſe waren im Januar 1926 um 100% höher als im 
Jahre 1913.) Sie meinten, eine Erhöhung der individuellen 
Leiſtung durch größere phyſiſche Anſtrengungen ſei nicht zu 
erwarten, da dieſe infolge der Einführung von Akkordlöhnen 
ohnehin ſchon auf das Außerſte geſteigert worden feien. Sie 
machten auch auf die ſtändigen Verſpätungen der ben 

zahlung aufmerkſam. 

Der zuletztgenannte Übelftand iſt für Rußland Garakte⸗ 
riſtiſch, er iſt allgemein verbreitet und anhaltend. Er wird 
bei allen Gewerkſchaftsverſammlungen erwähnt. Auf dem 

IR * „Industrial a and Labour Information“, Band XVII.. Nr. 4, 
Seite 106. a : 
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Kongreß der Baugewerkſchaften in den Monaten Januar 
und Februar des Jahres 1926 wurde darüber geklagt, daß 
die Rückſtände oft zwei Monate betrügen. Gleichzeitig wurde 
die Klage vorgebracht, daß — beſonders in ſtaatlichen Unter⸗ 
nehmungen — die Praxis geübt werde, für die Arbeit von zehn 
oder zwölf Stunden nur nach dem für den Achtſtundentag 
gültigen Lohnſatz zu bezahlen, ſtatt für die Überſtunden den 
geſetzlichen anderthalbfachen Stundenlohn zu berechnen. Der 
Durchſchnittslohn in dieſer Induſtrie betrage 72% des Vor⸗ 
kriegslohnes, doch beſtehe ein großer Unterſchied zwiſchen ge⸗ 
ſchulten und ungeſchulten Arbeitern, und die Löhne der letzt⸗ 
genannten wären ungewöhnlich niedrig. Ein Memorandum 
des Zentralrates der Gewerkſchaften an das Zentral⸗Exe⸗ 
kutivkomitee der Kommuniſtiſchen Partei machte im März 
1926 auf die gefährliche Unzufriedenheit aufmerkſam, die 
wegen rückſtändiger Löhne unter den Induſtriearbeitern faſt 
aller zentralen Provinzen, des nördlichen Kaukaſus und Si⸗ 
biriens herrſche. Die Lokalbehörden gaben, wie behauptet 
wurde, das für die Lohnauszahlung empfangene Geld oft für 
andre Zwecke aus. Und man wandte ſich mit der dringenden 
Aufforderung an Dzerzhinſky, die Rückſtände an Löhnen für 
die Arbeiter der Zuckerinduſtrie auszahlen zu laſſen; dieſe 
Rückſtände beliefen ſich am 1o. März 1926 auf 3 000 000 
Rubel. Um dieſe Zeit hatten manche von den ſtaatlichen Zuk⸗ 
kerfabriken noch nicht einmal die i für die ee alle 
Februar ausgezahlt. 

Eine andre ſtändige Beſchwerde der Arbeiter betraf die 
Wohngelegenheiken. Bei dem oben erwähnten Kongreß der 
Baugewerkſchaften berichtete der Zentralausſchuß, daß die 
Wohnungskriſe niederſchmetternde Erſcheinungen gezeitigt 

habe. In der Ukraine könnten nur 12—30% der Arbei⸗ 
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ler Unterkünfte finden, und auch dieſe wären ſehr ſchlecht. 
In Moskau ſelbſt hätten während der Bauperiode des 
Jahres 1925 ſehr viele Arbeiter im Freien ſchlafen müſ⸗ 

ſen. An andern Orten hätten ſie bis zu ihren Arbeits⸗ 
plätzen fünf oder ſechs Meilen zu gehen gehabti). Unter die⸗ 
fern Übelftande der Wohnungsnot ſcheinen beſonders auch die 
Metallarbeiter zu leiden gehabt zu haben. Auf ihrem Kon⸗ 
greſſe im Jahre 1925 kamen alle Vertrauensmänner darauf 
zu ſprechen. Dzerzhinſky ſagte, daß die Wohnungsnot tat⸗ 
ſächlich eine arge ſei, und zwar nicht nur aus Mangel an 
Geld, ſondern auch, weil Baumaterialien nicht in genügen⸗ 

den Mengen zu haben und alle Baugeſellſchaften durchaus 
untüchtig ſeien. Der amtliche Bericht ſtellte feſt, daß der 
einem Metallarbeiter durchſchnittlich zur Verfügung ſtehende 
Wohnraum bloß 400% des geſetzlich vorgeſchriebenen Mini⸗ 

mums (etwa 10 Quadratmeter Bodenfläche) meſſe. In den 
Baracken mancher Unternehmungen werde dem Arbeiter gar 
nur die Hälfte oder ein Viertel dieſes Raumes zugewieſen, 
das iſt „weniger Platz, als ein Sarg einnehmen würde“. 
„Es gibt Orte, wo für drei Arbeiter nur ein Bett vorhan⸗ 
den iſt, in dem ſie abwechſelnd ſchlafen?).“ Wieder anderswo 
ſchliefen die Leute unter dem Herd, und ganze Familien leb⸗ 
ten in den Werkſtätten auf Brettern. Dieſelbe Frage wurde 
auch auf dem Kongreſſe der Eiſenbahner am ro. März 1926 
behandelt, wo berichtet wurde, daß kaum für ein Drittel 
der Eiſenbahner Unterkünfte vorhanden ſeien, ſo daß viele 
in außer Dienſt geſtellten Waggons, andre wieder in einem 


5 „Industrial and Labour Information“, Band XVII, m. 1 
Seite 108. 

2), ‚Industrial and Labour Information“, Bam XVI. N 
Seite 266. ü 
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von ihrem Beſchäftigungsorke mauchmal bis zu ſechis 
Meilen entfernten Orte wohnen müßten, was ſie zwänge, 
täglich mehrere Stunden im Zuge zu verbringen!). Der Kom⸗ 
miffar für das Verkehrsweſen machte höchſt betrübliche Angaben 
über das rollende Material, die Geleiſe und die Reparaturwerk⸗ 
ſtätten und ſagte, man dürfe auch keine gute Arbeit erwarten, 
ſolange die Stationsbeamten in leeren Laſtwägen oder unter 
Zelten untergebracht wären, die Niederlaſſungen der Arbeiter: 
aus ſelbſtgegrabenen Höhlen beſtünden und der Gehilfe eines 
Stationsvorſtandes weniger Lohn bezöge als ein Taglöhne.. 
Die Gewerkſchaften haben noch manch andre ſchwerwie⸗ 
gende Beſchwerde vorgebracht und ſind ſelbſt wieder Ge⸗ 
genſtand heftiger Kritiken geweſen. Im vorigen Kapitel 
wurde einiges über ihre Verfaſſung und ihre Aufgaben in 
dem Zeitabſchnitte vor 1921 geſagt, während welcher ſie 
Regierungsorgane vorſtellten und die Mitgliedſchaft eine 
zwangsweiſe war. Nach Einführung der Neuen Wirk⸗ 
ſchaftspolitik wurde ihre Stellung notwendigerwweiſe eine 


andre. Die Mitgliedſchaft hörte auf, eine: zwangsweiſe zu 


fein, und die Mitgliederzahl, die im Juli 19a r auf 8.500000 
f angeſtiegen war, fiel zu Beginn des Jahres 1923 bis auf 
4500000, ttt dann wieder zuzunehmen und zu Ende des 
Jahres 1925 abermals auf 8 000 000 anzuſchwellen. Man 
nimmt an, daß die Gewerkſchaften 90% aller Arbeitnehmer 
des Landes vertreten, und ſie ſchließen Kakegorien ein, die 
ſonſt dem, was man allgemein unter Gewerkſchaftsweſen 
verſteht, fernſtehen. Sie ſind nach ihrer Beſchäftigung oder 
Induſtrie und nicht nach ihrem Handwerk auf der Grund⸗ 
lage von Betriebsräten zorganiſiert. Ihre Aufgaben haben 
‘4 „Industrial: and- Labour Information“, Bard XVIII, N 
Seite 189 und Band XV, Nr. 6, Seite 55. e 
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ſich u unter der Herrſchaft der Neuen Wirtschaft split all⸗ 


mählich geändert, und ſie trachteten, langſam wieder zur 


alten Ordnung zurückzukehren. Sie haben ſo gut wie auf- 


gehört, einen Einfluß auf die Betriebsleitungen auszuüben, ja 
es iſt ihnen ſogar verboten worden, ſich in deren Angelegenheiten 
einzumengen, und ſie ſehen ſich heute darauf beſchränkt, die In⸗ 
tereſſen ihrer Mitglieder als Arbeitnehmer zu wahren, Kollektiv⸗ 


verträge abzuſchließen und für den Fall von Streitigkeiten mit 
den Arbeitgebern, ſei es nun der Staat oder ſeien es Privat⸗ 
perſonen, als Vermittler und Schiedsgerichte zu dienen. 


Aber die üblen Nachwirkungen der Zeit kommuniſtiſcher 


Herrſchaft und allgemeiner Verſtaatlichung ſind bei ihnen 


noch ebenſo fühlbar wie bei den gemeinwirtſchaftlichen Un⸗ 


u ternehmungen, und fie waren noch nicht imſtande, ſich von 


den politiſchen Einflüſſen bei Beſetzung amtlicher Poſten, 
vom bürokratiſchen Geiſte und von ihrer Abhängigkeit 
vom Staate zu befreien. Infolgedeſſen gelang es ihnen 
nicht, bei ihren Mitgliedern ehrliche Teilnahme zu erwecken 


und deren Intereſſen wirkſam zu vertreten, während finan⸗ 


zielle Schwierigkeiten und die Fortdauer zahlreicher innerer 
Mißbräuche ihr Anſehen ſchmälerten. Dieſe Verhältniſſe 
führten im Sommer des Jahres 1925 zu einer Kriſe, die 
den Zentralrat veranlaßte, ein Rundſchreiben zu erlaſſen, 


in dem er gründliche Reformen forderte. Die beſtehenden 


Übelſtände wurden von Andreieff, dem Sekretär des Zen⸗ 
tralrates und Vorſitzenden der Eiſenbahnergewerkſchaft, in 
einer von ihm am 1. Juli 19251) gehaltenen Rede ei 
und in. allen Einzelheiten geſchildert. a ret 


* Siehe Trood- (die Zeitung der Gewerk ſchaften) vom 19. Jul 1925 
und den Auszug daraus in „Industrial and Labour eee 
Band XV, Nr. 10, Seite 12. 5 1 
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Er ſagte, die Beamten der Gewerkſchaften hätten alle 
Fühlung mit den Arbeitermaſſen verloren und aufgehört, 
dieſen gegenüber irgendeine Verantwortlichkeit zu empfinden. 
Sie hätten ſich ganz darauf beſchränkt, die Befehle der 
höheren Gewerkſchafts⸗ oder kommuniſtiſchen Organiſationen 
auszuführen, und fühlten ſich nur ihnen verantwortlich. Er 
wies auf mehrere ernſte Streitigkeiten und Streiks hin, die 
im Frühling in gewiſſen ſtaatlichen Unternehmungen vorge⸗ 
kommen waren, und ſchob die Schuld auf den bürokratiſchen 
Geiſt, auf die Untätigkeit und die Verantwortungsloſigkeit 
der Gewerkſchaftsbeamten ſowie auf den ihnen eigentüm⸗ 
lichen Mangel an Verſtändnis für den Arbeiter. Dann wen⸗ 
dete er ſich nachgenannten beſonderen Mißbräuchen zu: der 
finanziellen Korruption (bei allen Gewerkſchafts⸗Verſamm⸗ 
lungen der letzten Zeit ſei feſtgeſtellt worden, daß Unter⸗ 
ſchleife, Veruntreuungen, unerlaubte Darlehensgewährun⸗ 
gen und ähnliches erſchreckend häufig vorgekommen, von den 
Ausſchüſſen aber mit einem an Mitſchuld grenzenden Wohl⸗ 
wollen betrachtet worden ſeien); einer durch die ſelbſtherr⸗ 
liche Art der Verwaltung der Gewerkſchaften, die es mit 
ſich bringe, daß nicht mehr als die Hälfte der Mitglieder 
ihren Beitrag zahlten, hervorgerufene Apathie der Arbeiter; 
der Unterdrückung der freien Meinungsäußerung; der Mei⸗ 
gung der Betriebsräte, in den ſtaatlichen Induſtrien in 
Verwaltungsfragen gegen das Intereſſe der Arbeiter Stel⸗ 
lung zu nehmen, und ihr Beſtreben, ſelbſt Verwaltungs⸗ 
organe zu werden; ſchließlich dem Mißbrauche „freiwilli⸗ 
ger Zuwendungen“ an verſchiedene Organiſationen, denen 
die Mitglieder beizutreten gezwungen werden. — N 

Der Zentralrat machte ſich in ſeinem Rundschreiben ale 
dieſe Anklagen zu eigen und legte darin die Grundzüge der 


7* 


100 Nußland, 1921— 1925 


beabſichtigten Reformen feſt, die unter anderem eine Her⸗ 


; abſetzung der Verwaltungskoſten, eine finanzielle Kontrolle 


und ein demokratiſcheres Wahlſyſtem vorſahen. Aus alle⸗ 
dem geht hervor, daß die Leitung der Gewerkſchaften noch 
immer ſtark von der Idee beherrſcht war, daß dieſe eher 


politiſche, das heißt kommumniſtiſche Organiſationen als indu⸗ 


ſtrielle Körperſchaften ſeien. Der Zentralausſchuß der Kom⸗ 


muniſtiſchen Partei gab im Herbſt jene Tatſachen zu und 
mißbilligte fie entſchieden. Er konnte über das Zirkularſchrei⸗ 


ben der Gewerkſchaften nicht hinwegſehen und mußte mit 
einer im Oktober verfaßten Erklärung auf die Sache ein⸗ 
gehen. Dieſe Reſolution anerkannte die Berechtigung der 
Beſchwerden und den Standpunkt der Gawerkſchafken und 


bemerkte: 


„Da die Gewerkſchaften von der Kommuniſtiſchen Partei 


organiſiert find: und geleitet werden, iſt es der fehlerhaften 


Taktik der Kommumiftifchen Partei und ihrer lokalen Orga⸗ 
niſationen zuzuſchreiben, wenn unter den Gewerkſchaftlern 
Demoraliſation und eine große Teilnahmsloſigkeit den Ge⸗ 
werkſchaften gegenüber herrſchen. . Die lokalen Organiſa⸗ 
tionen der Partei begehen immer der politiſche Fehler 


in der Leitung der Gewerkſchaften. Dieſe Miggriffe können 


wie folgt zuſammengefaßt werden: 
1. Die kommuniſtiſchen Organiſationen befolgen eine Poli- 


i gie kleinlicher ng in die normalen Geſchäfte der ee 


werkſchaften. 
2. Die Wonnnnniſtſchen Organiſationen ſind oft leicht 


fertig bei der Auswahl der zur Leitung der Gewerkſchaften 
zu beſtimmenden Perſonen. Sie wechſeln im Widerſpruche 
Ku den beſtehenden Vorſchriften allzuoft die Beamten. 


3. a alle die Arbeitsbedingungen, Löhne und Kollek⸗ 
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tivverträge betreffenden Fragen werden den Gewerkſchaften 
aus der Hand genommen und von 5 konmuififchen Dis 
ee behandelt!). 

Der Beſchluß wies San auf. bie ede Taktik 
hin, die auf eine Durchdringung der Gewerkſchaften und nicht 
auf deren Beherrſchung abzielen ſolle, empfahl den Kom⸗ 
muniften, die Ratſchläge des Zirkularſchreibens zu befolgen 
und ſtellte die ganze Frage auf die Tagesordnung des er 
ſten Kongreſſes der Partei im Dezember 1925. 

Ich erlaube mir an dieſer Stelle auf das N An 
tereſſe hinzuweiſen, das dieſe Entſchließung verdient. Sie 
zeigt in klarſter Weiſe das Verhältnis zwiſchen den Arbei⸗ 
tern — dem wirklichen Proletariate — und der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei; enthüllt die zwiſchen beiden beſtehende Kluft, 
das Auseinandergehen ihrer Intereſſen und die Herrſchaft 
der Partei, die die Gewerkſchaften organiſiert und leitet. 
Und das ſind die Verbände, mit denen der Kongreß Briti⸗ 
ſcher Gewerkſchaften (British Trade Union Congress) in 
einer Einheitsfront zu bleiben wünſcht! Eine Einheitsfront 
gegen wen und was? In Rußland iſt die Front haupt⸗ 
ſächlich gegen die ſtaatlichen Unternehmungen, die alle grö⸗ 
ßeren Induſtrien umfaſſen, und gegen die ſtaatlichen Dienſte 
gerichtet, hier aber gegen die Privatkonzerne. Wie kann es 
da eine „Einheitsfront“ geben? In dieſem Zuſammenhange 
iſt eine Außerung Andreieffs erwähnenswert. Dieſer ſagte 
in ſeiner Aufforderung an die Gewerkſchaften, die Wei⸗ 
ſungen des Rundſchreibens durchzuführen: „Diesmal handelt 
es ſich nicht nur s einen Hindu si Fremder 1 
machen.“ BR: 55 

1) „Trood“ vom 17. Oktober 1925 (Industrial a and Tabou Infor- 
mation“, Band XVI, Nr. 7, Seite 14). 
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Die oben angeführten Reformen ſcheinen nur ſehr un⸗ 
vollſtändig durchgeführt worden zu fein, beſonders was das 
Prinzip der Gewerkſchaftsdemokratie anbelangt. Bei der 
| Generalverfammlung des Allruſſiſchen Zentralrates der Ge⸗ 
werkſchaften im Februar 1926 brachte der Sekretär neuer⸗ 
liche Fälle des alten ſelbſtherrlichen Vorgehens vor, und 
es kam ein Beſchluß zuſtande, der die Notwendigkeit be⸗ 
konte, endlich die Taktik der kommuniſtiſchen Periode (amf- 
liche Aufſtellung amtlicher Kandidaten, Verbot jeglicher 
Kritik uſw.) aufzugeben und die Gewerkſchaften wirklich 
demokratiſch auszugeſtalten, indem man den Arbeitern erlau⸗ 
ben möge, die Vorzüge und Mängel der Kandidaten zu 
beſprechen, und von der Praxis ablaſſe, die Zuſammenſetzung 
vorſchriftsmäßig erwählter gewerkſchaftlicher Körperſchaften 
durch verſchiedene Mittel wie Zuſatzwahlen, Verſetzungen 
uſw. zu ändern t). Die geheime Wahl blieb immer noch 
verboten. Mit Rückſicht auf die finanzielle Lage wurde be⸗ 
ſchloſſen, ſtrengſte Sparſamkeit walten zu laſſen und nebſt 
anderm die Möglichkeit einer Herabſetzung der Beamen⸗ 
poſten in Betracht zu ziehen. Auch der Überfluß an Beamten 
war eine Erbſchaft aus der kommuniſtiſchen Periode. Ein⸗ 
mal waren auf je 1oo0 Mitglieder 11 Beamte gekommen, 
ſpäter war der Stand auf 6 oder weniger Angeſtellte 
pro 1000 Mitglieder herabgeſetzt worden, aber 5 das 
war noch immer viel zu viel. 
Ein andres ernſtes Problem bildet die Arbetslofigtit, 
die ſtetig zunimmt. Sie war im Jahre 1924 im Anwach⸗ 
ſen, und die Zahl der eingetragenen Arbeitsloſen betrug i im 
Juli dieſes Jahres 1400000. Im Jahre 1925 fiel fie 
1) „Industrial and Labour Information“, an XVII, Nr. 13, 
Seite e 433 . vom 10. Februar 1926). 
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etwas, um dann wieder zuzunehmen und im Mai 1926 
abermals auf über eine Million zu ſteigen. Es gibt etwas 
wie eine Arbeitsloſenunterſtützung, aber ſie iſt außerordent⸗ 
lich niedrig, und es ſind nur wenige zu ihrem Bezug be⸗ 
rechtigt. Trotz der großen Zahl Unbeſchäftigker bereitet der 
Mangel an geſchulten Arbeitern ernſte wirtſchaftliche 
Schwierigkeiten. Er iſt darauf zurückzuführen, daß die Ar⸗ 
beitsgeſetzgebung der Sowjets die Einrichtung der Lehrlings⸗ 
jahre eigentlich ganz abgeſchafft hat. Dies iſt auch eines 
der Probleme, die das Volkskommiſſariat für Arbeit jetzt 
durch die Ausarbeitung eines neuen Geſetzbuches zu löſen 
frachfef. Das alte nämlich ſtammt aus dem Jahre 1922, 
iſt aber von einer ſolchen Menge einander oftmals wider⸗ 
ſprechenden Verfügungen durchſetzt, daß eigentlich eine chao⸗ 
tiſche Unordnung darin herrſcht. Die Sowjet⸗Regierung 
gibt ebenſo ſelbſtherrlich wie früher die Miniſter des Zaren 
Erläſſe heraus, nur noch viel öfter. Die bis Ende des Jah⸗ 
res 192g erſchienenen Erläſſe über Arbeiterfragen umfaſſen 
nicht weniger als 2000 Druckſeiten und haben die ganze 
Arbeitsgeſetzgebung in ſolche Verwirrung gebracht, daß fie 
nicht nur für den gewöhnlichen Arbeiter völlig unverſtänd⸗ 
lich iſt, ſondern daß „nicht einmal die Beamten des Kom⸗ 
miſſariates für Arbeit oder der Gewerkſchaften ſich in der 
unaufhörlich ſtrömenden Flut von ee und jene 
Binden vermögen“ !). 

Viele von den geſetzlichen e haben ſich als 
ganz undurchführbar erwieſen. „Wenn irgendein Verſuch 
unternommen werden würde, die Beſtimmungen des Geſetz⸗ 
buches ſtrikte anzuwenden, ſo würde man in gewiſſen Fällen 
geradezu mit der Maſe auf den . is ‚werben‘, 

1) „Voprosy Trood“, Nr. 7 und 8, 1925. ; 2 
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So zum Beiſpiel „haben die Erfahrüngen gezeigt, daß die 


zum Schutze der Arbeiter vorgeſehenen Maßnahmen ſehr 


ſchwer aufgezwungen werden können und in der Praxis 


kaum jemals beachtet werden“. Ein bezeichnender Fall, der 


als Beiſpiel für dieſe Behauptung angeführt wird, iſt der 


einer Fabrik in Leningrad, wo die Arbeiter ſo zuſammenge⸗ 


pfercht ſind, daß ihnen kaum Raum zum Arbeiten bleibt, 


während das Gebäude dermaßen baufällig iſt, daß ſein Ein⸗ 


ſturz jeden Augenblick gewärtigt werden muß. „Die Unter⸗ 


nehmungen müßten von Grund auf umgeformt werden, 


wenn man die in der Arbeitergeſetzgebung vorgeſehenen ge⸗ 


ö ſundheiklichen und Sicherheits⸗Maßnahmen erzwingen wollte. 
Da der Staat aber nicht das nötige Kapital beſitzt, die Unter⸗ 


nehmungen umzugeſtalten oder zu verbeſſern, können nur die all⸗ 


gemeinſten hygieniſchen Maßnahmen und die allereinfachſten 


techniſchen Sicherheits maßregeln vorgeſchrieben werden ).“ 
Der Volkskommiſſär für Arbeit hat ſelbſt zugegeben, daß 


es unmöglich ſei, die Durchführung aller Vorſchriften zu er⸗ 
zwingen, beklagt ſich aber gleichzeitig über „einen unzweifel⸗ 


haft an den Tag tretenden Mangel guten Willens ſeitens 


der ſtaatlichen Unternehmungen und eine gewiſſe Schwäche 


der Fabrikinſpektoren “. Anſcheinend waren die Staatsunter⸗ 


nehmungen, die alle großen und die meiſten mittleren In⸗ 


duſtrien umfaſſen, diejenigen, die ſich am meiſten gegen die 


Geſetze vergingen. „Werden die Betriebsreglements dieſer 


ö Unternehmungen auch nur zum kauſendſten Teile einge⸗ 


halten?“ fragt der Kommiſſär. Die, wie er ſagt, nicht 
genügend gebildeten Fabrikinſpektoren haben bisher ihre 


Aufmerkſamkeit einzig und allein den Privatunternehmungen 
zugewendet, die ſie mit e a . 


1). Op. cit., Seiten a 
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delten, und ieder Beſuch der ſtaatlichen Unternehmungen 
vermieden, „um ſich Unannehmlichkeiten zu erſparen“. In⸗ 
folgedeſſen zeigt es ſich, „daß trotz der kriſenhaft großen 
Arbeitsloſigkeit der Zehnſtunden⸗Arbeitstag noch weit ver⸗ 
breitet iſt, beſonders in der ſtaatlichen Metallindustrie. Es 
iſt wahr, daß dieſe Erſcheinung hauptſächlich, wirtſchaftlichen 
Gründen zuzuſchreiben iſt (ſie tritt z. B. ein, wenn die 
Produktion trotz dem Mangel geeigneter Arbeitskräfte ver⸗ 
mehrt werden muß oder ſolche Arbeitskräfte wegen des Feh⸗ 
lens von Unterkünften nicht in ausreichender Zahl herange⸗ 
zogen werden können), doch find dieſe Mißſtände hauptſäch⸗ 
lich dem völligen Mangel einer richtigen Kontrolle der 8 
e fe zu verdanken !).“ 

Aber auch die Geſetze ſelbſt waren daran ſchuld, und die 
Notwendigkeit ihrer Verbeſſerung wurde anerkannt. Die 
wichtigſten Fragen, die dabei in Betracht gezogen werden 
ſollten, waren: der Achtſtundentag, deſſen allgemeine, un⸗ 
eingeſchränkte Einführung ſich als undurchführbar erwieſen 
hatte; der Arbeiterſchutz (von dem ſchon oben geſprochen 
wurde); die jährlichen Feiertage (deren Zahl herabgeſetzt 
werden ſollte); Regelung des Arbeitsmarktes (Aufgabe des 
Grundſatzes, daß Anſtellungen nur durch ſtaatliche Amter 
zu vergeben ſeien, der ſich als „ganz ungeeignet“ herausge⸗ 
ſtellt hakte und durch freies Übereinkommen erſetzt werden 
ſollte); das Lehrlingsweſen (das mehr zugunſten der Ar⸗ 
beifgeber geſtaltet werden ſollte); Frauen⸗ und Kinderarbeit 
(Frauen ſollten auch zur Schwer⸗ und Nachtarbeit, Kin⸗ 
der auch zu fee Wel hal igen le „ 
=) Op. eit. Seite 26. Fra 
9) Op. eit., Seite 32 und „Industrial and Labour Information, 
Band XVI, Nr. 11, Seiten 3—7.' ö N . 
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Dieſes aus dem amtlichen Organ ſowie den Reden des Ar⸗ 
beitsminiſters ſelbſt entnommene Beweismaterial bezeugt, 
ohne irgendeine Möglichkeit des Widerſpruches offen zu 
laſſen, daß in dem Proletarierſtaate die Arbeitsverhältniſſe 
nicht nur nicht beſſer, ſondern in materieller Beziehung weit⸗ 
aus ſchlechter find als im kapitaliſtiſchen; daß die ſtaatlichen 
Unternehmungen ſich die meiſten Verſtöße gegen die Arbeits⸗ 
vorſchriften zuſchulden kommen laſſen und daß aus wirt⸗ 
ſchaftlicher Not die Lebenshaltung herabgedrückt und zu 
Methoden gegriffen werden mußte, die anderswo ſchon lange 
abgeſchafft ſind. Wenn gefragt wird, wie ſich dieſe Tat⸗ 
ſachen mit dem günſtigen Eindruck in Übereinſtimmung brin⸗ 
gen laſſen, den ſo manche Arbeiterdeputation aus andern 
Ländern bei ihrem Beſuche in Rußland gewonnen hat, ſo 
findet ſich eine ſehr einfache Antwort. Man braucht nicht 
einmal den guten Glauben der Beſucher in Zweifel zu 
ziehen, wenn auch einige ihrer Berichte höchſt unaufrichtig 
waren. Die ruſſiſchen Kommuniſten nämlich ſind voll von 
idealen Plänen und Projekten, die den ihnen ſympathiſch 
gegenüberſtehenden Zuhörer zu blenden vermögen, und haben 
einige Paradeinſtitute, die als typiſch aufgefaßt werden und 
vielleicht auch typiſch für das ſind, was ſie erzielen möch⸗ 

ken, die aber in keiner Weiſe den wirklichen Verhältniſſen 
„en£fprechen. Es kommt nicht nur in Rußland allein vor, daß 
auf ſolche Art falſche Eindrücke erweckt werden, doch bildet 
Rußland in dieſer Hinſicht einen ganz beſondern Fall. Alle 
von Begleitperſonen herumgeführten Beſucher find ähnlichen 
Täuſchungen ausgeſetzt: man zeigt ihnen etwas ganz Be⸗ 
ſonderes, und ſie meinen: Das alſo geſchieht in Deutſchland 
oder in Amerika oder ſonſtwo“; ſie ſchließen nach einem 
einzigen Beiſpiel auf das Ganze, auch wenn ſie nicht aus 
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tieferen Gründen irregeführt werden ſollen, wie dies in 
Rußland der Fall iſt, wo der Hauptzweck politiſcher Pro⸗ 
paganda niemals aus den Augen verloren wird. Der oben 
angeführte Ausſpruch Andreieffs über „das Gerede, um 
Fremde zu nalen wirft ein me icht a dieſen 
Gegenſtand. N 
Ein befonderer. Kuif, die Mitwelt zu täuſchen, beſteht 
darin, daß man auf dem Papier große Summen für ſoziale 
Zwecke auswirft, die aber niemals dafür ausgegeben werden 
oder überhaupt zum Vorſchein kommen. Das Erziehungs- 
weſen befindet ſich nach den unanfechtbaren Angaben Lu⸗ 
nalſcharſkys, des Volkskommiſſars für das Unterrichts⸗ 
weſen, Frau Lenins und des Lehrerkongreſſes in einem gerade⸗ 
zu verzweifelten Zuſtande. Im Jahre 1914 gab es 120 000 
Elementarſchulen, in denen 8000000 Kinder unterrichtet 
wurden. Im Jahre 1924 waren, nach Lunatſcharſky, nur 
noch 40 O00 Schulen mit 3000000 Schülern vorhanden, 
und auch von dieſen ſollten 20 0%, je eine unter 
fünf, geſchloſſen werden). Viele von den Schulgebäuden 
waren nur mehr Ruinen, und ihre Ausſtattung mit Unter⸗ 
richtsbehelfen ſah dementſprechend aus. Auf je vier Kinder 
kam ein Buch, und auch das befand ſich in ſchlechtem Zu⸗ 
ſtande. Mehr wollte man wegen des übermäßig hohen Prei⸗ 


ſes nicht anſchaffen. Nur eine kleine Zahl von Kindern 


kam zum Unterrichte, weil die meiſten keine Schuhe hatten 
und die Zimmer im Winter nicht geheizt wurden. Die Be⸗ 
züge der Lehrer waren geringer als die eines Taglöhners 
und blieben noch öfter im Rückſtand. Jeder Lehrer iſt ger 
zwungen, die Arbeit für zwei oder drei Kollegen zu leiſten, 
die aus wirtſchaftlichen oder politiſchen Gründen e 


1) „Iswestia“ vom 10. Oktober 1924. 
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worden find, fo daß er ſechs oder fieben Klaſſen übernehmen 
und zehn Stunden im Tag arbeiten muß. Die Lehrer haben 
außerdem noch andere öffentliche Dienſte zu verſehen und 
Propaganda zu betreiben; ſie werden von den Ortsbehör⸗ 
den tyranniſch behandelt und ſind von deren Seite eigen⸗ 
mächtiger Verſetzung oder Entlaſſung ausgeſetzt; die ihnen 
zugewieſenen Unterkünfte ſind Ruinen oder ſo baufällig, 
daß es lebensgefährlich wäre, darin zu wohnen, ſo daß ihre 
Juhaber bei e um elle Det geben 
lie 

Dieſe N dere auf dem e im inne des 
Jahres 1925 ans Licht gekommene Tatſachen verſtärkten den 
Eindruck des von Frau Lenin dem 13. Kongreß der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei erſtatteten Berichtes, in dem ſie geſagt 
hatte, daß Unterſuchungen an Ort und Stelle „ein Bild des 
Grauens und des Schreckens“ zutage förderten. Nach den 
Angaben der Voprosy Trood, des amtlichen Organs des 
Unterrichtsdepartements, waren die geſchilderten Zuſtände 
nicht nur auf einzelne Provinzialgouvernements beſchränkt; 
nein, überall, wo Unterſuchungen eingeleitet worden waren, 
ergab ſich die Tatſache, es ſei nicht menſchenmöglich, daß ein 
Lehrer in der Provinz lange auf feinem Poſten ausharre?). 
Trotzalledem haben Beſucher, die in Rußland herumgeführt 
wurden, gerade das „Erziehungsſyſtem“ zum Gegenſtand 
ihrer Lobpreiſungen gemacht und es weniger erleuchteten Län⸗ 
dern als bewundernswertes Beiſpiel vorgehalten. N 

Die eben erwähnten e haben 88 Aufſ ehen 


1) „Trood« vom 18. Januar 1925; „Prawda“ vom 11. Januar 1985 
„Voprosy Trood“ Nr. 7 und 8, 1924. 
2) „Industrial and Labour Information“, Band XI, Nr. 11, 
Seite 31. 1 er 
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erregt, und man hat ſeither einige Anſtrengungen gemacht, 
die Zuſtände zu beſſern. Der Labour Press Service (Arbei- 
ter⸗Preſſedienſt) wies am 20. Mai 1926 auf „den be⸗ 
merkenswerten Fortſchritt !“ hin, den die Sowjetbehörden 
während der letzten Jahre im Unterrichtsweſen erzielt ha⸗ 
ben. Es wurde dabei feſtgeſtellt, daß im Budget für das 
Jahr 1925/1926 eine Summe von 362900000 Rubeln 
für das Unterrichtsweſen ausgeworfen worden und die Zahl 
der Elementarſchulen von 52 900 auf 54700 und die der 
Mittelſchulen von 2416 auf 2513 angeſtiegen ſei. Alles, 
was darüber geſagt werden kann, iſt, daß es ein wenig 
beſſer iſt als in den Jahren 1923/1924 und 1924/1925. 
Doch im Jahre 1914 gab es 120 000 Elementar- und über 
15000 Mittelſchulen, und dieſe alle in gutem Zuſtande. 
Das Budget für Schulweſen betrug damals 670 000 000. 
Rubel, und der Rubel war doppelt ſoviel wert als heute. 
Der von den Sowjetbehörden erzielte Fortſchritt im Unter⸗ „ 
richksweſen iſt alſo wirklich bemerkenswert. 

Wir wollen hoffen, daß ein Teil jener geringen Beſſe⸗ 
rung der Verhältniſſe dazu beigetragen hat, ein wenig Licht 
in den allerdunkelſten Winkel des Lebens in jenem unglück⸗ 
lichen Lande zu fragen, daß er den armen verlaſſenen und 
obdachloſen Kindern zugute gekommen iſt, auf deren wirklich 
grauenvolles Daſein Frau Lenin und Frau Kalinin die 
Allgemeinheit aufmerkſam gemacht haben. Es: find Waiſen, 
die der Bürgerkrieg oder die politiſchen Hinrichtungen um 
ihre Eltern gebracht haben, oder Flüchtlinge aus den Ge⸗ 
bieten der Hungersnot. Im Jahre 1923 waren nach Frau 
Lenin bereits 700 000: ſolcher Kinder regiſtriert, von den 
nicht vorgemerkten gar nicht zu reden, und die für ſie be⸗ 
ſtimmten Anſtalten konnten nicht mehr als 80 000 auf- 
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bie Seit jener Zeit iſt die Zahl noch igevadfen. 
Nach Frau Kalinins Bericht gab es im letzten Jahre in 
Moskau allein Zehntauſende von ſolchen Kindern, und — 
„ganze Armeen von Proletarierkindern ſind verdammt, phy⸗ 
ſiſch und moraliſch zugrunde zu gehen“. Sie ſtreifen durch 
die Gaſſen und leben von Bettelei, Diebſtahl und Proſtitu⸗ 
tion. Der Kommunist, ein Blatt in Charkoff, hat ſie fes 


n gendermaßen beſchrieben: 


„Die in Fetzen gehüllten, 1 vom Fieber ge⸗ 
ſchüttelten armen Dinger ſchlafen unter den für die Aſphal⸗ 
tierung der Straßen benützten Teerkeſſeln, in den Bedürf⸗ 
nisanſtalten oder auf Düngerhaufen. Man jagt fie überall 
weg und prügelt ſie. Ihre Wangen ſind vom Lupus an⸗ 
gefreſſen und von Wunden bedeckt; ſie leiden am Skor⸗ 
but und ihre Gaumen bluten. Manche ſind in einem derart 
herabgekommenen Zuſtand, daß ſie nicht einmal mehr betteln 
können. 

Der Korreſpondent der Frankfurter Zeitung i in Rußland 
hat eine herzzerreißende Schilderung gegeben, wie ſie auf 
den Bahnhöfen betteln und wie ſich ſcheußliche Szenen 
abſpielen, wenn die Polizei kleine Kerle von acht bis neun 
Jahren aufgreift, weil ſie entgegen dem Geſetze auf der 
Straße Zigaretten oder Schuhriemen zu verkaufen trachten. 

Die ungeheure Zunahme von Verbrechen der Jugendlichen, 
die offen eingeſtanden wird und nicht abgeleugnet werden 
kann, iſt eee dieſen Horden verlaſſener de r. 
zuſchreiben 

Es wäre leicht, vorſtehende Studie über Rußland nnter 
dem Regime der Neuen Wirtſchaftspolitik, des Staatskapi⸗ 
kalismus, zu erweitern, nach andern Geſichtspunkten auszu⸗ 

) „La Russie sous le Régime Communiste“, Seiten 177-188. 
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beuten und ihr anenblic viele Einzelheiten anzufügen, aber 
es iſt genug geſagt worden, um in großen Zügen zu ſchil⸗ 
dern, was dort vorgegangen. Seit der ganz unmöglichen 
wirtſchaftlichen Lage im Jahre 1921 und ſeit dem völligen 
Zuſammenbruche des vorher angewendeten Syſtems haben 
ſich die Verhältniſſe einigermaßen gebeſſert, und es iſt eine 
kleine Erholung zu bemerken. Die teilweiſe Sozialiſierung 
iſt nicht ganz ſo danebengegangen wie die vollſtändige. Die 
geflickte Maſchine iſt ein wenig beſſer gelaufen, doch iſt fie, 
ächzend und ſtöhnend und immer wieder ſtehenbleibend, nur 
ſehr langſam vorwärtsgekommen, wobei fortwährende Ba⸗ 
ſteleien und Richtungsänderungen notwendig waren. Sie iſt 
ein gar gebrechlich Werk, das keine Aus icht hat, ſchließlich 
zum Ziele zu gelangen, ſondern in kurzem einen neuen Zu⸗ 
ſammenbruch erleben muß, wie einige der führenden en 
des Kommunismus bereits erkennen. N 

Es hat ſich unter den mehr praktiſch veranlagten Män⸗ 
nern der Partei eine Gruppe zuſammengefunden, die für 
einen abermaligen Wechſel der Politik eintritt und einen 
weiteren, zum Kapitalismus zurückführenden Schritt befür⸗ 
wortet, wie Lenin im März 1921 den erſten getan habe. 
Sie machen die ſtaatlichen Induſtrien für das wirtſchaftliche 
Elend des Landes verantwortlich und haben damit zweifel⸗ 
los recht, wenn auch die Krankheit durchaus nicht auf ſie 
allein zurückzuführen iſt. Es krankt vielmehr das ganze 
Syſtem, und eine gewiſſe Lebenskraft zeigt ſich nur dort, 
wo ſie ſich dank der Gewährung einiger perſönlicher Freiheit 
betätigen kann, wie in der kleinen Se im . und 
in der Landwirtſchaft. 

Die Staatsinduſtrien aber ſind jedenfalls 925 ſchwächſte N 
Glied in dem Kettentrieb und, abgeſehen von andren Nach⸗ 
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teilen, dank be großen Wichtigkeit für das Wirſſchaft⸗ 

ſyſtem daran ſchuld, daß eine wirkliche, allgemeine Beſſe⸗ 
rung der Lage nicht durchgreifen kann. Sie ſind nach „kauf- 
männiſchen Grundsätzen“ als Truſts oder Syndikate organi⸗ 
ſiert worden, jedoch ebenſo bürokratiſch geblieben wie vorher 
und ſind mit Beamten überlaſtet, die als Mitglieder der 

Kommuniſtiſchen Partei die Anſicht hegen, ihre Hauptauf⸗ 
gabe ſei nicht wirtſchaftliche Tätigkeit, ſondern die Aufrecht⸗ 
erhaltung der kommmniſtiſchen Dogmen. Der Metalltruſt 
ſcheint einer der ſchlechteſten zu ſein. Auf dem letzten Kon⸗ 
greß dieſer Gewerkſchaft im November 1925 — auf dem 
503 Delegierte erſchienen, von denen nur 132 wirkliche und 

371 Hilfsarbeiter waren. — ſagte Dzerzhinſky, daß die In⸗ 
duſtrie bisher nichts anderes geweſen ſei, als eine bürokra⸗ 
tiſche Organiſation zur Durchführung der vom Staate ge⸗ 
gebenen Befehle, daß ſie ſich weder den neuen Verhältniſſen 
angepaßt noch den Bedürfniſſen der Bevölkerung entſpro⸗ 
chen habe. Der erfolgreichſte dieſer Truſts iſt der der Textil⸗ 
fabriken, der mehr für die Verſorgung des Volkes tut und 
ſich mehr der privaten Händler bedient. 

Dieſe ſtaatlichen Truſts, die zahlreichen verläßlichen, wenn 
auch noch fo unfähigen Mitgliedern der Konnnuniſtiſchen 
Partei ein gutes Unterkommen ſichern, genießen eine Mono⸗ 
polſtellung, von der nur die Klein⸗ und Hausinduſtrie nicht 
berührt wird. Die Zahl der an fremde Kapitaliſten erteilten 
Konzeſſionen iſt ſehr gering, und die Bewerbung darum hat 
nachgelaſſen. In den erſten zwei Jahren der Neuen Wirt⸗ 
ſchaftspolitik gab es 1200 Geſuche und Zr Konzeſſionsertei⸗ 
lungen; im Jahre 1924 ſtellten ſich nur mehr 250 Bewerber 
ein, von denen neun Konzeſſionen erhielten, während zehn 
Per erteilte eingezogen wurden. Der Grund dafür iſt der 
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durchaus einſeitige Charakter eines ſolchen Geſchäftes, bei 
dem ſich die Regierung das Recht vorbehält, einen Kontrakt 


aus dem Grunde aufzulöſen, daß er dem Staatsintereſſe zu⸗ 
widerlaufe, den Beſitz des Konzeſſionärs aber durchaus nicht 
wirklich gegen Requiſitionen oder Beſchlagnahmen ſicher⸗ 
ſtellt, trotzdem ein ſolcher Schutz im Geſetze ſcheinbar aus⸗ 


geſprochen iſt. Ein Sowjetführer namens Larin, der in wirt⸗ 


ſchaftlichen Fragen ſehr rührig iſt, ſchilderte auf dem 
14. Kongreß der Kommuniſtiſchen Partei im April 1925 
die Lage mit großer Offenheit wie folgt: „Können wir 
ſchwören, daß wir in zehn oder fünfzehn Jahren die wohlha⸗ 
benden Bauern nicht enteignen werden? Wir können ihnen 
das ebenſowenig zuſchwören wie den ſtädtiſchen Kapitaliſten. 
Wir geſtatten dem Induſtriellen, ſeine Fabrik auszunützen, 
aber wir wiſſen es ebenſogut wie er, daß eines Tages das 


ſozialiſtiſche Regime hergeſtellt und ihm feine Fabrik von 
uns abgenommen werden wird. Wenn die Zeit gekommen 
ſein wird, werden wir den Privatbeſitz beſchlagnahmen, ohne 


erſt neue Deſchliſſe N zu müſſen. Ein Afar ai 
wird genügen.“ 

Es iſt wohl leicht ale daß i in einer ſolchen An: 
ſphäre keine wirtſchaftliche Tätigkeit gedeihen kann. Die 
obgenannte Gruppe mit Sokolnikoff an der Spitze, die nach 
einem Wechſel in der Politik verlangte, iſt mit ihrer An⸗ 


ſicht unterlegen. Aber die kritiſche Lage, der fallende Rubel 


und die ſteigenden Preiſe haben andre Reformbeſtrebungen 
nach ſich gezogen. Der finanziellen Korruption, die in den 
Staatsbetrieben an der Tagesordnung zu ſein ſcheint, wurde 
mit aller Schärfe entgegengetreten und ein neuer Feldzug 
gegen das Wucherunweſen eingeleitet, um die Preiſe herab⸗ 
zudrücken. Aber das alles ſind nur kleinliche Maßnahmen. 


Sbadwell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus ö ö 8 
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Stalin — eine einigermaßen rätſelhafte Perſönlichkeit, die 
plötzlich aus dem Dunkel in das volle Rampenlicht heraus⸗ 
getreten iſt — begreift die Notwendigkeit, friſches Kapital 

heranzuziehen, und ſcheint ſich den wirtſchaftlichen Wieder⸗ 
aufbau von einer moraliſchen Wiedergeburt zu erhoffen. Er 
hat ſich kürzlich, ganz in Lenins Weiſe, in heftigen Aus⸗ 
fällen gegen Mißbräuche jeder Art ergangen. Er griff 
die „bürokratiſchen Erfindungen“ des Inſtitutes für: wif- 
ſenſchaftliche Betriebsführung (des ſo hochgeprieſenen „Gos⸗ 
plan“) heftig an, ſowie „das verbrecheriſche Verſchleudern 
ſtaatlicher Gelder durch verantwortliche Arbeiter“, ferner 
„die Inflation an Beamten bei den Regierungs⸗ und gemein⸗ 
wirkſchaftlichen Anſtalten, die unſeligen Bacchanalien, bei 
denen aus Anlaß von Jubiläen und Feſtlichkeiten Millio⸗ 
nen von Rubeln an öffentlichen Geldern zum Fenſter hin⸗ 

ausgeworfen werden, und die ungeheuren, alle geſchäftlichen 
Vorgänge belaſtenden Unkoſten“. Er ſagte, daß die Kom⸗ 
muniſten in dieſer Beziehung ärger ſeien als die Nichtkom⸗ 
muniſten, denn ſie ſeien „fähig, den Staat als eine Art 
Familienbeſitz zu behandeln“, fo daß „ſich eine Orgie von 
luſtiger Räuberei hemmungslos im ganzen Lande abſpiele“. 
Man könnte Tauſende von ſolchen Räubern zählen, das 
ärgſte daran wäre aber, daß man ſie allgemein als ufeſche 
Kerle“ anſieht. 

Natürlich: ſie ſeien ja Kommuniſten, gehörten der herr⸗ 
ſchenden Klaſſe an. Aber die Fabrikarbeiter, die das Prole⸗ 
fariaf und die zweite der neuen Klaſſen bildeten, ſeien in 
ihrer Art genau ſo ſchlecht. „Irreguläre Feiertage“ würden 
allmählich zur Landplage. Hunderte und Tauſende von Ar⸗ 
beitstagen gingen wegen Faulheit und Schwänzerei den Fa⸗ 
briken verloren. Man könne unmöglich einen Fortſchritt oder 
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eine Aufbeſſerung der Löhne erwarten, ehe nicht ein rück⸗ 
ſichtsloſer Kampf um Arbeitsdiſziplin und Produktionser⸗ 
höhung eingeleitet werde. Er forderte die Arbeiter auf, 


ihre Anſtrengungen auf allen Gebieten des öffentlichen Les 


bens zu erhöhen und mit den Bauern in Fühlung zu bleiben, 
denn jede Schwächung des Bundes zwiſchen Arbeitern und 
Bauern könnte den Zuſammenbruch des ganzen ſozialiſtiſchen 
Gebäudes bedeuten. Er warnte ſie davor, „die Bauernſchaft 
als eine Art Kolonie und ein Ausbeutungsobjekt der indu⸗ 
ſtriellen Klaſſen“ zu behandeln. Eine ſolche Politik würde 
die Gewerkſchaften, die Bauernſchaft und die Diktatur des 
Proletariates zugrunde richten !). 

Genau ſo pflegte Lenin zu ſprechen, als er die alte. Poli⸗ 
gi aufnahm, die ein fo ſchmähliches Ende gefunden hat. Es 
ſind wieder dieſelben Irrtümer und Illuſionen, und ſie ſind 
verdammt, die gleichen Enttäuſchungen zu erleben. Lenins 
Bemühungen waren damals ganz ausſichtslos, weil die 
Menſchen eben nicht waren, wie er ſie ſich vorgeſtellt hatte. 
Sie ſind heute nicht anders geworden, weil man ihnen wun⸗ 
derliche Schilder umgehängt, die einen Komnmniſten, die an⸗ 
dern das Proletariat, wieder andre die Bourgeoiſie benannt 
und ihnen dementſprechend eingebildete Eigenſchaften zuge⸗ 
ſchrieben hat. Die Sache iſt jetzt ebenſo hoffnungslos. Lenin 
hat ſich den Tatſachen gebeugt. Er ſah ein, daß man den 
Weg zurückmachen und in einem gewiſſen Maße zu der 
alten Ordnung zurückkehren müſſe. Doch hielt er an ſeinen 
Wahnvorſtellungen feſt, deren Verwirklichung er nur für 
aufgeſchoben hielt. Seither hat das Ringen zwiſchen der 
Wirklichkeit und der Illuſion nie aufgehört, aber der Aus⸗ 
gang iſt vorausbeſtimmt. Langſam, a. aber m: 
9) Siehe: „The Times“ pom. 27. April 1926. 5 . e 
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haltſam haben Lenins Jünger unter dem unerbittlichen 
Drucke der Wirklichkeit gegen die alte Ordnung hin zurück⸗ 
weichen müſſen. Jeder einzelne Teil des Syſtems hat 
. geſtrebt, ſich in die alte Form zurückzuverwandeln und die 
alten Funktionen wieder zu übernehmen: das Geldweſen, 


der Markt, die Induſtrien, die gemeinwvirtſchaftlichen Un⸗ 


ternehmungen und die Gewerkſchaften. Aber alle dieſe Be⸗ 
ſtrebungen wurden durch ein entſchiedenes Feſthalten an 
den alten, auf Trugbildern aufgebauten Lehrſätzen und 
durch zeitweiſe krampfhafte Verſuche, ſie zu verwirklichen, 
zunichte gemacht. Sie können unter dem würgenden Joch 
des Bolſchewismus nicht recht zur Geltung kommen. Alles 
iſt zahlungsunfähig, alles verlangt immer wieder Unter⸗ 
ſtützungen und Kredite von dem ebenſowenig zahlungs⸗ 
fähigen Staate, der jedoch trachtet ihr Begehren zu erfüllen, 
indem er ſeinerſeits von den einzigen, ihren wirtſchaft⸗ 
lichen Aufgaben frei obliegenden Leuten Tribut einhebt, 
die wieder unter feinen Forderungen zuſammenbrechen müſ⸗ 
ſen. Der oben angeführte Koulak oder fäfige Landwirt hatte 
von ſeinem Verdienſte eine Einkommenſteuer von 96 0% 
zu zahlen. Kein Wunder, daß er ſagte, ſo gehe es nicht 
weiter. 

Es gibt keinen Ausweg. Die Doktrinäre, die Dia Sand 
en wollen, haben entdeckt, was fie früher nie wußten: 
daß die Produktion eines ſteten Zufluſſes an friſchem Kapi⸗ 
kal bedarf. Da ſie aber alles verſchleudert haben, was ſie 
den früheren Beſitzern abgenommen, ſtrengen ſie ſich ſchon 
ſeit Jahren an, weiteres zu erlangen. Auf welche Weiſe ? 
— Durch erhöhte Produktion. — Aber die Produktion läßt 
ſich nicht heben ohne neues Kapital. Da ſie dieſes durch die 
Produktion gewinnen wollen, die ihrerſeits ſelbſt wieder 
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gerade das Kapital braucht, das man von ihr, ehe ſie 
imſtande iſt, es einzubringen, erwartet, ſind ſie in eine arge 
Sackgaſſe geraten. Ein andrer Weg zu einer ſcheinbaren 
und zeitlichen Befreiung von dem Dilemma wäre der, vom 
Ausland Kredite zu erlangen. Man ſieht ſie daher ſchon 
ſeit Jahren mit dem Hute in der Hand beim ausländiſchen 
Kapitalismus um Hilfe betteln. Welch ein Schauſpiel! 
Die Ironie der DIOR 5 noch nie eines . 
das ihm gliche. N 

Da ſtehen ſie nun, Biefe Theoretiker, di voll Ziwerſicht 
ausgezogen waren, den Kapitalismus zu vernichten und die 
Welt dank der Überlegenheit des von ihnen eingeſetzten 
Syſtemes zu erobern, vor den Türen ebendieſes Kapitalis⸗ 
mus betteln, er möge ihnen wieder fein Joch auflegen, da 
ſie ſonſt zugrunde gehen müßten. Während ſie ihn aber 
derart um Hilfe angehen, trachten ſie immer noch, ihn zu unter⸗ 
graben und zu vernichten, indem ſie in andren Ländern zur 
Revolukion ſchüren und dieſe verleiten wollen, ihrem Bei⸗ 
ſpiele zu folgen. Das einzig mögliche Ergebnis dieſer An⸗ 
ſtrengungen könnte doch nur das ſein, daß die andern auch 
auf ihr Niveau herabgezogen und alle gemeinſam dem Ver⸗ 
derben preisgegeben werden würden, was die Hilfeleiſtung 
unmöglich machte, nach der ſie ſo ſtürmiſch verlangen. 

Hat es ſchon jemals ſolche Narrheit gegeben? Warum 
haben ſich dieſe Menſchen in ſie fo ſehr verrannt? Einzig 
und allein aus dem Grunde, weil ſie die Worte des Pro⸗ 
pheten Marx erfüllt ſehen wollen. Was das „„ 
Manifeſt ſagt, muß geſchehen. 

Die Marriſtiſche Theorie hat ſich jedoch ne in 8 
Hinſicht als ebenſo falſch erwieſen. Ich habe mich bisher 
ganz auf die wirtſchaftliche Seite des Bolſchewismus be⸗ 
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ſchränkt 1805 nichts über 10 5 politiſches Antlitz geſagk: 
über die Unterdrückung der freien Meinungsäußerung, über 
die Greuel des Terrorismus und die Meere von Blut, durch 
die er zu ſeinem eigenen Ruin watete. Es wär aber noch 
ein andres, mit den marxiſtiſchen Wirtſchaftstheorien in 
Zuſammenpang ſtehendes Ergebnis zu erwähnen. 

Die proletariſche Revolution ſollte nach Marx zur Ab⸗ 
ſchaffung der Klaſ ſeneinteilung führen. In Rußland hat er 
wohl die alte verwiſcht, dafür aber eine neue geſchaffen. 
Da gibt es das Polit⸗Bureau, eine Art Venetianiſchen 
„Rates der Zehn“, das alle Gewalt in Händen hat; dann 
die. Kommuniſtiſche Partei, die feine Weiſungen ausführt, 

alle Poſten beſetzt, alle Vorrechte genießt und dem Feudal⸗ 
adel entſpricht, ſogar was die „Herrenrechte“ anbelangt; 
ferner das wirkliche Proletariat, das jetzt mehr Schläge als 
Pfennige bekommt, und ſchließlich die Bourgeoiſie, die über⸗ 
haupt weder politiſche noch geſetzliche oder wirtſchaftliche 
Rechte beſitzt. So ſieht es mit der ae der of 
ſeneinkeilung atis. 

Seitdem ich vorſtehendes eſchrteben, ſind noch einige 
neuere Nachrichten eingelaufen. Die wirtſchaftliche Not hat 
angedauert, und die Meinungsverſchiedenheiten haben ſich 
verſchärft. Eines plötzlichen Todes iſt Dzerzhinſky im Juli 
1926 nach einer Rede in einer Vollverſammlung des Exe⸗ N 
kutivausſchuſſes der Kommuniſtiſchen Partei geſtorben, in 
der er mit wenig gewählten Worten das ganze Wirtſ chafts⸗ 
ſyſtem als eine unerhört bürokratiſche Einrichtung ange⸗ 
griffen, den Zuſammenbruch vorausgeſagt und erklärt hatte, 
die Verantwortung ſei zu groß, als daß er ‚je N weiter 
tragen könnte. 

Auf der . des Bene der Gewverfinf 
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ten im Juli ſagte der Stellvertreter des Volkskommiſſärs 
für Arbeit, die wirtſchaftliche Lage habe ſich wohl gebeſſert, 
der Ertrag der verſtaatlichten Induſtrie aber betrage noch 
immer nur 600% desjenigen der Vorkriegszeit. Die Arbeits⸗ 
loſigkeit, von der etwa 2 000 000 Menſchen betroffen ſeien, 
dürfte noch mehrere Jahre im gleichen Maße fortbeſtehen. 
Im eigentlichen Rußland arbeiteten 16% der Arbeiter 
wirklich 9 Stunden im Tage, in der Ukraine 300% täg⸗ 
lich 9 bis gl/, Stunden; in der Metallinduſtrie hätten 70 0 
der Arbeiter in dem zu 23 Tagen gerechneten Monat ge⸗ 
wöhnlich 40 Überſtunden zu leiſten; in den Kohlenwerken 
des Donetzbeckens arbeite man 7, 8 oder 9 Stunden täglich, 
und in einzelnen Fabriken oder Gruben werde kein wöchent⸗ 
licher; Ruhetag eingehalten. N 
„Eine Unterſuchungskommiſſion in Angelegenheit der ver⸗ 
wahrloſten Kinder hat in ihrem Berichte ſchreckliche Ver⸗ 
hälktniſſe innerhalb und außerhalb der Anſtalten aufgedeckt. 
Obwohl 330 000 ſolcher Kinder in Anſtalten oder Lagern 
interniert worden find, blieben noch immer 300000. ob- 
dachlos. a . 


III. Kapitel 


Deutſchland 


Von den Ländern des Kontinents, die — mit oder ohne 
politiſche Revolution — wie Rußland vor das praktiſche 


Problem der Verwirklichung des Sozialismus geſtellt wor⸗ 
den ſind, ſich aber für deſſen Durchführung auf verfaſſungs⸗ 
mäßigem Wege entſchieden haben, iſt Deutſchland bei weitem 
das wichtigſte, und zwar wegen ſeiner Größe und der Zahl 


feiner Bevölkerung, feiner vorgeſchrittenen wirtſchaftlichen 


Entwicklung und der Tatſache, daß es mehr als ſechzig 
Jahre in der ſozialiſtiſchen Bewegung theoretiſch und poli⸗ 
kiſch führend geweſen iftl). Bereits im Jahre 1912 war die 
ſozialdemokratiſche Partei die ſtärkſte Partei des Reichs⸗ 
fages. Kein Land war wirtſchaftlich fo „reif“ für den So⸗ 
zialismus, keines war theoretiſch mehr darauf vorbereitet, 
und in keinem waren die Bedingungen nach dem Kriege 
günſtiger für den Verſuch. Wenn er dort Erfolg gehabt 


hätte, ſo wären andre Länder wohl denſelben Weg gegan⸗ 


gen, wenn er dort verſagte, wo ſollte er dann N 
haben können? 

Die Revolution im November 1918 verwandelte Deutſch⸗ 
land aus einem bundesſtaatlichen Kaiſerreich, das aus König⸗ 


1) Siehe „The Socialist Movement“ (Die ſozialiſtiſche Been 


1. Teil, Kapitel III. 
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reichen, Fürſtentümern und einigen Freien Städten beſtand, 
in einen republikaniſchen Bundesſtaat. Es behielt jedoch den 
Titel „Reich“ bei, der Kaiſerreich zu bedeuten pflegte. Dieſe 


große konſtitutionelle Wandlung vollzog ſich am g. Movem⸗ 


ber, als der Kaiſer abdankte, alſo vor dem Waffenſtillſtand, 
wurde aber erſt nach dem formellen Thronverzicht des Kai⸗ 


ſers und des Kronprinzen am 28. November zur vollende⸗ 


ten Tatſache. In Wirklichkeit hatte ſie bereits im Oktober 
begonnen; ſchon am 10. November war eine proviſoriſche 
republikaniſche Regierung in der Form eines Rates von 
Volksbeauftragten gebildet worden, der nur aus Sozialiſten 
beſtand. Die einſt geeinte Sozialdemokratiſche Partei hatte, 
wie ihre Schweſtern in andern Ländern, ſchon früher unter 
dem Drucke des Krieges einen Zerſetzungsprozeß durchge⸗ 
macht und ſich in Mehrheitsſozialiſten und Unabhängige 
Sozialiſten geſpalten, die den rechten und den linken Flügel 
darſtellten. Doch die Revolution brachte ſie bei der Bildung 


der proviſoriſchen Regierung, die aus ſechs Mitgliedern be⸗ 


ſtand, von denen drei dem rechten und drei dem linken Flügel 
angehörten und deren Präſident Friedrich Ebert, ein Mehr⸗ 
heitsſozialiſt, war, wieder zuſammen. Dieſe Regierung war 
mit allgemeiner Zuſtimmung, ohne auf irgendeinen Wider⸗ 
ſtand zu ſtoßen, durch eine Art ſpontaner Bevollmächtigung 
durch das Volk zu ihrem Amte berufen worden. Die ganze 
Revolution war in der Tat die Folge einer aus ſich ſelbſt 
entſtandenen Volksbewegung, die ſich ſchon ſeit dert General⸗ 


ſtreik zu Beginn des Jahres unter der Oberfläche vorbereitet 


hatte. Das erſte Anzeichen war im Oktober eine Reihe von 
Meutereien auf der Flotte geweſen, die von mehreren auf⸗ 
rühreriſchen Demonſtrationen in Kiel gefolgt oder begleitet 


— 


waren, bei denen Arbeiter und Landſoldaten mit den Blau⸗ 
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jacken gemeinſame Sache machten. Dieſe Haltung der Ma⸗ 
froſen wird mit dem langen fafenlofen Herumliegen in den 


Häfen erklärt, wo ſich ihre Gedanken nur mit dem Verlauf 
des Krieges beſchäftigten. Wenn ſie an Land gingen, machten 


ſich Linksſozialiſten an ſie heran, die, angefeuert durch die 
bolſchewiſtiſche Revolution in Rußland, in den Kneipen eine 
eifrige Friedenspropaganda machten. Doch iſt es ſo gut wie 
ſicher, daß das Gerücht, das Oberkommando wolle die Flotte 
zit einer letzten Verzweiflungsſchlacht auslaufen laſſen — ob 
es nun falſch oder richtig geweſen —, der Funke war, der die 
Mine zur Exploſion brachte. Die Matroſen wollten ihr 
Leben nicht für nichts und wieder nichts verlieren und ver⸗ 


weigerten in mehreren Fällen den Gehorſam. Verſuche, die 


Diſziplin „ entfachten die Flamme nur noch 
mehr. g 
Es iſt jedoch Vellfon klar, daß die bag hätte ſie 


nicht auf dieſe Weiſe begonnen, ungefähr zur ſelben Zeit 


einen andern Ausdruck gefunden haben würde. Es war eine 
ſich bald in allen Richtungen offen betätigende Maſſenbe⸗ 
wegung, die durch ein müdes, krankes Land ging, deſſen 


Kröfte weit überſpannt waren. Die Vorgänge in Kiel, die 


immer mehr und mehr einen aufrühreriſchen Charakter an⸗ 
nahmen, griffen raſch auch auf andre Küſtenſtädte, beſon⸗ 
ders auf Hamburg über. München folgte in der erſten No⸗ 
vemberwoche und proklamierte noch vor der Abdankung des 


Kaiſers die Revolution. Die andern Staaten und Provinzen 


ſchloſſen ſich ihm nacheinander an. Es gab keinen Plan und 
keinen ausgeſprochenen Führer, obwohl gewiſſe Männer in 
verſchiedenen Orten eine hervorragende Rolle ſpielten, wie 
3. B. Kurt Eisner in München, der dann auch Präſident der 
Bayriſchen Republik wurde. Gewöhnlich wurden nur Ver⸗ 


Eine planlofe Revolution 13 


ſammlungen abgehalten und, augenſcheinlich nach ruſſiſchem 
Muſter, Arbeiter⸗ und Soldatenräte gebildet, doch konnte 
niemand genau angeben, wie es dazu gekommen, und es gab 
auch keine Übereinſtimmung zwiſchen den verſchiedenen Plät⸗ 
zen. Das Erſtaunliche dabei war, daß es nie zu Ruheſtörun⸗ 
gen kam. Es fehlte jede. Oppoſition, denn die Erhebung war 
zu gewaltig, als daß man ſich ihr hätte entgegenſtellen kön⸗ 
nen. Und nichts könnte deutlicher ihren . Charakter 
beweiſen als dieſe Tatſache. 

Es war daher nur natürlich, daß N Srzieli N 
ſten aus der Menge auftauchten und als Mitglieder einer 
proviſoriſchen Regierung gewählt wurden. Das geſchah am 
10. November in einer Volksverſammlung zu Berlin. Sie 
hatten immer die Revolution gepredigt und die Maſſen — 
das Proletariat — gedrängt, ihre Anſprüche geltend zu ma⸗ 
chen. Jetzt war es ſo weit. Natürlich blickte die Menge auf 
dieſe Männer und erwartete von ihnen die Übernahme der 
Führung, doch iſt es ſchwierig, genau feftzuftellen, wie oder 
warum die tatſächlich berufenen Männer gewählt wurden. 
Die nörgelnde und grübelnde Literatur über die Revolution 
iſt umfangreicher als die rein geſchichtliche oder erzählende. 
Doch der genaue Vorgang iſt nicht ſo wichtig als die Tat⸗ 
ſache ſelbſt, daß ſie mit e e 1 die⸗ 
ſen Platz geſtellt wurden. 5 

Dieſe rein fozialiftifche Nee ung war in 1579 Beſchlüſ⸗ 
ſen außerordentlich unabhängig. Sie war keinem Parlament 
verantwortlich, denn es gab keines. Die neue Nationalver⸗ 
ſammlung, die am 19. Januar gewählt wurde, trat erſt 
einige Wochen ſpäter zuſammen. Die Regierung hatte, wie 
ich ſchon ausführte, die große Maſſe des Volkes und die 
Armee hinter ſich; wäre dem nicht ſo geweſen, ſo hätte man 
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ſie nicht 1 75 weiteres dnerkanif; wie es satfählic) geſchehen. 
Dr. Hilferding, der bekannte Sozialiſtenführer, führte i in ſei⸗ 
nem Berichte auf dem X. Gewerkſchaftskongreß in Mürn⸗ 
berg im Juni 191g über die Sozialiſierung au: 

f „Wir waren am 9. November bezüglich der Sozialifie 
rung in einer fehr günſtigen Lage... Am g. November war 
es zum Zuſammenbruch gekommen, die arbeitenden Klaſſen 
waren in der Lage, die politiſche Macht zu ergreifen und ihre 
Rechte mit allen Mitteln geltend zu machen. Warum es 
dann anders gekommen iſt, brauche ich hier nicht zu erklären. 
Aber wir müſſen erkennen, daß die Monate November, De⸗ 
zember und Jamnar für die Sozialiſierung in pſychologiſcher 
Hinſicht inſoferne günſtig waren, als weite Kreiſe von kapi⸗ 
faliſtiſchen Arbeitgebern damit rechneten, daß ihre Zeit vor⸗ 
bei ſei. Zum Beiſpiel herrſchte überall die Anficht, daß für 
kapitaliſtiſche Kohlenbergwerksunternehmungen die Stunde 
geſchlagen habe. (Hört, hört!) Der erſte Kongreß der Ar⸗ 
beiter⸗ und Soldatenräte (Sowjets) hatte damals einſtimmig 
die ſofortige Sozialiſierung der Kohleninduſtrie beſchloſ⸗ 
ſen t).“ 

Dr. Hilferdings Kollege, Paul Umbreit, der ſozialiſtiſche 
Gewerkſchaftsführer, ging bei derſelben Gelegenheit ſogar 
noch weiter. Er erinnerte an die Vergangenheit und beſon⸗ 
ders an das Kommuniſtiſche Manifeſt von Marx, aus dem 
er die berühmten Schlußſätze zitierte: „Laßt die herrſchenden 
Klaſſen vor einer kommuniſtiſchen Revolution erzittern. Das 
Proletariat hat nichts dabei zu verlieren als ſeine Ketten, 
aber eine Welt zu gewinnen. Proletarier aller e ver⸗ 
einigt euch!“ f 
) Protokoll über die Verhandlungen des X. deut ſchen e 
kongreſſes, Seite 39. 
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Er fuhr dann etwa fo 1 ö N 
„ dieſer feurige Aufruf zum Zuſammenſchluß hat ſiebzig 

Jahre lang die arbeitenden Klaſſen beherrſcht, ſie zu poli⸗ 
1 gewerkſchaftlicher und genoſſenſchaftlicher Organiſa⸗ 
tion geführt, ſie zu dem Kampfe gegen die wirtſchaftliche und 
politiſche Macht des Kapitals begeiſtert und ſie von Erfolg 
zu Erfolg getragen... So wurde die deutſche arbeitende 
Klaffe jahrzehntelang geschult organiſiert und an den Kampf 
um die Gleichſtellung gemahnt. Jahrzehntelang ſetzte ſie ihre 
Hoffnungen auf die Zeit, da die letzte Stunde für das kapi⸗ 
taliſtiſche Syſtem ſchlagen würde und mit ihr die Stunde 


der Freiheit für das Proletariat, — jahrzehntelang wartete 


fie auf den Geburtstag der ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsord⸗ 
nung. Und jetzt iſt dieſe große Stunde gekommen. Am g. No⸗ 
vember beraubte das deutſche Proletariat durch ſeine ſieg⸗ 
reiche Revolution das Bürgertum ſeiner ſtärkſten Stützen, 
nämlich der Monarchie und des Militarismus, und ſo ge⸗ 
wann es die politiſche Macht!).“ 
Wenn auch an Einzelheiten dieſer Schilderung ber: Lage 
Kritik geübt werden könnte, ſo gibt ſie doch zweifellos das 
allgemeine Empfinden der großen Maſſe wieder. Dieſe war 
ihr Leben lang dazu angeſpornt worden, den Sczialiſten zur 
Macht zu verhelfen, — dem ſicherſten Mittel, alles zu er⸗ 
langen, was das Herz ſich wünſchte. Und nun war es ſo 
weit. Tatſächlich kann man ſich kaum vorſtellen, daß die 
Sszialiſtiſche Partei je die politiſche Gewalt in höherem 
Maße als in jenem Augenblicke beſitzen oder ſolches auch 
nur hoffen konnte. Sie hatte ſie vollkommen und unbeſtrit⸗ 
fen in der Hand, und es gab niemand, der ſich ihrem Willen 


widerſetzen konnte. Die alte Dr war über Bord ge. * 


1) Op. cit., Seiten 7—8. 
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worfen und ihre Verfechter waren ohnmächtig, gedemütigt, 
allen Anſehens beraubt. Was aber kat die Regierung, um 
die Erwartungen zu erfüllen, zu denen mau, wie Umbreit 
fagfe, ihre Anhänger verführt hatte? Sie ernannte eine 
Kommiſſion zur. Unterſuchung des Sozialiſierungsproblems 
mit beſonderer Berückſichtigung der Kohleninduſtrie. f 

Es war dies der erſte von den vielen in Deutſchland und 
andern Ländern unternommenen Verſuchen, durch amtliche 
Unterſuchungen eine Löſung des Problems zu finden, an der 
ſich auch unzählige Private auf dem Papier verſuchten. Das 
heißt: Als die Regierung der Aufgabe gegenüberſtand, die in 
dem Worte „Sozialiſierung“ ſteckenden unklaren Ideen in 
die Praxis umzuſetzen, wußte ſie nicht, wie ſie es anfangen 
ſollte. Man bedurfte noch weiterer Erfahrungen, ehe man 
daran denken konnte, die Umgeſtaltung des Wirtſchaftslebens 
katſächlich in Angriff zu nehmen. Die Sozialiſten hatten in 
Wahrheit nie daran gedacht. Marx hatte es ausdrücklich ab⸗ 
gelehnt, Richtlinien für dieſe Umgeſtaltung anzugeben, weil 
es im Widerſpruch zu ſeiner Philoſophie geſtanden wäre, 
Lehren für eine aufbauende Politik feſtzulegen. Und da die 
Scszialiſten nach keiner andern Erleuchtung als der durch 
ſeine Lehren geſucht hatten, waren ſie jetzt, da die Zeit für 
den Aufbau gekommen war, in Verlegenheit. Der zerſtö⸗ 
rende, unfruchtbare, verneinende Charakter des antikapitali⸗ 
ſtiſchen, klaſſenkämpferiſchen Marxismus, der für den Ein⸗ 
geweihten immer unverkennbar geweſen, wurde plötzlich in 
ſeiner ganzen Nacktheit enthüllt. „Am hiſtoriſchen Wende⸗ 
punkt vom Karmpfe zur Schöpfung erwies ſich der Marxi⸗ 
ſtiſche Sozialismus ohne jeden ſchöpferiſchen Geiſt!). "Vie: 
derreißen iſt leicht genug; jeder Marr kann es. Aber Auf⸗ 


9 Karla „Romantischer Sozialismus“, Seite 36. 
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bauen iſt eine andre Sache. Der Horizont der deutſchen So⸗ 


zialiſten war durch den Klaſſenkampf begrenzt. Sie hatten 


nicht verſucht, darüber hinauszublicken. Dr. Sigmund Ru⸗ 
binſtein ſagt: „Sie hatten keinen andern ſtrategiſchen Ge⸗ 
danken, ja, ſie kannten überhaupt keinen andern Lebenszweck 
als den Klaſſenkampf.“ Sie hatten ſich „ein demokratiſches 
und ſoziales Reformprogramm für die Zeit des Kampfes zu⸗ 
rechtgelegt, aber ein ſozialiſtiſches Programm war nicht er⸗ 
ſonnen worden!)“. Das einzig Poſitive in ihrer Vorſtel⸗ 
lungswelt war der Gedanke, daß aller Beſitz und deſſen 
Verwendung dem Staate zuſtehen ſollen, — ein Gedanke, 
der urſprünglich von Konſtantin Pecqueur im Jahre 1842 
aufgeſtellt und ohne jede genauere Prüfung von Marx über⸗ 
nommen worden war; aber, wie dieſer Gedanke durchzu⸗ 
führen, ob mit oder ohne Entſchädigung, wo zu beginnen und 
wie weit zu gehen wäre, welche Form die Organiſation an⸗ 
zunehmen hätte — alle dieſe Fragen waren niemals ernſtlich 
erwogen worden. Daher die Unterſuchungskommiſſion. 

Sie war am 18. November ernannt worden und beſtand 
aus zwölf hervorragenden ſozialiſtiſchen Politikern und Wirt⸗ 
ſchaftlern mit Karl Kautſky als Vorſitzenden. Die Herren 
hatten keine Zeit zu verlieren; die Sache war dringend, da 
die Regierung die Sozialiſierung verſprochen hatte; nach 
einigen privaten Vorberatungen hielt ſie ihre erſte öffent⸗ 
liche Sitzung am 4. oder. 5. Dezember ab. (Das Datum 
wird von den verſchiedenen Fachmännern verſchieden angege⸗ 
ben.) Das Proletariat konnte nicht verſtehen, warum es über⸗ 
haupt eine Verzögerung geben ſollte; die Umwandlung war 
ihm immer als ein ganz einfacher, faſt automatiſch ſich aus⸗ 
löſender Vorgang e worden. Cs a bub 
9) Op. cit., Seite 31. N 5 
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ſtändig nach ſofortigen Beſchlüſſen. Die Kommiſſion war 
infolgedeſſen gezwungen, am ro. Dezember dem Arbeiter⸗ 
und Soldatenrat zu berichten, daß augenblicklich keine Schritte 
unternommen werden könnten und das beſtehende Syſtem 
der Privatwirtſchaft vorläufig aufrecht erhalten werden 
müßte, um Produktion und Handel wieder zu beleben. 

Dieſe Schlußfolgerung ſcheint der ganzen Sache den Bo⸗ 
den abzugraben, denn das zugunſten der Sozialiſierung vor⸗ 
gebrachte Hauptargument iſt die Behauptung, fie würde 
durch beſſere Organiſation und erhöhte Leiſtungsfähigkeit 
Produktion und Handel heben. Gerade dieſes Argument 
wurde denn auch von vielen ſozialiſtiſchen Rednern hervorge⸗ 
holt. „Deutſchland muß ſozialiſieren,“ behaupteten ſie, „um 
die wirtſchaftliche Lage zu retten.“ Oder, wie Umbreit ſich 
ausdrückte: „Deutſchland muß fozialifieren, ehe es zu ſpät 
iſt, denn der Sozialismus iſt der einzige Ausweg aus der 
Lage, in die uns der Imperialismus aller kapitaliſtiſchen Län⸗ 
der gebracht hat... Der Sozialismus allein kann die fürch⸗ 
kerlichen Folgen dieſes Weltkrieges überwinden, er allein 
kann den zerrütteten Staat wieder aufbauen, die verwüſte⸗ 
ten Felder in fruchtbaren Boden verwandeln, die geſunkenen 
Schiffe wieder erſetzen, die zerriſſenen Beziehungen zwiſchen 
den Völkern auf Erden wieder anknüpfen... Wir müſſen 
ſozialiſieren! — Wir ſind nicht zuletzt auch durch die Frie⸗ 
densbedingungen dazu gezwungen.“ 

Wenn jedoch Privatunternehmen beibehalten werden müſ⸗ 
ſen, weil es dem Handel ſchlecht geht und es als die wich⸗ 
tigſte Aufgabe erſcheint, dieſem aufzuhelfen, fo muß alſo 
privater Unternehmungsgeiſt beſſer befähigt fein, mit ungün⸗ 
ſtigen Handelsverhältniſſen fertig zu werden als ſtaatliche 
Unternehmungen. Ich kaun nicht begreifen, wie man diefert 
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logiſchen Schluſſe ausweichen könnte. Aber dieſe Erkenntnis 
ließe es als eine Art Luxus erſcheinen, wenn man die Wirt⸗ 
ſchaft aus den Händen der Privaten nehmen und dem Staate 
übertragen wollte, als einen Luxus, den man ſich nur erlau⸗ 
ben kann, wenn Wohlſtand herrſcht und die Tüchtigkeit von 
geringerer Bedeutung iſt, den man ſich aber nicht leiſten darf, 
wenn Tüchtigkeit zur Lebensfrage wird. Wahrſcheinlich 
meinte die Kommiſſion nur, daß eine unverzügliche Überfra- 
gung eine Unterbrechung des Wirtſchaftslebens mit ſich ge⸗ 
bracht hätte, die kataſtrophal geweſen wäre und daher gar 
nicht in Erwägung gezogen werden dürfte. Doch das kommt 
auf dasſelbe heraus. Kann ein hoch entwickelter Wirtſchafts⸗ 
körper, deſſen Exiſtenz von der täglichen Produktion abhängt, 
überhaupt jemals eine Unterbrechung ſeiner Tätigkeit vertra⸗ 
gen? Der Gedanke des Generalſtreikes fußt auf der Annahme, 
daß dies nicht möglich ſei, und die Erfahrung mit Rußland 
zeigt, welches die Wirkungen eines ſolchen Stillſtandes in 
einem Lande wie Deutſchland ſein wůrden, das ſich nicht aus 
Eigenem ernähren kann — wie einige ſozialdemokratiſche 
Redner in der damaligen Beſprechung ausführrten. 
Das erſte Ergebnis der Unterſuchung war alſo, daß jeder 
ſofortige Schritt als unmöglich abgelehnt und ein allmäh⸗ 
liches vorſichtiges Vorgehen bei der Sozialiſierung anemp⸗ 
fohlen wurde; mit Kohle und Eiſen als den Induſtrien, 
die für eine Umwandlung am eheſten „reif“ ſeien, ſollte be⸗ 
gonnen werden. Das Wort „reif“ iſt in dieſen Beſpre⸗ 
chungen überhaupt ein ſehr beliebter Ausdruck geweſen. 
Prüft man es genauer, ſo findet man, daß es, wie ſo viele 
andre, manchen Doppelſinn und die verſchiedenſten Bedeu⸗ 
kungen in ſich birgt. Das gehört jedoch zu der theoretiſchen 
Seite der Frage und wird hier nur nebenbei erwähnt. Die 
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Kommiſſion gab nur einer allgemein verbreiteten Anſicht 
Ausdruck, als ſie Kohle und Eiſen als die Induſtrien be⸗ 
zeichnete, die zuerſt in Angriff genommen werden ſollten. 
Wie ſehr aber ihre Schlußfolgerungen im Widerſpruch zu 
dem ſtanden, was man das Volk erwarten gelehrt hatte, 
zeigte ſich auf dem Kongreß der Arbeiter⸗ und Soldatenräte, 
der einige Tage ſpäter, aber noch im Dezember 1918 fagte. 
Trotz allen gegenteiligen Beweisführungen und Ermahnungen 
verwarf dieſer jeden Aufſchub und verlangte von der Regierung 
„den augenblicklichen Beginn der Sozialiſierung aller hierzu ge⸗ 
eigneten Juduſtrien, beſonders der Bergwerke“. Doch nichts 
geſchah und die Unterſuchungskommiſſion ſetzte ihre Arbeit fort. 

Um eine ſehr verworrene Geſchichte ſo klar wie möglich 
barzuſtellen, erſcheint es mir rätlich, von hier ab die politi⸗ 
ſchen und wirkſchaftlichen Ereigniſſe auseinanderzuhalten und 
nacheinander zu beſprechen, obwohl fie fi) zur ſelben Zeit 
abſpielten und gegenſeitig beeinflußten. Ich werde mich alſo 
zuerſt mit der politiſchen Seite befaſſen. 

Bis zum 29. Dezember 1918, an welchem Tage die drei 
Unabhängigen Sozialiſten aus der proviſoriſchen Regierung 
Eberts austraten und von zwei Mehrheitsſozialiſten erſetzt 
würden, hatte ſich in der Lage keine offenkundige Anderung 
vollzogen. Von dieſem Datum an bis zum Zuſammentritt 
der Nationalverſammlung in Weimar am 10. Februar 
1919 beſtand die Regierung nur aus Mehrheitsſozialiſten. 
Doch wurde ſeit der Revolution im ganzen Lande mehr oder 
minder heftig ein großer Kampf um die Grundlagen der 
Verfaſſung geführt. Es iſt ſchon geſagt worden, daß der 
Revolution ganz nach ruſſiſchem Muſter die Bildung weit⸗ 
verzweigter Arbeiter⸗ und Soldatenräte vorangegangen und 
gefolgt war, denen auch einige " Bauerneäse‘ angeſchloſſen 
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wurden. Diefe Bewegung dauerte fort und verbreitete ſich 
mit großer Behendigkeit; wie in Rußland erhob ſich auch in 
Deutſchland die Frage, ob dieſe Organiſationen die Grund⸗ 
lage für das neue politiſche Syſtem bilden ſollten, oder ob 
man den gewöhnlichen Grundſatz der Volksvertretung beibe⸗ 
halten wolle; ob die oberſte Gewalt einem Zentralkomitee 
von Sowjets oder einem Parlament anvertraut werden 
ſolle. Der rechte Flügel der Sozialiſten war entſchieden für 
dieſes, die extreme Linke für jenes, und zwiſchen beiden gab 
es noch eine dritte Gruppe, die weniger entſchloſſen war, 
aber eher zur Linken als zur Rechten neigte. Aus den zwei 
Gruppen waren jetzt drei geworden: die Mehrheitsſozia⸗ 
liſten, die Unabhängigen und die Spartakiſten — eine ur⸗ 
ſprünglich kleine Gruppe, die ſich im Jahre 1916 von der 
äußerſten Linken abgeſpalten hatte. Sie hatten voll In⸗ 
brunſt das Glaubensbekenntnis der Bolſchewiken angenom⸗ 
men und waren im Treibhaus der Revolution ſtark gewor⸗ 
den. Am 30. Dezember 1918 gründeten fie die Kommuni⸗ 
ſtiſche Partei Deutſchlands. Sie wurden natürlich die rüh⸗ 
rigſten Aufwiegler, machten Propaganda für die Sowjets, 
waren die hitzigſten Vertreter eines Syſtems, das auf die⸗ 
fen Körperſchaften aufgebaut werden ſollte, und verlangten 
unvernünftigerweiſe die Diktatur des Proletariats. 
Während dieſer ganzen Zeit war das Land in wilder Er⸗ 
regung. Unzählige Stimmen erhoben ſich, endloſen Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten Ausdruck gebend, die größte Ver⸗ 
wirrung herrſchte überall. Unter dieſen Verhältniſſen hätte 
alles geſchehen können. Anfangs Januar 1919 kam es auch 
in Berlin zu einer komnnmiſtiſchen Erhebung. Aber in 
Deutſchland war der Ausgang des Kampfes zwiſchen den 
grundſätzlichen Anhängern der Sowjets und denjenigen des 
9* 
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Parlaments dem in Rußland gerade entgegengeſetzt. In 
Rußland war die Nationalverſammlung, die die parlamen⸗ 
kariſchen Grundſätze verkörperte, zugunſten der Sowjets 
verdrängt worden; in Deutſchland dagegen ſiegte das parla⸗ 
mentariſche Syſtem, da es von einem Kongreſſe der Arbei⸗ 
ter⸗ und Soldatenräte am 16. Dezember 1918 unterſtützt 
worden war. Der kommuniſtiſche Aufſtand wurde nach ein⸗ 
wöchiger Dauer unterdrückt, und drei Tage ſpäter, am 
15. Jantnar, wurden die Rädelsführer, Paul Liebknecht und 
Roſa Luxemburg, niedergemacht. Dieſe Gewalttätigkeiten, denen 
ſpäter noch andre gefolgt ſind, bewieſen, wie tief die deutſche 
Mentalität durch den Krieg und fein unglückliches Ende ſowie 
durch die Erregungen der Revolution erſchüttert war. 

Doch die Lage hatte ſich gebeſſert. Am 19. Januar 1919 
fanden die Wahlen für die Nationalverſammlung ſtatt; am 
21. wurde ſie einberufen, am 6. Februar in Weimar eröff⸗ 
net. Zwei Tage früher, am 4. Februar, war das Zentral⸗ 
komitee der Arbeiter⸗ und Soldatenräte zurückgetreten. 
Zweifellos entſprach der Ausgang des Ringens zwiſchen 
den zwei politiſchen Syſtemen dem allgemeinen Volksemp⸗ 
finden. Wenn auch die Viſion von Moskau einige leicht 
erregbare Gemüter hypnotiſiert hatte, ſtieß ſie doch eine weit 
größere Zahl Beſonnener direkt ab. Jedenfalls waren die 
Würfel gefallen, und ſeither ergab ſich niemals mehr eine 
rechte Gelegenheit zu einem Umſturzverſuche. Der weitere 
Verlauf des ruſſiſchen Experimentes war für ein demokra⸗ 
tiſch geſinntes Volk in politiſcher Beziehung durchaus nicht 
verlockend und auch in wirtſchaftlicher kein Beiſpiel, das 
irgendein ſeiner Sinne mächtiges Volk nachzuahmen wün⸗ 
ſchen konnte. In den internationalen Lagern des Sozialis⸗ 
mus und der Gewerkſchaftsbewegung ſind die Deutſchen die 
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gewichtigſten und entſchiedenſten Gegner Moskaus, ebenfo. 
wie ſie die heftigſten Kritiker des . auf theo⸗ 
retiſchem Gebiete ſind. 

Was die Lage der Sozialiſen ſelbſt i in Deutſchland anbe- 
langt, fo zeigte ſich bei Verkündigung des Ergebniſſes der 
Wahlen zur Nationalverſammlung, daß ſie wohl gegen die 
Vorkriegszeit einen Zuwachs zu verzeichnen hatten, aber 
durchaus nicht ſo ſtark waren, wie es den Anſchein gehabt 
halte, und zwar weil fie entweder das Vertrauen des Vol⸗ 
kes fatſächlich nie in jo hohem Maße beſeſſen hatten oder 
aber ein Rückſchlag eingetreten war. Die Mehrheitsſozia⸗ 
liſten erhielten 163 Sitze und die Unabhängigen 22, zuſam⸗ 
men alſo 185 Sitze von 421. Aber das Zentrum, die Libe⸗ 
ralen und die Konſervativen hatten 226 Sitze, die kleinen 
Gruppen gar nicht gerechnet. Die Kommuniſten waren nicht 
vertreten. Die Folge war die Bildung einer Koalitionsregie⸗ 
rung — ſpäter als Weimarer Koalition bekannt —, in 
der acht von ſechzehn Portefeuilles, einſchließlich der Mini⸗ 
ſterpräſidentſchaft, den Sozialiſten zuerkannt wurden, wäh⸗ 
rend Ebert, der an der Spitze der beiden vorhergegangenen 
Miniſterien geſtanden hatte, zum Präſidenten der Republik 
gewählt wurde. Der Sozialismus war alſo etwas zurückge⸗ 
drängt worden, feine Vertreter ſteuerten nicht länger allein 
das Staatsſchiff, hatten aber das Steuer noch feſt in 
Händen und trugen mehr als die halbe Verantwortung. Das 
neue Miniſterium hatte jedoch keine längere Lebensdauer 
als ſein Vorgänger und machte im folgenden Juni einem 
andern Platz, das nach denſelben Richtlinien gebildet wor⸗ 
den war. Die Unruhen dauerten noch immer an. In der 
Ruhrgegend und in Berlin hatte es Generalſtreiks gegeben; 
in eee und München waren Sopwjetrepubliken 
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errichtet, eine Rheinland⸗Republik war ausgerufen worden. 
Es war noch zum mehreren Morden an hervorragenden Po⸗ 
litikern gekommen — alles Anzeichen äußerſter Unzufrie⸗ 
denheit und wilder Erregung. Doch in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1919 beſſerten ſich die Zuſtände; man hatte 
zwei für die Ordnung der Verhältniſſe wichtige Schritte 
getan, nämlich den Verſailler Vertrag unterzeichnet und 
die inzwiſchen vorbereitete neue Verfaſſung angenommen. 
Anfangs 1920 aber fingen die Unruhen in Geſtalt eines 
fünftägigen Militärputſches in Berlin wieder an; dieſer 
nötigte die Regierung, ſich vorübergehend nach Dresden und 
hierauf nach Stuttgart zurückzuziehen. Dann folgte eine 
Spartakiſtenerhebung im Ruhrdiſtrikt. Trotz dieſer Narr⸗ 
heiten der Extremen beider Richtungen hielt die Koalition, 
wenn auch unter häufigem Wechſel von Miniſtern und 
Miniſterien, bis zu den allgemeinen Wahlen für den neuen 
Reichstag zuſammen. Dieſe fanden im Juni 1920 ſchon 
nach der neuen Verfaſſung unter Heranziehung des vollkom⸗ 
menſten demokratiſchen Apparates, bei allgemeinem Wahl⸗ 
recht aller über zwanzig Jahre alten ee nach dem 
Verhältniswahlſyſtem ſtatt. 
Die Wahlen enthüllten eine entſchieden radikalere Einſtel⸗ 
lung auf beiden Seiten — das heißt, der rechte Flügel ver⸗ 
ſchob ſich mehr nach rechts und der linke mehr nach links. 
So verloren die Mehrheitsſozialiſten zo Sitze, wofür die 
Unabhängigen 89 und die Kommumniſten 2 gewannen; an⸗ 
derſeits gewannen die Deutſchnationale Volkspartei, deren 
Anhänger man Diehards ! ) nennen könnte, 24 Sitze und 
\ 2) Diehards: Tapfere Krieger, die ſich nicht ergeben, Inder lieber ſter⸗ 
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die a Volkspartei, die ihr am nächſten bam, 45 
Sitze, während die Demokraten 36 und das Zentrum 20 
Sitze verloren, und zwar letzteres durch den on der mehr 
konſervativen Bayriſchen Volkspartei. ug 

Der Schwerpunkt hatte ſich ſowohl bei = bürgerlichen 
als auch bei der marxiſtiſchen Gruppe gegen den äußeren 
Flügel zu verſchoben. Betrachten wir das Wahlergebnis, 8 
ſo ſehen wir, daß die geſamten ſozialiſtiſchen Gruppen unge⸗ 
fähr 11 500000 Stimmen erhielten, die bürgerlichen Par⸗ 
teien dagegen 15500000. Dieſes Reſultat machte es dem 
beſtandenen Koalikionsminiſterium unmöglich, im Amte zu 
bleiben; es wurde ein neues aus den Mittel parteien, doch 
ohne Zuziehung der Sozialiſten und Konſervativen, die nicht 
zuſammenarbeiten wollten, gebildet. So glitt damals den 
Sozialiſten das Steuer aus der Hand, und es gelang ihnen 
nie wieder, es zu ergreifen, obwohl fie ſpäter, ıg21, und im 
Jahre 1923 wieder in eine Koalitionsregierung eintraten. 
(Die „große Koalition“.) Von den zahlreichen Verlegen⸗ 
heitsminiſterien, die nach 1920 ihres Amtes walteten, ge⸗ 
hörten ſie nur einigen an, in denen ſie jedoch weniger Ein⸗ 
fluß beſaßen als früher. Ihre Macht, die ſchon durch die 
Spaltung in Mehrheits⸗ und Unabhängige Sozialiſten ge⸗ 
ſchwächt worden war, wurde durch die Zerſplitterung der 
Unabhängigen in zwei Flügel, von denen ſich der größere 
den unter der Botmäßigkeit Moskaus ſtehenden Kommuni⸗ 
ſten anſchloß, noch mehr verringert. Das trug daga bei, die 
konſervative Reaktion zu ſtärken. 

Es iſt notwendig, etwas von dieſen politiſchen Vorgängen N 
zu wiſſen, wenn man die Lage des Sozialismus und die 
wechſelnde Stellungnahme der öffentlichen Meinung zu ihm 
verſtehen will. Aber es würde den Leſer nur ermüden und 
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verwirren, wenn er den unzähligen Zügen und Sprüngen 
auf dem Schachbrette der Politik folgen müßte. Seit dem 
Kriege hat es in Deutſchland 17 Miniſterien und 4 allge⸗ 
meine Wahlen gegeben; deren deutliches Ergebnis war das 
allmähliche Sinken des gewichtigen Einfluſſes der Sozial⸗ 
demokraten. Es iſt wahr, ſie ſind, wieder geeint, im Reichs⸗ 
tag die ſtärkſte von den 26 einzelnen Parteien oder Grup⸗ 
pen, die im Jahre 1924 zur Wahlurne ſchritten. Bei den 
letzten Wahlen im Dezember erhielten fie 7 880 058 Stim⸗ 
men, alſo 26% der Geſamtzahl und dadurch 131 von den 
493 Sitzen des Hauſes. Wenn wir die Kommuniſten dazu⸗ 
rechnen, fo wurden für die Linke ro 500 000 Stimmen ab⸗ 
gegeben, was 35% und 176 Sitze ausmachte. Aber die 
Kommnmmiſten find, obwohl für die allgemeine Lage nicht 
ohne Bedeutung, für die Sozialiſten — wie übrigens über⸗ 
all — nur eine Quelle der Schwäche und der Verlegen⸗ 
heiten. Sie waren eine der Urſachen der auffallenden Stär⸗ 
kung der Konſervativen (der Deutſchnationalen Partei), die 
ſich mit 103 Mandaten zur zweitgrößten Partei erhoben und 
6 O00 oO Stimmen oder 20% der Geſamtſtimmenzahl er- 
halten hat, während die wichtigeren der gemäßigten bürger⸗ 
lichen Parteien nur ihre Sitze beibehalten haben. Das gilt 
beſonders vom Zentrum, das fi) immer gleichmäßig be⸗ 
hauptet und in jedem der 15 Miniſterien verkreten war. Bei 
den allgemeinen Wahlen im Dezember 1924 erhielt es genau 
dieſelbe Anzahl Sitze (69) wie in den Wahlen des Jahres 
1920. Dieſe Beſtändigkeit des Zentrums iſt um ſo bedeut⸗ 
ſamer, als es hauptſächlich von den nicht „ 
orientierten Arbeitern geſtützt wird. 

Natürlich waren die Zuſtände während der ganzen Zeit 
anormale, und die Politik jeder Parkei iſt durch die Erſchüt⸗ 
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terungen, die das Land mitmachte, beeinflußt worden — 
durch die auswärtigen Beziehungen, den Vertrag von 
Verſailles, die militäriſche Beſetzung, die Reparationen, 
ferner durch die inneren Schwierigkeiten, die Geldentwer⸗ 
tung, das wirtſchaftliche Chaos, durch Steuerfragen und 
Arbeitsloſigkeit. Aber gerade dieſe ſchweren Zeiten hätten 
(wie die Sozialiſten ſelbſt erklärt haben) gleich der militäri⸗ 
ſchen Niederlage und dem Zuſammenbruch dem ce 
Gelegenheit bieten müſſen, ſich durchzusetzen. 

Konnte es für den Sozialismus noch günſtigere Verhäll⸗ 
niſſe geben als die, die in Deutſchland nach dem Zuſam⸗ 
menbruch der alten Ordnung, nach der Errichtung der Repu⸗ 
blik und der Einführung der neuen demokratiſchen Ordnung 
herrſchten? Die Eroberung der politiſchen Macht, die die 
Sozialdemokraten immer als ihre erſte Aufgabe und die 
wichtigſte Vorbereitung für die Einführung des Sozialismus 
angeſehen hatten, war ihnen im Handumdrehen und ‚fo 
völlig gelungen, wie ſie es ſich nie hatten kräumen laſſen. 
Sie hatten die Macht in der Hand, und die neue Verfaſſung 
bot ihnen die Mittel, ſie ſich zu erhalten, wenn ihre Be⸗ 
rechnungen richtig waren. Als ſie aber noch einmal an das 
Volk herantraten, um ſich ihre Macht beſtätigen zu laſſen, 
wurde fie ihnen verweigert. Spätere Verſuche verſchlech⸗ 
ferfen eher noch ihre Lage, ſo daß fie jetzt weiter von ihrem 
Ziel entfernt ſind, als ſie es vor ſieben Jahren waren. 
Warum? Teilweiſe wegen der Uneinigkeit in ihrer Partei 
und der Gewalttätigkeit ihres linken Flügels, der ſich nur 
zerſtörend in Aufruhr und Streiks betätigte, die nur die 
Lage noch verſchlechtern und die Reaktion anſpornen mußten. 
Niemand hat das 5 Bear: a die . 
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Aber zum andern Teile war an dent Rückſchlage auch 
ſchuld, daß ſie die Hoffnungen nicht zu erfüllen vermochten, 
die ſie durch ihre Propaganda ein halbes Jahrhundert lang 
genährt hatten. Was fafen fie, als ihr großer Tag däm⸗ 
merte? Wie ich ſchon erwähnt habe, ernannten ſie eine 
Unterſuchungskommiſſion. Wenn behauptet wird, daß ſie 
nichts andres tun konnten, ſo ſtimme ich dem bei. Das iſt 
es ja gerade! Als gehandelt werden ſollte, waren ſie ganz 
unvorbereitet und wußten nicht, wie ſie das dringendſte und 
dabei leichteſte praktiſche Problem, das der Sozialiſierung der 
Kohlenbergwerke löſen könnten, ohne dieſe Frage erſt zu 
prüfen. Und als ſie geprüft war, tauchten allerlei Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten und unerwartete Schwierigkeiten auf. 

Das führt mich auf die wirtſchaftlichen Fragen und zu 
der Unterſuchungskommiſſion zurück, die wir auf ihrer Ta⸗ 
gung im Dezember 1918 verlaſſen haben. Ihre erſte Auf⸗ 
gabe war es, ſich über die Frage der Sczialiſierung der 
Kohlenbergwerke zu äußern, die nach allgemeiner Anſicht 
am eheſten „reif“ waren und zuerſt in Angriff genommen 
werden ſollten. Die Kommiſſion legte alſo am 13. Fe⸗ 
bruar 1919 einen formellen Bericht vor. Aber, ehe wir 
auf dieſes Dokument eingehen, möchte ich den engliſchen 
Leſern, die ſich ſtändig, wenn auch unter ganz andern Ver⸗ 
hältniſſen, mit dem Problem der Kohlenbergwerke beſchäf⸗ 
tigen, einige Erklärungen über die Lage in Deutſchland 
geben. 

Eine einheitliche Behandlung der die Kohleninduſtrie be⸗ 
treffenden Fragen wird wie in Deutſchland gleichwie in 
Großbritannien dadurch erſchwert, daß die Natur der Koh⸗ 
lenvorkommen von Ort zu Ort verſchieden iſt. In keiner 
andern Hinſicht gleicht ſich die Lage in den beiden Ländern. 
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Erſtens iſt in Deutſchland ein großer Teil dieſer Induſtrie 
ſchon lange in den Händen des Staates. Preußen allein be⸗ 
ſitzt über vierundfünfzig Kohlenbergwerke, die jährlich 25 
Millionen Tonnen fördern. Zweitens gibt es dort Braun⸗ 
kohle und Steinkohle, und drittens ſind die privaten Zechen 
ſehr ſtraff zu Syndikaten und Konzernen zuſammenge⸗ 
ſchloſſen. Dieſe Tatſache iſt der Grund, warum ſchon ſeit 
langem und nicht nur von den Sszialiſten, ein Eingreifen 
des Staates verlangt worden war; es iſt immer geltend ge⸗ 
macht worden, daß eine monopoliſtiſche Organiſation dieſer 
Induſtrie der Entwicklung und dem Wettbewerb im Wege 
ſtehe, geringere Leiſtungsfähigkeit wurde dagegen nicht be⸗ 
hauptet. Hier haben wir einen ſehr intereſſanten Gegenſatz. 
In Deutſchland iſt die Bergwerksinduſtrie reif für die So⸗ 
zialiſierung, weil ſie eng zuſammengeſchloſſen und ſtraff or⸗ 
ganiſiert iſt; in Großbritannien, weil ihr jede Organiſation 
mangelt und ſie die Beute eines wilden Wettbewerbes iſt. 

Ich kann dieſe Argumente, die mir in Widerſpruch zu 
ſtehen ſcheinen, nicht in Einklang bringen. Wenn behauptet 
wird, daß der private Beſitz ſtets ein Unrecht und es daher 
ganz belanglos ſei, ob die verſchiedenen Bergwerksbeſitzer 
zu Vereinigungen zuſammengeſchloſſen ſeien oder ein Wirr⸗ 
warr herrſche, fo: iſt das eine Schulweisheit, über die ſich 
ſtreiten ließe; aber es iſt närriſch, zu behaupten, daß eine 
Induſtrie i in dem einen Lande ſchlecht ſei, weil ſie Ae 
in einem andern aber, weil ſie es nicht iſt. 

Die Kommiſſion hatte die Lage im allgemeinen zu prüfen, 
ſowohl die der ſtaatlichen als auch die der privaten Berg⸗ 
werke; dabei kam eine andre ſehr lehrreiche Tatſache heraus, 
daß nämlich die ſtaatlichen oder nationaliſierten Zechen 
auch ſchon lange der Gegenſtand allgemeiner Kritik und 
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Unzufriedenheit geweſen ſind. Tatſächlich verurteilte ſie die 
Kommiſſion einſtimmig nicht weniger nachdrücklich als die 
Privatunternehmen, und zwar wegen noch ſchwerwiegenderer 
Gründe, als da find: ungenügende Leiſtungsfähigkeit infolge 
bürokratiſcher Wirkſchaft, Protektionsweſen bei Anſtellungen 
und Beförderungen, politiſche Einflüſſe, Mangel an finan⸗ 
ziellem Verantwortungsgefühl, Nachläſſigkeit, Langſamkeit 
und niedrige Löhne. Kein noch ſo mutiger Kaufmann hat 
je ſtaatliche Unternehmen ſo ſehr verdammt wie dieſe Kom⸗ 
miſſion, die aus Sozialiſten und mit ihnen ſympathiſierenden 
Volkswirtſchaftlern beſtand. Doch iſt dieſe Frage von ſo 
großer Tragweite für den ganzen Sozialismus, daß ich wohl 
am beſten die eigenen Worte der Kommiſſion über private 


und ſtaatliche Zechen anführe. Sie ſind um ſo gewichtiger, 


als dieſer Teil des Berichtes nach einſtinnnigem Beſchluß 
abgefaßt wurde, während die Anſichten über die praktiſchen 
Reformen, die anempfohlen wurden, geteilt waren. 


. der erſten Sozialiſterungskommiſſion 
vom 15. Februar 1919. 


I. Allgemeines. 


Ein ſtaatliches Eingreifen in die Verhältniſſe der Koh⸗ 
leninduſtrie und des Kohlenabſatzes iſt ſchon vor dem Kriege 
eine faſt allgemeine Forderung der Wirtſchaftspolitiker nicht 
nur in ſozialiſtiſchen, ſondern in allen ſozial intereſſierten 
Kreiſen geweſen. Der Grund für die Notwendigkeit einer 
ſolchen Beeinfluſſung durch die Allgemeinheit und im In⸗ 
-fereffe der Allgemeinheit liegt nicht etwa nur darin, daß 
die Kohle die Grundlage unſeres geſamten Wirtſchaftsle⸗ 
bens bildet. In England und Amerika iſt der Gedanke der 
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„Nationaliſierung“ der Bergwerke nicht annähernd im glei⸗ 
chen Maße vertreten worden wie bei uns. Für Deutſchland 
ſpeziell iſt aber maßgebend, daß der weitaus größte Teil der 
Kohleninduſtrie, ſoweit er nicht dem Staate gehört, in re⸗ 
gional monopoliſtiſchen Syndikaten und Konventionen ver⸗ 
einigt iſt und daß, ſelbſt abgeſehen von dieſer nun ein Vier⸗ 
teljahrhundert dauernden, wenn auch kündbaren und von 
Zeit zu Zeit ablaufenden Organiſation, die Möglichkeit, 
neue Konkurrenzunternehmungen zu errichten, dadurch aufs 
äußerſte beſchränkt iſt, daß die neuen Kohlengruben unter 
ungünſtigeren Bedingungen arbeiten als die alten Werke, 
daß ſomit die Errichtung neuer Werke unter ſteigenden 
Koſten, unter abnehmendem Ertrage gegenüber den alten 
vor ſich geht. 

Dieſe Tatſache iſt für die monopoliſtiſche Stellung der 
Kohleninduſtrie noch weit wichtiger als das ebenfalls be⸗ 
deutungsvolle Moment, daß die noch unverritzten Felder 
— abgeſehen von den ſtaatlichen — zum überwiegenden 
Teile in wenigen Händen, und zwar denen der Privat⸗ 
regalherren und der großen Kohlenintereſſenten konzentriert 
ſind. Bekanntlich ſind die letzten großen Felder aus dem 
Beſitz der Internationalen Bohrgeſellſchaft in die Hand 
der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Bergwerksgeſellſchaft überge⸗ 
gangen, deren Konſorten — die Hauptmitglieder des Kohlen⸗ 
ſyndikats — fie als ihre Reſerve für ſpätere Zeit betrachten. 
Niemand kann bezweifeln, daß die vereinigten Kohlenbe⸗ 
ſitzer in weiten Gebieten des Deutſchen Reiches ein wirt⸗ 
ſchaftliches Monopol beſitzen. Als wirtſchaftliches Monopol 
bezeichnen wir eine Marktſituation, bei der die Gegen⸗ 
kontrahenten tatſächlich nur unter weſentlichen Opfern mit 
andern Unternehmern als den Monopoliſten abzuſchließen 
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in der Lage find, oder aber die alleinigen Verkäufer die wirk⸗ 
ſchaftliche Macht beſäßen, diefen- Zuſtand herbeizuführen, es 
jedoch vorziehen, die Verkaufspreiſe bis nahe an die ander⸗ 
weitigen Beſchaffungskoſten heraufzuſetzen und die Diffe⸗ 
renz als Quaſirente für ſich in Anſpruch zu nehmen. Eben⸗ 
ſo unzweifelhaft iſt, daß es ſich um ein dauerndes Monopol 
auf Grund des Beſitzes von Produktionselementen handelt, 
die den meiſten überhaupt nicht und auch den wenigen po⸗ 
tentiellen Produzenten nur zu weſentlich ungünſtigeren Be⸗ 
dingungen zur Verfügung ſtehen. 

Als unbeſtritten kann es gelten, daß dieſes Monopol an 
dem wichtigſten Rohſtoff ein Herrſchaftsverhältnis kon⸗ 
ſtituiert, das mik dem Weſen des modernen Staates, nicht 
nur des ſozialiſtiſchen, unvereinbar iſt. Es erſcheint unnötig, 
von neuem die Frage zu erörtern, ob und in welchem 
Maße dieſes Herrſchaftsverhältnis zum Schaden der übri⸗ 
gen Volksgenoſſen, Weiterverarbeiter, Konſumenten, Ar⸗ 
beiter mißbraucht worden iſt; es genügt ſein Beſtehen, um 
die Notwendigkeit feiner völligen Aufhebung evident zu 
machen. i 


II. Die Frage der Verſtaatlichung. 


Ein naheliegender Gedanke iſt natürlich, den geſamten 
Kohlenbergbau und den Abſatz ſeiner Produkte zu verſtaat⸗ 
a 

Die Kommiſſion iſt jedoch einhellig der Überzeugung, daß 
die gegenwärtige Organiſation des Staatsbergbaues den 
wirkſchaftlichen Bedürfniſſen nicht entſpreche und einer Er⸗ 
weiterung des Einfluſſes der Geſamtheit eine völlige Um⸗ 
geſtaltung dieſer Verhältniſſe vorauszugehen habe. Wenn 
auch die Frage der größeren Arbeitsleiſtung des Arbeiters im 
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gegenwärtigen Staats⸗ und Privatbergbau von der Kom⸗ 
miſſion mit einem non liquet beantwortet wird, iſt ſie doch 
einſtimmig der Auffaſſung, daß die ganze Behördenorgani⸗ 
ſation, die Anſtellungs⸗, Avancements⸗ und Gehaltsverhält⸗ 
niſſe, das Etat⸗ und Rechnungsweſen, kurz die geſamte 
Einordnung in den normalen Staatsbetrieb mit ſeiner bu⸗ 
reaukratiſchen Auffaſſung ſchwere Hinderniſſe für eine wirt⸗ 
ſchaftliche Ausnützung der Bergwerke bedeutet. Jegliche 
Ausdehnung des ſtaatlichen Betriebes iſt unökonomiſch und 
daher abzulehnen, ſolange nicht die völlige Loslöſung dieſer 
wirtſchaftlichen Tätigkeit des Staates von ſeiner politiſchen 
und verwaltungsmäßigen, ſolange nicht der Bruch mit den 
bureaukratiſchen Traditionen in den wirtſchaftlichen Be⸗ 
krieben des Staates erfolgt. Die Verhandlungen der Kom⸗ 
miſſion haben neben allen Vorzügen der ſtaatlichen Berg⸗ 
werksverwaltung derartig eklatante Beiſpiele für die Unzu⸗ 
länglichkeit dieſes langſamen Staatsorganismus ergeben, 
daß ein Zweifel an der Notwendigkeit einer völligen Um⸗ 
geſtaltung ſchon bei dem gegenwärtigen Umfang des Staats⸗ 
bergbaues überhaupt nicht beſtehen kann. Überhäufung der 
qualifizierten Beamten mit Kleinarbeit, unzweckmäßiger 
Wechſel der Stellen, abſolut ſehr geringe, im Verhält⸗ 
nis zur Privatinduſtrie direkt lächerliche Beſoldung, Ein⸗ 
engung der freien Betätigungsmöglichkeit, weitgehender Man⸗ 
gel an Verantwortungsfreudigkeit in finanziellen Fragen, 
vervielfachtes Vorgeſetztenverhältnis bis herauf zur Ab⸗ 


hängigkeit vom Parlament, jahrelanges Verhandeln über 


Fragen, die in der Privatinduſtrie in wenigen Stunden enk⸗ 
ſchieden werden, kurz in allem, Kontrolle über Kontrolle 
ſtatt Vertrauen und Anreiz zum ſelbſtändigen Handeln, das 
ſind die Kennzeichen dieſer Organiſation, in der ſelbſt die 
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Tüchtigſten und finanziell Unintereſſierteſten, ſoweit ſie dort 
verbleiben, nur mit größter Einſchränkung einen befriedigen⸗ 
den Wirkungskreis finden und in die ſelbſt der Ehrgeiz und 
das Pflichtgefühl preußiſchen Beamtentums krotz der ſtändi⸗ 
gen Vergleichsmöglichkeit und des Antriebes durch die 
konkurrierende Privatinduſtrie eine wirklich wirtschaftliche 
Drientierung niemals bringen können. 

Ganz abgeſehen von dieſen Mängeln iſt die Konmiſſion 
der Anſicht, daß eine iſolierte Verſtaatlichung des Bergbaues 
beim Weiterbeſtehen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft in an⸗ 
dern Wirtſchaftszweigen nicht als eine Sozialiſierung be⸗ 
krachtet werden kann, ſondern nur die Erſetzung eines Ar⸗ 
beitgebers durch einen andern bedeuten würder). 


Der letzte Satz, der bekräftigt, was viele Gegner des 
Sozialismus und beſonders die Syndikaliſten immer ge⸗ 
ſagt haben, läßt die Ausſichten für eine Sozialiſierung, 
wenigſtens in den früher erwogenen Formen, ziemlich hoff⸗ 
nungslos erſcheinen. Aber wahrſcheinlich ſollte er den Über⸗ 
gang zu Vorſchlägen für eine neue Organiſationsform 
bilden. Denn es lagen zwei ſolche Vorſchläge vor. Die 
Mitglieder der Kommiſſion waren eines Sinnes in der Ver⸗ 
urfeilung der privaten gleichwie der ſtaatlichen Bergwerke, 
bezüglich der den Bergleuten zu bietenden Lebensbedingungen 
und der Bezahlung der Bergleute und Beamten. Ferner 
empfahlen ſie einſtimmig die Einſetzung eines Reichs⸗Kohlen⸗ 
rates, der die Kontrolle über die ganze Induſtrie ausüben 
ſollte. Aber in den Einzelheiten des Entwurfes gingen die 
Meinungen auseinander, es kam daher zu zwei Vorſchlägen. 
Der erſte, von ſieben Mitgliedern unterzeichnet, war für 
221) Bericht der Sozialiſterungskommiſſion, Seiten 31—33. 
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die ſogenannte „Vollſozialiſierung“, während der zweite 
der nur zwei Unterſchriften trug (zwei andre Mitglieder 
waren abweſend), beabſichtigte, den Weg hierfür allmählich 
vorzubereiten. In wenige Worte gefaßt, war der Gedanke 
der, alle Bergwerke zum Staatseigentum zu machen, die 
Kontrolle aber einer auf einem beſonderen Geſetze beruhen⸗ 
den öffentlichen Körperſchaft von roo Mitgliedern, dem 
„Deutſchen Kohlenrat“, zu übergeben, in dem die Berg⸗ 
werksunternehmungen, die Arbeiter und Beamten der Berg⸗ 
werke, die Grubenarbeiter, die Konſumenten und das Reich 
in gleicher Zahl vertreten fein ſollten. Die Mehrheit ſchlug 
den vollkommenen Ausſchluß alles privaten Kapitals vor; 
die Minderheit hielt eine ſolche unverzügliche Maßnahme 
nicht für vorteilhaft. Aus den beiden Berichten geht klar 
hervor, daß der Punkt, über den man geteilter Meinung 
war und immer geteilter Meinung ſein wird, die Schwie⸗ 
rigkeit betrifft, Bewegungsfreiheit und Kontrolle in einem 
Syſtem zu vereinigen, das die Verantwortlichkeit für Miß⸗ 
erfolg oder Erfolg ausſchließt, individuelle Initiative und 
Unternehmungsgeiſt jedoch, deren Wert jeder intelligente 
Sozialiſt anerkennt, beibehält. Es iſt dies ein pſychologiſches 
ren für das bisher noch keine reſtloſe Löſung gefunden 
worden iſt. 

Der ganze Bericht machte keinen ſehr ſtarken Eindruck, 
feils weil er verſchiedene Anſichten enthielt, teils weil er 
einigen zu weit ging, andern wieder nicht weit genug. 
Er wurde als elendes Ergebnis einer ſo bedeutſamen Un⸗ 
ferſuchung angeſehen; die Kommiſſion wurde nicht ermutigt, 
ihre Arbeiten fortzuſetzen. Aber am 23. März 1919 nahm 
die Nationalverſammlung, die ſeit der Überreichung des 
Berichtes zuſammengetreten war, ein die allgemeine Soziali⸗ 

Shadwell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus 10 
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ſierung zulaſſendes Geſetz an, das eine Beſtimmung über die 
Regelung der Kohleninduſtrie enthielt. Paragraph 2 dieſes 
Beſchluſſes lautet: „Das Reich iſt befugt, im Wege der 
Geſetzgebung und gegen angemeſſene Entſchädigung für 
eine Vergeſellſchaftung geeignete wirtſchaftliche Unterneh⸗ 
mungen, insbeſondere ſolche zur Gewinnung von Boden⸗ 
ſchätzen und zur Ausnutzung von Naturkräften in Gemein⸗ 
wirkſchaft zu überführen; 2. im Falle dringenden Bedürf⸗ 
niſſes die Herſtellung und Verteilung wirtſchaftlicher Güter 
gemeinwirtſchaftlich zu regeln.“ 

Paragraph 4 lautet: „In Ausübung der in Paragraph 2 
vorgeſehenen Vollmacht wird durch beſondere Reichsgeſetze 
die Ausnützung von Steinkohle, Braunkohle, Preßkohle und 
Koks, Waſſerkräften und ſonſtigen natürlichen Energiequel⸗ 
len und von der aus ihnen ſtammenden Energie nach ge⸗ 
meinwirtſchaftlichen Geſichtspunkten geregelt. Zunächſt tritt 
für das Teilgebiet der Kohlenwirtſchaft ein Geſetz über die 
Regelung der Kohlenwirtſchaft gleichzeitig mit dieſem Ge⸗ 
ſetz in Kraft.“ 

Auf Grund dieſes Geſetzes wurde die private Kohlen⸗ 
induſtrie in eine Deutſche Kohlengemeinſchaft zuſammenge⸗ 
ſchloſſen und unter die Oberaufſicht eines Reichs⸗Kohlen⸗ 
rates geſtellt, der aus Beſitzern, Arbeitern und Beamten, 
Verbrauchern, Händlern und Sachverſtändigen zuſammen⸗ 
geſetzt war; doch war das keine eigentliche Sozialiſierungs⸗ 
maßnahme, es hatte katſächlich nur wenig zu bedeuten. Man 
wollte hauptſächlich erreichen, daß die Frage für einige Zeit 
in den Hintergrund der praktiſchen Politik trete. Aber 
ſie wurde weiter leidenſchaftlich erörtert, und im folgenden 
Jahr wurde die Regierung, die ein Geſetz, mit dem ſie die 
Frage aus dem Wege ſchaffen wollte, vorbereitet hatte, 
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durch den Druck der öffentlichen Meinung in den Berg⸗ 
werksbezirken genötigt, ſich mit dem Problem wieder zu 
befaſſen. Sie ſtellte die Unterſuchungskommiſſion auf eine 
breitere Baſis und gab den Auftrag, mit den Arbeiten 
wieder zu beginnen. Das war im Mai 1920. In der 
Zwiſchenzeit waren Geſetzesvorſchläge des Wirtſchaftsmini⸗ 
ſteriums und Beſchlüſſe der Gewerkſchaft der Grubenar⸗ 
beiter eingebracht worden. Aber die Schwierigkeiten blieben 
beſtehen; das Ergebnis der neuerlichen Unterſuchung unter⸗ 
ſchied ſich nicht merklich von dem früheren, nur daß jetzt die 
Anſichten noch mehr auseinandergingen. Der am 20. Juli 
erſtattete Bericht, der dem mittlerweile errichteten Reichs⸗ 
Wirtſchaftsrate, einer Art beratender Körperſchaft, vorge⸗ 
legt wurde, enthielt zwei Vorſchläge. Die Frage wurde dann 
durch einen Ausſchuß dieſes Rates mit Hilfe von Sachver⸗ 
ſtändigen, die noch weitere Erhebungen pflogen, geprüft, 
doch war eine Übereinſtimmung nicht zu erzielen. Schließ⸗ 
lich wurde in Anbetracht des Vertrages von Verſailles der 
Plan der Verſtaatlichung der privaten Bergwerke aufgegeben, 
und die Frage auf die Reorganiſation dieſer Gruben be⸗ 
ſchränkt. Der dieſen Gegenſtand behandelnde, endlich ange⸗ 
nommene Entwurf, der dem Reichs⸗Kohlenwirtſchafts⸗Geſetze 
einverleibt wurde, war nur eine verbeſſerte Auflage des 
ſchon beſchriebenen. Die Gruben wurden in 11 Bezirks: 
ſyndikate mit einer zentralen Körperſchaft, der Deutſchen 
Kohlengemeinſchaft, zuſammengefaßt und der Kontrolle des 
Reichs⸗Kohlenrates unterſtellt, der aus 100 Mitgliedern 
beſtand und große Machtbefugniſſe hatte. Die Beſitzer, die 
Arbeiter und Beamten ſowie die Abnehmer waren in glei⸗ 
cher Zahl darin vertreten. Das war wohl eine induſtrielle 
Umformung mit ſozialem Einſchlag, die darauf gerichtet 
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war, die Macht der Beſitzer oder Arbeitgeber zu beſchränken, 
aber ſie rührte nicht an dem weſentlichen Grundſatz des Ei⸗ 
gentums und war auch kein Sozialismus im eigentlichen 
Sinne des Wortes. Soviel über die privaten Bergwerke. 
Dieſe Vorgänge zeigen, wie ſchwierig es iſt, ſelbſt unter 
den günſtigſten politiſchen Bedingungen auch nur in einer 
einzigen Induſtrie, die noch dazu als die dafür geeignetſte 
angeſehen wurde, die Theorie in die Praxis umzuſetzen. 
Aber die Geſchichte der deutſchen Kohlenbergwerke iſt damit 
noch nicht erſchöpft; ſie enthält noch ein andres intereſſan⸗ 
tes Kapitel. Die preußiſchen Staatsbergwerke ſind ſchon 
früher in Verbindung mit dem Plan eines einheitlichen 
Syſtems, das alle Zechen des ganzen Reiches umfaſſen ſollte, 
erwähnt worden. Obwohl dieſer Gedanke aufgegeben worden 
war, iſt doch ſeither mit den Preußen gehörigen Staatsberg⸗ 
werken etwas geſchehen. Durch die Beſtimmungen des Frie⸗ 
densvertrages ſind ſie in ihrem Ausmaß ſehr beſchnitten 
worden, aber ſie waren noch immer ſehr beträchtlich und 
durchaus ſchlecht verwaltet. Die ſchon erwähnte einſtimmige 
Verurteilung durch die Unterſuchungskommiſſion iſt durch 
den Bericht des Herrn Oſterroth, eines Führers der Ge⸗ 
werkſchaft, der jahrelang ein Ratgeber der Regierung in 
Bergwerksangelegenheiten war und beſonders die ſozialen 
Fragen dieſer Induſtrie genaueſtens kannte, voll beſtärigt 
worden. Seine Berichterſtattung iſt ſchriftlich in dem Hand⸗ 
buch der ſozialdemokratiſchen Partei für die Landtagswah⸗ 
len im Jahre 1924 niedergelegt worden. Er iſt ein Mitglied 
dieſer Partei und nahm auch einen führenden Anteil an 
den Landtagsdebatten über das Wiederaufbaugeſetz im Jahre 
1923. Er legte dar, daß in Preußen der Staat zu Beginn 
des neunzehnten Jahrhunderts in der Kohleninduſtrie eine 
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durchaus beherrſchende und mit Bezug auf die Eiſen⸗ und 
ſonſtigen Metallerzbergwerke geradezu eine Monopolſtellung 
innehatte. Aber an dem ſpäter einſetzenden großen Auf⸗ 
ſchwung dieſer Induſtrie hatte er wenig Anteil, obwohl er 
leicht ein Staatsmonopol für den Bergbau hätte ſchaffen 
können. Ich möchte mir beizufügen erlauben, daß es in die⸗ 
ſem Falle wahrſcheinlich zu keiner Fortentwicklung gekommen 
wäre, denn ſie iſt dem privaten Unternehmungsgeiſt allein 
zuzuſchreiben; der Staat erwarb nur Zechen, die von pri⸗ 
vaten Beſitzern ſchon eingerichtet waren. Nach Herrn Oſter⸗ 
roth war die Verwaltung des Staates eine durch und durch 
ſchlechte. Es fehlte die nötige Entſchlußkraft, die Leitung 
hatte nicht die Freiheit, ſich ſchöpferiſch zu betätigen, das 
Verantwortlichkeitsgefühl ſtarb aus, und jeder Beamte 
„ſchielte nach oben“, wie die „unſagbar traurige geſetzliche 
Aktion im Saargebiet zu Beginn dieſes Jahrhunderts ent⸗ 
hüllte“. Mit einem Wort, es herrſchte techniſche Unfähig⸗ 
keit und politiſche Korruption. Jahrelang waren Reformen 
verlangt worden, und nach dem Krieg wurden 1 dringen⸗ 
der notwendig als je. 

Nach erſchöpfender Prüfung der Lage von all Ge⸗ 
ſichtspunkten aus entſchied der preußiſche Landtag, daß es 
das beſte wäre, die Bergwerke in eine Geſellſchaft zu ver⸗ 
wandeln, deren ſämtliche Anteile zu gleichen Teilen dem 
Handelsminiſterium und dem Finanzminiſterium überlaſſen 
werden ſollten. Aber das Geſetz, das dann am g. Oktober 
1923 angenommen wurde, geſtattete die Ausgabe weiterer 
Anteilſcheine, ſo daß auch noch andre Beſitzer denkbar ſind. 
Die Gruben und die ihnen zugeſellten Hütten der Geſell⸗ 
ſchaft, die ſich „Preußag“ nennt, werden von vier fachmän⸗ 
niſchen Direktoren geleitet. Über ihnen ſteht ein Auffſichts⸗ 
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rat, der aus Vertretern der Regierung, des Landtages (und 
jeder politiſchen Partei) ſowie aller (nicht nur der wichtigſten, 
ſondern auch der chriſtlichen und ſogar der kommuniſtiſchen) 
Gewerkſchaften gebildet iſt. Eine Kontrolle übt auch die 
Generalverſammlung aus. Herr Oſterroth, der einer der 
Direktoren iſt, ſagt, daß die Form einer Aktiengeſellſchaft 
dem Unternehmen die größte Handlungsfreiheit in kechniſcher, 
kaufmänniſcher, organiſatoriſcher und ſozialpolitiſcher Be⸗ 
ziehung gibt. Der einzelne Leiter trägt eine viel größere Ver⸗ 
antwortung als früher, und ſeine Initiative iſt nicht in 
Feſſeln geſchlagen. Die Günſtlingswirtſchaft hat aufgehört; 
jedermann muß ſich anſtrengen, um ſeine Stellung zu be⸗ 
haupten. Beförderungen können nur mehr mit dem Kopf 
und „nicht mehr mit dem Sitzfleiſch“ verdient werden, — 
eine ſehr maleriſche Phraſe, die durch eine höflichere Um⸗ 
ſchreibung verlieren würde. Er nennt dieſen Wechſel „Ent⸗ 
bürokratiſierung“ und ſagt, daß das Syſtem ſchon neun 

Monate nach ſeiner Einführung gute Erfolge zeitigte. Es 
wird ſeither weiter angewendet und erzielte im Jahre 1924 
einen Überſchuß. Im Mai 1926 wurde im Landtag ein 
Geſetz über eine Beihilfe von 30000000 Mark einge⸗ 
bracht, was auf eine raſche Entwicklung der Bergwerke, aber 
auch auf ihre Unfähigkeit ſchließen läßt, das notwendige 
Kapital aus den eigenen Einkünften zu beſchaffen. 

Dieſe „Kommmerzialiſierung“ der Staatsbergwerke durch 
Einführung der für private Unternehmen charakteriſtiſchen 
Organiſationsform um der Leiſtungsfähigkeit willen iſt typiſch 
für eine allgemein erkennbare Tendenz. Die dem Reiche 
unterſtehenden Staatseiſenbahnen ſind ähnlich behandelt wor⸗ 
den; daß dies hauptſächlich geſchah, um dem Dawes⸗Repa⸗ 
rationsplan entgegenzukommen, beſtätigt nur meine Anſicht. 
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Die ſtaatlichen Kriegsinduſtrien ſind ein andres Beiſpiel. 

Sieben von ihnen ſind in ebenſo viele Aktiengeſellſchaften 
umgewandelt worden, bei denen die Beteiligung von Privat⸗ 
kapital nicht ausgeſchloſſen iſt, und ſieben ſind in der Ab⸗ 
ſicht geſperrt worden, ſie privaten Unternehmern zu über⸗ 
laſſen. Ein drittes Beiſpiel ſind die Berliner Gemeindeun⸗ 
ternehmungen. Da beſagte Tendenz nicht von der entgegenge⸗ 
ſetzten, die privaten in ſtaatlichen Beſitz umwandeln will, 
begleitet wird, ſcheint es mir, daß ſie eher vom Sozialismus, 
wie man ihn allgemein auffaßt, weg⸗, als zu ihm hinführt; 
und das dem heutigen, in einer ſo ſchwierigen Lage befind⸗ 
lichen Deutſchland eigene ſtarke Bedürfnis nach höchſter 
Leiſtungsfähigkeit läßt die ganze Richtung nur noch bedeu⸗ 
fungsvoller erſcheinen. 
Ehe wir das Thema Deutſchland verlaſſen, möchte ich 
noch auf den Stand der Dinge in den einzelnen Staaten 
des Reiches hinweiſen, die bis zu einem gewiſſen Grade 
ſelbſtändige Regierungen und ihre eigene Verwaltung haben, 
obwohl ſie alle der Verfaſſung und den Geſetzen des Reiches 
unterworfen ſind. Die wichtigſten ſind die früheren König⸗ 
reiche Preußen, Bayern und Sachſen. Jetzt ſind ſie natürlich 
alle Republiken und anſcheinend i im Begriffe, ſich zu beruhi⸗ 
gen, aber nicht ohne eine ganze Reihe von Unruhen durchge⸗ 
macht zu haben, die der allgemeinen Revolution gefolgt 
waren. 


Bayern und Sachſen 


Ich habe ſchon in der Einleitung die zwei alternativen pınd 
miteinander wetteifernden Methoden zur Einführung der 
ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung erklärt, derenthalben ſich 
die ganze Bewegung in zwei Gruppen geſpalten hat; in 
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1. die gewalttätige und gleich auf das Ganze gehende Me⸗ 
thode, Kommunismus genannt, und 2. die ihr Ziel auf ver⸗ 
faſſungsmäßigem Wege allmählich anſtrebende Methode, den 
Sozialismus. Mit beiden hat man es in Deutſchland ver⸗ 
ſucht. Der Kommunismus wurde ſchon früh im Zentrum des 
Reiches geſchlagen und damit als Reichspolitik erledigt. Den 
Weg, den der Sozialismus gegangen, habe ich ſchon gezeich⸗ 
net. Aber in den Grenzlanden gab die Politik der Gewalt⸗ 
tätigkeit nicht ſo leicht nach. Sie äußerte ſich in verſchiede⸗ 
nen örtlichen Erhebungen, die ſich mit andern begegneten, die 
aus ganz andern Urſachen entſtanden waren und andern 
Charakter hatten. Neben kommuniſtiſchen Aufſtänden gab es 
ſolche militäriſcher oder patriotiſcher Matur und andre, 
die die Losreißung vom Reiche und die Unabhängigkeit 
zunt Ziele hatten. Bei einem allgemeinen Überblick über die 
Lage Deutſchlands ſeit dem Kriege darf man ſie nicht ver⸗ 
geſſen, aber ſie haben keine direkte Beziehung zu meinem 
eigentlichen Thema, und ich will nur zwei Bemerkungen 
darüber machen. Erſtens: alle dieſe örtlichen Unruhen, aus 
welcher Urſache immer ſie entſprungen ſein mochten, berei⸗ 
fefen der jeweiligen Regierung Verlegenheiten, trugen zu 
der Unſicherheit der Verhältniſſe bei, die ein ſo auffallender 
Zug des deutſchen politiſchen Lebens geweſen iſt, und hatten 
ihre unvermeidlichen Rückwirkungen auf die Wirtſchaft 
ſowie auf die auswärtigen Angelegenheiten. Zweitens: die 
ſeparatiſtiſche Agitation war zum großen Teil die Folge 
der größeren Zentraliſierung der Regierung unter der neuen 
Ordnung und des damit verbundenen Verluſtes an Unab⸗ 
hängigkeit und Auſehen der örtlichen Selbſtregierung, was, 
beſonders in Bayern und Sachſen, noch immer ſehr heftig 
empfunden wird. Dieſe Erwägungen und das Spiel der 
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verſchiedenartigen Beweggründe muß man ſich vor Augen 
halten. Doch einige dieſer Aufſtände hatten rein kommuni⸗ 
ſtiſchen Charakter und waren auf die Agitation der äußerſten 
Linken ſowie auf das Beiſpiel Rußlands zurückzuführen. Es 
kam einige Jahre lang ſporadiſch zu ſolchen Erhebungen. 
Sie begannen 1919 und traten bis zum Ende des Jahres 
1923 in Intervallen auf. Erſt ſeit 1924 iſt das Land ver⸗ 
hältnismäßig frei von Unruhen und in eine Periode fried⸗ 
licherer Entwicklung eingetreten. Aber ſelbſt jetzt noch iſt 
es den Putſchverſuchen der Extremen, der Kommuniſten oder 
Nationaliſten, ausgeſetzt, wie erſt kürzlich die Ereigniſſe 
gezeigt haben. Die letzte Schauſtellung dieſer Art war den 
Völkiſchen zu verdanken. Doch ſind dieſe Abenteuer von 
keiner Bedeutung. Das Wort Putſch, das auch eine ge⸗ 
wiſſe Geringſchätzung ausdrückt, iſt ein guter Mame dafür! 
Es ſind nur kindiſche Ausbrüche der unerſättlichen menſch⸗ 
lichen Kanpfluſt, die die Gattung Menſch von andern 
Tieren unterſcheidet und die in der Geſchichte öfter und 
leidenſchaftlicher wegen Meinungsverſchiedenheiten als mes 
gen wirklicher Intereſſen zum Ausbruch gekommen iſt. Es 
iſt die Art ſtreitſüchtiger Parteigänger, die Mittel für den 
Zweck anzuſehen und ſie ſelbſt zum Ziele zu machen, das 
fie dann um jeden Preis, f ogar um den der Vernichtung des 
wirklichen Zieles und den eines Sieges des u ver⸗ 
8 5 

Die kommuniſtiſchen Gchebmgen beben uhr mir meinem 
Thema zu tun als die Vorſtöße der Monarchiſten, aber es 
iſt nicht nötig, ſie näher zu beſchreiben oder ſie auch nur 
aufzuzählen. Sie ſchlugen alle fehl und waren dazu von 
Anfang an verdammt. Es fehlten entweder fähige Führer, 
oder es ſtand hinter den Fuͤhrern, die da waren, keine wirk⸗ 
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liche Macht. Dieſe Verſuche bewieſen nur noch deutlicher 
den rein zerſtörenden Charakter einer ſolchen Methode, den 
Sozialismus einzuführen, die ohne Bürgerkrieg nicht denk⸗ 
bar iſt, wie Lenin ganz richtig geſagt hat. Und ein Bürger⸗ 
krieg bringt ärgere Verwüſtungen mit ſich als ein Krieg 
zwiſchen Nationen — auch das hat Lenin einmal bemerkt. 
Dieſe kommuniſtiſchen Erhebungen werden als Dinge, die 
der Vergangenheit angehören, betrachtet, und man iſt be⸗ 
müht, fie der Vergeſſenheit anheimfallen zu laſſen. Aber 
ſie hatten die unvermeidliche Wirkung, eine Reaktion aus⸗ 
zulöſen und der Sache der gemäßigten Sozialiſten zu ſcha⸗ 
den. Das war beſonders in Bayern der Fall, wo die 
ſchrecklichſten und erfolgreichſten dieſer Verſuche im April 
1919 gemacht worden waren. In München war danach 
eine Sowjet⸗Republik errichtet worden, die faſt einen Monat 
beſtand. Das geſchah zwei Tage nach der Ermordung Kurt 
Eisners, der ſich von allem Anfang an der Einführung des 
Bolſchewismus widerſetzt hatte. Heute ſind die Sozialde⸗ 
mokraten im Landtage ſehr ſchwach vertreten, und zwar 
mit 23 Mitgliedern von 129. gegen 48 der Bayriſchen 
Volkspartei und 23 des Völkiſchen Blocks. Sie erhielten in 
den letzten Wahlen von 3 000 000 nur 500000 Stimmen. 
Die Konmmuniſten erhielten weniger als die Hälfte davon 
und damit nur 9 Sitze. Im preußiſchen Landtag ſind die 
Sozialdemokraten noch immer die ſtärkſte Partei mit 114 
Sitzen von 450, aber im Verhältnis zu den Konſervativen 
und. den Mittelparteien zuſammengenommen find fie er⸗ 
heblich ſchwächer als im Reichstag. Die Kommmmiften haben 
44 Sitze. Die Sozialiſten und Kommuniſten haben zuſam⸗ 
men 158 Mandate, wogegen die Deutſchnationale Volks⸗ 
partei (dieſe konſervativſte Partei hat mit ihren 109 Sitzen 
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annähernd ebenſo viele wie die ſozialdemokratiſche Partei), 
das Zentrum, die Deutſche Volkspartei, die Demokraten 
und einige Haste Gruppen i im h über 268 Mandats 
verfügen. x 

Ich habe nicht die enffpieihenben Bahlen- für de ſächſi⸗ 
ſchen Landtag zur Verfügung, aber der Sozialismus iſt und 
war dort immer viel ſtärker vertreten als anderswo. Denn 
in Sachſen, im Jahre 1863, begann urſprünglich die 
deutſche ſozialdemokratiſche Bewegung, und Sachſen iſt für 
fie ein ſtarkes Bollwerk geblieben. Im Jahre 1924 er⸗ 
hielten die Sozialiſten bei den Reichstagswahlen im Dres⸗ 
dener Wahlbezirk mehr Stimmen als in irgendeiner andern 
Gegend Deutſchlands; Leipzig und Chemnitz kamen knapp 
danach. Im Jahre 1920 war ihr Erfolg noch größer. 
Die Konſervativen haben zwiſchen den beiden Wahlen an 
Boden gewonnen. Ein Grund hierfür war, daß Ende des 
Jahres 1923 in Sachſen eine kommuniſtiſche Erhebung, und 
zwar die letzte ſtattgefunden hatte. Damals war eine ſoziali⸗ 
ſtiſch⸗kommuniſtiſche Regierung eingeſetzt worden, die un⸗ 
gefähr 14 Tage lang ihres Amtes waltete. Dann ſandte 
die Reichsregierung Truppen, die das ſächſiſche Kabinett 
ab⸗ und vorübergehend einen Zivildiktator einſetzten. Dieſe 
ganze Epiſode iſt in einen Schleier gehüllt, den ich nicht 
genügend zu lüften vermochte, obwohl ich ſelbſt die Plätze 
in Leipzig und Dresden geſehen habe, wo Maſchinenge⸗ 
wehre aufgeſtellt waren. Soviel ich entnehmen konnte, glich 
übrigens dieſer Aufruhr allen andern derſelben Art. x 

Sachſen iſt ein bedeutendes Induſtrieland, das, wenn 
überhaupt, nur dem Rheinlande in dieſer Beziehung nach⸗ 
ſteht, und das Volk litt dort wirklich ſchwere Entbehrungen. 
Es war tatſächlich zu Hungerrevolten gekonnnen. Die Un⸗ 
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zufriedenheit war mit der Zeit immer größer geworden und 
hatte den Boden für die Agitation vorbereitet. Es wäre 
wirklich ſeltſam geweſen, wenn die Kommuniſten dort nach 
der Revolution und all den andern Erregungen die Gelegen⸗ 
heit nicht genützt hätten, ihre Pläne in die Tat untzuſetzen. 
Sinovieff hatte mit der ihm eigenen unbeſonnenen Schwatz⸗ 
haftigkeit verraten, daß er eine allgemeine Erhebung in ganz 
Deutſchland erwarte, und katſächlich kam es zu einer ſol⸗ 
chen in Hamburg und zu der in Sachſen. Die Sozialdemo⸗ 
kraten waren offenbar ſelbſt über die Wendung, die die 
Dinge nahmen, ſehr erſchrocken, wie das unter ähnlichen 
Umſtänden oft der Fall war, und bildeten mit den Kommu⸗ 
niſten eine Regierung, um einen mäßigenden Einfluß ausũben 
zu können. Vielleicht wäre es ihnen, wie ſie oft behaupteten, 
auch ohne die Einmiſchung der Reichsregierung gelungen, die 
Ordnung aufrechtzuerhalten, aber es iſt eher anzunehmen, 
daß dem nicht ſo geweſen wäre und daß das Einſchreiten der 
Reichsregierung wirklich viel ärgere Unruhen verhindert hat. 
Die Kriſe ging trotz allem bei ſehr geringer Anwendung von 
Gewalt vorüber. Die in manchen Lagern beſtehende Anſicht, 
daß die ganze Sache nur ein Vorwand für militäriſche 
Vorbereitungen geweſen ſei, erſcheint mir falſch. Die andre 
Erklärung entſpricht vollkommen den Verhältniſſen. 
Zweifellos ſtand die Reichsregierung, die eine Koalitions⸗ 
regierung mit mehreren ſozialdemokratiſchen Mitgliedern 
war, vor einer ernſten Kriſe; die Anwendung von Gewalt 
war daher berechtigt. In Bayern gab es zur ſelben Zeit 
ebenfalls Unruhen; wenn dieſe auch aus ganz andern Ur⸗ 
ſachen entſtanden waren, ſo bleibt doch Aufruhr immer 
Aufruhr, und ein ſolcher kann ſich, einmal ausgebrochen, in 
einer erregten Bevölkerung unabhängig von beſonderen Be⸗ 
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weggründen wie eine Seuche ausbreiten. Alles Mögliche 
hätte geſchehen können, wenn man dieſen zwei ähnlichen, fich 
jedoch in ihren Beweggrũnden widerſprechenden Bewegungen 
geſtattet hätte, ſich zu entwickeln. Die Ruheſtörung in 
Bayern war der berühmte Hitler ⸗Ludendorff⸗ Putſch in 
München im November 1923. Er entſtand aus einem Ge⸗ 
miſch der verſchiedenſten Gründe, als da waren: die Reak⸗ 
fion auf frühere kommmniſtiſche Ausſchreitungen, der An⸗ 
fiſemitismus und der im Volke herrſchende Groll gegen die 
Vorherrſchaft Preußens im Reiche. Im Jahre 1922 hatten 
ſich die Mehrheitsſozialiſten und die Unabhängigen die 
Hände gereicht, und gegen fie war eine nette Partei ent 
ſtanden, die ſich Deutſche Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei 
oder Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung nannte. Es 
war eine Bewegung, die eigentlich gegen alles und alle ge⸗ 
richtet war und ſich zu einer Art Faſzismus entwickelte. 
Hitler war oder wurde der Führer. Ludendorff ſchloß ſich 
ihm wegen des nationalen Elementes an. Große Ideen von 
einer alldeutſchen Gegenrevolution mit Diktatur ſcheinen 
dort genährt worden zu ſein. Eine Zeitlang wurde eg an 
den Unſinn gedacht, nach Berlin zu marſchieren. 

Zu Anfang des Jahres 1923 nahm die Spannung zwi⸗ 
ſchen den Sozialiſten und den Nationaliſten zu; es kam zu 
einigen Zuſammenſtößen. Die Lage wurde infolge der mili⸗ 
färiſchen Ausbildung und Bewaffnung der Nationalſozia⸗ 
liſten immer bedrohlicher. Im September richtete die bay⸗ 

riſche Regierung ein beſonderes Staatskommiſſariat ein, das 
mit Machtbefugniſſen ausgeruͤſtet war, die ſchon an die Dik⸗ 
fatur grenzten; der Staatskommiſſär gebrauchte ſie mit 
utwerſtändiger Strenge. Dann gab es Hungerrevolten, weil 
die Landbevölkerung ſich weigerte, ihre Produkte in die 
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Stadt zu bringen und dafür eine Währung in Empfang 
zu nehmen, die ſchon wertlos geworden war. Die Lage ſah 
wirklich kritiſch aus; aber als der Tag des Putfches gekom⸗ 
men — er fand in der Nacht vom 8. zum 9. November 
ſtatt — wurden die Kräfte Ludendorffs und Hitlers nach 
anfänglichem Erfolge durch die regulären Truppen in Mün⸗ 
chen vollkommen erledigt, und die Führer ſelbſt bedeckten ſich 
mit Schande. Der große Ludendorff — in den Straßen ge⸗ 
ſchlagen! Die ganze Sache brach in ſich zuſammen, und, 
obwohl man noch an den Mauern des Platzes, auf dem es 
zum Kampfe gekommen war, die Einſchläge der Kugeln 
ſehen kann, iſt doch in ee nur ſehr wenig Sade 
angerichtet worden. 

Ich konnte auch in Bayern keinen Fortſchritt des So⸗ 
zialismus, keine Verſtaatlichungsmaßnahmen und kein Vor⸗ 
gehen gegen Privatunternehmungen entdecken, und es iſt 
auch in dem ungewöhnlich reichhaltigen Bayriſchen Jahr⸗ 
buch für 1926 nichts dergleichen erwähnt. Es gibt wohl aus⸗ 
gedehnte Staatsdomänen, hauptſächlich Wälder und andre 
ſtaatliche Einrichtungen, aber die haben ſchon früher beſtan⸗ 
den und werden anſcheinend in derſelben Weiſe wie früher 
verwaltet. In Sachſen jedoch hat man große Pläne verwirk⸗ 
licht, und zwar nach dem Muſter der Preußiſchen Berg⸗ 
werks⸗ und Hüttengeſellſchaft (Preußag), von der ich bereits 
geſprochen und über die ich ſeither 20 manche Juformatio⸗ 
nen erlangt habe. f 

Der mit dem Zr. Dezember 151 endende Jahresbericht 
des Direktoriums ſtellt nämlich feſt, daß die Geſellſchaft 
ihren Betrieb vergrößert hat, und die Bilanz zeigt, daß 
die Preußag imſtande war, an den preußiſchen Staats⸗ 
ſchatz über 30 000 Pfund abzuführen und noch 77 000 
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Pfund auf neue Rechnung zu übertragen. Aber der ſäch⸗ 
ſiſche Plan geht noch viel weiter. Er iſt in dem Jahrbuch 
für Sachſen pro 1926 von Dr. Peter Reinhold beſchrie⸗ 
ben, der ihn ſelbſt faſt ganz entworfen hat. Dr. Peter 
Reinhold war bis zum Januar des vergangenen Jahres 
ſächſiſcher Finanzminiſter. Dann wurde ihm in Anerken⸗ 
nung ſeiner außergewöhnlichen Geſchicklichkeit das Porke⸗ 
feuille des Reichsfinanzminiſters angeboten. Das geſchah 
einen Tag vor meiner Unterredung mit ihm, denn ich hatte 
das Vergnügen, ihn gleich nach ſeiner Rückkehr aus Berlin 
einige Minuten ſprechen zu können, und erhielt von ihm 
einige Informationen, die ich für dieſe Arbeit brauchte. 

Er führte aus, daß der neue durch die Revolution ge⸗ 
ſchaffene Staat fi) im Beſitz einer etwas wirren Auswahl 
von Unternehmungen befand, die teilweiſe noch aus den 
Tagen Auguſts des Starken und andrer Könige ſtammten 
und von Zeit zu Zeit Zuwachs bekommen hatten. Die 
Mängel der ſtaatlichen Verwaltung, über die ich ſchon einige 
Anſichten angeführt habe, wurden in Sachſen voll erkannt. 
Im Jahre 1922 wurde daher ein Geſetz angenommett, das 
die Kommerzialiſierung dieſer Unternehmen vorſah und nach 
dem die bürokratiſche Verwaltung ſo weit wie möglich durch 
„die in Privatunternehmen herrſchenden geſchäftlichen Grund⸗ 
ſätze“ erſetzt werden ſollte. Er fügte hinzu, er erwarte nicht, 
daß dieſes Geſetz die ſtaatlichen Unternehmen von allen 
Feſſeln befreien, ſondern nur eine Beſſerung herbei⸗ 
führen werde, „denn die pſychologiſchen und andre Hem⸗ 
mungen in einem ſtaatlichen Unternehmen ſeien zu groß, 
um durch ein Geſetz abgeſchafft werden zit können“. Dazır 
ſei es notwendig, noch einen Schritt weiter zu gehen. 
Wenn dieſe Unternehmungen einen Aufſchwung nehmen 
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ſollten, müßten ſie vollkommen von der ſtaatlichen Kon⸗ 
trolle befreit und in Geſellſchaften, die geſetzlich den privaten 
gleichzuſtellen wären, verwandelt werden. Das brächte zwei 
große Vorteile mit ſich: es ließe ihnen die freie Ver⸗ 
fügung über die eigenen Geldmittel und die Freiheit, alle 
Fragen vom geſchäftlichen und nicht vom politiſchen Stand⸗ 
raue aus zu entſcheiden. 

Zwei Gebiete eigneten ſich beſonders für eine moderne 
wirtſchaftliche Betätigung des Staates: Kraftwagen⸗ 
tranſport und Kraftgewinnung. Und dieſe haben auch einen 
Aufſchwung genommen. Der Paſſagierverkehr mit Kraft⸗ 
wagen wird von einer Geſellſchaft beſorgt, der Güter⸗ 
kranſport von einer andren. Das größte Unternehmen iſt 
die in den Händen der Aktiengeſellſchaft „Sächſiſche Werke“ 
liegende Kraftgewinnung und verteilung. Zwei elektriſche 
Kraftſtationen waren im Zuſammenhang mit zwei Braun⸗ 
kohlenbergwerken geplant. Eine davon arbeitet ſchon mit 
einer Leiſtung von 100000 Kilowatt, die andre iſt noch 
im Bau. Überdies iſt die Ausbeutung von Waſſerkraft zur 
Gewinnung von Elektrizität im großen Stile in die Hand 
genommen worden. Drei Waſſerkraftwerke arbeiteten ſchon 
im Jahre 1925, und ein viertes begann im Jahre 1926. 
Dr. Reinhold erklärt, daß Sachſen einen erſten Platz unter 
allen Induſtrieſtaaten einnehmen werde, wenn dieſe Unter⸗ 
nehmungen einmal alle ausgebaut ſein würden. Die tech⸗ 
niſche Entwicklung iſt nach der gewonnenen Kraftmenge zu 
ermeſſen, die ſich von 14 000 000 Kilowatt im Jahre 
1913 und 144000000 Kilowatt im Jahre 1921 auf 
480000000 Kilowatt im Jahre 192 erhöhte. Auch in 
finanzieller Hinſicht iſt das Wagnis von Erfolg gekrönt. 
Es konnte nur mit einer amerikaniſchen Anleihe von 
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15000000 Dollars begonnen werden und hat, wie berech⸗ 
net wurde, im letzten Jahre eine Dividende von 10 N 
ausgeſchüttet. ö 

Dieſe ſächſiſchen S 1 Pr eine 
Annäherung an eine Art Sozialismus vorzuſtellen als die 
preußiſchen, weil ſie ſich kühn auf das Gebiet moderner 
wirtſchaftlicher Neuerungen vorwagen; aber fie halten ſich 
ſtrikk an die kaufmänniſchen Grundſätze; weder verdrängen 
fie Privatunternehmungen noch find ſie darauf berechnet. 

Dr. Reinhold ſagt, daß niemals eine Droſſelung der 
Privatunternehmungen beabſichtigt war, da man ja damit 
nur die Zahl der Steuerzahler verringert hätte. Die Ein⸗ 
nahmen aus den ſtaatlichen Betrieben dienten im Gegen⸗ 
teil nur dazu, die allgemeinen Laſten zu verringern, und 


trügen fo: indirekt dazu bei, die Konkurrenzfähigkeit der hel- © 


N Induſtrien zur heben. 

Zum Schluſſe möchte ich noch ſagen, daß Deirſchland 
ſeit dem Kriege viel gelitten hat und ſein Volk ſich keine 
Illuſionen über den verhängnisvollen Ausgang dieſes Aben⸗ 
feners macht, was auch militäriſche oder patriotiſche Ehren⸗ 
veffer darüber ſagen mögen. Es iſt ein krankes Land und 
leidet noch immer. Zu Anfang dieſes Jahres ſtieg plötzlich 
die Arbeitsloſigkeit raſch an; Mitte Februar gab es 
2 000 000 eingetragene Arbeitsloſe. Ich bin Fabrikanten 
begegnet, die ſich in einem Zuſtand befanden, der an Ver⸗ 
zweiflung grenzte. Sie konnten ihre Waren auf auslän⸗ 
diſchen Märkten nicht verkaufen und beklagten ſich über die 
engliſche Konkurrenz und über das Herabdrücken des eng⸗ 
liſchen Kohlenpreiſes. Seither hat ſich die Lage gebeſ⸗ 
ſert. Der Generalſtreik in England und die Einſtellung dern 
Arbeit in den Gruben hat die eee wieder Mut 
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faſſen laſſen. Sie werden geſunden, denn ſie haben die 
Kraft und den feſten Willen dazu. Die Putſchmacher ſind 
nicht ernſtzunehmen. Die Maſſe des Volkes wird ſich weder 
dem Joche von Potsdam noch dem von Moskau beugen. 
Und vor allem wollen die Deutſchen nicht wieder in einen 
Krieg ziehen, welche Hoffnungen immer ſie für eine nebel⸗ 
hafte Zukunft vielleicht noch hegen mögen. Aber der Sozia⸗ 
lismus im alten Sinne wird heute nur noch von den Kom: 
muniſten gehegt und gepflegt. Die Anſichten und die Hal⸗ 
fung der Sozialdemokraten haben ſich geändert, wie in 
einem der folgenden Kapitel dargelegt werden wird. 

Der katſächliche Verlauf der ſozialwirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung hat nicht, wie im Artikel 186 der Verfaſſung 
(der die Enteignung privater Unternehmungen — gegen 
Entſchädigung — und ihre Überführung in ſtaatlichen Be⸗ 
ſitz ins Auge faßt) vorgeſehen war, zur Sozialiſierung, ſon⸗ 
dern eher nach den Beſtimmungen des Artikels 168 zur 
Bildung von Betriebsräten geführt. Das gehört jedoch in 
ein andres Kapitel und wird ſpäter behandelt werden. 
Trotz dem obenangeführten Sozialiſierungsgeſetze und dem 
beſonderen Gogialifierungsgefeße für die Elektrizitätswerke 
vom Dezember ıgıg kam es zu keiner Enteignung. Mit 
den privaten Kohleubergwerken verfuhr man, wie ſchon 
erklärt, in andrer Weiſe. Von allen auf die Möglichkeit 
einer Sozialiſierung unterſuchten wirtſchaftlichen Gebieten 
wurde nur die Kaliinduffrie berührt. Dieſe wurde durch ein 
im Juli 1919 verabſchiedetes Geſetz ähnlich wie die Koh⸗ 
lenbergwerke behandelt. Heute befindet ſich die Soziali⸗ 
ſierung in Deukſchland in einem Zuſtande des Schein⸗ 
kodes, es ſei denn, daß ſich die . des . 
vollkommen geändert habe. 
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Meine 5 für die Ostereier iſt ale meines 
Studiums ihrer Arbeit in den letzten Jahren bedeutend ge⸗ 
ſtiegen. Kein andres Volk ging aus dem Kriege ſo er⸗ 
ſchöpft, fo zerrüttet, fo zerriſſen und hilflos hervor, und 
keines hat ſich von einem anſcheinend hoffnungsloſen Zu⸗ 
ſtand ſo gut erholt. An dieſer Geneſung haben die Sozial⸗ 
demokraten keinen geringen Anteil. Einer der hervorragend⸗ 
ſten unter ihnen, Dr. Otto Bauer, der in Dr. Renners 
Miniſterium im Jahre 1919 Miniſter des Außern war, 
hat einen wirklich herzzerreißenden Bericht über den Zuſtand 
des Landes unmittelbar nach dem Kriege geſchrieben. Er 
mag etwas gefärbt fein, denn Dr. Bauer verfügt über 
einen ſehr beredten, wirkungsvollen Stil, aber die Tat- 
ſachen ſind nicht wegzuleugnen. > 
Oſterreich⸗Ungarn brach ſichtlich ſchetr in Okrber 1918 

alſo vor Beendigung des Krieges, infolge von Gehorſams⸗ 
verweigerungen an der italieniſchen Front und von Auf⸗ 

löſungszuſtänden im Hinterlande zuſammen. Der Rücktritt 
des Kaiſers am 11. November wär nur die formelle An⸗ 
erkennung einer ſchon vollzogenen Revolution. „Das Volk 
hat durch ſeine· Vertreter die Regierung übernommen“, ſagt 
er in ſeiner Proklamation. Das hatte ſich am 30. Oktober 
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ereignet, als die in einer Sitzung der deutſchöſterreichiſchen 
Mitglieder des Reichsrates am ax. Oktober nach einſtim⸗ 
miger Beſchlußfaſſung eingeſetzte MNationalverſammlung die 
Regierung formell dem Staatsrate anvertraute, der aus 
Vertretern aller Parteien gebildet war. Die Länder, die 
neben dem deutſchen Kerne die Hauptbeſtandteile des Kaiſer⸗ 
reiches bildeten, vor allem Böhmen und Ungarn, hatten 
ſich ſchon losgeriſſen, ihre Unabhängigkeit erklärt und 
Deutſchöſterreich allein zurückgelaſſen. Die gerade erwähn⸗ 
ten Vorgänge beziehen ſich auch nur auf Deutſchöſterreich 

und zeigen, daß ſich die Revolution dort auf friedliche, ver⸗ 
faſſungsmäßige Weiſe vollzogen hat. Der Staatsrat ver⸗ 
feilfe die Miniſterportefeuilles gerecht unter die verſchie⸗ 
denen Parteien; zwei fielen den Sozialdemokraten zu, die 
damals noch nicht ſehr ſtark waren, außerdem zwei Unter⸗ 
ſtaatsſekretariate. Dr. Renner wurde Leiter der Staatskanzlei. 
Aber die herrſchende Verwirrung und beſonders die Hal⸗ 
tung der Arbeiterklaſſen, die außer der politiſchen auch eine 
ſoziale Revolution erwartet hatten, verſchaffte den Sozial⸗ 
demokraten in der Regierung bald einen Einfluß, der bedeu⸗ 
fend größer war, als es ihrer Anzahl zukam. Infolge der 
Auflöſung der alten Ordnung war der neue Staat von 
Anarchie bedroht; er kam ihr auch ſehr nahe. Die Kriegs⸗ 
induſtrien ſtellten von einem Tag zum andern die Arbeit 
ein, Tauſende wurden dadurch brotlos. Aber die größte Ge⸗ 
fahr waren die Soldaten. Alle Diſziplin hatte aufgehört. 
Die Armee löſte ſich einfach auf, die Soldaten eilten nach 
Hauſe. Auch Abteilungen feindlich gefinnfer. Tſchechen und 
Ungarn durchquerten Oſterreich, um in ihre Heimat zu ges 
langen. Miemand wollte mehr Dienſt tun. Die Depots, 
Magazine und Gefangenenlager blieben unbewacht, die Le⸗ 
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Serie waren ap 0 Plünderungen begannen. Die 
Gefahr wurde durch die Bildung einer neuen Söldnerſchar 
abgewendet, der die Arbeitsloſen ſcharenweiſe beitraten. Sie 
unterwarfen ſich der 1 und 1 die = 
gabe der Verteidigung. 

Aber bald entſtanden auf i innen⸗ und aufßenpolitiſ en Ge⸗ 
biete neue Unruhen. Die Arbeitsloſigkeit nahm zu. Le⸗ 
bensmittel und Kohle fehlten infolge der Feindſeligkeit der 
Tſchechen, die früher den Staat mit beidem verſorgt hatten. 
Es kam zu Streiks, und Verſuche zur Einſetzung einer kom⸗ 
muniſtiſchen Regierung wurden unternommen. Während all 
dieſer und noch vieler andrer Unruhen verloren die Sozial⸗ 
demokraten nicht den Kopf. Sie gewannen ſo an Anſehen 
in der Regierung, denn nur ſie konnten einen mäßigenden 
Einfluß auf das ſtädtiſche Proletariat ausüben, das ſie als 
feine Führer betrachtete. Das zeigte ſich bei den Wahlen im 
Februar 1919 für die Konſtituierende Nationalverſamm⸗ 
lung, die die neue Verfaſſung beſtimmen ſollte. Dabei wur⸗ 
den die Sozialdemokraten, die bisher die ſchwächſte von den 
drei großen Parteien geweſen, mit 69 Mandaten die 
ſtärkſte. Ihnen am nächſten kamen die Chriſtlichſozialen mit 
63 Abgeordneten, während die Deutſchnationalen, die bisher 
die ſtärkſte Partei geweſen, nur 24 Sitze erhielten. Dieſe 
Zahlen ſind aus Dr. Bauers Schriften übernommen. Es 
ſei darauf hingewieſen, daß die Chriſtlichſozialen ſeit Kriegs⸗ 
beginn zu einem wichtigen politiſchen und gewerkſchaftlichen 
Faktor geworden ſind, und zwar nicht nur in Öfterreich, 
ſondern auch in mehreren andern Staaten. Sie ſind in 
Wahrheit demokratiſche Konſervative und Gegner des So⸗ 
zialismus. In Hſterreich find fie vor allem die Partei der 
Gutsbeſitzer und Bauern, die damals auf keinem guten 
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Fuße. mit den mehr ſozialiſtiſch geſinnten ſtädtiſchen Ar⸗ 
beitern ſtanden. Sie hatten während des Krieges unter der 
unbarmherzigen Beſchlagnahme aller Erzeugniſſe ſehr ge⸗ 
litten und begrüßten die Revolution mit Freuden. Aber 
ſie fanden bald heraus, daß ſie nur den einen verhaßten 


ns Bedrücker gegen. einen andern eingetauſcht hatten. Die 7285 
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niger Anbeliebt als die der militäriſchen Behörden, und es 
entſtand bald ein erbitterter Intereſſenſtreit. Aber davon 
abgeſehen hatten die Sozialdemokraten und die Chriſtlich⸗ 
ſozialen unter der Landbevölkerung gemeinſame Berührungs⸗ 
punkte, während ſie ſich in den Städten grundſätzlich feind⸗ 
lich gegenüberſtanden. Da es jedoch nicht möglich war, mit 
Ausſchluß einer dieſer beiden Parteien eine Regierung zu bil⸗ 
den, gab es nur den einen Ausweg des Zuſammengehens. Es 
bildete ſich denn auch im März 191g eine Koalitionsregie⸗ 
rung, aber der Löwenanteil fiel den Sozialdemokraten zu; 
fie, regierten. Dr. Renner wurde Kanzler. 
So waren alſo die Sozialdemokraten Verdi keen an 
die Macht gelangt. Als die Revolution ausbrach, waren ſie 
die einzigen, die eine beftimmfe Politik vor Augen oder 
wenigſtens irgendeinen Einfluß auf ein gänzlich verſtörtes 
Volk hatten. Und ſie gebrauchten ihn mit viel Weisheit zur 
Wiederherſtellung der Ordnung, zur Verhinderung von 
Ausſchreitungen und zum Schutze des Überbleibfels des 
einſtigen großen Reiches vor inneren und äußeren Gefah⸗ 

ren. Auch in der Kriſe, die bald darauf ein entſchloſſener 
Verſuch zur Einſetzung einer Kommmniſtiſchen Regierung 
auf der Grundlage der im Jahre 1918 gebildeten Arbeiter⸗ 
räfe hervorrief, bewahrten fie die gleiche Haltung. Damals 
(im März 1919) kam es im Zuſammenhang mit der neu 
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errichteten Kommuniſtiſchen Internationale in Moskau zu 
einer allgemeinen Erhebung des Kommunismus, der Hſter⸗ 
reichs Nachbarn im Weſten und Oſten erlagen. Ich habe 
ſchon die kommuniſtiſche Epiſode in München erwähnt, die 
einen Monat dauerte. Eine ähnliche Erhebung war in Bu: 
dapeſt erfolgreicher und konnte erſt nach einer Lebensdauer 
von fünf Monaten durch den Einmarſch rumäniſcher Trup⸗ 
pen niedergeſchlagen werden, obwohl ſpätere Ereigniſſe zeig⸗ 
ten, daß dieſe Bewegung nicht die Unterſtützung des Volkes 
genoſſen hatte. Der Führer, Béla Kun, machte große An⸗ 
ſtrengungen, um die Eſterreicher zur Befolgung ſeines: Bei⸗ 
ſpieles zu veranlaſſen, aber die Sozialdemokraten blieben 
feſt, und unter ihrem Einfluß lehnten die Arbeiterräte ſelbſt 
den Vorſchlag ab. Es war die beſte ae die Moskan 
Dt ‚und je haben wird. 

Welche Taten. vollbrächken ſonſt ni: Bier öferreichifeen 
Sozialiſten, ‚als. fie ſchließlich die herrſchende Stellung er: 
reicht hatten? Sie beſaßen die Macht nicht ſo vollſtändig 
wie ihre Kollegen in Deutſchland im Winter 1918 — 191g, 
aber in genügendem Maße, um wenigſtens einen Verſuch 
mit der Sozialiſierung machen zu können. Ihre Anhänger, 
die von den eingeführten ſozialen Reformen nicht befriedigt 
waren, verlangten und erwarteten es auch. Sie ſchrien nach 
einer neuen Ordnung der Verhältniſſe, die ſie vollkommen 
von dem Joche privater Arbeitgeber befreien ſollte, ohne 
ſie dem gleich verhaßten des Staates zu überantworten. Vor 
dieſe praktiſche Aufgabe geſtellt, folgten die ſozialiſtiſchen 
Miniſter dem deutſchen Beiſpiele und ſetzten einen Soziali⸗ 
ſierungsausſchuß ein, deſſen Vorſitzender Dr. Bauer ſelbſt 
wurde. Das Thema war ſchon zu einer regelrechten Schrulle 
geworden, und zwar nicht nur bei den geiſtigen Sozialiſten 
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allein, ſondern auch bei andern dieſer Frage mehr oder 
weniger ſympathiſch gegenüberſtehenden Volkswirkſchaftlern 
und ſogar beim Bürgertum. Es war wie mit einem Kreuz⸗ 
worträtſel; jeder war damit beſchäftigt, es zu löſen, und es 
wurde von jedem Geſichtspunkte aus erörtert. Dr. Bauer 
ſagt, daß innerhalb weniger Monate eine ganze Literatur 
über dieſen Gegenſtand entſtand und daß öſterreichiſche 
Volkswirtſchaftslehrer die erſten waren, die dazu beige⸗ 
ſteuert haben. Wie die öſterreichiſche. Schule des Gozialis- 
mus, ſo zeichneten ſich auch die öſterreichiſchen Volkswirt⸗ 
ſchaftler ſchon ſeit langem durch große Begabung und Unab⸗ 
hängigkeit aus. Einige der verſtändigſten Kritiker der Mar⸗ 
gpiſtiſchen Lehre find aus ihrem Kreiſe hervorgegangen. Sie 
find natürlich deutſcher Abſtammung: wie die Oſterreicher 
im allgemeinen, aber ſie ſind doch weſentlich verſchieden 
von den Deutſchen im Reiche. Einige von ihnen nahmen 
ſogar tätigen Anteil an der deutſchen Unterſuchung, über 
die ich ſchon geſprochen habe, und entwarfen Pläne für 
die Sozialiſierung der Induſtrie. Wenn nur ein ſehr ge⸗ 
ringes oder gar kein praktiſches Ergebnis erzielt wurde, ſo 
iſt das nicht dem Mangel an ſachverſtändigen Ratſchlägen 
oder umfaſſender Erörterung zuzuſchreiben. Ich will jetzt 
auf dieſe Dinge nicht näher eingehen, denn ſie gehören zur 
£heorefifchen Seite der Frage, aber wenn man das Ergeb⸗ 
nis beurteilen will, iſt es notwendig, die große Mühe zu 
würdigen, die von hochbefähigten Männern zur. Löſung 
dieſes Problems aufgewendet worden iſt. Auch der verſtor⸗ 
bene Dr. Walther Rathenau hatte ſich damit beſchäftigt — 
eines der bedauernswerteſten Opfer der Reihe von politi⸗ 
ſchen Morden, ein Mann mit ſeltenen Gaben, deſſen vor⸗ 
zeitiger Tod einen großen Verluſt für ſein Vaterland bedeutete. 


Dr. Bauers Sofialiſierungsplan 109 


Unter den been des Problems befand ſich auch Dr. 
Bauer, der ſelbſt einen Plan entwarf und ihn auch in An⸗ 
wendung brachte. Wie Dr. Bauer ſelbſt zugibt, glich er den 
vielen andern, die zu jener Zeit auftauchten. Der Haupt⸗ 
gedanke war, den Staat, die in der Induſtrie beſchäftigten 
Perſonen und die Verbraucher zu einer Organiſation zu 
vereinigen, in der alle drei vertreten ſein ſollten. Wie je⸗ 
der, der mit dem Thema vertraut iſt, ſofort ſieht, gibt 
dieſe Zuſammenſtellung nichts Meues. Das Bemerkenswerte 
daran liegt in ihrer Anwendung, denn es kam zu einer An⸗ 
wendung, und, ſo viel ich weiß, iſt der öſterreichiſche Verſuch 
der einzige geblieben, der je praktiſch unternommen wurde, 
dieſe Form induſtrieller Organiſation in allen Einzelheiten 
zu verwirklichen. Dr. Bauer erhielt die notwendigen ge⸗ 
ſetzlichen Machtbefugniſſe durch ein im Juli 1919 ange⸗ 
nommenes Geſetz und ſchritt ſofort an die Ausführung. Das 
geeignetſte Feld für den Verſuch boten die dem Staate gehö⸗ 
renden Kriegsinduſtrien, die infolge des Kriegsendes beſchäfti⸗ 
gungslos geworden waren, denn es waren dort keine Hinder⸗ 
niſſe und keine ernſten Widerſtände zu erwarten. Es gereichte 
ſogar den Arbeitsloſen und dem Staate zum Vorteil, wenn 
dieſe Anſtalten erfolgreich fortgeführt wurden. Sie waren 
von der nülitäriſchen Kontrolle befreit und unter zivile Ver⸗ 
waltung geſtellt worden, die ſich als vollkommen unfähig 
erwies, ſie fortzuführen und im Gang zu erhalten und ſo 
einen allgemeinen Abbau von Arbeitern zit verhindern, der 
für den Staat eine ſchwere Bürde bedeutet hätte. Andrer⸗ 
ſeits hätte es den Verluſt eines weſenklichen Vermögens⸗ 
beſtandes bedeutet, ſie zu verkaufen oder in dem beſtehenden 


Zuſtand zu belaſſen, denn ſie waren alle mit ſchweren 


Schulden belaſtet, das Kapital knapp und die Käufer 
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zurückhaltend. Es blieb nur ein Ausweg: eine neue Form für 
die Unternehmungen zu ſchaffen, in der ſie ſtaatliches Eigen⸗ 
tum blieben, ihnen jedoch „kaufmänniſche Beweglichkeit, frei 
von der Zwangsjacke bürokratiſcher Kontrolle,“ verliehen wurde. 
Hier iſt wieder, wie in den andern, früher ange 
führten Fällen, die ſtaatliche Aufſicht verworfen und die 
Notwendigkeit kaufmänniſcher Gebahrung anerkannt wor⸗ 
den. Aber Dr. Bauers Plan wich von den andern ab 
und paßte ſich mehr den heutigen Vorſtellungen an, indem 
er es für weſentlich hielt, den angeſtellten Arbeitern einen 
großen Einfluß auf die Leitung einzuräumen. Sie haben, 
ſagt er, die Werke und die Warenlager für den Staat ge⸗ 
reffef, als fie fie vor Plünderung ſchützten, und haben einen 
wachſenden Einfluß gewonnen, da die amtliche Verwaltung 
ſich als unfähig erwies, die Fabriken im Betrieb zu erhalten 
und die Ordnung wiederherzuſtellen. „Es war klar, daß die 
Werke nur bei tätiger Mitwirkung der Betriebsräte zu 
regelmäßiger Produktion zurückgebracht werden könnten.“ 
Dr. Bauer begann in beſcheidenem Maßſtabe mit der Er⸗ 
richtung der „Vereinigten Leder- und Schuhfabriken“. Die⸗ 
ſes Unternehmen wurde vom Staate im Vereine mit der 
Oſterreichiſchen Großeinkaufsgenoſſenſchaft als Vertretung 
der proletariſchen, und mit der Produktenbörſe als Ver⸗ 
fretung der ländlichen Verbraucher gegründet. Der Staat 
ſtellte die Schuhfabrik in Brünn bei, die zwei gemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Inſtitute lieferten das Betriebskapital und über⸗ 
nahmen den Verkauf. Die höchſte leitende Behörde war der 
ſatzungsmäßige Verwaltungsrat, der aus Vertretern des 
Staates, der beiden gemeinwirtſchaftlichen Anſtalten, dem 
Betriebsrat und Vertretern der Gewerkſchaften, denen die 
Angeſtellten angehörten, zuſammengeſetzt war. Dieſes erſte 
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f Wagnis war von einem ermutigenden Erfolg gekrönt; Die 


Produktion kam bald in Schwung und ſteigerte ſich. Der 


Abſchluß des erſten Jahres wies einen Reingewinn auf. 
Das zweite ſtaatliche Unternehmen, die Oſterreichiſche Heil⸗ 
miffelftelle, war ebenſo erfolgreich. Sie war vom Staate im 
Vereine mit dem Wiener Krankenanſtaltenfond ins Leben 
gerufen worden und hatte den Dienſt der Militärmedika⸗ 
mentenverwaltung zu verſehen und eee Anſtalken 
mit Arzneimitteln zu verſorgen. 

Im Oktober 1919 kam es zu einem Hegierumgswedhfel, 
und Dr. Bauer trat vom Vorſitz im Sozialiſierungsausſchuß 
zurück. Aber die Arbeit wurde von ſeinen Nachfolgern 
energiſch fortgeſetzt und allmählich „entwickelte ſich ein ganzes 
Syſtem gemeinwirtſchaftlicher Unternehmungen“. Die Form 
ihrer Organiſation war ſehr verſchieden. Einige Kriegsma⸗ 
ferialfabrifen wurden vollkommen in gemeinwirtſchaftliche 
Unternehmen umgewandelt, zum Beiſpiel das Wiener Arſe⸗ 
nal in die „Oſterreichiſchen Werke“ und die Fabrik in Punti⸗ 
gam in die „Steiriſchen Waggon⸗Fabriken“. In andern 
Fällen wurden Kriegsmaterialfabriken mit gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen und privaten Unternehmungen in einer gemiſchten 
Organiſakionsform vereinigt. Dann entſtanden neue gemein- 
wirkſchaftliche Unternehmungen, die keine Beziehung zur 
Kriegsinduſtrie hatten, ſondern neuen Bedürfniſſen dienten, 
zum Beiſpiel die Siedlungs⸗ und Bau⸗ Genoſſenſchaft und 
die Holzhandelsgeſellſchaft. Schließlich wurden auch Unter⸗ 
nehmen ins Leben gerufen, die die geſetzliche Form von Handels⸗ 
geſellſchaften und keinen gemeinwirtſchaftlichen Charakter hatten, 
aber doch auf gleiche oder ähnliche Weiſe organiſiert waren. 

Dr. Bauer war natürlich über den raſchen Erfolg ſeines 
Planes und über. deffen ausgedehnte Anwendung ſehr erfreut 


und beurteilte feine weiteren Ausſichten ſehr hoffnungsfreu⸗ 
dig. Er behauptete — wie es ja auch den Anſchein hatte —, 
ſeine Organiſation habe ihre Überlegenheit über die büro⸗ 
kratiſche Ordnung erwieſen. Ferner glaubte er, daß ſie, 
obwohl ſie die Herrſchaft des Kapitals über die Produktion 
nicht gebrochen hatte, „Keimzellen der künftigen ſozialiſtiſchen 
Ordnung“ in das kapitaliſtiſche Produktionsſyſtem gepflanzt 
habe. Vielleicht war es wirklich fol Es iſt nur die Frage, ob 
ſie ſich auch entwickelten. Dr. Bauer ſchrieb ſein Buch an⸗ 
ſcheinend im Jahre 1922, und ſeither hat ſich viel ereignet. 
Oſterreich ſtabiliſierte in jenem Jahre feine Währung, und, 
obgleich es ſeither böſe Zeiten durchmachte, hat ſich ſeine 
wirtſchaftliche Lage doch ſehr gebeſſert. Handel und Wandel 
haben ſich neu belebt und das Kapital iſt nicht mehr knapp. 
Als ich mich nach dieſen ſtaatlichen Unternehmungen er⸗ 
kundigte, wurde mir geſagt, daß man ſie allmählich fallen 
gelaſſen oder in Unternehmungen der üblichen Geſchäfts⸗ 
form zurückverwandelt hatte. Ich fand ſie auch nicht unter 


andern ſtaatlichen Unternehmungen in der letzten Ausgabe 


des „Oſterreichiſchen Jahrbuch“ erwähnt. Anſtatt ſich zu 
vermehren und das kapitaliſtiſche Gewebe, in das ſie ein⸗ 
geimpft worden waren, zu zerſtören, ſcheinen die Zellen 
alſo ſelbſt zugrundegegangen zu ſein. In Dr. Bauers eige⸗ 
nem Bericht findet ſich eine Anſpielung dieſer Art. Er ſagt 
bei der Beſchreibung der Schwierigkeiten, auf die die So⸗ 
zialiſten ſtießen, daß einige ihrer Schöpfungen aus Mangel 
an Kapital in gemiſchte Unternehmen verwandelt werden 

mußten, an denen auch Privatkapital Anteil hatte. 
Was die politiſche Lage anbetrifft, fo verlor die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei in Oſterreich gleichwie die in Deutſch⸗ 
land bald nach den anfänglichen Erfolgen an Boden. 
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Im Frühjahr 1920 brach die Koalitionsregierung, in. der 
ſie die Oberhand hatten, zuſammen. Da keine andre Partei 
ein neues Miniſterium bilden konnte oder wollte, behalf 
man ſich bis zu den Herbſtwahlen, die nach der von der 
Konſtituierenden Nationalverſammlung ausgearbeiteten end⸗ 
gültigen Verfaſſung vor ſich gehen ſollten, mit dem alten 
Kunſtgriff einer gemiſchten Regierung, in der die drei 
wichtigſten Parteien im Verhältniſſe ihrer Stärke vertreten 
ſein ſollten. Bei dieſer Ordnung der Dinge büßten die 
Sozialdemokraten an Macht ein, weil es den zwei andern Par⸗ 
keien freiſtand, in ſtrittigen Fragen gemeinſame Sache zu machen. 
Und als die allgemeinen Wahlen im Herbſt 1920 ſtatt⸗ 
fanden, ſah man, daß die Sozialdemokraten auch unter der 
Wählerſchaft an Anhang verloren hatten. Nach der An⸗ 
zahl der Stimmen wechſelten fie den Platz mit den Chriſt⸗ 
lichſozialen. Sie hatten im Jahre 1919 genau 1211814 
Stimmen erhalten und die Chriſtlichſozialen 1068 382. Im 
Jahre 1920 fiel ihre Stimmenzahl auf 1 022 606, während 
die der Chriſtlichſozialen Partei fi) auf 1 204 912 erhob. In 
Mandaten ausgedrückt, ſanken ihre 69 Mandate auf 66, 
während die der Chriſtlichſozialen von 63 auf 82 und die 
der Großdeutſchen von 24 auf 26 fliegen. Infolge dieſer 
Ergebniſſe zogen ſich die Sozialdemokraten von jeder Teil⸗ 
nahme an der Regierung zurück, ſie lehnten auch ſpäter 
jede Aufforderung zum Eintritte ab. Ihre Gelegenheit war 
vorbei, und zwar laut Urteilsſpruch des Volkes unter einer 
neuen und äußerſt demokratiſchen Verfaſſung. e 
Es iſt lehrreich, zu beobachten, wie oft das geſchehen, und 
wie gerade das Syſtem, das die Sozialdemokraten verlangt 
und von dem ſie vertrauensvoll erwartet hatten, daß es 
ihre Macht erhöhen würde, ihnen zum Nachteil gereichte. 


174 i Oſterreich 

Dr. Bauer ſchreibt dieſe merkwürdige Erſcheinung in bezug auf 
Öfterreich dem wiedergekehrten größeren Wohlſtande zu, der 
regelmäßige Beſchäftigung ſowie beſſere Lebensbedingungen 
geſchaffen und dadurch die revolutionäre Spannung gemil⸗ 
dert hätte. Er mag recht haben, danach wären aber die 
Ausſichten für den Sozialismus wohl recht troſtlos. Je 
mehr es nämlich dem Sozialismus gelänge, die Lage zu 
beſſern, deſto mehr würde der revolutionäre Eifer nach⸗ 
laſſen. Wenn er dagegen die Verhältniſſe nicht zu beſſern 
vermöchte, ſo würde er infolge der Enttäuſchung an An⸗ 
hang verlieren. Das iſt das ewige Dilemma, dem der marxi⸗ 
ſtiſche Sozialismus immer gegenüberſtand und das ihn in 
zwei Teile brach. Die ſicherſte Stellung für ſozialiſtiſche 
Parteien iſt die einer ewigen Oppoſition, die ihnen ſtän⸗ 
dig Gelegenheit bietet, jede andre Partei und jede Regie⸗ 
rung nach Herzens Luft zu ſchmähen, ohne daß fie felbft . 
irgendein Riſiko laufen, für eigene Leiſtungen zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen zu werden. Die aus dem Unterbewußtſein 
quellende Erkenntnis dieſer Wahrheit ſcheint auch der Grund 
zu ſein, warum ſie ſich ſo oft weigern, an der Verantwor⸗ 
kung keilzunehmen. Aber es iſt eine negative, unfruchtbare 
Politik, die nicht auf unbegrenzte Zeit fortgeführt werden 
kann. Sie muß entweder abwärts zur Einbuße jeglichen 
Einfluſſes oder doch wieder aufwärts zur Übernahme der 
Verantwortung im Staate führen. Natürlich erwarten 
die Sozialdemokraten letzteres, aber die Ausſicht darauf iſt 
in ſterreich ſehr gering, wo mehr als die Hälfte der Be⸗ 
völkerung ländlich und der Boden zum größten Teil Eigen⸗ 
tum der Bauern iſt, die die Lehren Marx', die Diktatur des 
Proletariats und alles, was damit zuſammenhängt, nicht 
brauchen können. Außerdem hat das Revolutionsfieber ſogar 
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in den Städten nachgelaſſen, und es wird dank der fort⸗ 
ſchreitenden Beſſerung der Lebensbedingungen wahrſcheinlich 
nicht wieder aufleben, außer in der Form von einigen örk⸗ 
lichen, vorübergehenden Exploſionen, wie die durch die Na⸗ 
tionaliſten im Jahre 1925 hervorgerufene. Der Kommunis⸗ 
mus zählt gar nicht. Selbſt der unbeſiegbare Opis 
Moskaus erwartet nicht viel von Oſterreich. 

Ich habe früher über die Verſuche berichtet, die che 
wurden, um die ſtaatlichen Fabriken, die Kriegsmaterial 
erzeugt hatten, auf eine Art ſozialiſtiſche Grundlage zu 
ſtellen. Es war eine lobenswerte und zu jener Zeit auch 
nützliche Bemühung, die aber kein bleibendes Ergebnis ſchaf⸗ 
fen konnte, wenigſtens nicht in der urſprünglich gedachten 
Form. Es gibt jedoch dort andre ſtaatliche Unternehmungen 
älteren Datums, die nicht ſozialiſtiſchen Urſprungs ſind. 
Die bedeutendſte iſt die der Eiſenbahnen. Sie hatten, ſolange 
ſie vom Staate geleitet wurden, ein ſchweres Defizit er⸗ 
geben, und man mußte ſich ernſtlich mit ihnen befaſſen, als 
die Regierung es nach den in Genf im Jahre 1922 einge⸗ 
gangenen Verpflichtungen unternahm, dieſen Verluſt aus⸗ 
zumerzen. Der erſte Schritt hierzu war die unvermeidliche 
„Kommerzialiſierung“, zu der geſchritten wurde, ſobald man 
die geſetzliche Ermächtigung erhalten hatte (Oktober 1923): 
Die Eiſenbahnen wurden einer für dieſen Zweck neugeſchaf⸗ 
fenen Geſellſchaft übergeben, die ſich „Oſterreichiſche Bun⸗ 
desbahnen“ nannte und die Verwaltung für den Staat 
übernahm. Das Ziel war, die Bahnen ſo weit zu bringen, 
daß ſie ſich ſelbſt erhalten und ſchließlich auch ein Erträg⸗ 
nis abwerfen würden. Zu dieſem Zwecke reorganiſierte und 
zentraliſierte man und beſchnitt man die Ausgaben in allen 
Verwaltungszweigen. Die Zahl der Amter und: Büros, die 
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zur Direktion gehörten, wurde allmählich von 250 auf 140 
und der Stand der Angeſtellten von 138 497 auf 98 789 
herabgeſetzt. Gleichzeitig wurden Verbeſſerungen an den 
Stationen, im Zugsverkehr und am Bahnkörper vorgenom⸗ 
men, Frachk⸗ und Perſonentarife neu geregelt, die Werk⸗ 
ſtätten neu geſtaltet und umfaſſende Elektrifizierungspläne 


f mit Waſſerkraftwerken in Angriff genommen. Das Ergeb⸗ 


nis dieſer Reformen war der allmähliche Rückgang des 
jährlichen Defizits und nach dem Berichte, der im Septem⸗ 


ber 1925 durch die hierzu Bevollmächtigten dem Völkerbunds⸗ 


rate erſtattet wurde, wies der Haushaltsplan für das Jahr 1925 
einen kleinen Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben auf. 
Das ſtaatliche Tabakmonopol, das auf das Jahr 1784 
zurückgeht, blieb unter ſtaatlicher Verwaltung, das „Doro⸗ 
theum“ iſt aber nach einem beſonderen Statut kommerziali⸗ 
ſiert worden. Dieſes intereſſante Unternehmen, das im 
Jahre 1707 als Verſatzamt gegründet worden war, hat 
ſich zu einem ſehr bedeutenden Inſtitut entwickelt. Das ur⸗ 
ſprüngliche Pfandleihgeſchäft übernahm auch Verſteigerun⸗ 
gen ſowie die Verwahrung von Wertſachen und hatte 
einen Sparkaſſenbetrieb eingerichtet. Es beſitzt zahlreiche 
Filialen in andern Orten. Ende April 1925 waren die 
Einlagen ſchon auf nahezu 2 000 000 Pfund geſtiegen. In 
allen dieſen Unternehmungen iſt nichts von Sozialismus zu 
entdecken, und die Anderungen, die man vorgenommen, 
führen eher nach einer den früher beſchriebenen Fällen ent⸗ 
f gegengeſetzten Richtung. Oſterreich iſt jedoch noch lange nicht 
aus den wirtſ chaftlichen Sorgen heraus — das ſind übrigens 
nur ſehr wenige Länder —, aber es wird immer kredik⸗ 
fähiger, verglichen mit der mißlichen Lage, in die es durch 
den Krieg, die Revolution, die darauffolgende Inflation und 
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die ernſten Perioden von Arbeitsloſigkeit gekommen war. 
Die letzte Welle von Arbeitsloſigkeit begann im Sommer 
1925, als eine ähnliche auch über uns hereinbrach. Die Wie⸗ 
ner Meſſe lebte, dank vereinten Anſtrengungen des Staates 
und der privaten Handelskreiſe, im Jahre rger wieder auf 
und nahm einen kräftigen Aufſchwung. Es werden jetzt 
jährlich zwei Meſſen abgehalten, eine im Frühling und eine 
im Herbſt, und eine jede dauert acht Tage. Die erſte, die 
im Herbſt des Jahres ıg2ı flafffand, war ein durchſchla⸗ 
gender Erfolg; die Inſtitution hat ſich ſeither zu dem wich⸗ 
figften internationalen Markt für den mitteleuropäiſchen 
Handel entwickelt. Waren aller Art werden dort gekauft 
und verkauft und größere Abſchlüſſe gemacht. Im Jahre 
1924 ſtellten fünfzehn fremde Staaten aus, die zuſammen 
durch 723 Firmen vertreten waren. Käufer kamen aus 
allen Teilen der Welt. Deutſchland hatte natürlich unter 
den fremden Staaten eine führende Selm, aber auch 
Großbritannien war gut vertreten. 

Ich habe den Sozialiſten für die Rolle, die fe. zu Beginn 
der der Revolution gefolgten Periode des Chaos geſpielt ha⸗ 
ben und für den ernfterr Verſuch, die Sozialiſierung durchzu⸗ 
führen, volle Anerkennung gezollt. Sie taten auch viel für die 
Einführung ſozialer Reformen, aber das gehört zu einem 
andern Teile des Themas, auf den ich ſpäter noch zurück⸗ 
kommen werde. Die wirtſchaftliche Erholung der letzten 
Jahre aber, die noch immer Fortſchritte macht, iſt nicht ihr 
Werk. Sie hat ſich auf den üblichen geſchäftlichen Wegen 
durch die üblichen geſchäftlichen Bemühungen vollzogen und 
war von einer Erhöhung der Löhne begleitet. Der Verlauf 
der Dinge und der Rückſchlag, den die Sozialdemokraten 
erlitten, iſt um jo bemerkenswerter, als Dr. Bauer behaup- 
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tet, daß die neue Verfaſſung unter ihrem Einfluß ſo ausge⸗ 
arbeitet worden fei, daß die arbeitenden Klaſſen in dem neuen 
Bundesrate eher ſtärker vertreten waren, als in dem demo⸗ 
kratiſcheren, aus direkten Wahlen hervorgehenden National⸗ 
rat. Nur in Wien haben die Sozialdemokraten keinen Miß⸗ 
erfolg gehabt, und das iſt ſehr bemerkenswert und verdient 
N Erwähnung. 

Der ſozialiſtiſche Staat Wien. — Im Jahre 
1921 wurde Wien zu einem unabhängigen, ſich ſelbſt ver⸗ 
waltenden Bundeslande erklärt und den andern Ländern des 
Bundesſtaates, die die Republik Oſterreich bilden, gleichge⸗ 
ſtellt. Wien hatte früher zu Nieder⸗Oſterreich gehört und 
verfaſſungsmäßig nur die Stellung und Verwaltung einer 
Stadt gehabt. Dieſe Anderung bedeutete viel für die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei. Wien iſt in der beſtehenden kleinen 
Republik eine viel wichtigere Einheit, als es in dem frühe⸗ 
ren großen Kaiſerreich geweſen, denn es iſt jetzt relativ 
viel größer. Wien iſt nicht nur die Hauptſtadt und das 
Zentrum des intellektuellen Lebens, des Handels, des Ver⸗ 
kehrs und der Finanzen, ſondern beherbergt auch nahezu drei 
Zehntel der ganzen Bevölkerung, und feine 1 800000 Be⸗ 
wohner find. zum größten Teil in Induſtrien beſchäftigt. 
Es hat aus dieſem Grunde eine ſozialiſtiſche Regierung, und 
dank ſeiner großen Bedeutung bildet es ein gewiſſes Gegen⸗ 
gewicht gegen die andern Länder, die in dem ſtändigen In⸗ 
kereſſenſtreite zwiſchen Stadt und Land, zwiſchen ſtädti⸗ 
er Arbeitern und Bauern auf der gegneriſchen Seite find. 

Die Sozialdemokratiſche Partei war ſchon vor dem Kriege 
in Wien numeriſch ſtark. Im Jahre 1911 waren ihr dort 
nahezu 43% der bei den allgemeinen Wahlen für das 
Abgeordnetenhaus abgegebenen Stimmen zugefallen, aber 
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wegen des Statuts des Gemeinderates hatte ſie nur 8 Sitze 
von den 165 Gemeinderafsmandafen inne und nahm an der 
Verwaltung nicht keil. Nach der Revolution wurden aus 
den 8 Mandaten 100 oder fünf Achtel der Geſamtzahl 
und dieſes Verhältnis hat ſich im Jahre 1925 nahezu auf 
zwei Drittel erhöht, nämlich auf 78 Mandate von 120. 
Die Sozialdemokraten hatten daher die volle Macht und 
ſcheinen ſie auch bemerkenswert gut ausgenützt zu haben, 
obwohl die oben erwähnten Umſtände ihnen früher nicht 
geſtattet hatten, Erfahrungen zu ſammeln. Sie begannen mit 
dem Wiederaufbau der Verfaſſung auf demokratiſcher Ba⸗ 
ſis. Wien wurde in Bezirke eingeteilt, und die Gemeinderats⸗ 
poſten wurden proportional auf die Bevölkerung verteilt. 
Auf Grund des allgemeinen Wahlrechtes und eines Min⸗ 
deſtwahlalters von zwanzig Jahren wird in jedem Wahl⸗ 
bezirke nach dem Verhältniswahlſyſtem gewählt. Der Ge⸗ 
meinderat wählt den Bürgermeiſter und den Stadtrat (oder 
Stadtſenat), der eine aus zwölf Mitgliedern (die nicht 
Mitglieder des Gemeinderats ſein muͤſſen) beſtehende zweite 
Kammer bildet. Es gibt acht ſtändige Verwaltungsaus⸗ 
ſchüſſe, die ſich mit den öffentlichen Angelegenheiten be⸗ 
faſſen. Ihrem Wirkungskreiſe entzogen iſt nur das Unter⸗ 
richtsweſen, für das nach der Bundesverfaſſung ein beſon⸗ 

derer Schulrat vorgeſehen iſt. Der Gemeinderat iſt die 
oberſte Behörde, aber alle Fragen, die ihm vorgelegt wer⸗ 
den, ſind vorher von den Ausſchüſſen und den Stadtrat 
behandelt worden, der auch in finanziellen Fragen ſelb⸗ 
ſtändig entſcheidet. An der Spitze jedes Ausſchuſſes ſteht 
ein Obmann, der vom Gemeinderat aus den Stadträten auf 
fünf Jahre gewählt wird. Dan der Stadtrat nach dem 
Grundſatze proportioneller Vertretung gewählt wird, iſt 
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auch die Minderheit in ihm vertreten, aber die Obmänner 
der Ausſchüſſe find durchwegs Mitglieder der Mehrheit. Es 
wird behauptet, daß unter dieſem Syſtem die gegenwärtige 
Verwaltung der Stadt, die der Bürgermeiſter und die Ob⸗ 
männer beſorgen, eine rein ſozialdemokratiſche iſt. Es iſt 
eine Art Miniſterialſyſtem, bei dem der Bürgermeiſter der 
Kanzler iſt und die andern, die alle gewählt ſind, das Kabi⸗ 
nett bilden. Der Bürgermeiſter verfügt über große Macht⸗ 
befugniſſe, obwohl er als Verwaltungsbeamter dem Ge⸗ 
meinderat verantwortlich iſt. Er kann auch zum Obmann des 
Gemeinderates gewählt werden und in dringenden Fällen 
unabhängig und auf eigene Verantwortung handeln. Außer⸗ 
dem ſteht er auch an der Spitze der Landesverwaltung — das 
iſt der Verwaltung Wiens als Bundesſtaat, nicht als Stadt. 
Die Angelegenheiten der beiden werden getrennt behandelt. 
Wie arbeitet nun dieſes ziemlich verwickelte Syſtem? 
Jeder, den ich fragte, antwortete mir, daß die Verwaltung 
leiſtungsfähig und ordentlich, wenn auch verſchwenderiſch ſei. 
Ihre Leiſtungsfähigkeit ſcheint zum großen Teile auf der 
Geſchicklichkeit des Herrn Hugo Breitner zu beruhen, der 
das Geldweſen unter ſich hat und es verſteht, Steuern einzu⸗ 
treiben. Er läßt niemanden feinem Netze entſchlüpfen. Die 
Stadt, die öffentlichen Gebäude, die Parkanlagen uſw. ſind 
gut gehalten. Ich ſtimme aus eigener Beobachtung dieſem 
Urteile bei, aber einmal wurde ich doch zum Zeugen einer 
Niederlage der munizipalen Leiſtungsfähigkeit. Es hatte 
einen großen Schneefall gegeben, und auch nicht der geringſte 
Verſuch wurde gemacht, den Schnee in den Straßen wegzu⸗ 
ſchaffen. Der Fahrdamm, der Bürgerſteig, die offenen Plätze, 
alles war mit einer dicken, zuſammengetretenen und gefrore⸗ 
nen Schneeſchicht bedeckt. Der Anblick der armen Pferde, die 
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ſchwere Laſten ziehen mußten — denn Laſtautos ius auf 
dem Feſtlande noch nicht ſehr zahlreich —, lenkte meine Auf⸗ 
merkſamkeit beſonders auf dieſe Tatſache 8 ſtimmte mich 
ärgerlich. Wien iſt keine hügelige Stadt, ſie iſt vorwiegend 
eben. Aber es gibt auch einige mäßige Steigungen. Die 
armen Pferde glitten bei jedem Schritt aus und fielen nie⸗ 
der, als ſie ſich getreulich bemühten, ihrer Aufgabe gerecht 
zu werden. Es war ein qualvoller Anblick. In München 
zum Beiſpiel erlebte ich, daß ähnliche Schneemaſſen ſofort be⸗ 
ſeirigt wurden. Und es gibt doch fo viele Arbeitsloſe in Wien! 
Das war ja nur eine kleine Sache, und ich erwähne ſie 
nur in der Hoffnung, die allgemeine Aufmerkſamkeit auf die 
Pferde zu lenken, und nicht etwa, weil ich den Ruf allge⸗ 
meiner Tüchtigkeit der ſozialiſtiſchen Verwaltung Wiens in 
Zweifel ziehen wollte. Im Gegenteil, ich glaube, daß er 
wohl verdient iſt. Aber in welchem Maße der Sozialismus 
oder welche Art von Sozialismus dabei eine Rolle ſpielt — 
das iſt eine andre Frage. Es iſt gewiß kein Marxiſtiſcher 
Sozialismus; der iſt glatt über Bord geworfen. Noch iſt es 
ein rein gefühlsmäßiger Sozialismus; dafür iſt die Verwal⸗ 
fung zu praktiſch und ſyſtematiſch. Auch iſt es nicht das, 
was man gewöhnlich unter Munizipalſozialismus verſteht. 
Ich würde es eher eine vorgeſchrittene Sozialreform nach ge⸗ 
ſchäftlichen Grundſätzen nennen. Das Hauptziel iſt, die Le⸗ 
benshaltung der ärmeren Klaſſen durch eine gerechtere Ver⸗ 
feilung von Laſten und Vorteilen zu heben, und das große 
Mittel dazu iſt ein wohldurchdachtes Syſtem von Steuern, 
die der Leiſtungsfähigkeit des Einzelnen angepaßt ſind. An 
dieſem Grundſatz iſt nichts Neues, aber ſeine ee 
im Einzelnen iſt durchaus bemerkenswerf, 

Früher ſtammten die ſtädtiſchen FE bis zu: drei 
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Vierteln aus der Hauszinsſteuer. Dazu kamen Verzehrungs⸗ 
und Getränkeſteuern und der Gewinn aus den üblichen 
ſtädtiſchen Unternehmungen — wie Gas, Straßenbahnen, 
Elektrizität und Waſſerverſorgung. In der Inflationszeit 
verloren die Mieten allen Wert, und daher wurde auch deren 
Beſteuerung aufgegeben. Desgleichen wurde die Verzeh⸗ 
rungsſteuer abgeſchafft. Und da die ſtädtiſchen Unterneh⸗ 
mungen ſich wohl gerade erhielten, aber keinen Gewinn ab⸗ 
warfen, wurde ein ganz neues Beſteuerungsſyſtem nokwen⸗ 
dig. Eine ſozial wichtige Erſcheinung iſt die Beſteuerung des 
Luxus. Es gibt direkte und indirekte Steuern dieſer Art, wobei 
der Wert als Maßſtab für die Bemeſſung der Steuer dient. 

Eine direkte Luxusſteuer liegt auf Unterhaltungen, auf 
Speiſe und Trank in Reſtaurants und Hotels, auf dem Be⸗ 
ſitz von Kraftfahrzeugen, auf Dienſtboten, Pferden und 
Hunden. Ferner gibt es noch eine „Fürſorgeabgabe“ von 
4½ 0% (Banken zahlen 8 / %), die auf allen in geſchäft⸗ 
lichen Unternehmungen gezahlten Löhnen liegt. Sie wird 
monatlich vom Arbeitgeber bezahlt und darf den Angeſtellten 
nicht aufgerechnet werden. Es macht bei der Abgabe keinen 
Unterſchied aus, ob das Geſchäft gut geht oder nicht. Dieſe 
Steuer wird Fürſorgeabgabe genannt, hat aber mit irgend⸗ 
einem wohltätigen Zweck nichts zu tun. Sie iſt eine allge⸗ 
meine Steuer und geht in den allgemeinen Säckel. Außer 
dieſen gibt es noch eine ganze Reihe von Steuern, die be⸗ 
ſondere Geſchäfte berühren. Solche ſind zum Beiſpiel die 
konzeſſionierten Gewerbe einſchließlich Buchdruckerei⸗ und 
Buchhandelsgewerbe, die Vermietung von Zimmern, Plaka⸗ 
tierungen, Annoncen in Zeitungen oder Büchern, Verſteige⸗ 
rungen, gewiſſe öffentliche Geſchäfte mit der Gemeindever⸗ 
waltung, der Verbrauch von Gas und Elektrizität. (Gas 
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11½/% und elektriſcher: Strom 4% von der Rechnung.) 
Dieſe letzte Steuer iſt ein gutes Beiſpiel dafür, wie ideale 
allgemeine Grundſätze umgangen werden können. Wie ſchon 
erwähnt, deckten die ſtädtiſchen Verkehrsanſtalten gerade ihre 
Unkoſten. Aber die Gemeinde brauchte Geld zum Bau von 
Waſſerkraftwerken, daher legte ſie dieſe Steuern auf Gas 
und Elektrizität. Sie ſind ein Aufſchlag zu dem Preiſe und 
bringen einen Nutzen ein. Dieſe Beſtimmung dient aller⸗ 
dings einem beſonderen Zwecke und ſoll im Jahre 1932 
außer Kraft treten. Aber es iſt auch möglich, daß die Ge⸗ 
meinde dann noch weiteres Kapital brauchen wird. 
Wenn wir in der Liſte der Steuern fortfahren, kommen wir 
zur Grundſteuer, die auf allen unbebauten Plätzen liegt. Sie 
iſt eine alte Steuer und wird nicht etwa nur in Wien er⸗ 
hoben, wo ſie ſogar niedriger ſein ſoll als in andern Teilen 
Oſterreichs. Eine neue Grundwertſteuer auf allem bebauten 
oder unbebauten Grundbeſitz wurde in den erſten Jahren der 
ſozialiſtiſchen Verwaltung eingeführt, aber dann als nicht 
zweckentſprechend ‚befunden: und wieder. aufgegeben, weil 
in Auswirkung des Mieterſchutzgeſezes der Realbeſitz 
nichts trug. Von großer Bedeutung iſt dagegen die Wert⸗ 
zuwachsſteuer, die bei faſt allen Beſitzübertragungen vor⸗ 
geſchrieben wird. Der Vorgang bei der Bemeſſung zieht alle 
nur erdenklichen Umſtände in Betracht und iſt außerordentlich 
verwickelt. Dieſe Steuer iſt rückwirkend und entſprechend abge⸗ 
ſtuft: 10 Prozent vom Wertzuwachs bei Übertragungen vor 
dem Jahre 1920, dann in den Jahren 1920, 1921 und 1922 
jährlich um 10 o% anſteigend, von da ab. 60 %. Das geſchätzte 
Erträgnis für das Jahr 1925 war ſehr gering. Dieſe Steuer 
wird aber als die Stütze der munizipalen Baupolitik angeſehen. 
Schließlich gibt es noch die Wohnbauſteuer, die allen In⸗ 
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habern von Wohnungen mit vermiefbaren Räumen in der 
Stadt auferlegt wird. Der Hausbeſitzer ſammelt ſie monat⸗ 
lich bei feinen Mietern ein und erhält 100% des Erträgniſſes. 
Das Syſtem iſt außerordentlich verwickelt, und ich geſtehe, 
daß ich es nicht begriffen habe, aber ich vermute, daß es ein 
AÜberbleibſel aus der Inflationszeit iſt, während der die Miel⸗ 
zinfe ſo gut wie verſchwunden waren. Sie iſt eine der abgeſtuften 
Steuern, die für Arbeiterwohnungen ſehr niedrig bemeſſen iſt 
und mit der Güte der Wohnungen aufſteigt, und zwar zuerſt ganz 
langſam, für Luxuswohnungen jedoch ſehr ſtark. Sie betrifft ſo⸗ 
wohl Wohnungen als auch Geſchäftsräume, beſonders aber er⸗ 
ſtere. Die Abgabe heißt Wohnbauſteuer, weil der Ertrag aus⸗ 
ſchließlich für den Bau von Gemeindehäuſern beſtimmt iſt. 
Das Syſtem verſchieden hoher Beſteuerung ruft natürlich 
den lebhaften Widerſpruch derjenigen hervor, die die ſchwer⸗ 
ſten Laſten zu fragen haben, doch iſt das ja nichts Neues. 
Steuern, die den begeiſterten Beifall derer finden, die ſie zu 
bezahlen haben, müffen erſt entdeckt werden. Größerer Wider⸗ 
ſpruch würde ſich wahrſcheinlich in England gegen die drako⸗ 
niſche Art der Eintreibung erhoben haben, die ſogar eine zwangs⸗ 
weiſe Bucheinſicht zuläßt. Zahlungsverzögerungen wird mit 
einem dunklen Syſtem 28 prozentiger Aufſchläge auf die Rück⸗ 
ſtände wirkſam entgegengearbeitet. Alle dieſe Maßnahmen wür⸗ 
den wohl auch von jeder andern Verwaltung ergriffen werden, 
wenn ſie ſich in derſelben finanziellen Lage befände wie die Wiener 
Regierung. Energie und Geiſt liegen in dieſen Maßnahmen, aber 
kein Sozialismus im eigentlichen Sinne des Wortes. 

Auch in den öffentlichen Geſchäftsunternehmungen iſt 
keine Spur von Sozialismus zu entdecken. Die Verwaltung 
greift den Kapitalismus nicht an, ſondern nützt ihn aus, in⸗ 
dem ſie ihr Geld in Privatunternehmen anlegt, möglicher⸗ 
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weiſe in der Abſicht, ſie ſpäter einmal in die Hand zu be⸗ 
kommen, derzeit jedoch um der Einkünfte willen. Die reinen 
Gemeindeunternehmungen, wie zum Beiſpiel die Gaswerke, 
ſind erfolgreich ausgebaut worden. Sie ſind aber von der 
Zentralverwaltung vollkommen getrennt. Und ſogar Dienſt⸗ 
zweige wie die Kanalreinigung, die Waſſerverſorgung, die 
Verwaltung von Bädern und Friedhöfen erfreuen ſich einer 
großen Unabhängigkeit. Auch eine . wurde 
eingerichtet, ging aber zugrunde. f 

Die Wohlfahrtseinrichtungen ſind nichr e 
abgeſehen davon, daß etwa 2000 Betten für Tuberkuloſe 
in der Stadt und einige hundert in den Alpen und am 
Meere ſyſtemiſiert find. Eine merkwürdige neuzeitliche Ein⸗ 
richtung iſt die kliniſche Eheberatungsſtelle, die ſehr gefördert 
wird. Das Erziehungsweſen, dem ebenfalls große Aufmerk⸗ 
ſamkeit gezollt wird, iſt gleichfalls ſehr modern und außer⸗ 
ordentlich bemerkenswert. Man trachtet, die Fähigkeiten 
der Kinder zu entwickeln, indem man ſie anleitet, Dinge 
ſelbſt zu beobachten und zu vollbringen. Der Unterricht aus 
Büchern iſt der Förderung der Handfertigkeit durch Zeich⸗ 
nen und Modellieren, dem Anſchauungsunterricht und dem 
Leſen der Literatur von den. Märchen bis zu den Klaſſikern 
gewichen. Schwerlernende Kinder kommen in beſondere Klaſ⸗ 
ſen mit nur wenigen Schülern und werden von eigens dazu 
befähigtem Lehrperſonal unterrichtet. Die Vorkehrungen für 
die Geſundheitspflege ſind nicht bemerkenswert, aber das 
Syſtem, das um die Teilnahme der Eltern für die Ar⸗ 
beit der Schule wirbt, war mir neu. Regelmäßige Eltern⸗ 
tage, bei denen Erziehungsfragen beſprochen werden und die 
Eltern ihre Anſichten über Reformen äußern, werden an 
jeder Schule abgehalten. Fortbildungs⸗ und Handelsſchulen 


186 > Ofterreich 


find gut entwickelt, aber nicht beffer als in andern Ländern. 
Ein pſychoanalytiſches Inſtitut zur Erforſchung des kind⸗ 
lichen Geiſtes erinnert zu ſehr an Dr. Freuds Lehre und 
die Pſychoanalyſe, als daß man ohne genauere Einſicht 
urteilen möchte. Im Zuſammenhang mit Unterrichtsweſen 
und Sozialismis mag noch erwähnt werden, daß in Wien 
im Januar 1926 eine Arbeiterhochſchule eröffnet wurde. Es 
werden dort ſechs Monate währende Kurſe abgehalten; die 
Anſtalt hat Räumlichkeiten für 32 Hörer. Aber das iſt ein 
gewerkſchaftliches und kein ſtädtiſches Unternehmen. 
Eine auch uns ſehr gut bekannte, vom Krieg zurückgeblie⸗ 
bene Sorge bildet der überaus fühlbar gewordene Woh⸗ 
nungsmangel in allen großen Bevölkerungszentren. Dieſes 
Problem hat, mit Ausnahme von Rußland, nirgends einen 
größeren Umfang angenommen als in Wien, denn Wien 
war ſtets eine übervölkerte Stadt. Das außerordentlich 
ſtrenge Mieterſchutzgeſetz zuſammen mit der Inflation hat 
nicht nur das Aufhören aller privaten Bautätigkeit zur 
Folge gehabt, ſondern auch die notwendigen Ausbeſſerungen 
an den beſtehenden Häuſern hintangehalten, ſo daß die Not 
immer größer wurde. Die Gemeindebehörden waren daher 
gezwungen, die Sache in die Hand zu nehmen, und ſie 
ſäumten nicht, die Baugelder durch Einhebung der ſchon er⸗ 
wähnten Wohnbauſteuer zu beſchaffen, da eine Anleihe nicht 
zu haben war. Im Jahre 1924 wurde mit der Ausführung 
eines ſich über fünf Jahre erſtreckenden Programms für den 
Bau von 25000 Wohnungen begonnen, das ſeither weiter⸗ 
geführt wird. Es ſind Mietwohnungen in verſchiedenen Grö⸗ 
ßen, von einem einzigen Zimmer angefangen bis zu ſolchen, die 
aus zwei Schlafzimmern, Wohnzimmer, Küche und Vorzim⸗ 
mer beſtehen. Die Mieten ſind ſehr niedrig, weit niedriger 
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als die vor dem Kriege für ähnliche Wohnungen, aber mit 
viel ſchlechteren Räumlichkeiten. Der Bau ‚wird. von ver⸗ 
fragsmäßig verpflichteten Privatbaumeiſtern ausgeführt, aber 
die Gemeinde ſtellt das Material bei. Eine Entwicklung 
von weniger herkömmlichem Charakter bedeutet auch die Ver⸗ 
wandlung von Schrebergärten, die während des Krieges 
zur Unterſtützung der Lebensmittelverſorgung angelegt wor⸗ 
den waren, in dauernde Niederlaſſungen. Mit Ende des 
Jahres 1924 waren 1258 Siedlungshäuſer erbaut, im 
Jahre 1924 verdoppelte ſich die Zahl. Der Grund gehört 
meiſtens der Gemeinde, die auch 60% des Baupreiſes vor⸗ 
ſtreckt. Den Reſt finden die Siedler durch die Vermiktlung 
ihrer gemeinwirtſchaftlichen Geſellſchaften. 

Die Finanzierung aller Gemeindeunternehmungen, von 
denen hier nur die hauptſächlichſten erwähnt wurden, iſt 
eine ungeheure Sache, die aber ganz erfolgreich abgewickelt 
zi werden ſcheint. Der Stand von Beamten ift ſehr groß, 
er beträgt alles in allem 50 O00 bis 60.000 Perſonen. Aber 
die Organiſation iſt ſorgfältig durchdacht, und ein Syſtem 
innerer Diſziplin ſorgt für gute Leiſtungen. Die ganze Ver⸗ 
waltung zeichnet ſich durch die für Deutſche charakteriſtiſche 
Gründlichkeit und Methodik aus, in Verbindung mit 
Scharfſinn und Erfindunggabe, alſo durch. Gigenſchaften 
die durchaus nicht immer vereint ſind. 

Daß ſich die Lebenshaltung der ärmeren Klaſſen i in Wien 
gehoben hat, iſt aus einigen vom Internationalen Arbeits⸗ 
amt zuſammengetragenen Statiſtiken zu erſehen, die im 
Jahre 1925 veröffentlicht wurden!). 


9 „The Workers“ Standard of Life in Grintiien with‘ ‚Depre- 
ciated Currency“, Seiten 858. Die ER der Arbeiter in 
Ländern mit entwerteter Währung.“) 
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Dieſe Statiſtiken fordern allerdings zahlreiche Vorbe⸗ 
halke heraus: es waren nicht alle hierfür erforderlichen ge⸗ 
nauen Daten erlangbar, und die Berechnungsmethoden ſind 
ſehr verwickelt. Aber nach Abzug aller Ungewißheiten bleibt 
ihre Sprache noch immer deutlich genug, um es gewiß er⸗ 
ſcheinen zu laſſen, daß ſich die Lebenshaltung der Arbeit⸗ 
nehmer in den letzten Jahren gehoben hat. Nachſtehende 
Tabelle mit Indexzahlen, die in Prozenten der Zahlen für das 
| Jahr 191 13 berechnet ſind, iſt dieſen Sratiſtiken entnommen: 


Inderzaßlen der Such fäntien ae 
(1913 = 100) 


1921 19221923 1924 


Geſchulte Arbeiter 
Maurer 
Zimmerleute 
Holzarbeiter 
Metallarbeiter 
Spitzenklöppler 
Weber 
Buchdrucker 
Buchbinder 
Herrenſchneider 
Damenſchneider 
Chemiker 
Durhfgnist: 
Ungelernte Arbeiter 
Bauarbeiter 
Holzarbeiter 
Metallarbeiter 
Schneider 
Chemiker 
f Durchſchnitt: 
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Ins Auge fällt dabei die merkliche Beſſerung der Lage 
der ungelernten Arbeiter im Vergleiche zu der der geſchul⸗ 
ten. Die geſchulten Arbeiter ſind in einigen Zweigen, beſon⸗ 
ders im Baufache, beträchtlich beſſer geſtellt als vor dem 
Kriege und in andern wieder ungefähr auf demſelben 
Niveau wie früher. Den ungelernten Arbeitern geht es aber 
in allen Zweigen bedeutend beſſer. Dieſe Erſcheinung iſt 
nicht nur in Wien zu beobachten, ſondern ſcheint allgemein 
zu ſein. Sie kann daher nicht einer beſtimmten Verwaltung 
zugeſchrieben werden. Sie hat ſich nur unter beſonders 
ſchwierigen Umſtänden in Wien gezeigt und war von einer 
allgemeinen Wiederbelebung der Arbeit begleitet. Die durch 
die Politik der Sozialreformer der Wirkſchaft auferlegten 
Laſten ſind unleugbar ſchwere und werden vielleicht die 
Stabilität der Wirtſchaft beeinträchtigen. Aber bisher ſcheint 

das noch nicht der Fall zu ſein. 

Ich habe dieſe Einzelheiten über die Hauptſtadt Öfter- 
reichs gegeben, weil ſie eine große ſich ſelbſtverwaltende 
Gemeinde vorſtellt, die jahrelang vollkommen unter der 
Herrſchaft einer ſtreng ſozialiſtiſchen Regierung geſtanden 
iſt, der ich, wo es mir angemeſſen ſchien, volle Anerkennung 
gezollt habe. Aber, es bilde ſich nur niemand ein, daß 
Wien ein Paradies der Arbeiter geworden ſei! Im Oktober 
des Jahres 1925 betrugen die effektiven Löhne nur 460% 
der Londoner, wenn die Lebensmittel allein, und 82%, wenn 
auch die Miete in Rechnung gezogen wird!). Die Zahlen 
ſind wegen der Schwierigkeiten der Berechnung mit Vorbe⸗ 
halt aufzunehmen, aber der Vergleich iſt im großen ganzen 
zutreffend. Die entſprechenden Zahlen für Berlin wären 
69, bzw. 67%. 


1) „International Labour Review“, Januar 1926, Seite 117. 


190 Oſterreich 


Ich fühle, daß ich zum Schluſſe den Leſer zur Vorſicht 
mahnen muß, denn der ſoeben gegebene Bericht über Öffer- 
reich und Wien im beſonderen mag einen allzugünſtigen 
Eindruck von der wirkſchaftlichen Lage daſelbſt hinterlaſſen. 
Die Laſten, die die Induſtrie für die Sozialverſicherungen, 
die Arbeitsloſenunterſtüzung uſw. zu kragen hat, find ge⸗ 
waltig angewachſen ' und man hegt eruſte ä 
wie e enden werde. 


V. Kapitel er 
. Schweden 


In Schweden trifft man auf eine ganz andre Atmo⸗ 
ſphäre. Es iſt ein neutral gebliebenes Land, in dem es keine 
große politiſche Umwälzung und keine Revolution gab wie 
in Rußland, Deutſchland und Oſterreich, wo aber dennoch 
der Sozialismus, als eine politiſche Bewegung, durch einen 
rein verfaſſungsmäßigen Vorgang an die Spitze gelangt iſt. 
Dieſer Umſchwung hatte ſich ſogar mit weniger Störungen 
vollzogen als in den ſtürmiſchen Jahren 1902 und 1909. 
Es gibt dafür natürlich einen geſchichtlichen Hintergrund. 
Die Bewegung hatte ſchon während einer ganzen Reihe von 
Jahren vor dem Kriege raſche Fortſchritte gemacht, und 
zwar fo raſche, daß ſchon im Jahre 1914 die Sozialdemo⸗ 
kraten zur ſtärkſten Partei in der Zweiten Kammer des Riks⸗ 
dag (Reichstag) anwuchſen; ſie waren gerade um einen 
Kopf den Konſervativen überlegen. Wahrſcheinlich. wäre 
ihr Sieg auf jeden Fall, auch ohne den Anreiz der die ganze 
Welt aufwühlenden Ereigniſſe bei den Nachbarn zuſtande 
gekommen, während das in den andern Ländern, mit denen 
ich mich in den vorhergehenden Kapiteln befaßt habe, wohl 
ſchwerlich der Fall e wäre. Die Lage iſt ale . 
lich verſchieden. 

Schweden erfreut ſich Bee Doug das erſte Lund in 
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Europa geweſen zu ſein, das durch einen regelrechten, ver⸗ 
faſſungsmäßigen Vorgang eine ſozialiſtiſche Regierung ein⸗ 
geſetzt har. Das geſchah im März 1 20, als der verſtorbene 

Mr. Branting, der die Sozialdemokratiſche Partei ſeit ihrer 
Gründung im Jahre 1887 geleitet hatte, Premierminiſter 
wurde und ein rein ſozialiſtiſches Kabinett bildete. Er hatte 
früher, im Jahre 1917, mit drei Kollegen einem liberalen 
Miniſterium angehört. Ferner hat Schweden mehr als 
irgendein andres Land Europas Zeit gehabt, wenn auch mit 
Unterbrechungen Erfahrungen mit einer ſozialiſtiſchen Ver⸗ 
waltung zu machen. Während der letzten ſechs Jahre war 
die Partei dreimal im Amte, und zwar neun Monate im 
Jahre ıg20, achtzehn Monate in der Zeit von 1921 bis 
1923 und neunzehn Monate von 1924 1926, alſo im 
ganzen faſt vier Jahre. Und ſie blieb bis zum Juni 1926 
im Amte, obwohl Mr. Branting wegen Krankheit im Ja⸗ 
nuar 1923 zurückgetreten und einen Monat ſpäter geſtorben 
war. Sein Nachfolger war Mr. R. J. Sandler, ein ver⸗ 
hältnismäßig junger Mann, der in der Regierung Bran⸗ 
kings Handelsminiſter war. 

Dieſe Erfahrung verſetzt Schweden in eine einzigartige 
Lage und macht ein Studium der dortigen Angelegenheiten 
vom Geſichtspunkt unſerer Tage aus ganz beſonders inter⸗ 
eſſant. Was hatte ſich als Folge dieſer Entwicklung er⸗ 
eignet? Ein Ausländer, der den Fortſchritt des Sozialis⸗ 
mus beobachtet und über die Generalſtreiks der Vergangen⸗ 
heit, „die Jung⸗Sozialiſten“, den ruſſiſchen Einfluß, das 
Lob der Gewalttätigkeit und ſo manches andre geleſen hat, 
mag, wenn er konſervativer Anſchauung iſt, vermuten, daß 
Schweden ein recht ſchreckliches Land ſein müſſe, das Agi⸗ 
fationen, Unruhen und gefährlichen Experimenten ausge⸗ 
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ſetzt iſt und dem alle Stabilität mangelt. Dagegen mag ein 
Beobachter entgegengeſetzter politiſcher Anſicht, der das Zeit⸗ 
alter des Weltfriedens erſehnt und den feſten Glauben 
hegt, daß der Sozialismus die Macht habe, es herbei⸗ 
zuführen, wohl erwarten, hier, wenn überhaupt irgendwo, 
einen entſchiedenen Fortſchritt in dieſer Richtung feſtſtellen 
zu können. Beide würden jedoch nichts finden, was ihren 
Befürchtungen oder Hoffnungen entſpräche. Sie würden 
in einem wundervollen Lande, in dem die Natur von großer 
Schönheit und die Menſchen weniger ſchlecht ſind als an⸗ 
derswo, die alte Ordnung noch beſtehen ſehen. 

Die berühmte, von Edward Lear beſungene junge Dame, 
die aus Schweden kam und bei ihrem Eintreffen in der 
Station Weedon, ohne ein Wort zu ſagen, ſofort wieder 
umkehrte, war ein ſehr vernünftiges Mädchen. Ich würde 
an ihrer Stelle dasſelbe getan haben, denn, welche Vor⸗ 
züge Weedon auch haben mag, es fehlt ihm doch die An⸗ 
ziehungskraft Schwedens. Und wenn man heute dieſes 
ſkandinaviſche Land mit andern, weniger glücklichen Staaten 
vergleicht, ſo fällt einem die ruhige, ordentliche, gedeihliche 
und heitere Atmoſphäre auf, die dort herrſcht. Schweden 
hat auch ſeine Heimſuchungen gehabt, und zweifellos gibt 
es unter der Oberfläche noch Reibungen und Unruhen, aber 
ſie ſind, verglichen mit denen in andern Ländern, unbedeu⸗ 
tend und beeinträchtigen nicht die beneidenswerten Zuſtände, 
die ich feſtgeſtellt habe. Wie weit dieſe der Tätigkeit der 
ſozialiſtiſchen Regierung zuzuſchreiben ſind, weiß ich nicht, 
jedenfalls aber ſind ſie nicht die Folge der Umſetzung irgend⸗ 
einer ſozialiſtiſchen Theorie in die Praxis, denn dazu iſt es 
nie gekommen. Es vollzogen ſich zwar andre Wandlungen 
von geringerer Bedeutung, aber es wurde nie der Verſuch 


Shadwell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus 13 


194 Schweden 


gemacht, die alte Wirtſchaftsordnung umzuſtürzen, und die 
Kapitaliſten ſchlafen noch immer ruhig in ihren Betten. Es 
mag eingewendet werden, daß die Sozialiſten im Riksdag 
nicht über die Mehrheit verfügen und daher nicht tun kön⸗ 
nen, was ihnen beliebt. Das iſt zwar wahr, aber es gibt 
noch andre weniger leicht zu überwindende Hinderniſſe. 
Wenn man die von der ſozialiſtiſchen Regierung verfolgte 
Politik und die ſchon erwähnten Vorgänge in andern Län⸗ 
dern vergleicht, ſo erſcheint es ſehr unwahrſcheinlich, daß die 
Regierung, ſelbſt wenn ſie über eine Mehrheit verfügt hätte, 
mehr getan haben würde oder mehr hätte tun können. Als 
Mr. Branting im Jahre 1920 fein Amt antrat, folgte 
er dem Beiſpiele Deutſchlands und Öfterreihs: er ernannte 
eine Studienkommiſſion für Sozialiſterungsmaßnahmen, die 
noch immer kagt und Berichte erſtattet. Aber ehe wir uns 
mit dieſem Thema befaſſen, iſt es zur Klärung der Lage 
notwendig, die Ereigniſſe der letzten Jahre, die ſchließlich zu 
einer Regierung der Sozialiſten geführt haben, und die ver⸗ 
ſchiedenen Erfolge der Sozialdemokrakiſchen Partei genauer 
zu beſchreiben. 

Der Riksdag beſteht aus zwei Kammern, die mit gleichen 
Machtbefugniſſen ausgeſtattet, aber nach der Anzahl der 
Sitze und dem Wahlverfahren verſchieden ſind. Die Zweite 
Kammer iſt mit 230 Mitgliedern die größere und demo⸗ 
kratiſchere und wird ſeit 19ar auf Grund allgemeinen 
Wahlrechts aller Männer und Frauen, die das Alter von 
vierundzwanzig Jahren erreicht haben, gewählt. Sie iſt da⸗ 
her die wichtigere von beiden. Die Erſte Kammer hat 180 
Mitglieder und wird von den Landſchafts⸗ und den Gtadf- 
räten der fünf größten Städte indirekt gewählt. Im Falle 
von Meinungsverſchiedenheiten in finanziellen Fragen hal⸗ 
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fen beide Kammern eine gemeinſame Sitzung ab. Daher iſt 
auch die Erſte Kammer eine nicht zu vernachläſſigende 
Größe, und eine Regierung muß in ihr ebenſo ſtark wie in 
der Zweiten Kammer vertreten ſein. Das iſt bei den Sozial⸗ 
demokraten der Fall, die in beiden Kammern die größte 
Partei ſind, obgleich ihr Übergewicht in der Zweiten viel 
größer iſt als in der Erſten. Die folgende amtliche Tabelle 
gibt die Mandatszahlen an, die die verſchiedenen Parteien in 
den ſeit dem Kriege durchgeführten Wahlen errangen. 
Früher, im Jahre 1914, gab es nur drei Parteien, nämlich, 
nach den Zahlen der Sitze geordnet: die Sozialdemokratie 
(87), die Konſervativen (86) und die Liberalen (57). 


| 1917 | 1920 | 1921 [ 1924 


Sozialdemokraten 
Liberale 
Konſervative 
Bauernbund 
Linksſozialiſten 
Volkspartei 
Kommuniſten 


Eine beherrſchende Stellung. — Es iſt offen⸗ 
kundig, daß die Sozialdemokraten nach einem Rückſchlag im 
Jahre 1920, der Mr. Brantings erſtes Kabinett zu Fall 
gebracht hatte, eine beherrſchende Stellung errungen haben. 
Sie haben nicht ſehr unter der Abſonderung ihres extremſten 
Flügels gelitten, deſſen Anhänger ſich Linksſozialiſten nann⸗ 
ten, ſich im Jahre 1917 abſpalteten, aber 1924 durch die 
Kommuniſten erſetzt wurden. Die Liberalen find faſt ganz 
verſchwunden, hauptſächlich wegen eines inneren Zerwürf⸗ 
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niffes in der Frage des Alkoholverbotes. Die Volkspartei, 
die im Jahre 1924 in Erſcheinung trat, beſtand aus den 
Anhängern des Alkoholverbotes in der Liberalen Partei. 
Immer gleichmäßig behaupten ſich die Konſervativen und 
nach ihnen der Bauernbund, der einſt die ſtärkſte Partei von 
allen war, aber vor vielen Jahren über die Frage des Frei⸗ 
handels oder Schutzzolles auseinander brach. Zerſplitterung 
ſcheint ein Vergnügen zu ſein, das ſich, wenn überhaupt, 
nur wenige politiſche Parteien verſagen. In Schweden er⸗ 
lebten ſogar die Kommuniſten eine Spaltung; ſie wurde von 
einem Mitglied ihrer Partei, einem Arbeiter, hervorgerufen, 
der nach Rußland gegangen und dort durch ſeine eigenen 
Erfahrungen als Arbeiter ſo enttäuſcht worden war, daß 
er nach Haufe zurückkehrte und in der Partei eine Empö⸗ 
pörung anzettelte. Zur Vervollſtändigung dieſer kurzen Dar⸗ 
ſtellung muß noch hinzugefügt werden, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten auch in der Erſten Kammer die ſtärkſte Partei ſind, 
und zwar haben fie 52 Sitze gegen 44 der Konſervativen, 
22 der Volkspartei, 18 des Bauernbundes, 13 der Liberalen 
und ı der Kommuniſten. 

Am 1. Juni 1926 erlitt die Regierung in beiden Kam⸗ 
mern des Riksdag in der Frage der Arbeitsloſenunterſtüt⸗ 
zung eine Niederlage, worauf ſie abdankte. 

Der Aufſtieg der Sozialdemokraten, die im Jahre 1903 
nur vier Mitglieder im Riksdag hatten, iſt mehreren Ur⸗ 
ſachen zuzuſchreiben, von denen ich folgende erwähne: eine 
ſtarke Gewerkſchaftsbewegung, die der politiſchen voraus⸗ 
ging; eine fäfige Propaganda, beſonders durch Zeitungen, 
die in Skandinavien mehr geleſen werden als ſelbſt in 
Deutſchland; das Mißlingen aller Streiks; die Erweite⸗ 
rung des Wahlrechtes, das ſchon im Jahre ıgog und dann 
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wieder im Jahre 1g921 auf breitere Grundlagen geſtellt 
worden war; die Arbeitsloſigkeit ſeit dem Kriege und die 
weiſe Mäßigung in Brantings Politik. Als Branting im 
Jahre 1920 ſein Amt übernahm, löſte das Wort „Natio⸗ 
naliſierung“ noch Schrecken und Furcht aus. Daher der 
Rückſchlag bei den allgemeinen Wahlen im Jahre 1920 
und das Anwachſen der Konſervativen und der Bauern⸗ 
partei. Aber die Vorſicht, mit der man das Oogialifierungs- 
problem behandelte, indem man es zuerſt ſtudierte, entſprach 
dem beſonnenen nationalen Charakter, beſchwichtigte alle auf⸗ 
geregten Gemüter und ſtellte die Frage in ein ganz andres 
Licht. Das bringt mich auf die Studienkommiſſion und auf 
das Ergebnis ihrer Arbeit zurück. 

Im Jahre 1920 ernannte Mr. Branting zwei Kommif- 
Klonen, eine ſollte die Frage der Demokratiſierung der Indu⸗ 
ſtrie prüfen und die andre das ogtalifierungsproblem. 
Auch die erſtere hat Berichte herausgegeben, aber ich kann 
mich in dieſem Buche nur mit der letzteren befaſſen. Im 
Gegenſatz zu den deutſchen und öſterreichiſchen Kommiſ⸗ 
ſionen, die ſchon ſeit langem nicht mehr tätig ſind, arbeitet 
die ſchwediſche noch. Sie hat eine große Zahl Berichte ver⸗ 
faßt, die ſehr beträchtliche Ausgaben, man ſpricht von 
100000 Kronen jährlich (ungefähr 5000 Pfund), verur⸗ 
ſachten. Ich kenne nicht alle, aber man hat mir geſagt, daß 
vierzehn erſchienen ſind. Die ich geſehen habe, ſind anſehn⸗ 
liche Bände von 400 bis 500 Seiten in wundervollem 
Druck. Alle zuſammen bilden eine kleine Bibliothek und 
biefen einen umfaſſenden, von Fachleuten geſchriebenen Über- 
blick über die ſozialen und induſtriellen Bewegungen nicht 
nur Schwedens, ſondern auch andrer Länder. Der erſte 
Band befaßt ſich mit England vom Jahre 1760 bis 1920. 
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Es aberraſcht mich, daß dieſen Werken ſo wenig Beachtung 
geſchenkt wurde. Ich erwartete, in Deutſchland wenigſtens 
einige Überſetzungen oder kritiſche Abhandlungen darüber 
zu finden, aber auch in der Buchhandlung des „Vorwärts“ 
war nichts zu erfahren. Niemand ſchien von der Exiſtenz 
dieſer Berichte eine Ahnung zu haben. Und doch ſtellen dieſe 
Schriften eine von berufenen Forſchern, Vertretern der Ar⸗ 
beitgeber⸗ und Arbeitnehmervereinigungen ſowie Volkswirt⸗ 
ſchaftlern aller Parteiſchattierungen ſorgfältig ausgearbeitete, 
leidenſchaftsloſe Unkerſuchung der Tagesfrage dar. Ich kann 
daraus nur ſchließen, daß die Deutſchen und beſonders die 
Sozialdemokraten des ganzen Gegenſtandes, mag er auch 
noch in polemiſchen Schriften über die Sozialiſierung be⸗ 
handelt werden, überdrüſſig find, oder daß das Ergebnis der 
e Forſchung nicht nach ihrem Geſchmack iſt. 
Jene Berichte befaßten fi) vor allem mit England, Dä⸗ 
nemark und Hſterreich, aber es find auch Abhandlungen 
über die Vereinigten Staaten, Deutſchland, Auſtralien und 
Neu⸗Seeland erſchienen oder in Vorbereitung. Dann gibt 
es beſondere Berichte über die Sozialiſierung der einzelnen 
Induſtrien, in erſter Linie der Eiſenbahnen. Eine von 
Erik Lindner (einem der Sekretäre der Kommiſſion) ver⸗ 
faßte Darſtellung dieſes Themas wurde im Januar 1925 
vom Internationalen Arbeitsamte veröffentlicht!). Sie iſt 
in mancher Hinſicht die wichtigſte von allen, weil ſie noch 
am eheſten zu einem praktiſchen Ergebnis geführt hat. Die 
Kommiſſion machte beſtimmte Vorſchläge für die Umge⸗ 
ſtalkung der ſchwediſchen Staatseiſenbahnen. 

Das iſt ſehr beachtenswert. Die Haupteiſenbahnlinien in 
Schweden ſind vom Staate gebaut worden, gehören ihm 
1) „Industrial and Labour Information“, Band XIII, Nr. 1 und 2. 
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und werden ſtaatlich betrieben. Das iſt aber nicht mit allen 
Linien der Fall. Die den Privatgeſellſchaften gehörenden 
Linien übertreffen ſogar die ſtaatlichen an Kilometerzahl. 
Das Netz der ſtaatlichen Linien mißt 5836 Kilometer, das 
der Privatgeſellſchaften 9487 Kilometer. Wenn wir von dieſen 
die Schmalſpurlinien ausſchließen, bleiben noch immer 5969 
Kilometer Breitſpurbahnen, alſo mehr als das ganze ſtaat⸗ 
liche Netz, in privaten Händen. Nun würde man eigent⸗ 
lich erwarten, daß eine Sozialiſierung der Eiſenbahnen das 
Einverleiben der privaten Linien in das Staatsſyſtem be⸗ 
deutete. Das iſt aber nicht der Fall. Die Vorſchläge der 
Kommiſſion für die Umgeſtaltung der Staatseiſenbahnen 
beziehen ſich nur auf die Kommerzialiſierung der Bahnen. 
Die Leitung ſoll aus den Händen der Regierung genommen 
und einer unabhängigen Behörde, einer Geſellſchaft mit 
eigenem Statut übergeben werden, die aus einem Vorſitzen⸗ 
den und 28 Mitgliedern zu beſtehen hat, von denen 8 von 
der Regierung, 8 vom Riksdag, 6 vom Eiſenbahnperſonal 
und 6 von den Verbänden zu ernennen find, die am Trans⸗ 
port intereſſiert find und die Konſumenten vertreten. Die 
Generalverſammlung hätte einen Exekutiv⸗ oder geſchäfts⸗ 
führenden Ausſchuß zu beſtellen, der die Bahnen verwaltet. 
Dieſe Form der Organiſation wird jetzt gebräuchlich. Sie 
ſoll größere Wirtſchaftlichkeit und erhöhte Leiſtungsfähigkeit 
verbürgen, ſoll dem allgemeinen Beſten dienen und nicht nur 
auf Gewinn ausgehen. Es iſt eine Organiſation, die ein 
Mittelding zwiſchen einem ſtaatlichen und einem Privak⸗ 
unternehmen darſtellt; wenn ſie bei einem bereits beſtehenden 
Privatkonzern zur Anwendung kommt, ſo mag das als 
ein Schritt zur Sozialiſierung angeſehen werden. Wenn ſie 
aber bei ſtaatlichen Unternehmungen eingeführt wird, ſo be⸗ 
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deutet das eher einen Schritt zurück zu den Methoden des 
Privatunternehmens. Ich werde hier Mr. Lindners Er⸗ 
klärung des Prinzips anführen: 

„Es iſt ſeit langem klar, daß ein 1 ſtaatliches 
Unternehmen, das ein wirtſchaftliches Ziel hat, von der 
eigentlichen Staatsverwaltung ganz verſchieden iſt. Als die 
ſchwediſche Sozialiſierungskommiſſion kürzlich einen Vor⸗ 
ſchlag für die Reorganiſation der Staatseiſenbahnen ausar⸗ 
beitete, zog ſie dies in Rechnung und verlangte als grund⸗ 
legende Bedingung für eine rationelle Geſchäftsgebarung, 
daß der ſtaatliche Verwaltungsapparat durch Organiſations⸗ 
formen ergänzt werde, die dem in Frage ſtehenden Unter⸗ 
5 angemeſſen ſeien.“ 

Das ſtaatliche Unternehmen ſollte daher nach dem Vor⸗ 
ſchlag der Kommiſſion von der allgemeinen Staatsverwal⸗ 
fung (Hoheitsverwaltung) losgelöſt und unter eine beſondere 
Verwaltung geſtellt werden. Nur auf dieſe Weiſe iſt es 
möglich, die Verquickung von politif chen und wirtſchaftlichen 
Erwägungen auszuſchalten, die auf ein geſchäftliches Un⸗ 
ternehmen nur lähmend wirken kann, und die Regierungs⸗ 
behörden von der Befaſſung mit Einzelheiten zu befreien, die 
eigentlich eine Eiſenbahnverwaltug allein angehen. 

Die Sszialiſierungskommiſſion beſchreibt die neue, von 
ihr vorgeſchlagene Organiſation als ein unabhängiges, öffent⸗ 
liches Unternehmen, das ausſchließlich dem Staate ge⸗ 
hört, deſſen Verwaltung in den Hauptzügen von den Regie⸗ 
rungsbehörden feſtgelegt und ihrer Aufſicht unterworfen, 
deſſen Betrieb und Leitung aber von der politiſchen Organi⸗ 
ſation des Staates vollkommen unabhängig iſt. 

Andre beachtenswerte Punkte ſind folgende: 
Das ſtaatliche Eiſenbahnunternehmen „ſollte ſein Ver⸗ 
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waltfungsſyſtem fo einrichten, daß es feine Koſten vollkom⸗ 
men deckt, ſollte aber nicht krachten, einen Gewinn zu ma⸗ 
chen“. Was aber Kapitalsrücklagen anbetrifft, „iſt es doch 
wichtig, daß ſtaatliche Unternehmungen gleich den Privat⸗ 
unternehmungen normalerweiſe zur Erhaltung und Ver⸗ 
mehrung des Kapitals im Lande beitrügen. Die Staatseiſen⸗ 
bahnen müßten daher nach Deckung der Unkoſten noch einen 
Überſchuß abwerfen... Dieſer Überſchuß müßte wenigſtens 
den „normalen Kapitalzinſen“, erhöht um den zur Deckung 
des Riſikos erforderlichen Prozentſatz, entſprechen .. Es 
iſt nur notwendig, daß das Unternehmen den Marktpreis 
für fein Kapital und eine Riſikoprämie von 10% et das 
Grundkapital einbringe“. 5 

Grundkapital ſei das dem Aktienkapital privater Unter 
nehmungen entſprechende; ein „Nebenkapital“ ſei notwendig 
infolge der unentgeltlichen Benützung der Bahnen durch 
die Regierung, zum Beiſpiel für militäriſche Zwecke. Außer⸗ 
dem gäbe es ein durch Ausgabe feſtverzinslicher Obligatio⸗ 
nen eingebrachtes Kapital, deſſen Verzinſung als Ausgabe 
betrachtet werden müſſe. Dieſer Einteilung des Kapitals 
wird für die den Eiſenbahnen vorgeſchriebene Rechnungs⸗ 
legung große Wichtigkeit beigemeſſen und es müſſen Bürg⸗ 
ſchaften vorgeſehen werden, daß nicht mißbräuchlich Grund⸗ 
kapital auf Nebenkapitalskonto übertragen werde. „Eine 
ſchlechte Verwaltung darf nicht dadurch verſchleiert werden, 
daß vom Grundkapital etwas auf das Nebenkapital über⸗ 
ſchrieben wird, ſondern ſie muß durch einen Wechſel in der 
Leitung geheilt werden.“ Man kann in dieſen Verordnungen 
die Hand der ſachverſtändigen Volkswirtſchaftler erkennen, 
die an den Beratungen der Kommiſſion teilgenommen haben. 

Die bezüglich der Löhne und der Beziehungen zwiſchen der 
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Verwaltung und dem Eiſenbahnperſonal vorgeſchlagenen 
Anderungen verraten ebenfalls einen kaufmänniſchen Blick. 
„Die Kommiſſion betont nachdrücklichſt, daß eine kaufmän⸗ 
niſche Verwaltung der Staatseiſenbahnen vollkommen un⸗ 
möglich iſt, wenn die Löhne des Eiſenbahnperſonals von den 
Regierungsbehörden nach ſtaatsfinanziellen oder ſozialpoli⸗ 
fifhen Erwägungen beſtimmt werden. Es ſollte im Gegen⸗ 
teil der Marktwert der Arbeit die Grundlage für die Be⸗ 
rechnung bilden, und die Arbeitsbedingungen ſollten, wie 
bei Privatunternehmungen, durch ein Übereinkommen zwi⸗ 
ſchen der Leitung und den Arbeiterorganiſationen beſtimmt 
werden. Die bisherigen Anſtellungsbedingungen für die 
Feſtangeſtellten ſind mit einem ſolchen Syſtem nicht zu ver⸗ 
einbaren. Die Kommiffion ſchlägt daher vor, fie. aufzu⸗ 
heben. Als Entſchädigung ſollen die Angeſtellten das Streik⸗ 
recht erhalten; eine Vertretung der Angeſtellten bei der höch⸗ 
ſten Verwaltungsbehörde des Unternehmens und die Ver⸗ 
handlungsmethoden ſollen geſetzlich feſtgelegt werden. Das 
ſoll auch für die höchſten Beamten gelten.“ 

In dieſen Vorſchlägen erkennen wir wieder einmal die 
gegenwärtig herrſchende Neigung, die ſtaatliche Verwal⸗ 
fung auszuſchalten und bei den ſtaatlichen Unternehmungen 
die den Privatunternehmungen eigenen Methoden einzufüh- 
ren, ſelbſt dort wo der Gewinn nicht das Hauptziel iſt. Der 
Bericht wurde im ganzen mit Beifall aufgenommen, aber es 
fehlte auch nicht an zahlreichen Kritiken, beſonders an der 
vorgeſchlagenen Anderung der Stellung der Eiſenbahnange⸗ 
ſtellten, gegen die vom entgegengeſetzten Geſichtspunkte aus 
Einwendungen erhoben wurden. Die Vorſchläge ſind bis jetzt 
noch nicht durchgeführt worden. Ich für meinen Teil finde 
das Reiſen auf der ſchwediſchen Staatseiſenbahn außeror⸗ 
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dentlich behaglich, obwohl man nicht ſehr ſchnell fährt. 
Aber über ihre eee e in anderer Hinſicht we 
ich nichts. 

Die beabſichtigte Age kel der Seactselſenbahnen 
nach dieſen Grundſätzen und die allgemeine Erkenntnis der 
Mängel der ſtaatlichen Verwaltung, womit die ſchwediſchen 
»Sozialiſten ſich den auch ſchon in andern Ländern gezogenen, 
früher angeführten Folgerungen anſchließen, iſt im Falle 
Schwedens um ſo überraſchender, als dort der Staat außer 
den Eiſenbahnen noch andre große, einträgliche Beſitzungen 
und Unternehmungen, ſein Eigen nennt, die ihm ein großes 
Einkommen ſichern. Im Jahre 1923 betrug das in ſtaat⸗ 
lichen Unternehmungen inveſtierte Kapital 2 129 000 000 
Kronen (die Krone gleich 1 Shilling 1½ Pence). Es warf 
ein Erträgnis von 5,11% ab. Dieſe Unternehmungen um⸗ 
faſſen großen Waldbeſitz und Sägewerke, Eiſenbergwerke 
und Hütten, Waſſerkräfte und hydro⸗elektriſche Anlagen. 
Es find dies die drei großen wirtſchaftlichen Aktivpoſten 
Schwedens. Es gibt dort ſehr wenig Kohle, und in land⸗ 
wirkſchaftlicher Beziehung kann ſich das Land nicht ſelbſt 
erhalten. Der Staat beſitzt 38% des Waldbeſtandes und 
dieſer gehört mit zu den Gegenſtänden, die von der Kommiſ⸗ 
ſion geprüft ſind. Sie hat es vorgezogen, zunächſt einmal 
zu erwägen, was mit den ſtaatlichen Unternehmungen ge⸗ 
ſchehen ſoll, bevor ſie ſich mit der viel ſchwierigeren Frage 
der Privatunternehmungen befaßt, die ſozuſagen den Kern 
des Oogialifierungsproblems bilden. Vermutlich wird die 
Kommiſſion im geeigneten Zeitpunkte auch daran gehen. In⸗ 
zwiſchen haben der verſtorbene Branting und Sandler die 
Anſichten der Sozialdemokratiſchen Partei in einem Som⸗ 
merkurſus im Auguſt 1925 dargelegt. Dieſe Reden ver⸗ 
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dienen die Beachtung aller, die ſich ernſtlich mit dieſen Fra⸗ 
gen befaſſen, weil ſie eine beſonders reife und ſorgfältig 
durchdachte Darſtellung der von verantworklichen Soziali⸗ 
ſten vertretenen modernen Ideen ſind. Ich werde daher hier 
die wichtigſten Punkte aus dieſen Vorträgen kurz zuſammen⸗ 
faſſen. Zu eingehenderem Studium gebe ich mit Herrn 
Sandlers Erlaubnis die ganze Vorleſung im Anhang wieder. 
Brantings wichtigſte Behauptungen find folgende: 

„Ein grundlegender Fehler der gegenwärtigen kapitali⸗ 
ſtiſchen Geſellſchaftsordnung iſt, daß die Produktion, die die 
ganze menſchliche Geſellſchaft verſorgt, zu ſehr der Kon⸗ 
frolle der Allgemeinheit entrückt iſt. 

Die Beſitzer haben — unabhängig von ihrer Befähigung 
und ihrer Rückſichtnahme auf die Intereſſen der Gemein⸗ 
ſchaft, ihrer Angeſtellten und der Verbraucher — die ver⸗ 
ſchiedenen Unternehmungen, wie wichtig ſie auch für das 
Leben der Allgemeinheit ſein mögen, völlig in ihrer Gewalt. 
Es beſteht daher eine hinreichende Gewähr weder für die 
zweckmäßigſte Verteilung der Produktion, noch für die ſo⸗ 
zial und wirkſchaftlich beſte Verwendung der Gewinne. 

Der einſt von den Volkswirtſchaftlern empfohlene freie 
Wettbewerb iſt in vielen Fällen in ein zügelloſes Ringen 
ausgeartet, das unnötige Arbeit und dadurch eine Erhöhung 
der Koſten der Waren verurſacht hat. In andern Fällen 
wieder hat er ganz aufgehört und einem monopoliſtiſchen 
Syſtem Platz gemacht, das den Intereſſen der Geſellſchaft 
zuwider läuft. 

Das Verlangen nach einer durchgreifenden Umgeſtaltung 
der Geſellſchaft iſt durch den Krieg geſtärkt worden, und es 
beſteht der weitverbreitete Wunſch, das freie Verfügungsrecht 
der privaten Eigentümer natürlicher Hilfsquellen und der 
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Produktionsmittel einzuſchränken, um den nationalen Reich⸗ 
kum unmittelbarer in den Dienſt des ganzen Landes zu 
ſtellen. Daher die Geſetze über Truſts und Pools, die 
Geſetze und Vorſchläge, die den Arbeitern das Recht einer 
Teilnahme an der Kontrolle der Induſtrieunternehmungen 
einräumen ſollen (induſtrielle Demokratie), und die Maß⸗ 
nahmen zur Überführung der natürlichen Hilfsquellen, der 
Verkehrsmittel und Induſtrieunternehmungen unter geſell⸗ 
ſchaftliche Kontrolle oder in geſellſchaftliches Eigentum. 

Grundſatz bei den Sozialiſierungsmaßnahmen muß ſein, 
daß die Intereſſen der Allgemeinheit den privaten en 
voranzuſtellen ſind. b 

Die in letzter Zeit mit großen ſtaatlichen und Gemeinbe⸗ 
unternehmungen gemachten Erfahrungen haben gelehrt, daß 
die Rückſichtnahme auf das Wohl der Allgemeinheit die 
wirtſchaftliche Tätigkeit zu ſteigern vermag, und daß dort 
das Geſchäftsintereſſe beſſer wahrgenommen wird als in 
Privatunternehmungen. Beiſpiele dafür ſind: die Eiſenbah⸗ 
nen, das Telephon, der Telegraph, die Poſt, die ſtaatlichen 
Forſte, Waſſerkräfte, elektriſche Kraftwerke, die Gemeinde⸗ 
gaswerke, das elektriſche Licht, elektriſche Skraßenbahnen. 

Die techniſche und finanzielle Leitung dieſer Unterneh⸗ 
mungen hat bisher meiſt in den Händen von Staatsbeam⸗ 
ten gelegen, die zu Büros organiſiert waren. Aber es gibt 
auch andre Formen. Der Tabakverſchleiß iſt wie der Wein⸗ 
und Spiritushandel eine Aktiengeſellſchaft, von deren Aktien 
ein großer Teil dem Staate gehört. Ein andres Beiſpiel ge⸗ 
meinſamen Staats⸗ und Privatbeſitzes iſt die Grängesberg⸗ 
Company, die die großen Eiſenerzlager in Norrland beſitzt 
und mit einer Dampferflotte von insgeſamt 189 o00 Ton⸗ 
nen den Erztransport ins Ausland beſorgt. Vertragsmäßig 
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hat der Staat das Recht, die Aktien, die ſich in privaten 
Händen befinden, zu beſtimmten Zeiten und unter beſtimm⸗ 
ken Bedingungen aufzukaufen. 

Es gibt alſo für die Übertragung Ve Noah 

gen in Staatsbeſitz oder deren Unterſtellung unter ſtaatliche 
Kontrolle verſchiedene Organiſationsformen. 

Die Verwaltung jedes einzelnen ſollte den beſondern Ver⸗ 
hältniſſen angepaßt werden. Vor allem aber ſollte man 
vermeiden, die ſtreng amtlichen Methoden, die in andern 
Zweigen der Staatsverwaltung am Platze ſind, auf Ge⸗ 
biete anzuwenden, die eine geſchmeidigere und mehr kaufmän⸗ 
niſche Organiſation mit größerer Handlungsfreiheit für die 
Leitung erfordern. 

Als Ziel wäre ins Auge zu faſſen, daß die Vorteile eines 
freien Spieles des perſönlichen Unternehmungsgeiſtes in 
einer Weiſe ausgenützt werden ſollten, die volle Wahrung 
der Intereſſen der Allgemeinheit ſichert, was mit dem 
Streben des Einzelnen nach Gewinn nicht vereinbar er⸗ 
ſcheint. 

Das Problem iſt nicht durch einen für alle Zukunft feſt⸗ 
gelegten Plan zu löſen. Eine ſchematiſche Sozialiſierung 
des ganzen Produktionsprozeſſes liegt abſeits von dem hier 
entwickelten Gedankengange und von der ganzen Theorie zu⸗ 
künftiger wirtſchaftlicher Entwicklung, wie ſie von der ſchwe⸗ 
diſchen Sozialdemokratie vertreten wird. Die in andern Län⸗ 
dern gemachten Erfahrungen beweiſen zur Genüge, wie ge⸗ 
fährlich der Verſuch iſt, an dem beſtehenden eee 
ſyſtem heftig zu rütteln. 

Die Frage, auf welchen Gebieten Sozialifierungsmaf- 
nahmen notwendig ſind und welche Formen ſie anzunehmen 
hätten, ſollte einer unbeeinflußten Forſchung überlaſſen wer⸗ 
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den. Der wichtigſte bei dieſen Entſcheidungen einzunehmende 
Geſichtspunkt wäre der, daß die Produktion nicht ſinken 
dürfte. Bei der kapitaliſtiſchen Produktion liegt der Antrieb 
zur Erhöhung der Gütererzeugung in dem Verlangen nach 
Gewinn, und es hieße ſeine Augen vor offenkundigen Tat⸗ 
ſachen verſchließen, wenn man die Bedeutung dieſes An⸗ 
reizes ableugnen würde. Doch iſt anzunehmen, daß eine 
gut ausgeglichene Vereinigung der verſchiedenen Formen 
ſozialer und privater Produktion vom Standpunkte der All⸗ 
gemeinheit ein noch viel beſſeres Ergebnis zeitigen würde.“ 

Es iſt nicht meine Abſicht, mich hier über dieſe Anſichten 
zu äußern. Ich will nur auf ihre nahe Beziehung zu denen 
andrer hervorragender Sozialiſten aufmerkſam machen, die 
in dieſem Buche ſchon angeführt wurden. 

Herr Sandler folgt Brantings Fußſtapfen, und da ſein 
Vortrag im Anhang 1 wiedergegeben iſt, verweiſe ich den 
Leſer bezüglich der Einzelheiten darauf. Zwei oder drei wich⸗ 
fige Schlußfolgerungen ſind jedoch fo deutlich ausgeführt 
worden, daß ich ſie, um das Vorhergeſagte zu Pe 
digen, hier anführen werde. 

Die erſte verwirft die ſtaatliche Wirtſchaft. „Die mit 
ſtaatlichen Betrieben gemachten Erfahrungen rechtfertigen 
die Annahme, daß die Leitung ſozialiſierter Unternehmungen 
ſchwerfällig, bürokratiſch und unwirtſchaftlich ſein würde. 
Hier muß die Sozialdemokratie auf ihrer Hut ſein und 
darauf achten, daß die Unternehmungen eine „intelligente, 
vor bürokratiſchen Einflüſſen geſicherte Leitung““ erhalten.“ 
Solche. Garantien können geſchaffen werden: durch Ver⸗ 
meidung der Monopolsform und zu weitgehender Zentrali⸗ 
ſation, durch Gewährung eines weiten Betätigungsfeldes 
für die Gemeinwirtſchaft, durch Zulaſſung der Verbraucher 
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zur Verwaltung, und indem man der Leitung genügend 
Handlungsfreiheit läßt. „So wird der Begriff „„Staat⸗ 
liches Unternehmen““ in ſeinem allgemein gebräuchlichen 
Sinne verſchwinden, und an ſeine Stelle tritt die ſoziali⸗ 
ſierte Selbſtverwaltung lohnender Unternehmungen, in der 
die verſchiedenſten Jntereſſen vertreten find." 

Der zweite Punkt beſagt: Obwohl alle natürlichen Hilfs⸗ 
quellen, alle induſtriellen Unternehmungen, Kreditanſtalten 
und Transportmittel in den Beſitz der Allgemeinheit über⸗ 
gehen ſollen, dürfen ſie nicht alle nach demſelben Schema 
verwaltet werden. Es ſoll nicht nach einem einheitlichen und 
ſymmetriſchen Syſtem vorgegangen, nicht eine einzelne Type, 
ſondern eine den verſchiedenen Verhältniſſen entſprechende 
Vielfältigkeit der Form geſchaffen werden. „Viele Gebiete 
des Wirtſchaftslebens ſind noch nicht reif für die Soziali⸗ 
ſierung. Der Kapitalismus iſt dort noch der wichtigſte Fak⸗ 
kor für die wirtſchaftliche Umgeſtaltung. Daher ſoll der 
Kapitalismus ſein Werk unter der Aufſicht und der Kon⸗ 
krolle der Geſellſchaft beenden.“ Dies bezieht ſich beſonders 
auf die Fabrikerzeugung, als eine von der Ausbeutung der 
natürlichen Reichtümer, dem Finanz⸗ und Transportweſen 
verſchiedene Produktionsform. Auf dieſem Gebiete, das für 
uns das wichtigſte iſt, „könnten Staatsmonopole eine Ver⸗ 
ſuchung zu unwirtſchaftlichem Gebahren mit ſich bringen.“ 
Daher ſollte die Errichtung von neuen — wahrſcheinlich 
privaten Unternehmungen — auf bereits ſozialiſierten Ge⸗ 
bieten erlaubt werden. „Sczialiſierung kann und ſoll ohne 
Störung der wirtſchaftlichen Freiheit vor ſich gehen.“ Mit 
einem Worte, freier Wettbewerb und private Unternehmun⸗ 
gen ſind nicht ausgeſchloſſen. Ferner werden Übergangsfor⸗ 
men angedeutet, die vermutlich zwiſchen privaten und ſozialen 
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Unternehmungen aufkommen würden: das Konzeſſionsſyſtem, 
eine oder die andre Form des „Halb⸗ und Halb“ ⸗Syſtems 
(der ſtaatlichen Beteiligung an Privatunternehnumgen) und. 
die Fortführung privater Serie: bei ‚eiealiper a 
ſetzung des Gewinne. 

Mittlerweile geht in Schweben le ganz gemütlich nad) 
ber alten Ordnung weiter. Man wird ſich dort nicht in 
wilde Abenteuer ſtürzen. Das Volk iſt viel zu ruhig und be⸗ 
ſonnen, auch beſteht gar kein zwingender Grund dazu. 
Schweden war durch den Krieg infolge Unterbrechung ſei⸗ 
nes Handels und beſonders der Lebensmittelzufuhr, die eine 
Hungersnot in Ausſicht ſtellte, arg in Mitleidenſchaft gezo⸗ 
gen worden. Aber nach ſeinen Erzeugniſſen an Bauholz 
und Eiſen war während des Krieges und nachher große 
Nachfrage. Dann gab es in den Jahren 1920 und 1923 
zwei ſchlechte wirtſchaftliche Perioden mit viel Arbeitsloſigkeit 
und häufigen Streiks. Aber man ließ keine Geldentwertung 
zu, und Schweden war das erſte Land, das im März 1924 
mit ausgezeichnetem Erfolg die Goldwährung wiederein⸗ 
führte. In dieſem Jahre kam es zu einer merklichen wirk⸗ 
ſchaftlichen Erholung, und obwohl die allgemeine Depreffion. 
des vergangenen Winters auch dort unangenehm empfun- 
den wurde, iſt die Lage Schwedens heute in beneidenswertem 
Maße beſſer als die in den meiſten andern Ländern. 
Was die ſozialiſtiſche Regierung in Schweden, ebenſo 
wie anderwärts, wirklich beſchäftigt hat, war die Sozial⸗ 
reform. Der Riksdag hat ſich während feiner: Tagung im 
Jahre 1926 hauptſächlich mit der Frage der Abrüſtung, 
dem Achtſtundentag und der Arbeitsloſenunterſtützung be⸗ 
ſchäftigt, und alles, was man darüber ſagen kann, iſt, daß 
die Stellungnahme der Sozialdemokratiſchen Partei dieſen 
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und ähnlichen Problemen gegenüber etwas vorgeſchrittener 
iſt als die der Liberalen. Da die Sozialdemokraten nicht die 
abſolute Mehrheit haben und daher von den Liberalen ab⸗ 
hängen, können ſie natürlich nicht tun, was ihnen beliebt. 
Es iſt jedoch aus der Unterſuchung der Sszialiſierungsfrage 
und aus den darüber geäußerten Meinungen klar zu erſehen, 
daß die Sozialiſten, auch wenn ſie vollkommene Handlungs⸗ 
freiheit gehabt hätten, nicht ungeſtüm, ſondern ſehr vorſichtig 
und zuerſt nur verſuchsweiſe ihre Reformen durchgeführt 
hätten. Sie verrieten auch in Gemeindeangelegenheiten eine 
ruhige Hand, wenn ſie, wie in Stockholm, Gothenburg, 
Gävle und einigen andern Städten, über die kommunale 
Macht verfügten. N 

Bei dem Worte „Gemeindeangelegenheiten“ erinnere ich 
mich an ein ſehr angenehmes Erlebnis. Da es nur zugun⸗ 
ſten der Gemeindeunternehmung ſpricht, mag es hier als Ge⸗ 
genſatz zu einer andern Sache, die ich ſpäter erzählen werde, 
wiedergegeben werden. Auf meiner Reiſe nach Stockholm 
unterbrach ich die Fahrt, um nicht nachts reiſen zu müſſen, 
was nicht nur ermüdend iſt, ſondern den Menſchen auch 
daran hindert, die Landſchaft zu ſehen. Ich wählte irgend⸗ 
einen Ort an der Strecke, über den ich gar nichts wußte, 
zum Nachtaufenthalte. Es war eine ganz kleine Stadt und 
ich hätte dort leicht überhaupt kein Hotel vorfinden können. 


Aber ich hatte Glück. Es gab ein Hotel, und ein ausge⸗ 


zeichnetes ſogar. Man kann wohl ſagen, daß in Schweden 
die Hotels im allgemeinen ſehr gut ſind, aber in einem ſo 
kleinen Orte war das eigentlich kaum zu erwarten. Es war 
das Stadthotel, eine Einrichtung, die, wie ich glaube, in 
Schweden nicht ungewöhnlich iſt. Es war Rathaus und 
gleichzeitig Gaſthof, ein ganz hübſches Gebäude. Eine Tan⸗ 
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zerei war gerade im Gange, als ich ankam, aber ich bekam 
ohne alle Schwierigkeiten ein gutes Abendeſſen und ein 
behagliches Schlafzimmer. Meinem Fenſter gegenüber ſtand 
auf einem weiten offenen Platze eine junge, gutgewachſene 
Föhre von etwa dreißig Fuß Höhe. Es hatte ſtundenlang 
geſchneit, ihre dichten Zweige waren ſchwer mit Schnee be⸗ 
laden. Am ganzen Baume, vom Fuß bis zur Krone, waren 
elektriſche Birnen befeſtigt. Ein rieſiger Chriſtbaum glitzerte 
alſo durch die Schneeflocken und über die weite Fläche 

friſch gefallenen Schnees. Ich habe noch nie etwas Hüb⸗ 
ſcheres geſehen oder überhaupt eine ſo prächtige Vereinigung 
von Menſchenwerk und Natur. N 
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VI. Kapitel 


Ei # | Die Tſchechoſlowakei 


Eine beſondere Teilnahme wird der Tſchechoſlowakei als 
einer der neuen Republiken entgegengebracht, die infolge des 
Krieges doch nicht durch Sturz der Monarchie, ſondern 
de novo infolge einer neuen geographiſchen und Raſſenein⸗ 
teilung entſtanden find. Ein fo auf demokratiſcher Baſis durch 
Volkserhebung gegründeter Staat ſcheint in dieſen Tagen 
des vorwärtsdrängenden Sozialismus eine beſonders günſtige 
Gelegenheit für praktiſche Verſuche ſozialer Richtung zu 
bieten, weil er ungehindert durch Tradition tun kann, was 
ihm gefällt. Und tatſächlich hat man geglaubt, die Tſchecho⸗ 
ſlowakei ſei eine Art im Werden begriffener ſozialiſtiſcher 
Staat. 

Inwieweit dieſe Annahme gerechtfertigt iſt, werden wir 
aus folgendem ſehen. 

Die Tſchechen, eine kraftvolle, von ſtarkem Nationalge⸗ 
fühl durchdrungene Raſſe, ſind unter deutſcher Vorherrſchaft 
ſeit der Aufhebung der alten Unabhängigkeit Böhmens 
immer mehr oder weniger widerſpenſtig geweſen, und die 
führenden Geiſter ſahen ſchon ganz zu Beginn des Krieges 
die Gelegenheit zur Wiedererlangung dieſer Unabhängig⸗ 
keit — zwar nicht in der Form eines Königreiches, aber als 
Republik. Die erſte ruſſiſche Revolution im Jahre 1917 
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nährte ihre Hoffnungen und führte zu einer Erklärung, die 
ſich für eine Selbſtverwaltung, jedoch noch im Rahmen des 
öſterreichiſchen Kaiſerreiches ausſprach. Anfangs des Jahres 
1918 entwickelte ſich dieſer Wunſch zu einem Verlangen 
nach vollſtändiger Unabhängigkeit, das am 28. Oktober 
erfüllt wurde. Dieſer Schritt war ſchon lange vorbereitet 
geweſen, der neue Staat war bereit, ſich unter einem Natio⸗ 
nalrat, der ſchon im Sommer gebildet worden war, ſelbſt 
zu verwalten. Profeſſor Maſaryk, einer der ausgezeichnetſten 
und geachtetſten urteilsfähigen Sozialiſten, wurde zum Präſi⸗ 
denten erwählt und bekleidet dieſes Amt auch heute noch. 
Die Regierung war ein Koalitionskabinett, das nur in na⸗ 
fionalen Fragen einig war, die in allen andern politiſchen 
Problemen mitfpielen und die parlamentariſche Gruppierung 
außerordentlich verwirren. Die Hauptparteien find durch die 
Scheidung nach Tschechen und Deutſchen verdoppelt, überdies 
gibt es noch Ungarn, Slowaken und andre Parteien, alles in 
allem einige zwanzig. Die Richtung der Parteien wird alſo in 
der Praxis durch die nationalen und nicht durch die gewöhnlichen 
politiſchen Gegenſätze beſtimmt, obwohl auch ſolche beſtehen: 
folglich kann zwiſchen den Sozialiſten und Nichtſozialiſten 
das Gleichgewicht nicht in derſelben Weiſe hergeſtellt werden 
wie in andern Ländern. Die Regierung iſt immer von einer 
Koalition zweier tſchechiſchen Parteien, die eine Mehrheit 
in beiden Kammern der Nationalverſammlung haben, ge⸗ 
bildet worden. Eine davon waren immer die Scszialiſten. 
Aber außerhalb der Koalition gibt es andre nicht kſchechiſche 
Sozialiſten ſowie Kommuniſten. Beide Kammern werden 
nach dem allgemeinen Wahlrecht für Männer und Frauen 
gewählt, aber die Altersgrenze für die Wahlberechtigung 
iſt verſchieden. Für die Wahl der Abgeordneten der Kammer 
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iſt ſie mit 25 und für: die ee mit 35 Jahren 
kegeln 

Bei den e Baht im Jahre 1920 bien 
im Abgeordnetenhauſe die tſchechiſchen Koalitionsparteien 
164 Sitze, die übrigen Parteien 127, im Senat 88 
gegen 58. Die Koalition iſt aus fünf kſchechiſchen Parteien 
gebildet. Ihrer reſpektiven politiſchen Richtung nach von 
rechts nach links gereiht ſind es: 1. die Nationaldemokraten 
mit 22, 2. die Agrarier mit 42, 3. die Nationalſozialiſten 
mit 27, 4. die Klerikalen mit 21 und 5. die Sozialdemokra⸗ 
fen mit 32 Mandaten. Das ſind die Zahlen für das Jahr 
1920. Man wird bemerken, daß die Ssozialiſten zwar die 
größte Partei, aber in entſchiedener Minderheit gegen die 
übrigen Parteien ſind. Ebenſo war auch ihre Stellung im 
Senat. Innerhalb des Verbandes kann natürlich von einer 
ausgeſprochenen ſozialiſtiſchen Politik nicht die Rede ſein; 
ſelbſt wenn die tſchechiſchen Sozialiſten gemeinſam mit den 
deutſchen und ungariſchen eine Oppoſition gebildet hätten, 
wären ſie noch immer in einer entſchiedenen Minderheit ge⸗ 
weſen. Sie hätten dann ihren Einfluß noch weniger geltend 
machen können. Bei den letzten Wahlen im Jahre 1925 er⸗ 
litten ſie einen ernſten Rückſchlag; ſie verloren 23 von ihren 
52 Sitzen im Unterhauſe und 22 von ihren 36 Mandaten 
im Senat. Die deutſchen Sozialiſten hatten auch große Ver⸗ 
luſte zu verzeichnen. Sie kamen im Abgeordnetenhaus von 
30 Mandaten auf 17 und int Senate von 16 auf 9 Man⸗ 
date herab. Die Kommuniſten dagegen gewannen an Boden, 
doch von ihnen werde ich ſpäter ſprechen. Die ſtärkſte und 
unbeweglichſte Partei ſind die Landwirte, deren Stellung 
ſich auch im Jahre 1925 verbeſſerte. Es muß noch hinzuge⸗ 
fügt werden, daß der Verband jetzt auch eine ſechſte, zwar 
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kleine, aber ſtändig wachſende Partei ee Die unfer 
dem Namen Gewerbepartei bekannt iſt. - 

Tatſache iſt, daß der Sozialismus i in der Republik! in bie 
Minderheit gedrängt und in Abnahme begriffen iſt. Die 
tſchechiſchen Sozialiſten haben geholfen, den neuen Staat 
aufzubauen und zu befeſtigen, eine Aufgabe, bei der die 
Sozialreform eine ſehr wichtige Rolle ſpielte. Sie benutzten 
ihren Einfluß, um ſie nach ihren Wünſchen zu geſtalten, wie 
es auch die Sozialiſten in andern Ländern getan haben, aber 
Sozialismus und Sozialreform ſind, wie ich ſchon früher 
fagfe, zwei verſchiedene Dinge. Wahrſcheinlich kam die Vor⸗ 
ſtellung, daß dieſe Republik ein ſozialiſtiſcher Staat ſei, in⸗ 
folge zweier Maßnahmen auf, die in gewiſſem Sinne dieſen 
Anſchein erwecken. Es ſind dies die Bodenreform und die 
Vermögensabgabe; doch wenn man beide genau prüft, ſieht 
man, daß ſie nur den neuen Staat auf feſte Grundlagen 
ſtellen ſollten. Die Bodenreform ſtrebte eine weitgehende 
Aufteilung des Bodens an. Es ſollten Bauern und Klein⸗ 
häusler geſchaffen und Pächter mit Boden beteilt werden, 
wozu man Land von den außerordentlich großen Gütern 
ablöſte, die beſonders in der Slowakei ſehr zahlreich waren. 
Für die Verteilung des Landes war es bezeichnend, daß es 
nur eine verhältnismäßig geringe Zahl von mittleren Gü⸗ 
tern, dagegen ſehr viele kleine und zu viele große gab. 
Die Bodenfrage war durchaus nichts Neues, ſie hatte ſich 
ſchon vor Jahren fühlbar gemacht, und die Verhältniſſe 
waren wohl bekannt. Die außerordentlich ſtarke Auswan⸗ 
derung aus dieſen Ländern wurde dem Umſtande zugeſchrie⸗ 
ben, daß dieſe Frage nicht gelöſt war; für den neuen Staat, 
deſſen Wunſch es war, ſo ſtark wie möglich zu ſein, wurde 
ſie zu einer dringenden Angelegenheit. Er ſah in der Boden⸗ 
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refornt ein wirkſames Mittel, die Leute zu Hauſe zu halten 
und gleichzeitig den Staat in bezug auf l und 
landwirtſchaftliche Produktion zu ſtärken. 

Es wurde keine Zeit verloren und ſofort damit 17 
Das erſte darauf bezügliche Geſetz wurde von der National⸗ 
verſammlung am 9. November ıgı8 erlaſſen, was beweiſt, 
wie gut die Tſchechen auf ihre Selbſtändigkeit, die ſie erſt 
einige Wochen früher errungen hatten, vorbereitet waren. 
Dies Geſetz hieß Enteignungsgeſetz, obwohl es nur den 
Verkauf und die Verpfändung von regiſtriertem Landbeſitz 
ohne Einwilligung des Staates verbot. Es war eine Vor⸗ 
ſichtsmaßregel, denn die Regiſtrierung war noch nicht einmal 
durchgeführt worden. Dr. Edward Vondrufka bemerkt, daß 
„weder die Grundbeſitzer noch die Pächter jemals gewillt 
waren, auch nur einen kleinen Teil ihres Grundes zur Ver⸗ 
größerung der allerkleinſten Bauerngüter abzutreten, fie hätten 
im Gegenteil ihren Beſitz durch Kauf oder Pacht alles 
Landes, das ſie nur erhalten konnten, ſtändig vergrößert, 
während die gewöhnlichen Güter an Umfang immer mehr 
abnahmen.“ Es gab alſo keine Bewegung zugunſten einer 
freiwilligen Abgabe von Land, wie dies Jahre hindurch in 
Großbritannien der Fall war. Das erſte vorbereitende Ge⸗ 
ſetz ſollte die Umgehung der ſpäteren Maßnahmen verhin⸗ 
dern. Im April 1919 folgte ein zweites Geſetz, das die 
Enteignung auf Güter mit über 370 Acker (Morgen) bebau⸗ 
ken Landes oder mit einem Geſamtausmaße von 620 Acker 
beſchränkte. Güter, deren Umfang unter dieſen Grenzen 
lag, wurden den Beſitzern als Eigentum belaſſen, in man⸗ 
chen Fällen wurden ſogar 1280 Acker erlaubt. Die Aus⸗ 
arbeitung der Einzelheiten der Übergabe, der Entſchädigung 
und Verteilung wurde der nächſten Nationalverſammlung 
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überlaſſen, aber man begann Liſten anzulegen und übergab 
die Angelegenheit einem neuen zu dieſem N ins Leben 
gerufenen Amte, dem ſtaatlichen Bodenamt. 

All das waren jedoch nur vorbereitende Schritte Im 
Jahre 1920 wurde eine ganze Reihe von Geſetzen erlaſſen, 
die die verſchiedenen praktiſchen Seiten des Problems be⸗ 
handelten. Das Geſamtausmaß des in den Liſten eingetra⸗ 
genen Bodens betrug ungefähr 10 000.000 Acker oder 
28,2% des ganzen Flächenraums. Davon waren 6000 000 
Acker Wald und ungefähr 4000 000 Acker kulturfähiges 
Land, Wieſen, Weidegrund, Gärten, Weingärten, Bau⸗ 
plätze und Waſſer. Die Zahl der der Enteignung unterwor⸗ 
fenen Güter betrug 1730. Davon gehörten einige der Kirche 
und andern Körperſchaften. Das enteignete Land ſollte 
mehreren Gattungen von Empfängern zugeteilt werden. Die 
meiſten der Beteilten waren Einzelperſonen wie kleine 
Landwirte, Kleinhäusler, kleine Gewerbetreibende, landwirt⸗ 
ſchaftliche und Waldarbeiter, geweſene Soldaten, Kriegs⸗ 
invalide und Hinterbliebene von Gefallenen. Dann erhielten 
Vereine, die ſich aus den eben genannten Kreiſen gebildet 
hatten, Land, ferner auch gemeinnützige Geſellſchaften und 
Organiſationen. wie Baugenoſſenſchaften, landwirtſchaft⸗ 
liche und Handelsgenoſſenſchaften, Gemeinden, wiſſenſchaft⸗ 
liche und menſchenfreundliche Körperſchaften. Für die Be⸗ 
feilung der einzelnen war der Grundſatz maßgebend, daß 
jeder ſoviel Boden erhalten ſolle, daß er ſich ſelbſt erhalten 
könne. Dafür wurden je nach der Güte des Bodens 15 
bis 25 Acker kulturfähiges Land als hinreichend erachtet. 
Es wurde Vorſorge getroffen, daß Kredite erhältlich waren, 
und Bedingungen geſtellt, die einen Mißbrauch oder eine 
Vernachläſſigung des Bodens ausſchloſſen. Die Entſchädi⸗ 
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gung für die enteigneten Beſitzer ſollte nach dem Durch⸗ 
ſchnittspreis berechnet werden, der in den Jahren 1913 
bis 1913 bei freihändigen Verkäufen von Land in einem 250 
Acker überſteigenden Ausmaße gezahlt wurde. Überdies wur⸗ 
den je nach der Größe in genau feſtgeſetzten Abſtufungen 
Abſchläge und andre beſondere Formen der Schäßzimg be⸗ 
ſtimmt. 

Es gab bei Abwicklung dieſer außerordentlich verwickelten 
Angelegenheit noch eine Menge andrer Einzelheiten zu beach⸗ 
ten, mit denen ich mich aber hier unmöglich näher befaſſen 
kann. Zur Kennzeichnung dieſer Geſetzgebung und ihres 
Zieles iſt wohl auch ſchon genug geſagt worden. Die 
Vorbereitungen brauchten viel Zeit und mit der eigentlichen 
Durchführung wurde erſt im Jahre 1921 begonnen. Ende 
1923 jedoch waren 426000 Acker Kulturland enteignet und 
117 152 Bewerbern zugeteilt worden, von denen 62.812 
Bauern waren, 32705 den verſchiedenſten Berufen ange 
hörten und 21635 vorher gar keinen Boden beſeſſen hatten. 
Von den Beteilten waren 98,60% einzelne Perſonen und 
nur 1,4% Genoſſenſchaften. Es kamen die kleinen Land⸗ 
wirfe an erſter, Gewerbetreibende und Handwerker an zweiter, 
landwirkſchaftliche Arbeiter an dritter (10%) und Induſtrie⸗ 
arbeiter an vierter (8% ) Stelle. Dazu waren noch 280 000 
Acker zur Abrundung kleiner Güter angewieſen worden. 
Das Verfahren nimmt ſeinen Fortgang, aber es ſind dies 
die letzten Daten, die ich erfahren habe. Die Beſiedlung, 
die überall in Mitteleuropa zu einer drängenden Frage ge⸗ 
worden iſt, wurde durch die Niederlaſſung von 593 Fami⸗ 
lien in zwanzig Kolonien gefördert. Man hatte es nicht 
für möglich befunden, Waldland auf kleine Beſitzer aufzu⸗ 
keilen, weil ein kleiner Anteil kein genügendes Erträgnis 
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zum Leben bietet, die Zerſtückelung des Waldes aber fein 
Verderben bedeutet hätte. Die Natur hat eben auch etwas 
in dieſer Angelegenheit mitzureden. 

Ein eingehender Bericht über die Boden r Geſethe 
und ihre Durchführung wurde im Juli und Auguſt des 
Jahres 1928 in „The International Labour Review“ 
veröffentlicht. Ich entnehme dieſen ſehr lehrreichen Abhand⸗ 
lungen einige Stellen, die ſich mit den Schwierigkeiten, 
auf die die Bodenreform ſtieß, und deren ſozialen Wirkun⸗ 
gen befaſſen. 

Es iſt leicht einzuſehen, daß die gewaltigen Ap g 
die das Bodenreformgeſetz mit ſich brachte, kaum durchge⸗ 
führt werden konnten, ohne großen Schwierigkeiten zu be⸗ 
gegnen. Die ummittelbarſte Verlegenheit war zweifellos die 
Beſchäftigungsloſigkeit der Perſonen, die durch die Teilung 
der Güter um ihr Brot gekommen waren. Aber ſie war 
ſchließlich nur eine vorübergehende und nicht die größte 
Schwierigkeit. 

Wenn ein großes Gut erworben und aufgeteilt wird, ſo 
iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Frage der bisher dort Ange⸗ 
ſtellten ſchwierig wird. Beſonders iſt das der Fall, wenn 
ſolche Leute durch ein langes, teures Studium an einer 
landwirtſchaftlichen Hochſchule ſich beſondere Erfahrung in 
der Verwaltung oder in kechniſchen Fragen erworben haben. 
Nach der Aufteilung des Großgrundbeſitzes finden ſolche 
Perſonen kein Unterkommen und kein Betätigungsfeld für 
ihre Fähigkeiten mehr. Aber auch der gewöhnliche Landar⸗ 
beiter iſt fchlinmm daran. Das hat ſich in der Tſchechoſlowakei 
gezeigt... Nirgends haben ſich größere Schwierigkeiten 
fühlbar gemacht, als in bezug auf dieſe Angeſtellten, denen 
die Reform die Lebensſtellung geraubt zu haben ſchien. 
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Es wurden große Anſtrengungen gemacht, um der Lage 
gerecht zu werden. Das erſte große Bodenreform⸗Geſetz vom 
Jahre 1919, in dem die Grundzüge der Beſitzübertragung 
feſtgelegt ſind, beſagt, daß ſpäter beſondere Fürſorgemaß⸗ 
nahmen für die Perſonen getroffen werden ſollen, die durch 
die Enteignung der Güter ihre Stellung verloren haben. 
Seither iſt nun eine ganze Reihe von Geſetzen erlaſſen wor⸗ 
den, die die Vorkehrungen „ dieſer Perſonen be⸗ 
ſtändig erweitern und verbeſſern . 

Bis Ende 1924 ſind Weh 371 400 ſolcher Fälle er⸗ 
ledigt worden. ro 130 Perſonen (32,3%) haben neue An⸗ 
ſtellungen erhalten, 1370 (4,4%) find penſioniert worden, 
7135 (22,7 % ) haben Boden zugeteilt befommen und 12 722 
(40,6%) find. mit Geld abgefertigt worden. Diefe Zahlen 
zeigen, daß gut über die Hälfte der durch die Bodenreform in 
ihren Stellungen betroffenen Perſonen eine zweifellos ſtän⸗ 
dige Verſorgung erhalten haben, wenn man eine Zuweiſung 
von Boden als ſolche anſehen will. Es bleiben jedoch noch 
die 40,6%, die nur eine Summe Geldes erhalten haben. 
Ihr Schickſal wird noch lange eine große Sorge bleiben, 
da der Arbeitsmarkt ſie nicht ſo raſch aufzuſaugen vermag, 
beſonders weil die Klaſſe von gewöhnlichen Landarbeitern, 
die dieſe Form von Entſchädigung erhalten hat, ſehr groß 
iſt 

Die Landwirtſchaft iſt eine Betriebsart, in der die Zahl 
der Arbeiter dem Ausmaß der Arbeit beſonders ſorgfältig 
und genau angepaßt ſein muß. Eine nur fallweiſe oder 
ſchlecht berechnete Verwendung von Arbeitskräften kann das 
größte Unheil anrichten ... Jede plötzliche allgemeine Ver⸗ 
änderung in einem ausgedehnten landwirtſchaftlichen Syſtem 
wird mit Bezug auf Aupaſſung der vorhandenen landwirt⸗ 
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ſchaftlichen Arbeitskräfte an geänderte Anforderungen ganz 
ungewöhnliche Schwierigkeiten mit ſich bringen. Nun hat 
aber gerade ein ſolcher plötzlicher und weitreichender Um⸗ 
ſchwung in ganz Oſt⸗ und Mitteleuropa Platz gegriffen. 
Der Großgrundbeſitz iſt auf ein Minimum zuſammengeſchmol⸗ 
zen, und an ſeine Stelle ſind die kleinen Landwirte getreten. 
Wenn ein ſolch durchgreifender Wandel ſich aufs Geratewohl 
vollzöge, würde er nur Unheil anrichten. Er muß, wie es 
geſchehen iſt, den Verhältniſſen angepaßt werden, fo daß ein 
genau eingerichteter neuer organiſcher Aufbau den alten 
erſetzt. Das beſte neue Gefüge iſt in einem ſolchen Falle 
eine Genoſſenſchaft, da ihre Zuſammenſetzung ſie befähigt, 
die vorhandenen Arbeitskräfte den ſich ergebenden Aufgaben. 
angupaffen. Sie allein iſt heute dazu imſtande. N 

Im allgemeinen treffen dieſe Bemerkungen auch auf die 
Kapitalverſorgung zu. Die Landwirtſchaft iſt nicht nur 
ſchwerfällig bei der Bildung und Aufnahme des Arbeiter⸗ 
nachwuchſes, ſondern auch bei der Bildung oder Abſtoßung 
von Kapital... Der Übergang von großen Gütern auf 
kleine bedeutet auch hier einen ungeheuren Wandel, der 
erhebliche Schwierigkeiten mit fi) bringt. Die Klaſſe der 
bäuerlichen Beſitzer iſt gewöhnlich ohne Kapital... Die 
Lage des neuerſtandenen kleinen Landwirtes iſt ſehr un⸗ 
günſtig. Er iſt ſchlimmer daran als In Kamerad, der. Indu⸗ a 
ſtriearbeiter. 

Er kann nicht ohne Kapital be Es i Die unesläß- 
liche Vorbedingung für feinen Fortbeſtand. Nach einem 
finanziellen Zuſammenbruch kann er keinen neuen Arbeit⸗ 
geber finden, weil er ſelbſt ſein eigener Brotherr iſt. Ein 
einziges ſchlechtes Jahr kann ihn völlig zugrunde richten 
Dieſe außerordentlich gefährliche, geradezu grauſame Lage 
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hat die Aufmerkſamkeit jedes Schriftſtellers, der in letzter 
Zeit über landwirtſchaftliche Reformen ſchrieb, erregt. Auch 
hier verdient die gemeinwirtſchaftliche Bewegung berechtig⸗ 
terweiſe den Vorzug. 

Die beiden Schwächen der Landwirtſchaft — ihr Kapi⸗ 
falhunger und ihre Schwerfälligkeit bei Beſchaffung von 
Arbeitskräften — ſprechen laut zugunſten einer Organiſa⸗ 
tionsform, die imſtande iſt, trotz alledem ihr Eigentum zu 
erhalten. Man wird erſt ſehen, ob ein gemeinwirtſchaft⸗ 
licher Zuſammenſchluß ſchließlich die notwendige Kraft und 
Geſchicklichkeit dazu aufbringen wird. 

Die Zahl der bisher beſtehenden gemeimriktſchafflichen 
Geſellſchaften iſt gewiß nicht groß... Vom Jahre 1922 
bis zum 1. Mai 1925 iſt die Bildung von insgeſamt 
97 Genoſſenſchaften angemeldet worden. Von dieſen beſtehen 
35 mit zuſammen 868 Mitgliedern aus Gruppen von Land⸗ 
arbeitern, die früher auf ſeither enteigneten Gütern beſchäf⸗ 

tigt waren und jetzt ihren Beſitz gemeinſam bearbeiten; 

II arbeiten nach dem Syſtem der privaten Landwirtſchaft; 
6 beſtehen aus geweſenen Soldaten; 2 ſind mit einem 
Konſumwverein in Verbindung; 35 dienen dem Zwecke, indu⸗ 
ſtrielle Unternehmungen zu betreiben (Deſtillationen, Kon⸗ 
densmilch⸗ und Käſefabriken uſw.); 4 dienen Bau⸗ und Be⸗ 
ſiedlungszwecken; 4 find Kreditgenoſſenſchaften 

Ungefähr 16% aller in der Landwirtſchaft tätigen Per⸗ 
ſonen, deren Geſamtzahl ungefähr 400 o00 beträgt, haben 
aus der Bodenreform Nutzen gezogen... Die Reform hat 
ſich erſichklicherweiſe zugunſten jener Klaſſe ausgewirkt, die 

vorher entweder gar keinen oder doch nur völlig unzuläng⸗ 
lichen Grund beſaß. Bis Ende April 1924 gehörten 93% 
aller Perſonen, die aus der Regelung der Bodenfrage Nut⸗ 
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zen gezogen hatten, zu dieſer Klaffe; nur 7% hatten ſchon 
früher Güter über 5 Hektar Ausmaß... Man ſchätzt, daß 
ſchon mehr als die Hälfte aller Großgrunbbefige see 
worden ift.. 

Die Fiunnggebakung: bei der Bodenreform war ober 
digerweiſe ſehr verwickelt. Alle Gelder haben durch die 
Hand eines Zentral⸗Entſchädigungsfonds zu gehen, der wäh⸗ 


rend der erſten 3 Jahre feines Beſtehens aus nach ro Jahren N 


rückzahlbaren Darlehen in der Höhe von 180 000 000 Kro⸗ 
nen gebildet worden iſt. Kredit wird in weitem Ausmaße 
und zu ſehr günſtigen Bedingungen gewährt. Alle Kredit⸗ 
geſchäfte werden jetzt von einer eigenen, im Herbſte des 
Jahres 1924 ins Leben gerufenen Bank durchgeführt. Im 
ganzen ſind ſtaatliche Kredite in der Höhe von ungefähr 
80000000 Kronen ausgegeben worden, während Privat⸗ 
banken die Verantwortung für weitere 50 000 000 über⸗ 
nommen haben. Die Bodenreform ſteht nunmehr bereits auf 
eigenen Beinen. 

Der nächſte zu unternehmende Schritt wird es ſein, die 
Bodenreform dadurch zu ergänzen, daß man e ver· 
teilten Grundbeſitz neu zufammenfügt. 

Man ſchätzt, daß gegenwärtig nicht mehr. als 10% aller 
Grundſtücke richtig und zweckentſprechend verteilt find. Das 
Wiederzuſammenfügen unzuſammenhängender Grundparzel⸗ 
len aber iſt für eine richtige Bewirtſchaftung unerläßlich. 
Weitere Probleme ſind: die Befeſtigung der Lage des neuen 
Grundbeſitzers, ſeine Erziehung, ſein Verhältnis zu ſeines⸗ 
gleichen und zu ſeinen Angeſtellten (wenn ſolche vorhanden 
ſind) ſowie zu 1 e 5 die nn en 
Beten: i 
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Dieſes Bodengeſetz war unleugbar ein arger Eingriff in 
das Recht privaten. Beſitzes, und ‚fein Erfolg iſt durchaus 
noch nicht geſichert. Die Vermehrung der Zahl privater Be⸗ 
ſitzer aber, die hier auch de jure und nicht nur de facto er- 
folgt iſt wie in Rußland, kann nicht als eine Annäherung 
an den Sozialismus angeſehen werden, der ja die Abſchaf⸗ 
fung jeglichen Privatgrundbeſitzes fordert. In einem von 
der Druckerei der Sozialdemokratiſchen Partei herausge⸗ 
gebenen Buche („Die Genoſſenſchafts⸗Landwirtſchaft und 
die Bodenreform“) legk ein tſchechiſcher Abgeordneter, Herr 
F. Modracek, dar, daß die gemeinwirtſchaftliche Bewegung 
in der Landwirtſchaft und die Betriebsräte in der Induſtrie 
einen bedeutungsvollen moraliſchen Sieg über die alten 
unfruchtbaren Theorien des Staatsſozialismus und der Ver⸗ 
ſtaatlichung vorſtellen, eine Auſicht, die auch von Profeſſor 
Macek geteilt wird. f 

Die Vermögensabgabe war eine andre, durch die beſon⸗ 
dere Lage der neugeformten Republik notwendig gewordene, 
Maßnahme. Der junge Staat brauchte große Summen 
Geldes, um feine finanziellen Beziehungen zu Oſterreich zu 
löſen, andre Verpflichtungen zu erfüllen und ſeinen eigenen 
Bedürfniſſen gerecht zu werden. Das im April 1920 an⸗ 
genommene Geſetz iſt — wie man ſich vorſtellen kann — 
ſehr umfangreich und außerordentlich verwickelt. Es betraf 
alle. ſeit mehr als 1 Jahre im Lande lebenden Perſonen mit 
Ausnahme fremder Diplomaten und Konſularbeamten und 
allen Beſitz tſchechoſlowakiſcher Staatsangehöriger in frem⸗ 
den Ländern mit Ausnahme ſolcher Vermögen, die in den 
Wohnſtaaten ſelbſt ähnlichen Geſetzen unterlagen. Unter⸗ 
worfen war dem Geſetze jegliches Vermögen inn Werte von 
über 10000 Kronen, ob es nun aus beweglichen oder unbe⸗ 
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weglichen Beſitztümern beſtand, ob es Gewinn brachte oder 
nicht. Haushaltgerätſchaften, Kleider und Gegenſtände des 
perſönlichen Bedarfes wurden nebſt einigen wenigen andern 
Dingen freigegeben. Die Grundlage für die Einſchätzung bil⸗ 
dete der Marktpreis der Gegenſtände, und als Handhabe 
zur Beſtimmung dieſer veränderlichen und elaſtiſchen Größe 
waren ſehr ausführliche Tabellen über den Wert der ver⸗ 
ſchiedenſten Dinge ausgearbeitet worden. Das Ergebnis der 
Maßregel war eine Enttäuſchung, und heute ſpricht man 
nur mehr wenig von der Vermögensabgabe, obwohl ſie noch 
immer eingehoben wird. Die Regierung hatte erwartet, 
10000000000. Kronen hereinzubringen, erzielte jedoch nur 
etwa die Hälfte dieſes Betrages. Die Schwierigkeiten der 
Einſchätzung und Einhebung hatten ſich als viel größer er⸗ 
wieſen, als man angenommen hatte. Das Geld ſchien, wie 
Präſident Maſaryk ſagte, zu verſchwinden. Bankiers konn⸗ 
ten mit Hilfe von Valutamanipulationen bezahlen, aber die 
Grundbeſitzer konnten es nicht, und man kann es ſich kar⸗ 
ſächlich kaum vorſtellen, wie die Vermögensabgabe mit der 
Agrargeſetzgebung nicht hätte in Konflikt geraten ſollen. 
Den verſchiedenen ſtaatlichen Unternehmungen in der 
Tſchechoſlowakei widerfuhr das gleiche Schickſal wie in an⸗ 
dern Ländern, von denen ſchon geſprochen wurde. Im ver⸗ 
gangenen Jahre ſind nachbenannte von der ſtaatlichen Kon⸗ 
trolle befreit und unter ſelbſtändige Verwaltungen geſtellt 
worden, um nach kaufmänniſchen Grundſätzen weiterge⸗ 
führt zu werden: Bergwerke, Forſte, Bäder, Staatsdruk⸗ 
kereien, Amtsblätter, das Preſſebüro, das Tabakmonopol, 
die Staatslotterie, die Münze, Staatsbanken, Eiſenbahnen 
und die Poſt. Die Bahnen ſind faſt alle im Beſitz des 
Staates, der etliche Privatbahnen aufgekauft hat: Das iſt 
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die hauptſächliche oder eigentlich einzige Annäherung an den 
Sozialismus, die ich feſtzuſtellen vermochte. Anderſeits hat 
die Koalitionsregierung die Politik aufgenommen, umfaſ⸗ 
ſende und wichtige Geſetze zur Durchführung ſozialer Re⸗ 
formen zu erlaſſen. Wie ich ſchon bemerkt habe, hat ſich 
hauptſächlich auf dieſem Gebiete eine nützliche Mitwirkung 
der ſozialdemokratiſchen Kabinettsmitglieder bemerkbar ge⸗ 
macht. Beſonders der Miniſter für Sozialreform, Dr. L. 
Winter, hat ſich durch ſein Wirken allgemeine Anerkennung 
erworben und ſcheint ſich größter Achtung zu erfreuen. Dr. 
Joſeph Gruber erklärt, daß „für die Geſetzgebung der 
kſchechoſlowakiſchen Republik hauptſächlich die Sozialpolitik 
charakteriſtiſch iſt“. Und zweifellos iſt das auch der Fall. 
Das Land hat an der Welle ſozialer Geſetzgebung, die ſeit 
dem Kriege über den größten Teil des Kontinents gelaufen 
iſt, ſeinen vollen Anteil gehabt, und die Rückſtändigkeit der 
früheren Verhälkniſſe hat feine Aufgabe nur noch erſchwert. 
Neue Staaten, die mit der Einführung einer ſozialen Geſetz⸗ 
gebung beginnen, genießen den Vorteil, daß ſie das Beiſpiel 
andrer Länder, beſonders Großbritanniens, vor ſich haben, 
leiden aber dafür unter dem Nachteile, daß ſie große Rück⸗ 
ſtände wettzumachen haben, daher zu viele Neuerungen auf 
einmal einführen müſſen. Das Tempo wird dabei leicht ein 
zu raſches; auch die Tſchechoſlowakei iſt dieſem Schickſale 
nicht enkgangen. Dr. Gruber gibt zu, daß man einzelne Pro⸗ 
bleme in zu rather Weiſe gelöſt habe, und infolgedeſſen 
nachträglich in aller Eile made Anderung n 
mußte. 
Doch haben ſich die Tſchechoſlowaken e gut 
gehalten und in den letzten zwei Jahren ihr Land wirk⸗ 
ſchaftlich ſehr in die Höhe gebracht, nachdem es vorher alle 
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Nöte der Inflation, ungeordnete Verhältniſſe, wirtſchaft⸗ 
liche Depreſſion, Arbeitsloſigkeit, große Streiks uſw. durch⸗ 
gemacht hatte. Die Arbeitsloſigkeit war zu Beginn des Jah⸗ 
res 1923 am größten. Um dieſe Zeit gaben die amr⸗ 
lichen Berichte die Zahl der Arbeitsloſen mit 441 076 bei 
einer Geſamtbevölkerung von nur 13 500 000 Menſchen an. 
Nachher fiel die Zahl der Unbeſchäftigten immer mehr und 
mehr, bis im Jahre 1924 nur mehr 81 040 gemeldet waren. 
Seither hat ſich eine weitere Beſſerung ergeben. Ich ſehe 
keinen Grund, warum das Land nicht in hohem Maße auf⸗ 
blühen ſollte. Es beſitzt große natürliche Reichtümer in ſei⸗ 
nem Ackerland, ſeinen Forſten, Kohlengruben, Eiſen⸗ und 
andern Bergwerken, außerdem aber eine Reihe hochentwik⸗ 
kelter Induſtrien und vor allem eine tatkräftige und pa 
tiſch veranlagte Bevölkerung. 

Das einzige, was die nunmehr vor ſich gehende friedliche 
Entwicklung ſtören könnte, wäre ein Angriff von ſeiten des 
Kommunismus. Dieſer war in der Tſchechoſlowakei immer 
ſtark, vielleicht weil die auf die Lostrennung von ſterreich 
gerichteten Beſtrebungen ſtark von der ruſſiſchen Revolution 
beeinflußt waren. Eigentlich hätte man aber nach dem Ver⸗ 
halten der tſchechiſchen Legionäre, die im Sommer 1918 
ganz Sibirien und große Teile des europäiſchen Rußland 
von den Bolſchewiken befreit haben, das Gegenteil erwarten 
können. Im Jahre 1919 war der. Kommunismus ſtark ge⸗ 
nug, um ſich nach ruſſiſchem Beiſpiel einiger Fabriken zu 
bemächtigen. Die Arbeiter ergriffen damals Beſitz von die⸗ 
ſen Werken und wollten, daß die Arbeitgeber ſie nach ihren 
Weiſungen weiterbetrieben. Der Verſuch ging ſo wie in 
Rußland daneben, und die Arbeiter fügten ſich freiwillig 
wieder in die alte Ordnung. Dennoch wurde die kſchechoſlo⸗ 
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wakiſche Kommuniſtiſche Partei im Jahre 1920 von Mos⸗ 
kau auf 360 000 Mitglieder veranſchlagt, was für ein 
ſo kleines Land eine ungeheure Ziffer iſt. Bei den Wahlen 
jenes Jahres errangen die Kommuniſten 27 Sitze im Ab⸗ 
geordnetenhaus und 7 im Senat; letztes Jahr erhöhte ſich 
-die von ihnen gewonnene Mandatszahl ſogar auf 41, be⸗ 
ziehungsweiſe 20 — offenbar auf Koſten der Sozialdemo⸗ 
kraten. Das ſcheint die gewöhnliche Strömung nach links 
anzuzeigen, doch beſteht kein Grund zur Annahme, daß ſie 
wirklich gefährlich werden könnte. Die Stimmabgabe für 
kommuniſtiſche Kandidaten iſt eben eine Art, ſeine Unzufrie⸗ 
denheit auszudrücken, welche Urſache ſie auch immer haben 
mag. 555 a 

Auf dem Kongreß der kommuniſtiſchen Gewerkſchaften im 
Januar 1926 wurde feſtgeſtellt, daß die Mitgliederzahl im 
Jahre 1924 161 497 betrug. Spätere Daten wurden nicht 
gegeben. Anderſeits hatten um dieſelbe Zeit der Verband 
der Tſchechoſlowakiſchen Gewerkſchaften 343 733, der Ver⸗ 
band der deutſchen Gewerkſchaften 220 576 und der Ver⸗ 
band der Nationalſozialiſten 330 ooo Mitglieder. Der Kom⸗ 
muniſtenflügel iſt daher verhältnismäßig ſchwach, und er 
ſcheint ſich hauptſächlich mit Fragen der Sozialreform zu 
befaſſen. Auf dem Kongreſſe wurden unter andern fol⸗ 
gende Forderungen beſchloſſen: allgemein verbindliche Kol⸗ 
lektivverträge; Mindeſtlöhne für alle Induſtriezweige; Ar⸗ 
beits⸗Gerichtshöfe; den Betriebsräten ſind größere Befug⸗ 
niſſe zu erteilen; die Sozialverſicherung hat Unfälle und 
Arbeitsloſigkeit in ſich zu begreifen und iſt auf alle Klaſſen 
von Arbeitern auszudehnen; der Arbeitsloſenfond iſt von 
Perſonen, die an der Verſicherung teilnehmen, ſelbſtändig zu 
verwalten; das Ghenter Syſtem freiwilliger Verſicherung 
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iſt abzuſchaffen, bis zur Einführung eines neuen Syſtems hat 
der Staat alle Unterſtützungen auszuzahlen; die Verſiche⸗ 
rung iſt zu erhöhen; es ſind mehr freie Tage zu e 
die indirekte Beſteuerung iſt abzuſchaffen). 

Mit einem Worte, ein Programm fachlich Rabl 
kaler. 

Ich ſchließe das Kapitel mit der Wiedergabe ae 
der Ausführungen des Grafen Ledebur, eines kſchechoſlo⸗ 
wakiſchen Grundbeſitzers, über die Lage in der Republik: 

„Die Demokratie in den Dſtſtaaten entſpricht im allge⸗ 
meinen nur ſehr wenig der Vorſtellung, die man ſich in den 
weſtlichen Ländern davon macht. In der Tſchechoſlowakei iſt 
der demokratiſche Gedanke ſowohl von ſozialiſtiſchen als auch 
von nationalen Strömungen ſtark beeinflußt worden. Der 
tſchechiſche Sozialismus iſt nämlich ſelbſt ſehr national ge⸗ 
ſinnt. Ein weitgehender Nationalismus kann in Ländern, 
die wie die tſchechoſlowakiſche Republik von verſchiedenen 
Nationen bevölkert ſind, immer nur einſeitig ſein. Ein ſol⸗ 
cher nationaler Chauvinismus entſpricht nicht dem Staats⸗ 
intereſſe, wie dies in einem Staate mit einheitlicher Bevöl⸗ 
kerung der Fall wäre. Da die Tſchechen nur ungefähr die 
Hälfte der Geſamtbevölkerung des Staates ausmachen, kann 
ihr Nationalismus nicht demokratiſch im allgemein üblichen 
Sinne des Wortes genannt werden; die Erfahrung hat im 
Gegenteil höchſt bedauerlicherweiſe gelehrt, daß er zu ſelbſt⸗ 
herrlichen Maßnahmen gegen die andern Nationalitäten der 
Republik führt. 

Es iſt richtig, daß die ſozialittiſhen Parteien in Teer 
Zeit Anhänger verloren haben, und daß ſich dies bei den 
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letzten Wahlen deutlich gezeigt hat. Der Geiſt des Sozialis⸗ 
mus aber herrſcht unabhängig von der Politik der einzelnen 
Parteien immer noch in fo hohem Maße vor, daß die wirt⸗ 
ſchafkliche Entwicklung durch ihn gefährdet erſcheint; um 
ſo mehr, als die ſozialiſtiſchen Tendenzen durch nationale 
Erwägungen nicht gemildert, ſondern eher verſtärkt werden. 
Es iſt richtig, daß die Sozialreform in der Tſchechoſlowakei 
viel dadurch gewonnen hat, daß fie fi) von ſozialiſtiſchen 
Ideen beeinfluſſen ließ. Doch hat der Sozialismus in der 
Tſchechoſlowakei in allen wirtſchaftlichen Fragen ebenſo⸗ 
viel Schaden angerichtet wie in allen andern Ländern, wo 
Verſuche damit angeſtellt worden find. Ganz befonders 
ſchädlich waren alle Arten von Maßregeln, die gegen die 
Unverletzlichkeit des Eigentumsrechtes verſtießen. Unter die⸗ 
ſen ſind die Bodenreformgeſetze die auffälligſten. 

Die kſchechoſlowakiſche Bodenreform kann nicht mit der 
von Stolypin in Rußland vor dem Kriege durchgeführten 
Reform verglichen werden. Dieſe ging dahin, den gemein⸗ 
ſamen Grundbeſitz (Mir) in privaten zu verwandeln, wäh⸗ 
rend die tſchechiſchen Geſetze in ihren Hauptgrundſätzen eher 
den von Lloyd George für England vorgeſchlagenen Refor⸗ 
men gleichen. Nur beſteht der Unterſchied, daß es in der 
Tſchechoſlowakei keine Moore, keine großen Parks und keine 
Wieſen gibt, die ſich in Ackerboden verwandeln ließen, und 
daß die Entſchädigung, die hier für enteignete Güter bezahlt 
wird, nicht einmal ein Sechſtel oder ein Achtel des wirk⸗ 
lichen Wertes der Ländereien beträgt. Die Bodenreform in 
der Tſchechoſlowakei zielt darauf ab, die hochkultivierten 
Landwirtſchaften des Großgrundbeſitzes aufzuteilen und zu 
zerſtückeln. Die Ergebniſſe machen ſich ſchon fühlbar: die 
landwirtſchaftliche Produktion geht zurück. 
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In den von nationalen Minderheiten bewohnten Gebie⸗ 

ten wurde das Land überhaupt nicht aufgeteilt, ſondern an 
Anhänger der tſchechiſchen Regierungsparteien zu niedrigen 
Preiſen verkauft. Angehörige der nationalen Minderheiten 
haben bis zum letzten Jahre nur 2% vom aufgeteilten Lande 
erhalten, die Angehörigen der tſchechiſchen Mehrheit dagegen 
98%. Es iſt ſogar von ſtaatlichen Funktionären offen er⸗ 
klärt worden, daß der Zweck der Bodenreform nicht in ſozia⸗ 
len oder wirtſchaftlichen, ſondern in rein nationalen Be⸗ 
ſtrebungen zu ſuchen ſei. 

Es ſind nur ſehr wenige Heimſtätten errichtet eben, 
da es an Geldmitteln fehlt. Freilich hat ſich die Zahl der 
Landbeſitzer erhöht, aber nur die wenigſten davon können 
ſich ſelbſt erhalten. Ein Bauer, der ſich ſelbſt erhalten ſoll, 
muß wenigſtens 4 bis 5 Hektar Landes fein Eigen nennen, 
wogegen die am£lichen Statiſtiken beſagen, daß die Zuwei⸗ 
ſungen im Durchſchnitt nicht mehr als 158 Hektar pro Köpf 
betrugen. 

Die den durch die Bodenreform um ihre Stellung gekom⸗ 
menen Angeſtellten und Arbeitern ausgezahlten Abfindungen 
ſind völlig unzureichend. Sie betrugen im Durchſchnitt nicht 

mehr als den Jahreslohn. Viele von dieſen u I in 
ſehr traurige Verhältniſſe geraten. 

Der durch die Bodenreform angerichtete woraliſche Scha⸗ 
den iſt ebenfalls ſehr groß. Sie hat die Grundlagen von 
Geſetz und Recht erſchüttert. So gibt es beiſpielsweiſe eine 
ganze Menge von Leuten, die meinen, daß die Verwandt⸗ 
ſchaft mit politiſch hervorragenden Perſönlichkeiten oder die 
Zugehörigkeit zu gewiſſen politiſchen Parteien ſie zur leichten 
Bereicherung auf Koſten des rn vollkommen be⸗ 
rechtige. 
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Auch das Geſetz über die Vermögensabgabe ſchießt weit 
über das Ziel, beſonders was die Wertzuwachsſteuer anbe⸗ 
langt. Dieſe beſteuert einen ſcheinbaren Zuwachs des Ver⸗ 
mögens, der in Wirklichkeit nur durch das Anſteigen der 
Preiſe infolge der Geldentwertung entſtanden iſt. Zur Zeit, 
da die Vermögensabgabe feſtgeſetzt wurde, ſtand die Tſche⸗ 
chenkrone in Zürich auf 7 bis 8 Centimes. Bisher ſind un⸗ 
gefähr 6 Milliarden Kronen als Vermögensabgabe einge⸗ 
zahlt worden. Da aber die Tſchechenkrone heute auf 15,5 
Centimes ſteht, ſtellt dieſe Summe von 6 Milliarden eine 
viel höhere Summe Goldes dar, als man im Jahre 1920 
als Geſanitergebnis der Vermögensabgabe e 
gehofft hatte. 

Die Beſteuerung des Wertzuwachſes ſteigt bis zu 400% 
der Differenz zwiſchen dem Vermögenswerte vom Jahre 
1914 und dem von 1919 an. So zum Beiſpiel konnte eine 
Maſchine, die im Jahre 1914 etwa 50000 Kronen gekoſtet 
hatte, im Jahre 1919 mit 200 000 Kronen bewertet wer⸗ 
den. Und trotz der durch vierjährigen Gebrauch bewirk⸗ 
fen Abnützung der Maſchine wurde in dieſem Falle die 
Summe von 150000 Kronen als Grundlage für die Be⸗ 
rechnung der Wertzuwachsſteuer genommen. 

Finanzielle und wirtſchaftliche Experimente dieſer Art 
hätten nicht ohne die allerübelſten Folgen vorgenommen wer⸗ 
den können, wenn die ee nicht ein fo beſonders 
reiches Land wäre. 

Der von der ſozialiſtiſchen Partei in der Tſchechoſlowakei 
verlorene Boden wurde teilweiſe von den Kommmniſten ge⸗ 
wonnen, die aus den letzten Wahlen mit 41 Mandaten als 
die zweitſtärkſte Partei der Republik hervorgegangen ſind. 
Der Kommunismus findet viel Anhang unter den landwirt⸗ 
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ſchaftlichen Arbeitern und unter den kleinen Landwirten, 
deren Hoffnungen durch die Durchführung der Bodenreform 
zunichte gemacht wurden; ſie dient eben nicht den allgemei⸗ 
nen Intereſſen, Bo nur zur e gewiſſer Per⸗ 
ſonen. 

Zweifellos werden viele Jahre vergehen müſſen, ehe die 
junge Republik die bedauerlichen Folgen dieſer Fehler über⸗ 
wunden haben wird. 


VII. Kapitel 


Dänemark 


Daß ich Dänemark in dieſe Studie aufnehme, geſchieht, 
weil dort ſeit April 1924 — das iſt ſeit mehr als zwei 
Jahren — ein ſozialiſtiſches Kabinett mit Herrn Stauning an 
der Spitze im Amte iſt. Es iſt erwas wie Ironie dabei, denn 
in keinem Lande Weſteuropas ſind ſo wenig die Bedingun⸗ 
gen gegeben, von denen man nach den gebräuchlichen Theo⸗ 
rien annimmt, daß ſie nach Einführung des Sozialismus 
verlangen. 

Urſprünglich bildete das Aufkommen der maſchinellen In⸗ 
duſtrie, in der die Menſchen von den Fabrilbeſitzern „aus⸗ 
gebeutet“ werden, die den von den „Arbeitern“ geſchaffenen 
„Wertzuwachs“ oder „Gewinn“ einſtecken, die theoretiſche 
Grundlage für den Sozialismus als eine organiſierte Be⸗ 
wegung, und ſeither ſteht dieſer noch immer auf der gleichen 
wirtſchaftlichen Plattform. Auch heute ſtellt man ſich den 
Kapitalismus, der Gegenſtand des Angriffes iſt, immer als 
eine Art Großinduſtrie vor, in der eine große Zahl von 
Menſchen damit beſchäftigt wird, Gewinn für die Be⸗ 
ſitzer herauszuſchinden. Marx hat tatſächlich mit großem 
Aufwande an Worten dargelegt, daß der Begriff „Kapital“ 
erſt bei dieſer Form der Produktion beginnt, und die allge⸗ 
meine Neigung der fozialiftifchen Beſtrebungen von heute 
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geht dahin, die kleineren Leute ungeſchoren zu laſſen und ſich 
auf die großen Unternehmungen zu beſchränken, obwohl der 
wirtſchaftliche Grundſatz, wie Marx zugibt, ganz der gleiche 
bleibt, ob nun viele oder wenige Menſchen in einem Betriebe 
als Lohnarbeiter beſchäftigt find. Er dachte, die kleinen Un⸗ 
ternehmungen würden alle verſchwinden, und es würde nichts 
übrig bleiben als große, die immer größer und deren immer 
weniger werden würden. Das iſt nicht geſchehen, aber die 
Großinduſtrie iſt größer geworden und iſt mehr denn je die 
Zitadelle, die von der „Geſellſchaft“ geſtürmt und genom⸗ 
men werden müßte. Sie wird für die Großſtädte und alle 
mit deren Entſtehung zuſammenhängenden Übel verantwort⸗ 
lich gemacht. Neueſtens find neben der Großinduſtrie auch 
die Banken als eine Sache hingeſtellt worden, die man ſo⸗ 
fort übernehmen müſſe, da beide Verbündete ſeien und man 
mit Hilfe der einen der andern Herr werden kann. Kein So⸗ 
zialiſt, der von ſeiner eigenen Sache etwas weiß, wird ab⸗ 
leugnen, daß die Großinduſtrie den Kern des Problems bilde 
und daß ihre „Reife“ für die Sozialiſierung von dem Sr 
der Entwicklung abhängt, den fie erreicht hat. 55 
In Dänemark aber iſt ſie viel weniger entwickelt als in 
irgendeinem weſteuropäiſchen Lande. Es gibt dort eigent⸗ 
lich überhaupt keine Großinduſtrien nach modernen Begrif⸗ 
fen. Das Land hat nur eine einzige große Stadt — Kopen⸗ 
hagen —, die wohl viel Induſtrie beſitzt, aber nur kleine 
oder höchſtens mittlere Unternehmungen. Die Geſamtbevöl⸗ 
kerung der 85 Provinz⸗ „Städte“ beträgt mir 739 483 Men⸗ 
ſchen, und 69 davon haben weniger als 10 O00, 15 ſogar 
weniger als 2 000 Einwohner. Es iſt das Königreich der 
kleinen Landſtädte, die Induſtrien ſind dementſprechend. Sie 
ſind ſehr zahlreich und vielfältig, aber über das ganze Land 
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verteilt und nur für die Verſorgung der lokalen Märkte, 
nicht aber für Maſſenproduktion eingerichtet. Die große 
Mehrzahl find eigentlich Handwerkerunternehmumgen. Im 
Jahre 1914 gab es 82 494 Unternehmungen, die 232 615 
Arbeiter beſchäftigten. Mehr als die Hälfte — nämilich ge⸗ 
nau 42 118 — waren einzelne Handwerker, die gar keine 
Gehilfen beſchäftigten. Ihrer 34014 hatten von ı bis zu 
5 Perſonen angeſtellt; 4779 beſchäftigten weniger und nur 
1586 mehr als 20 Perſonen. Betriebe der höchſten Kate⸗ 
gorie, die über zoo Menſchen beſchäftigten, gab es nur 264. 
In einem Induſtrielande würden die größten dieſer Be⸗ 
triebe höchſtens als mittlere angeſehen werden, und wenn 
ſich auch ein Streben nach Vergrößerung der Betriebe er⸗ 
kennen läßt, ſo wird ihm doch mehr oder weniger durch die 
Einführung moderner mechaniſcher Errungenſchaften in den 
kleinen Unternehmungen entgegengewirkt, ſo daß es ſich bis⸗ 
her nur in ſehr engem Rahmen hält. Solche Verhältniſſe 
ſtehen in geradem Gegenſatze zu jenen, mit denen das Ver⸗ 
langen nach Sozialiſierung gewöhnlich begründet wird. 
Und wenn wir uns dem Grund und Boden zuwenden, 
die immer noch einen Gegenſtand der Aufmerkſamkeit für die 
Sozialiſten bilden und manchmal von ihnen in den Vorder⸗ 
grund geſchoben werden, ſo iſt zu ſagen, daß Dänemark in 
dieſer Beziehung noch viel weniger Gelegenheit zu Enteig⸗ 
nungen bietet. Weitaus der größere Teil des kultivierbaren 
Landes iſt unter mittlere und kleine Landwirtſchaften ver⸗ 
feilt, und die erdrückende Mehrzahl der Güter iſt Eigenbeſitz 
der Landwirte; im Jahre 1919 waren nur 7,5% in Hän⸗ 
den von Pächtern. Überdies ſind dieſe Verhältniſſe durch 
das letzte, im Jahre 1919 angenommene Agrargeſetz, nach 
welchem Teile von Kirchengütern und Fideikommiſſen abge⸗ 
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frennt wurden, um neue Güter zu formen, befeſtigt und ver⸗ 
allgemeinert worden. Dieſe neuen Güter wurden frei, und 
die Landwirte, die ſich darauf niederließen, erfreuen ſich aller 
weſentlichen Rechte eines Beſitzers, wofür ſie bloß eine Pacht 
an den Staat zahlen müſſen. Von einer Geſamtzahl von un⸗ 
gefähr 300 000 Landwirten zählen 2251 zu dieſer Kategorie. 

Unter dieſen Verhältniſſen iſt es nicht zu verwundern, 
daß die gegenwärtige ſozialiſtiſche Regierung ſich nicht im 
geringſten bemüht hat, irgendeine Annäherung an die Sozia⸗ 
liſierung herbeizuführen. Selbſt wenn die parlamentariſche 
Lage ſie von der Unterſtützung andrer Parteien unabhängig 
machte, wäre ſchwer zu erkennen, wo ſie anfangen ſollte. 
Die Hälfte aller Eiſenbahnen gehört bereits dem Staate, 
der ſie mit Verluſt betreibt, und das Aktienkapital der Ge⸗ 
ſellſchaften, die die übrigen Linien betreiben, iſt faſt ganz in 
Händen des Staates und der Städte. Es gibt keine Berg⸗ 
werke, und es beſteht kein Verlangen nach der Übernahme 
von Privatunternehmungen. Was die Regierung tun konnte 
und getan hat, war die Fortſetzung der Sozialreform, und 
das allein hatte man wahrſcheinlich von ihr erwartet. Die 
Sozialdemokratiſche Partei wurde zum erſten Male durch 
die Wahlen im April 1924 zur ſtärkſten im Folketing (dem 
Unterhauſe), da fie 55 Sitze gewann, während die Links⸗ 
partei (Liberale) 44, die Konſervativen 27 und die Radi⸗ 
kalen 20 einnahmen. Vorher waren die Liberalen die ſtärkſte 
Partei geweſen, die mit Unterſtützung der Konſervativen das 
Kabinett bildete. Im Jahre 1924 ergab ſich ein umgekehr⸗ 
tes Verhältnis: die Sozialiſten und: Radikalen zuſammen 
brachten eine Mehrheit gegenüber den Liberalen und Konſer⸗ 
vativen zuſtande, die jedoch ſehr gering iſt — 75 gegen 71 — 
und durch die Mehrheit der Gegnerſchaft im Landsting (dem 
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Oberhauſe) fo ziemlich ausgeglichen wird. Die Verſchiebung 
nach der Linken hin iſt ſehr allmählich und vorſichtig vor 
ſich gegangen und war nichts weniger als revolutionär. Die 
Sozialdemokratiſche Partei hat ihre Hauptſtütze an den ſehr 
ſtarken Gewerkſchaften, während die Radikalen ſich auf die 
kleinen Landwirte und die Liberalen ſich auf die Bauern 
ſtützen. Der Miniſterpräſident iſt ſelbſt ein geweſener Ar⸗ 
beiter und Gewerkſchaftler. Er hat ſeine Laufbahn, ähnlich 
wie der verſtorbene Samuel Gompers in Amerika, als 
Zigarrenarbeiter begonnen. Andre Mitglieder des däniſchen 
Parlamentes gehören zur gleichen Klaſſe. Aber ſie ſind keine 
Feuerbrände und niemand ſcheint ſich vor ihnen zu fürchten. 
Anläßlich eines lange währenden Streiks im vorigen Jahre, 
der von einem Verlangen nach höheren Löhnen für die unge⸗ 
lernten Arbeiter ausging, trat die Regierung im nationalen 
Intereſſe ſehr ſtark für ein zwangsweiſes Schiedsgericht ein. 
Der Miniſterpräſident ſtellte die Vertrauensfrage und ver⸗ 
frat feine Haltung erfolgreich mit der Begründung, daß dieſe 
Löſung notwendig ſei, um die Ausfuhr aus Dänemark auf⸗ 
recht zu erhalten. 

Nebenbei bemerkt, machen vier Fünftel der geſamten Aus⸗ 
fuhren Iandwirtſchaftliche Produkte aus, und mehr als zwei 
Drittel davon (im Jahre 1923 waren es 68, %) gehen 
nach Großbritannien; nach dieſem kommt Deutſchland mit 
der Lappalie von 6,2%. An der Einfuhr nach Dänemark 
jedoch hat Großbritannien nur mit 200%, Deutſchland da⸗ 
gegen mit 32% Anteil. Wie man weiß, iſt Butter einer 
der Hauptausfuhrartikel Dänemarks nach Großbritannien; 
was aber nicht jedermann weiß, iſt, daß infolgedeſſen die 
Butterpreiſe, die, wie ich mir ſagen ließ, Weltpreiſe find, in 
London beſtimmt werden. Die dänifhe Hausfrau muß eben⸗ 
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ſoviel für die Butter zahlen wie die engliſche. Wenn ſie das 
nicht wollte, würde alle Butter ausgeführt werden, um den 
höheren Preis zit erzielen. Als die däniſche Valuta entwertet 
war, blühte das Ausfuhrgeſchäft, das in Pfund Sterling 
abgeſchloſſen wurde, ungemein auf; als aber im letzten Win⸗ 
fer infolge der Stabiliſierung die Krone ſchnell ſtieg, gab es 
große wirtſchaftliche Störungen und viel Arbeitsloſigkeit. 
Das iſt jedoch nur eine vorübergehende Erſcheinung. 
Herrn Staunings Regierung, die infolge der Wahlparole, 
man wünſche ein „aktives Parlament“, ans Ruder gekom⸗ 
men iſt, hat getrachtet, das Verſprechen zu halten und hat 
eine ungeheure Anzahl von Geſetzentwürfen eingebracht. 
Von dieſen find viele in den Ausſchüſſen begraben oder abge: 
lehnt worden; 11, die ſich mit verſchiedenen mehr oder weni⸗ 
ger wichtigen Dingen beſchäftigten, aber nichts mit Sozialis⸗ 
mus zu kun hatten, wurden angenommen; 14, von denen das 
Abrüſtungsgeſetz, das immer noch den Riksdag beſchäftigt, 
das intereſſanteſte iſt, ſind zurückgelegt worden. Andre Ge⸗ 
ſetzentwürfe, die nach der Erklärung des Miniſterpräſidenten 
die Regierung während der Seſſion einbringen wollte, be⸗ 
zogen ſich auf Altersverſorgung, Arbeitsloſigkeit, das Straf⸗ 
geſetz, den Grundpacht, Grundſteuern, Geſetze über Banken 
und Aktiengeſellſchaften, über Spiel und Arbeiterweſen, be⸗ 
ſonders über die Einführung des Achtſtundentages — lauter 
Dinge, mit denen ſich jede Regierung hätte beſchäftigen kön⸗ 
nen, und mit denen die meiſten Regierungen ſich ſchon be⸗ 
ſchäftigt haben. Das einzige unterſcheidende Merkmal iſt 
eine Neigung zur „Populariſierung“, die ſich auch in der 
Verwaltung zeigt. Als ich fragte, was die Regierung tue, 
um den Sozialismus einzuführen, gab man mir zur Ant⸗ 
work: „Sozialiſten in die Verwaltungsämter bringen. 
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All das ſind Gemeinplätze über die Tätigkeit einer Re⸗ 
gierung. Dänemark iſt ein ſehr ruhiges Land mit ſeinen 
wohlausgeglichenen politiſchen Parteien und Intereſſen, ſei⸗ 
nen kleinen Grundbeſitzern und kleinen Handwerkern, ſeiner 
landwirkſchaftlichen Ausfuhr, feinen: für den heimiſchen Markt 
arbeitenden Fabriken und bei dem. nicht leicht erregbaren 
Temperamente ſeiner Bevölkerung. Es wird ſich in keine 
wilden Abenteuer ſtürzen. Es gibt dort auch eine Kommuni⸗ 


ſtiſche Partei, aber die iſt ungemein ſchwach. 


Bemerkungen über Belgien 


J will noch einige Bemerkungen über Belgien are, 
das ſeit vorigem Jahre auch zu den Ländern gehört, die 
eine feilweife ſozialdemokratiſche Regierung haben. Deren 
Berufung war eine Folge der im April 1925 vorgenom⸗ 
menen allgemeinen Wahlen, bei; denen die Sozialdemokraten 
10 Mandate mehr als im Jahre 1921 (im ganzen 78) ge⸗ 
wannen und damit der Katholiſchen Zentrumspartei gleich⸗ 
kamen, die 2 Mandate verloren hatte, während die Li⸗ 
beralen von 33 Mandaten auf 23 herabſanken. Dieſe Ver⸗ 
ſchiebung beeinflußte das Gleichgewicht in genügendem Maße, 
um Herrn Theunis, der der Vorſtand einer von den konſer⸗ 
vativen Katholiken und den Liberalen gebildeten Koalitions⸗ 
regierung war, zum Rücktritt zu veranlaſſen. Ich muß hier 
erklären, daß die Katholiken Belgiens in einen rechten oder 

konſervativen und einen linken, gleichſam ſozialiſtiſchen Flü⸗ 
gel geſpalten ſind. Dann verſuchte M. Vandervelde, der 
bekannte langjährige Führer der belgiſchen Sozialiſten, eine 
neue Koalitionsregierung mit dem linken Flügel der Katho⸗ 
liken unter "feinem Vorſitze zuſtandezubringen. Das gelang 
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ihm nicht, und die Kabinettsbildung bereitete große Schwie⸗ 
rigkeiten. Endlich kam ſie im Juni auf Grundlage einer 
gleichmäßigen Vertretung beider Parteien zuſtande. Vicomte 
Poullek wurde Miniſterpräſident, Vandervelde Vizepräſi⸗ 
dent. Das Miniſterium war daher aus 5 Katholiken und 
5 Scszialiſten ſowie 2 Liberalen als Zugabe zuſammen⸗ 
geſetzt. Die Sozialiſten hatten inne: das Portefeuille des 
Außern (Vandervelde), für Unterricht (Huysmans), Ver⸗ 
kehr (Anſeele), Öffentliche Arbeiten (Laboulle) und Arbeit 
(Wauters). Selbſtverſtändlich konnte unter diefen. Verhält⸗ 
niſſen kein eigentlicher Fortſchritt des Sozialismus erzielt 
werden. Vandervelde war mit internationalen Angelegenhei⸗ 
ten überbürdet. Seine Anſichten aber ſind hinreichend be⸗ 
kannt. Sie ſtimmen mit denen der ſchwediſchen Ssozialiſten 
überein; er vertritt nachdrücklich den Gedanken, daß der 
Staat nicht fähig ſei, Geſchäfte zu betreiben, und zieht die 
Zwiſchenform einer unabhängigen Geſellſchaft mit eigenem 
Statut vor. 7 5 ö 
Im Mai 1926 kam es zu einer Miniſterkriſe, die 
zum. Rücktritt des Vicomte Poullet führte. Es folgte 
M. Jaſpar, der ein neues Koalitionskabinett bildete, in dem 
das liberale Element etwas ſtärker vertreten, eine gleich⸗ 
mäßige Vertretung des Zentrums und der Sozialiſten aber 
beibehalten worden war. Jede dieſer Parteien hatte 4 
Mitglieder in der Regierung. Der belgiſche Sozialismus iſt 
ſehr gemäßigt und zeichnet ſich durch ſeine Meigung für 
die Gemeinwirtſchaftsbewegung aus. Niemand ift Moskau 
mehr verhaßt als M. Vandervelde. 
Das einzige bemerkenswerte Ereignis, das mit dem Sozia⸗ 
lismus etwas zu fun hat, iſt die Übergabe von 3000 Meilen 
Staatseiſenbahn aus ſtaatlicher Verwaltung an eine „Com⸗ 
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pagnie Nationale“. Das iſt eine mit der oben angeführten 
allgemeinen Neigung übereinſtimmende Entſtaatlichungsmaß⸗ 
nahme. Das Geſetz über die Durchführung dieſer Übertra⸗ 
gung wurde im Juli 1926 in der Deputiertenkammer ein⸗ 
gebracht. Die Geſellſchaft wird eine „autonome Regie“ ge⸗ 
nannt und wird von einem gemiſchten Verwaltungsrate 
mit 21 Mitgliedern beaufſichtigt, von denen 3 von 
den Angeſtellten und 3 von der Krone auf Grund 
von Liſten gewählt werden, die Arbeiter und Verbraucher 
enthalten. 10 Mitglieder der Körperſchaft werden von der 
Krone direkt ernannt und die übrigen 5 aus den Kandi⸗ 
daken, die vom Verwaltungsrat des Staatsſchuldentilgungs⸗ 
fonds vorgeſchlagen werden. 


Van. ap 
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Im IV. Kapitel habe ich eine Schilderung der Verwal⸗ 
tung der Stadt Wien gegeben, die das vollkommenſte Bei⸗ 
ſpiel für eine Gemeindeverwaltung durch eine ſtarke ſoziali⸗ 

ſtiſche Mehrheit darſtellt. Und ich habe dargelegt, daß dort 
nicht viel von dem zu finden iſt, was man gewöhnlich in 


unſerm Lande als „Munizipalſozialismus“ bezeichnet, nämlich 


Anſtalten und Unternehmungen, die den Ortsbehörden, ob es 
nun Städte oder bezirksweiſe zuſammengefaßte kleinere Ein⸗ 
heiten ſind, gehören und von ihnen betrieben werden. Sonſt 
habe ich nur nebenbei einige Bemerkungen über einzelne 
Städte gemacht. Doch bildet die ſtädtiſche Verwaltung von 
Unternehmungen, der einige engliſche Sozialiſten beſondere 
Bedeutung beimeffen, einen wichtigen Teil des gewählten 
N ib ee fie 1 W werden 
muß. 

Ungläcklicherweiſe if es 1 ſchwer, aber Sittiche öffent. 
liche Unternehmungen eingehende Auskünfte zu erlangen. Ich 
habe überall nachgefragt und hier und da in einer Stadt, in 
der ich mich gerade aufhielt, mehr oder minder Beachtens⸗ 
wertes erfahren. Doch würde es einen irreführen, wenn man 


ſich aus vereinzelten Beiſpielen eine allgemeine Vorſtellung; 


N aufbauen 2 und die Verſuche, volle und uufaffeihen 5 
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Auskünfte zu erlangen, ſind mit einer einzigen Ausnahme, 
die ich gleich erwähnen werde, fruchtlos geblieben. Es über⸗ 
raſcht einen, daß ſo wenig geſchehen iſt, den Gegenſtand zu 
erforſchen und feſtzuſtellen, was auf dem Gebiete der ört⸗ 


EN lichen Verwaltung in dieſen letzten Jahren des politiſchen 


und wirtſchaftlichen Umſchwunges vor ſich geht. Die Zen⸗ 
fralbehörden dürften wohl eine Menge von Daten in Hän⸗ 
den haben, doch ſcheint dieſes Material nicht zugänglich zu 
ſein — es ſei denn, daß ich beſonders unglücklich geweſen 
bin, Amtliche Berichte aber ſind eher trockene Knochen, die 
einem gerade das nicht offenbaren, was man am liebſten 
wiſſen möchte. Der einzige Weg, eine gründliche Kenntnis 
zu erwerben, wäre, von Stadt zu Stadt zu wandern und 
überall ſelbſt den wirklichen Sachverhalt zu ergründen, eine 
mühſame und koſtſpielige Art der Unterſuchung, die wahr⸗ 
ſcheinlich deshalb noch nicht angewendet wurde. N 
„Es gibt noch einen andern und weitaus bequemeren Weg, 
N unnfaffende Auskünfte zu erlangen, und das iſt eine ſchrift⸗ 
liche Rundfrage. Die Methode iſt weniger befriedigend als 
perſönliche Forſchung, verſchafft einem aber doch mehr lehr⸗ 
reiches Material als die amtlichen Berichte. Sie iſt in 
Deutſchland angewendet worden. Im Jahre 1924 wurde 
eine ſolche Rundfrage für den Städtetag durchgeführt. Die⸗ 
fer, ein Kongreß der Gemeindeverwaltungen, iſt eine Ein⸗ 
richtung, wie wir keine ähnliche beſitzen, obwohl es in 
Schottland etwas in der Art gibt. Die Rundfrage war an 
alle Städte mit mehr als 25000 Einwohnern gerichtet und 
erſuchte um Auskunft über die beſtehenden Former der 
Verwaltung von Gemeindeunternehmungen. Der Umſtand, 
daß eine ſolche Rundfrage für nötig erachtet wurde, zeigt 
allein ſchon, daß es an Informationen über den Gegenſtand 
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mangelt. Die Ergebniſſe wurden in der „Zeitſchrift für 
Kommunalwirtſchaft“, dem amtlichen Organ der Geſell⸗ 
ſchaft für Kommunalwirkſchaft und politik, von Dr. Chle⸗ 
bowſky, dem Rechtsſachverſtändigen des Magiſtrates der 
Stadt Hindenburg, e Nachſiehendes if 1 N 
Berichte entnommen. = 
Er beginnt mit der Fefe, daß dle Verwaltung 
von Gemeindeunternehmungen eine höchſt zeitgemäße Frage 
geworden ſei; es gäbe kaum eine Gemeinde, die nicht ge⸗ 
zwungen wäre, ſich damit zu befaſſen, und in der Tages⸗ 
preſſe, in techniſchen Fachzeitſchriften und bei Verſamm⸗ 
lungen würde ſie immer wieder erörtert. Beſonders nach⸗ 
drücklich wird ſie von den Direktoren ſolcher Unterneh⸗ 
mungen betont, die in einer vollſtändigen Befreiung von der 
gemeinderätlichen Aufſicht die einzige Rettung aus den 
finanziellen Schwierigkeiten erblicken, in die ſie verwickelt 
ſind. Die Sache iſt nicht ganz neu. Vor dem Kriege war 
man allgemein der Meinung, daß die verſchiedenen, den Ge⸗ 
meindeunternehmungen durch die große Ausdehnung der 


deutſchen Wirtſchaft und das raſche Anwachſen der Städte 


geſtellten Aufgaben unter ſtädtiſcher, durch Geſetze und Vor⸗ 
ſchriften beengter Verwaltung nicht in der gleichen Weiſe 
erfüllt werden können wie von freien e 5 
geſchäftlichen Unternehmungen. f 

Die damals einſetzenden Reforntperſuhe wurden durch 
den Krieg unterbrochen, nach deſſen Beendigung aber nur 
um ſo energiſcher wieder aufgenommen. Die Verhältniſſe 
machten es dringend notwendig, die Gemeindeunternehnmn⸗ 
gen in möglichft wirtſ. chaftlicher Weiſe zu führen. Die Frage 
erheiſchte reifliches Studium. In dem im Jahre 1922 dem 
Preußiſchen Landtag vorgelegten Gemeindeverwaltungs⸗Ge⸗ 
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ſetz wurden die Städte ausdrücklich ermächtigt, zu rein fiska⸗ 


6 liſchen Zwecken außer den gemeinnützigen Anſtalten gewinn⸗ 


bringende, das heißt einen dauernden Ertrag verſprechende 
Unternehmungen zu errichten. Einer der Punkte dieſes Ge 
ſetzes ſagt: „Auf Gewinn berechnete Unternehmungen ſollten 
grundſätzlich nach kaufmänniſchen Geſichtspunkten geführt 
werden und darauf abzielen, einen Reinertrag zur teilweiſen 


— Beſtreitung der ſtädtiſchen Ausgaben einzubringen, wenig⸗ 


ſtens aber die Koſten des Betriebes, die Zinſen des angeleg⸗ 
ten Kapitals, die Beiträge zu einem e be und die 


a e e der Anlagen zu decken.“ 


Die ſtädtiſchen Behörden fanden, daß dieſe Beflimmungen 
nich weit genug gingen, obwohl ſie einigermaßen den Be⸗ 
dürfniſſen entſprächen, und meinten, das Wort „ſollten“ 
wäre durch „müſſen“ zu erſetzen. Der Grundſatz, daß auf 
Gewinn berechnete Unternehmungen kaufmänniſch geleitet 
werden müſſen, wurde in allen politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Kreiſen ſo vollkommen anerkannt, daß ſie dachten, 
die Geſetzgebung ſollte ihm Wirkſamkeit verleihen. Da der 
Geſetzentwurf aus dem Jahre 1922 bis 1924 noch nicht 
durchgegangen war und es als ganz unſicher erſchien, 
wann dies der Fall ſein könnte, wurden ſie vor die Frage 
geſtellt, wie Gemeindeunternehmungen bei den beſtehenden 
Geſetzen den höchſten Grad wirtſchaftlicher Leiſtungsfähig⸗ 
keit zu erreichen vermöchten, ob einfach in der Form reiner 
gewinnbringender Gemeindeunternehmungen oder als rein 
private Unternehmungen oder als „gemiſchte“ Geſellſchaften, 
an denen öffentliches und privates Kapital beteiligt wäre. 
Wie die Protokolle des deutſchen Städtetages unzweifelhaft 
beweiſen, iſt die letztgenannte Form im en 5 in 
den Vordergrund getreten. 
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Inm Jahre 1914 ging ein Beſchlußantrag durch, der ſich 
für die Annahme des Grundſatzes der gemiſchten Wirtſchaft 
ausſprach und dies damit begründete, daß die techniſchen 
Fortſchritte eine neue Wirtſchaftsform erforderten und daß 
die Erfahrung die höhere Leiſtungsfähigkeit der Privatunter⸗ 
nehmungen, beſonders im Elektrizitätsfache, erwieſen habe, 
während die Teilnahme öffentlicher Körperſchaften im allge⸗ 
meinen Intereſſe und wegen der Gemeindefinanzen erwünſcht 
ſei. Schon um dieſe Zeit hatten 75 Städte mit dem Pri⸗ 
vakkapital Abmachungen über Errichtung von rein geſchäft⸗ 
lichen Unternehmungen getroffen. Dieſe Entwicklung hat 
während der erſten Kriegsjahre raſche Fortſchritte gemacht. 
Sie dauerte jedoch nicht an, und neuerdings haben die 
Städte begonnen, von der gemiſchten Form auf die Form 
der Geſellſchaft überzugehen. Das heißt, die Frage der 
Organiſation wurde wichtiger als die der Finanzierung, und 
die für die Annahme jeder einzelnen Form entſcheidenden 
Tatſachen waren der kaufmänniſche Charakter, die größere 
Anpaſſungsfähigkeit und Beweglichkeit der eee mit 
beſchränkter Haftung. 

Dann kam die Revolution, und mit ihr ſetzten die verſ. chie⸗ 
denen Sozialiſierungsbeſtrebungen ein, die die Entwicklung 
der geniſchten Unternehmungen behinderten oder zum Still⸗ 
ſtand brachten. Als die Sozialiſierungsſucht verebbte, brachte 
ihnen die Reaktion ein erhöhtes Intereſſe entgegen, und es 
folgte eine Periode der Kompromiſſe, die bis zur Zeit von 
Dr. Chlebowſkys Berichterſtattung andauerte. Einerſeits 
wurde an der Idee feſtgehalten, die Gemeindeunternehmun⸗ 
gen, beſonders die ſtädtiſchen Werke, der allgemeinen Ge⸗ 
meindeverwaltung zu entziehen, weil man ſagte, daß die 
ſchwerfällige bürokratiſche Verwaltung ganz unfähig ſei, 
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den Anforderungen gerecht zu werden. Anderſeits verlor die 
Idee, dem Privatkapital einen Einfluß auf die wirtſchaft⸗ 
liche Ergiebigkeit der Gemeindeunternehmungen einzuräumen, 
immer mehr an Boden. Allſeits ging man darauf aus, 
ſich die Vorteile einer kaufmänniſchen Geſchäftsgebarung 
zu nutze zu machen, ohne den Charakter eines gewinnbringen⸗ 
den öffentlichen Unternehmens aufzugeben. 
Die ganze Frage wurde auf dem Städtetag wieder aufge⸗ 
rollt, wo ſie aus allen Geſichtspunkten von Vertretern jegli⸗ 
cher Verwaltungsform, von der rein privaten bis zur rein 
öffentlichen, beſprochen wurde. Die private Form wurde mit 
der Begründung verworfen, daß die fraglichen Unternehmun⸗ 
gen Monopolſtellungen beſäßen. Ebenſo wurde der Vorſchlag 
abgelehnt, privates und öffentliches Kapital in der Art 
zuſammenzuſpannen, daß das letztere den kleineren Anteil 
hätte. Anderſeits wurde der Plan, beſondere Geſellſchaften 
zu bilden, die ganz oder wenigſtens zum größten Teile unter 
dem Einfluſſe der Gemeinde ſtünden, ſowie auch der Vor⸗ 
ſchlag angenommen, ſogenannte „verbeſſerte Regien“ einzu⸗ 
führen. Die letztgenannte Form beſteht darin, daß man die 
katſächliche Leitung des Betriebes einem möglichſt kleinen 
Ausſchuß überträgt und dieſem die nötigen Vollmachten für 
die Verwaltung erteilt. In vielen Fällen wurde darin 
noch weiter gegangen: die Werke ſind dann von der allge⸗ 
meinen Verwaltung ganz losgelöſt und in unabhängige, nach 
kaufmänniſchen Grundſätzen geführte Gemeindeunternehmun⸗ 
gen verwandelt worden. In dieſen Fällen gleicht die Or⸗ 
ganiſation der einer kaufmänniſchen Geſellſchaft; ſie hat je⸗ 
doch nach Dr. Chlebowſkys Meinung Vorteile gegenüber 
dem Syſtem der komnmmalen Geſellſchaften und iſt von 
einer wachſenden Anzahl von Städten angenommen worden. 
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Er glaubt, daß es nn in 8 aua eee Den 
fein wird. 5 

Der Städtetag a zu lese Schlußfolgerungen: 

1. Gaswerke, Elektrizitätswerke und Straßenbahnen ſind 
wegen ihres Monopolcharakters, ihrer Bedeutung für das 
tägliche Leben des Volkes und ihres innigen Zuſammenhan⸗ 
ges mit der allgemeinen Gemeindepolitik, beſonders der 
Wohnbaupolitik, nicht einer rein privaten Wirtſchaft zu 
überlaſſen, ſondern ſollen als Gemeindeunternehmungen wei⸗ 
tergeführt werden. 

2. Zugleich haben jedoch die Erfahrungen der legten 
Jahre wiederum und nachdrücklichſt bewieſen, daß die Werke 
nur dann als Gemeindeunternehmungen richtig geführt wer⸗ 
den können, wenn die Organiſation und die Verwaltung 
wichtige Grundſätze der Privatwirtſchaft berückſichtigen, ohne 
den Grundſatz umzuſtoßen, daß der edel ein ent⸗ 
ſcheidender Einfluß gewahrt bleiben muß. 

Auch in den Händen der Gemeinden müſſen die Werke 
wirtſchaftlich betrieben werden, das heißt, ſie müſſen durch 
geſchickte Anpaſſung an die beſtehenden Verhältniſſe einen 
möglichſt hohen finanziellen Nutzen abwerfen. Um dies zu 
ermöglichen, muß die. Verwaltung enfbürofratifier£ werden, 
das heißt, ſie muß durch Ausſchaltung der Hinderniſſe, die 
die gewöhnliche Geſchäftsgebarung eines Gemeindeamtes mit 
ſich bringt, zit raſcherer Entſchließung befähigt werden. Ferner 
muß es zu einem Hauptgrundſatz gemacht werden, daß die 
Verwaltung nach praktiſchen, wirtſchaftlichen und den Er⸗ 
forderniſſen der Gemeinde entſprechenden Erwägungen gleich⸗ 
zeitig aber nach feſtſtehenden Grundſätzen geführt werden muß. 

3. Dieſe Erforderniſſe können in verſchiedener Form er⸗ 
füllt werden, entweder a) durch eine Regie oder b) durch 
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eine Geſellſchaft. Über die zu wählende Form müſſen örk⸗ 

liche Verhältniſſe, allgemeine politiſche Erwägungen und 

zeitweiſe auch perſönliche Beziehungen entſcheiden. a 

4.᷑. Die Regieunfernehmung, die nicht nur volles Eigentum 

der Gemeinde bleibt, ſondern auch direkt von ſtädtiſchen Be⸗ 
anten verwaltet wird, muß fo organiſiert werden, daß eine 
wirkliche Vereinfachung und eine im Vergleiche zum ge⸗ 

wöhnlichen Geſchäftsgange raſchere Entſcheidung e 
leiſtet werden. 

5. Wenn eine Geſellſchaft gebildet wird, kann der muni⸗ 
zipale Charakter des Unternehmens nur gewahrt werden, 
indem entweder das ganze für die Errichtung nötige Kapital 
oder doch deſſen größerer Teil in Händen der Gemeinde bleibt. 

Dr. Chlebowſky bringt weiter das Ergebnis der Rund⸗ 
frage betreffend die zu jener Zeit in allen deutſchen Städten 
mit 25000 oder mehr Einwohnern katſächlich beſtehenden 

Verwaltungsformen zur Kenntnis. Die beſonders ins Auge 

gefaßten Gemeindeunternehmungen waren: Gas⸗, Elektrizi⸗ 
käts⸗ und Waſſerwerke, Straßenbahnen und Häfen, wozu 
auch die Binnenfluß⸗ und Kanalhafenanlagen zählen. 

Manche Städte führten jedoch in ihren Antwortſchreiben 
auch noch andre Unternehmungen an. Man muß nämlich 
wiſſen, daß die wirtſchaftliche Betätigung der Gemeinden in 

Deutſchland eine viel regere iſt als in England. Sie er⸗ 

ſtreckt ſich zum Beiſpiel auf Kohlengruben, Brauereien, 
Forſte, Kanäle, Mühlen, Lokalbahnen, Banken, Theater, 
Werften, Ziegeleien und andres mehr. Im ganzen werden 

22 Arten von Unternehmungen genannt, aber die meiſten 
Städte legten nur Daten über die obengenannten fünf be⸗ 
ſonderen Gattungen vor, und manche gaben gar keine Ein⸗ 
zelheiten an. 
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Die 8 Verwalkungsformen ſind in neun Klaſ⸗ 
fen. eingeteilt: r. reine Gemeindeunternehmungen; 2. „ver⸗ 
beſſerte Regie“; 3. ſelbſtändige (von der eigentlichen Stadt⸗ 
verwaltung unabhängige) Gemeindeunterneh mungen; 4.—6. 
Geſellſchaften ohne Beteiligung von Privatkapital, und 
zwar a) Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, b) Aktien⸗ 
geſellſchaften, e) Körperſchaften mit beſonderem Statut; 
7. gemiſchte Geſellſchaften (bei Beteiligung von öffentlichem 
und privatem Kapital); 8. intermunizipale Unternehmun⸗ 
gen (Beteiligung mehrerer Gemeinden), meiſt in Form von 
Geſellſchaften; 9. Unternehmungen, die vertragsmäßig an 
Privatfirmen vergeben ſind. 

Die Form reiner Gemeindeunternehmungen war bezüglich 
einzelner Dienſte — hauptſächlich der Gas⸗, Elektrizitäts⸗ 
und Waſſerverſorgung — von 79 Städten beibehalten 
worden. Von dieſen waren die wichtigſten: Stuttgart (wo 
man übrigens daranging, Geſellſchaften einzuführen), Köln, 
Frankfurt a. M. (Gas ausgenommen), Düſſeldorf, Chem⸗ 
nitz (Waſſer allein). Die meiſten andern Städte dieſer 
Liſte waren kleine, und viele von ihnen hatten nur eine 
einzige rein munizipale Unternehmung (entweder Waſſer 
oder Hafen). Die „verbeſſerte Regie“ war von 67 Städten 
angenommen worden und die Form des ſelbſtändigen Ge⸗ 
meindeunternehmens von 26. Zu dieſen beiden Klaſſen 
zählten einige Städte erſten Ranges wie München, Dres⸗ 
den, Leipzig, Breslau, Hannover, Bremen, Eſſen, Elberfeld, 
Nürnberg und viele andre wichtige induſtrielle und kom⸗ 
merzielle Mittelpunkte. Die bedeutendſten dieſer Städte 
hatten die unabhängige Form angenommen, die Dr. Chle⸗ 
bowſky als die Form der Zukunft anſieht. In Dresden 
wurden Elektrizitäts⸗, Gas⸗ und Waſſerwerke ſowie die 
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ſtädtiſchen Schlachthäuſer und Straßenbahnen in dieſer 
Form betrieben; in Leipzig die e „Gas⸗ und = 
ſerwerke. f 

In 13 Städten, darunter Berlin und a, ſind 
einige der wichtigſten Gemeindebetriebe in Geſellſchaften 


verwandelt worden, deren ſämtliche Aktien im Beſitze 


der Gemeinde ſind. Bei Einführung dieſer Neuerung iſt 
die Stadt Königsberg beiſpielgebend vorangegangen, die im 
November 191g die Königsberger Gemeinde⸗Gaswerke, 
G. m. b. H.“ errichtete und in der Folge die der Gemeinde 
gehörigen Straßenbahnen, Waſſer⸗ und Elektrizitätswerke, 
den Hafen und die Kanäle auf die gleiche Grundlage ſtellte. 
„Die Erfahrung von vier Jahren“, ſagt Dr. Chlebowſky, 
„hat gezeigt, daß das Unternehmen in jeder Beziehung zu⸗ 
friedenſtellend arbeitet.“ 

In Berlin wurde die Frage, ob die Gas⸗, Elektrizitäts⸗ 
und Waſſerverſorgung der Gemeinde ebenſo behandelt wer⸗ 
den ſollen, im Jahre 1923 einer eigenen Studienkommiſſion 
überwieſen. Die Kommiſſion, die das Beiſpiel vor ſich hatte, 
wie der Preußiſche Landtag die ſtaatlichen Kohlengruben 
behandelt hatte, kam zu der Erkenntnis, daß eine Aktienge⸗ 
ſellſchaft einer Geſellſchaft m. b. H. vorzuziehen ſei, und daß 
die betreffenden Werke einer oder mehreren ſolchen Geſell⸗ 
ſchaften überlaſſen werden ſollten. In bezug auf die Frage, 
ob die Werke einer einzigen oder drei getrennten Geſell⸗ 
ſchaften überantwortet werden ſollten, waren die Meinungen 
ziemlich gleichmäßig geteilt, doch überwog die der erſtgenann⸗ 
ten Löſung günſtige Anſicht mit 13 gegen 12 Stimmen. Die 
Mehrheit behauptete, daß den öffentlichen Jntereſſen mit 
einer gemeinſamen Verwaltung beſſer gedient würde, wäh⸗ 
rend die Minderheit glaubte, daß eine getrennte Aufſicht 
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wi.irtſchaftlich wirkungsvoller fein würde, und daß die öffent⸗ 
lichen Belange durch die Aufſtellung eines Aufſichtsrates 

. oder, wenn nötig, durch die Errichtung einer fie alle einſchlie⸗ 
ßenden 1 Geſeilſchaft voll gewahrt Werden 
könnten. z 

Die Grundzüge ber Oehme waren felge 

Die Firma iſt „Berliner Gemeindewerke⸗Geſellſchaft“ zu 
benennen und für fünfzig Jahre zu errichten. Sie unter⸗ 
nimmt es, bei Inpachtnahme der Gemeindewerke ſamt deren 
Hilfsanſtalten Berlin und andre Gegenden mit Gas, 


Waſſer und Elektrizität zu verſorgen. Sie iſt berechtigt, 


ſich an andern ähnlichen Unternehmungen zu beteiligen 
oder ſolche anzukaufen und ſelbſtändige Hilfsgeſellſchaften 
ins Leben zu rufen. Das Grundkapital beträgt 5000 000 
Pfund und wird in 1000 Aktien zu je 5000 Pfund zer⸗ 
legt. Der Verkauf oder die Verpfändung von Aktien müſ⸗ 
ſen vom Gemeinderate und von der Generalverſammlung be⸗ 
willigk werden. Die Organiſation hat zu beſtehen aus: 
1. einem Verwaltungsausſchuß oder Direktorium, 2. aus 
einem Aufſichtsrate, 3. aus der Generalverſanmmlung. Der 
Verwaltungsausſchuß beſteht aus 7 ordentlichen Mitglie⸗ 
dern, die vom Gemeinderate ernannt und abberufen wer⸗ 
den können. Dieſem ſteht außerdem das Recht zu, Erſatzmit⸗ 
glieder zu ernennen. Der Aufſichtsrat hat aus 18 alljähr⸗ 
lich von der Generalverſammlung zu wählenden Mitgliedern 
zu beſtehen und die Aufſicht über die finanzielle und ge⸗ 
ſchäfkliche Gebarung der Geſellſchaft zu führen. Die Gene⸗ 
ralverſammlung iſt jährlich abzuhalten. Sie nimmt die Ber 
richte des Ausſchuſſes und des Aufſichtsrates entgegen, 
entſcheidet über ee en und . I 
der des Aufſichtsrates. en 
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Der Vertrag enthielt Folgende Beflinmiiigen: 

Die Gemeindeverwalkung verpachtet der Geſellſchaft, die 
rwdäch lig wird, ſie in Unterpacht weiter zu vergeben, für 
einen Zeitraum von fünfzig Jahren die ſtädtiſchen Gas⸗, 
Waſſer⸗ und Elektrizitätswerke, die Eisfabrik und die Zen⸗ 
ktral⸗Iſolierſtation zuſammen mit allen damit in Verbin⸗ 
dung ſtehenden Unternehmungen, Grundſtücken, Gebäuden 
und Anlagen. Die Erledigung von Geſchäftsangelegenheiten, 
die aus einer Beteiligung der Stadt an Unternehmungen 
der gleichen Art erwachſen, iſt der Geſellſchaft zu über⸗ 
laſſen. Die daraus ſich ergebenden Gewinne gehören der 
Stadt. Die Geſellſchaft übernimmt die Verantwortung da⸗ 
für, daß die Werke in einer den Bedürfniſſen der Bevölke⸗ 
rung entſprechenden Weiſe fortgeführt werden. Sie hat 
alle Einrichtungen in Ordnung und in gutem Zuſtande zu 
erhalten und die notwendigen Erneuerungen und techniſchen 
Verbeſſerungen durchzuführen, wogegen ſie ermächtigt iſt, 
wertloſe Gebäude und Einrichtungen aller Art aufzulaſſen 
und unwirtſchaftliche Werke zugunſten modernerer ſtillzu⸗ 
legen. Die Geſellſchaft hat im voraus die Pläne für neue 
Konſtruktionen zu entwerfen, die durch erhöhten Verbrauch 
oder kechniſche Fortſchritte norwendig werden, und fie der 
Stadt vorzulegen, die im Bedarfsfalle die Bewilligung er⸗ 
feilen kann, durch Anleihen neues Kapital aufzubringen. Die 
Geſellſchaft hat die Werke im Geiſte ſozialer Wirtſchaft 
zu führen. Sie hat bei der Preisbeſtinnnung den wirtſchaft⸗ 
lichen Bedürfniſſen der Allgemeinheit Rechnung zu kragen 
und ſich an den Grundſatz zu halten, daß die katſächlichen 
Auslagen für die Verzinſung und Tilgung des Anleihekapi⸗ 
tals, ſowie die Unkoſten, eingeſchloſſen Abſchreibungen und 
Bildung von Reſerven, vollkommen gedeckt werden müſſen. 
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Die Geſellſchaft hat der Stadt von allen aus der Beliefe⸗ 
rung mit Gas, Elektrizität und Waſſer bezogenen Ein⸗ 
künften 5% als Pacht und Entſchädigung für die Be⸗ 
nützung der Straßen, freien Plätze und Rohrleitungen zu 
bezahlen, die Nebenprodukte der Gaswerke zu Engrospreiſen 
abzuliefern und die Straßenbeleuchtung zum Selbſtkoſten⸗ 
preiſe beizuſtellen, während die Stadt Strom und Gas 
ſonſt zu dem gewöhnlichen Preiſe bezahlen wird. Die Ge⸗ 
ſellſchaft iſt verpflichtet, das Angeſtelltenperſonal der Un⸗ 
fernehmungen zu übernehmen und ihre Rechte, eingeſchloſſen 


den Penſionsanſpruch, anzuerkennen. Nach Beendigung der 


Pachtperiode find alle Einrichtungen uſw. der Stadt in 
gutem Gebrauchszuſtande zurückzuſtellen. 

Dieſe den amtlichen Berichten entnommenen Cingelheiten 
wurden hier angeführt, weil Berlin als größte der deutſchen 
Gemeinden eine hervorragende Stelle einnimmt und ſich 
überdies lange Zeit hindurch des Rufes erfreut hat, beſon⸗ 
ders gut verwaltet zu werden. Ich hoffe, ſie werden als 
Beiſpiel für eine der neuen Formen wirtſchafklicher Organi⸗ 
ſation, die in weitem Ausmaße ſowohl von ſtaatlichen als 
auch von Gemeindeunternehmungen angenommen worden 
ſind, von einigem Intereſſe ſein. Die Urſachen der Einfüh⸗ 
rung dieſer Neuerung in Berlin find in einem im Auguſt 
1922 vorgelegten Bericht eines Ausſchuſſes von Fachleuten 
enthalten, der beſtellt worden war, die von einer Abordnung 
der ſtädtiſchen Werke im vorhergegangenen Jahre aufgewor⸗ 
fene Frage zu ſtudieren. Man ſtimmte allgemein in der 
Anſicht überein, daß das bisherige Syſtem nicht fortbeſtehen 
dürfe, und der Ausſchuß erklärte, daß eine Umformung 
zwei Ziele verfolgen müſſe: die Werke müßten ſoweit als 
möglich dem Einflußbereiche der Gemeinde entzogen werden 
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und das höchſte erreichbare Maß an Handlungsfreiheit 
erlangen. Seiner Meinung nach konnten dieſe Ziele nur 
durch Anwendung der Methoden des Privatkapitals erreicht 
werden, indem man den Unternehmungen die Form einer 
Geſellſchaft, und zwar einer beſitzenden und leitenden Ge⸗ 


ſellſchaft gäbe, der Tochtergeſellſchaften zugeſellt werden könn⸗ 


ten. Mit Bezug auf dieſe Anregung wurde in der Sitzung 
der Gemeindevertretung vom 24. Februar 1923 erklärt, 
daß wohl die Verhältniſſe in den Werken lange nicht 
ſo kritiſche ſeien, als es nach dem Berichte erſcheinen könnte, 
daß aber einmütig zugegeben werden müſſe, daß die ſtädti⸗ 
ſchen Werke, die durch Einführung der von der Abordnung 
vorgeſchlagenen proviſoriſchen Maßnahmen ſchon weitaus 
elaſtiſcher geſtaltet worden ſeien, eine noch weitergehende 
Handlungsfreiheit brauchten, und für ihre freie wirtſchaft⸗ 
liche Gebarung nach kaufmänniſchen Grundſätzen als Dr- 
ganiſationsform einzig und allein die einer Geſellſchaft in 
Betracht käme. Offenbar war das ganze Problem ſehr ein⸗ 
gehend erwogen worden, und es blieb weder ein Zweifel über 
die Notwendigkeit noch einer über die Art der Umge⸗ 
ſtaltung beſtehen. Die Sozialdemokraten ſcheinen im allge⸗ 
meinen mik der Umwandlung von öffentlichen Unternehmun⸗ 
gen, ſeien es nun ſtaatliche oder munizipale, in Geſellſchaften 
um der höheren Leiſtungsfähigkeit willen ganz einverſtan⸗ 
den zu fein. Die Kommuniſten jedoch widerſetzen ſich ihr 
mit dem Hinweis darauf, daß ein Vertrag wie der oben be⸗ 
ſchriebene ein Loch für die . 8 Fd 
offen laſſe. 

Talſächlich iſt giemli viel: Privackapital ta mit 
öffentlichen Geldern in Gemeindeunternehmungen angelegt. 
Die bei Anführung der verſchiedenen. Organiſationsformen 
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unter Nr. 7 genannten gemiſchten ‚Gef ellſchaften find. von 
dieſer Art. Dr. Chlebowſky gibt eine Liſte von 56 ſolchen 
Unternehmungen in 44 Städten, unter denen ſich auch 
Berlin, Hamburg und andre wichtige Plätze befinden. Da⸗ 


bei muß erwähnt werden, daß es keine Einheitlichkeit in | 


dieſer Beziehung gibt, und daß oft in derſelben Stadt ver⸗ 


ſchiedene Anſtalten nach verſchiedenen Syſtemen betrieben 


werden. Nachſtehende Tabelle verzeichnet die 56 Geſell⸗ 
ſchaften und die verhälknismäßige Beteiligung von Privar⸗ 
kapital, ſoweit dieſe bekannt iſt; in einigen wenigen Fällen 
ſind darüber keine Daten in den Berichten angegeben. Mit 
vier Ausnahmen ſind alle dieſe Geſellſchaften erſt in dieſem 
Jahrhunderte gegründet worden, 23 beſtehen ſeit 914 und 
16 erſt ſeit dem Kriege, was eine ſteigende Tendenz anzu⸗ 
zeigen ſcheint. Die Mehrzahl ſind Elektrizitätswerke und 
lokale Kleinbahnen, doch gibt es darunter auch einige Gas⸗ 
werke, Straßenbahnen und Waſſerwerke. 


Gemiſchte⸗ Unternehmungen mit oſfentucen und 
privatem Kapital 


Beteiligung v. 
Privatkapital 
in Prozenten 


N Name der Geſellſchaft N 


des 50 


Aachen Aachener Kleinbahn a 

Altona Eiſenbahn Gef. 5 
Augsburg Lech⸗ ⸗Elektrizitätswerke, A. G. 92,3 
Bamberg Uberlandwerk Oberfranken, A. G. : 40 
Berlin Süd⸗Weſt Elektrizitätswerke, A. G. 56,3 
Berlin Deutſche Gasgeſellſchaft 26,61 
Braunſchweig Straßenbahn: und Elektrizitäts⸗ or 49 
Celle Celler Tramway, G. m. b. H. 49 
Celle Celle⸗Wittingen e 49 
Crefeld Tramway⸗Geſ. weniger als 50 
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Beteiligung v. 


Stadt Name der Geſellſchaft Privatkapital 
— Bee in Prozenten 
Darmſtadt Heſſiſche Eiſenbahn⸗Geſ. 47 

Dortmund Dortmunder Gaslicht⸗Geſ. 5 1,6 
Duisburg Ruhrorter Bezirks⸗Eiſenbahn⸗ Ge. . 0,45 
Düffeldorf E Rheiniſche Eiſenbahn⸗Geſ. - 16,86 
Elberfeld BBergſche Kleinbahn-Geſ. 51 
Elberfel? Vohwinkler Seilbahn-Geſ. 51° 
Elberfeld Elektriſche Straßenbahn⸗Geſ. 80 

Elberfeld Bergſche Elektrizitäts⸗Verſorgungs⸗ 

e a G. m. b. H. 51 
Emden Gas⸗ u. Elektrizitätswerke, G. m. b. H. 40 
Erfurt Erfurter Elektriſche Straßenbahn, 

G. m. b. H. 32,07 

- Effen. Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Wee 
r r Gef. unter 59,50 
Eſſen Sůddeut ſche Eiſenbahngeſellſchaft 9 
Eſſen Gelſenkirchner Waſſerwerke, A. G. 7 
Eßlingen Eßlinger Gaswerke, G. m. b. H. 28,9 
Frankfurt a. M. ] Frankfurter Gas⸗Geſ. 49 
S a. d. O. Frankfurter Elektrizitätswerke, 

G. m. b. H. ; 50 
Furth Fränkiſche Kraftwerke, A. G. 64,84 
Gelsenkirchen Bochum ⸗Gelſenkirchner Eiſenbahn, 
N G. m. b. H. 25 
Gladbeck Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Waſſerwerke, 5 

. G. m. b. H. 15. 
Hagen Märkiſche Gemeinde» Eletrigtät Sr 
werke, A. G. 12,7 
Hamburg I Hamburger Hochbahn, A. G. 459 

Hamburg Hamburger Elektrizitätswerke, A. G. 50 

Kaiſerslautern Gas⸗Geſellſchaft : 55, 56 
Kaiſerslautern Elektriſche Straßenbahn⸗ Geſ. 49 
Lüdenfcheid Märkiſche Gemeinde: A 
8 werke, A. G. 12,7 
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Stadt Name der Geſellſchaft 
Ludwigshafen Ludwigshafner Pfälziſche Werke, 
A. G. 
Magdeburg Salbke Gaswerke, A. G. 
Magdeburg [Magdeburger Straßenbahn⸗Geſell⸗ 
5 ſchaft 
Mannheim Rheinauer Kraftwerke, A. G. 
Mannheim Rheinauer Waſſerwerke, G. m. b. H. 
Merſeburg Merſeburger Kleinbahn, A. G. 
Mühlheim Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Waſſerwerke, 
G. m. b. H. 
Nürnberg Fränkiſche Kraftwerke, A. G. 
Paderborn Paderborner Elektrizitäts- und Tram⸗ 
s way: Gef. 
Regensburg Oberpfälziſche Kreis:Gef. 
Rheydt Niederrheiniſche Licht: und Kraft⸗Geſ. 
ee) Schneidemühler Stadtwerke, 
G. m. b. H. 
Stargard Saatziger Kleinbahn⸗Geſ. 
Stettin Hafen, G. m. b. H. 
Stralſund Stralſund⸗ „Triebſes-Eiſenbahn ‚Ge: 
ſellſchaft 
Stuttgart Stuttgarter Tramway-⸗Geſellſchaft 
Trier Südrheiniſche Kraftverforgung, 
G. m. b. H. 
Wilhelmshaven [Wilhelmshavener Gas⸗ſund Elektri⸗ 
. zitätswerke, G. m. b. H. 
Wittenberg Wittenberger Licht: und Kraftwerke 
G. m. b. H. 
Worms Nel Heſſiſche eee 
ke, G. m. b. H. 
Worms Rhenania, Wormſer h und 
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Beteiligung v. 
Privatkapital 
in Prozenten 


61 
unter 50 


13 
66,66 
40 
50 


50 
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In Berlin iſt noch eine andre Art des Betriebes von 
ſtädtiſchen Unternehmungen durch die drei örtlichen Schnell⸗ 
bahnen vertreten, die an eine Privatgeſellſchaft verpachtet 
ſind. 5 

Es iſt kein Material vorhanden, um die Leiſtungsfähigkeit 
der verſchiedenen aufgezählten Verwaltungsformen zu ver⸗ 
gleichen. Aber das intereſſiert mich auch weniger als die auf 
dieſem Gebiete erkennbare wirtſchaftliche Entwicklung. Zwei⸗ 
fellos verfolgt die Bewegung hinſichtlich der Gemeinde⸗ 
unternehmungen im allgemeinen dieſelbe Richtung wie hin⸗ 
ſichtlich der ſtaatlichen. Die ſtädtiſche Verwaltung wird 
weniger einmütig und weniger ſcharf verurteilt, wie die durch 
den Staat, doch wird auch ſie allgemein verworfen, und 
die eingeführten Neuerungen gleichen ſich bei beiden: ſie 
zielen im weſentlichen auf eine Kommerzialiſierung durch An⸗ 
wendung kaufmänniſcher Geſchäftsgebarung hin. Eine Ab⸗ 
ſicht zur Erweiterung der Gemeindeunternehmungen — ſei 
es durch Aufſaugung privater Unternehmungen, ſei es durch 
Wettbewerb mit ſolchen — ſcheint derzeit nicht zu beſtehen. 


1 IX. Kapitel 
Was die Erfahrung lehrt 


Die in den vorhergehenden Kapiteln geſchilderten Erfah⸗ 
rungen haben die Stellungnahme der kontinentalen Sozia⸗ 
liſten zu dem Wirtſchaftsproblem, das ſie löſen wollten, 

geändert. Die Erfolge des Sozialismus als politiſche Be⸗ 
wegung ſeit dem Kriege haben ihn vor die Notwendigkeit 
geſtellt, eine Probe ſeiner Leiſtungsfähigkeit zu erbringen; 
dabei haben ſich die Schwierigkeiten einer Verwirklichung 
ſeines Wirtſchaftsſyſtems und die Undurchführbarkeit der 
bisher gehegten Pläne ſo deutlich gezeigt, daß eine Über⸗ 
prüfung der ganzen Frage unausweichbar wurde. Der Ver⸗ 
ſuch, Induſtrie und Handel nach Richtlinien zu ſoziali⸗ 
ſieren, die man früher ohne reifliche Prüfung für ganz 
ſelbſtverſtändlich angeſehen hatte, iſt überall fehlgeſchlagen. 
Am vollſtändigſten in Rußland, wo der Verſuch am voll⸗ 
ſtändigſten war. Der Zuſammenbruch war zu offenbar, als 
daß man ihn hätte verſchweigen oder vertuſchen können. Es 
war unmöglich, damit fortzufahren, und man mußte öffent⸗ 
lich etwas von den Grundſätzen fallen laſſen, um nur über⸗ 
haupt fortbeſtehen zu können. Die durch eine teilweiſe Wie⸗ 
dereinführung der ausgeſchalteten Triebkraft, genannt freier 
Unternehmergeiſt, wieder in Gang gebrachte Maſchine arbei⸗ 
tete genau in dem Maße beſſer, als man Triebkraft zuließ, 
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und brachte einige Beſſerung, fiel aber wieder ab, ſobald 
man zugunſten des theoretiſchen Syſtems, das ſich als un⸗ 
brauchbar erwieſen hatte, das man aber doch nicht aufgeben 
wollte, die Triebkraft wieder droſſelte. Dies machte eine 
neuerliche Umkehr und die abermalige Zulaſſung einer be⸗ 
grenzten Betätigung des Kapitalismus, wie ſie ſchon einmal 
beſtanden hatte, notwendig, worauf ſich eine weitere kleine 
Beſſerung zeigte. N 

»Die ruſſiſchen Schulweiſen hatten ſich also durch wirk 
ſchaftliche Not gezwungen geſehen, zweimal ihr Verhalten 
zu ändern. Dies haben ſie aber nur mit größtem Widerſtre⸗ 
ben getan, da ja ihr ganzes politiſches Syſtem unlöslich mit 
den verrufenen wirtſchaftlichen Grundſätzen verwachſen iſt, 
an denen ſie ebendeshalb krampfhaft feſthalten. Infolge⸗ 
deſſen ſchwanken ſie unbehaglich zwiſchen der ihnen von der 
Wirklichkeit aufgezwungenen Politik der Zulaſſung freier 
wirtſchaftlicher Betätigung und der Politik der Unterdrückung 
dieſer Freiheit nach dem Gebote ihrer Theorien. Der Erfolg iſt, 
daß fie keinen nennenswerten Fortſchritt machen und daß alle 
ihre Unternehmungen ſich in einem mehr oder weniger erkenn⸗ 
baren Zuſtande chroniſcher Inſolvenz befinden, dem ſie ver⸗ 
geblich abzuhelfen trachten, indem ſie einerſeits um fremdes 
Kapital betteln, anderſeits von ihren Arbeitern, deren karger 
Lohn ſtets rückſtändig iſt, größere Anſtrengungen und von 
den übermäßig beſteuerten Bauern neue Opfer fordern, wo⸗ 
bei ihnen nur der jeder Selbſttäuſchung eigentümliche Troſt 
bleibt, daß es ſich bloß um einen „Übergangszuſtand“ handle. 
Jeder Zuſtand iſt ein Übergangszuftand, es kommt nur dar⸗ 
auf an, wie wird der nächſte ſein? Fanatiker, die ſich durch 
die gegenwärtigen Verhältniſſe enttäuſcht fühlen, bezeichnen 
fie als vorübergehend, was unzweifelhaft richtig iſt. Sie 
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meinen jedoch damit, daß die nächſte Entwicklungsſtufe alle 
ihre Hoffnungen erfüllen werde. Dieſe Erwartung aber 
iſt ebenſowenig begründet, wie es die Hoffnungen der Ver⸗ 
gangenheit waren. So wird alſo der ſogenannte „wiſſen⸗ 
ſchaftliche“ Sozialismus zur ärgſten aller Utopien. 
Immerhin haben die ruſſiſchen Leniniſten von der Erfah⸗ 
rung etwas gelernt, ſei es auch nur für das Übergangs⸗ 
ſtadium. Sie haben gelernt, daß Produktion das erſte der 
wirtſchaftlichen Gebote iſt; daß die Produktion Kapital er⸗ 
fordert und daß dieſes nicht vom Himmel fällt, ſondern 
immer wieder durch Erſparniſſe aus dem Gewinn geſchaffen 
werden muß; daß die Menſchen von Natur aus faul 
ſind und ohne perſönlichen Anreiz nicht arbeiten wollen; 
daß die Tugenden, die ſie dem Proletariate zugeſchrieben 
hatten, erſt noch erworben werden müßten; daß die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiter nicht für das Wohl der Allgemeinheit, 
ſondern nur zu ihrem eigenen Nutzen ſchaffen wollen; daß 
die Lohnarbeit nicht abgeſchafft werden kann; daß die Ar⸗ 


beiter eine Induſtrie nicht zu leiten vermögen; daß es einer 


fähigen leitenden Gewalt bedarf, um Erfolge zu erzielen; 
daß man der Techniker und geſchulten Arbeitskräfte nicht 

entbehren kann und für deren Nachwuchs ſorgen muß; daß 
Akkordarbeit und eine Bezahlung nach der Leiſtung notwen⸗ 
dig ſind, um den Ertrag zu fördern; daß ſtaatliche Unter⸗ 
nehmungen ſchlecht arbeiten und Beamte unfähig und be⸗ 
ſtechlich fein können; daß es ohne Märkte und Geldwirt⸗ 

ſchaft keinen Handel gibt; daß fich- Privatunternehmungen 
raſcher den Bedürfniſſen von Erzeugung und Verbrauch an⸗ 
zupaſſen vermögen als ſtaatliche Einrichtungen. Mit einem 
Worte, ſie haben gelernt, daß die Elemente der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaft nicht willkürliche Schöpfungen der „Bour⸗ 
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geoiſie“, nicht nur zu dem Zwecke erfunden ſind, den Ar⸗ 
beiter auszubeuten, ſondern wirtſchaftliche Notwendigkei⸗ 
ten vorſtellen, die nicht ausgeſchaltet werden können, ohne 
das Verderben nach ſich zu ziehen. Dieſe ihre Erkenntnis 
gilt freilich nur für die „ubergangegeit “ aber. zufällig it das 
| gerade die, in der wir leben. 

In andern Ländern hat das Beſpiel Rußlands nach 
einigen im Rauſche revolutionärer Begeiſterung unternom⸗ 
menen vergeblichen Verſuchen, es nachzuahmen, eher einen 
ernüchternden Einfluß auf die Geiſtesverfaſſung der Sozia⸗ 
liſten im allgemeinen ausgeübt und fie eher vorſichtig gemacht. 

Nur eine kleine Minderheit, die fi Partei der Kommuni- 
ſten nennt, hat ſich unter die Vormundſchaft Rußlands ge⸗ 
ſtellt. Aber wenn man auch dieſe Leute befragt, was fie fun 
würden, erfährt man nur, daß ſie die in Rußland geſchehe⸗ 
nen Fehler vermeiden wollten. Über dieſe negative Behaup⸗ 
fung hinaus wiſſen fie nichts zu ſagen, denn fie haben keiner⸗ 
lei Aufbauprogramm für den Tag vorbereitet, an dem ſie die 
bewaffnete Revolution durchgeführt haben würden. Dieſe 
allein und an und für ſich iſt die einzige Aufgabe, die ihnen 
ihre Lehrmeiſter und Geldgeber in Moskau geſtellt haben, 
und zu deren Erfüllung ſie immer wieder gedrängk werden. 

Es iſt auch erzählt worden, was die andern Sozialiſten 
getan haben, um den Sozialismus zu verwirklichen, als 
ihnen die Gelegenheit geboten war, einen Anfang damit 
zu machen. Sie begannen, die praktiſchen Probleme der So⸗ 
zialiſierung ins Auge zu faſſen, und ſchleppten eine ſtaunens⸗ 
werte Menge von Theorien und Argumenten zuſammen, 
aus denen ſich eine endloſe Reihe von Meinungsverſchieden⸗ 
heiten, aber keinerlei allgemein annehmbare Löſung der 
Frage ergab: und dies nicht wegen der Stärke des Wider⸗ 
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ſtandes, ſondern wegen der dem Problem ſelbſt innewohnen⸗ 
den Schwierigkeiten. Ich habe die amtlichen Unterſuchungen 
erwähnt, die in Deutſchland und Schweden angeſtellt wor⸗ 
den ſind und von denen jede vierzehn Bände voll Be⸗ 
richte ergeben hat, außer dieſen aber fanden noch andre in 
Oſterreich, Bayern, Norwegen und anderswo ſtatt. Und eine 
ſchier endloſe Flut von Büchern und Schriften behandelt 
denſelben Gegenſtand. Die Menge der ſozialiſtiſchen Litera⸗ 
tur iſt eine geradezu überwältigende, und vieles davon iſt 
von ſehr fähigen und ernſten Männern geſchrieben. Doch 
niemals noch hat ein Berg von Gedanken, die einem prak⸗ 
tiſchen Ziele gelten, ein lächerlicheres Mäuslein geboren. 
Schließlich verſiegte die Auseinanderſetzung in dem unfruchk⸗ 
baren Sande der nicht zu beſiegenden Gegenſätze. In der 
Zwiſchenzeit aber iſt auch praktiſch nichts geſchehen, um das 
Ideal a Be Keine Induſtrie iſt ee 
worden. 

Ich nenne das einen Zuſammenbruch am Start und finde, 
daß de auf dem Feſtlande allgemein verbreitete Anſicht der 
meinigen entſpricht. Man verwendet dort Ausdrücke wie 
Fiasko, Fehlſchlag oder Schiffbruch, wenn man von dem 
Ergebnis der ſozialiſtiſchen Verſuche ſpricht, als ob es keiner 
weiteren Erklärung oder Rechtfertigung bedürfte. Eine Wir⸗ 


kurg dieſer Mißerfolge war es, daß einige Sozialiſten ſich 5 


bewogen gefühlt haben, der Partei der Kommuniſten bei⸗ 
zutreten. Einer meiner alten Freunde, ein wohlbekannter 
deutſcher Sozialdemokrat, hat mir einen Brief geſchrieben, 
der mich zufällig gerade bei meiner Rückkehr nach England 
erreichte, und in dem er mir ankündigte, er ſei aus der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei ausgetreten und habe ſich den Kom⸗ 
muniſten angeſchloſſen, weil ſich die Sozialdemokratie 
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als ein Irrtum erwieſen habe. Er ſchrieb in einer ſehr ge⸗ 
drückten Gemütsverfaſſung und ſagte nicht, was er ſich 
von der Kommuniſtiſchen Partei erwartete. Er meinte bloß, 
es gäbe für ihn nur einen völligen Rückzug oder ein Vor⸗ 
‚wärfsfchreiten, feine Überzeugung aber erlaube ihm nicht, ſich 
zurückzuziehen. Ich verſtehe ihn ſehr gut. Er iſt durch das 
Unvermögen ſeiner Partei, die Gelegenheit auszunützen, wie 
ſie nach ſeiner Meinung auszunützen geweſen wäre, ſchwer 
enttäuſcht worden und ſieht in ihrer Politik keine Möglich⸗ 
keit eines Fortſchrittes; aber er kann ſeinen Glauben nicht 
abſchwören und nimmt Zuflucht zu der Erwartung oder 
Hoffnung, daß eine entſchloſſenere Politik zu beſſerem Erfolge 
führen werde. Das iſt es, was der Kommunismus für ihn 
bedeutet. Aber er iſt durchaus kein Kommuniſt nach ruſſiſcher 
Art und kein Agitator, es dürfte kaum einen Menſchen ge⸗ 
ben, der weniger zur Gewaltanwendung neigt als er. 
Es gibt noch andre, die ſo denken wie er: alles Menſchen, 
die an Enttäuſchung kranken. Aber das kommt davon, daß ſie 
ſich Wahnvorſtellungen hingegeben hatten. Sie haben recht, 
wenn ſie von einem Fehlſchlag ſprechen, aber ganz un⸗ 
recht, wenn ſie ihn einer ſchwachen Politik zuſchreiben; ſeine 
wirkliche Urſache liegt in der Natur der Menſchen und 
Dinge. Die Maſchine konnte nicht in Gang gebracht wer⸗ 
den, weil ſie nach falſchen, auf unrichtiger Einſchätzung der 
wirkenden Kräfte beruhenden Grundſätzen gebaut war. Je⸗ 
der Verſuch, ſie durch eine Erhöhung des Dampfdruckes in 
Bewegung zu ſetzen, kann mir dazu führen, daß fe in 


Stücke geht oder in die Luft fliegt. 


Die meiſten Sozialiſten auf dem Feſtlande aber haben 
i aus der Erfahrung eine andre Lehre gezogen, ſo daß die 
Verſuche nicht ganz wertlos waren. Sie haben ihren Glau⸗ 
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ben nicht aufgegeben, aber ſeine Sätze angemalt. Sie 
ſehen die Dinge i in einem neuen Licht und N eine neue 
Haltung ein. 

Aus dem Getöſe der 1 Gröcterung find. einige 
allgemeine Schlußfolgerungen deutlich hörbar geworden. 

Die erſte iſt ſchon als eine der in Rußland gemachten 
Entdeckungen genannt worden, es iſt die Erkenntnis, daß in 
jedem Wirtſchaftsſyſtem die Produktion die Hauptſache 
und daher ihr Problem zuerſt zu löſen ſei; daß alles andre 
von ihr abhänge; daß eine erfolgreiche Löſung der Produk⸗ 
tionsfrage nicht ſo einfach ſei, als daß man ſie von vorn⸗ 
herein für geſichert und im Handumdrehen geſchehen an⸗ 
ſehen dürfte, daß ſie vielmehr eine ganze Gruppe von Fra⸗ 
gen bedeute; daß man ſicher ſein müſſe, mit beſſeren Aus⸗ 
ſichten wieder aufbauen zu können, ehe man das Alte nieder⸗ 
reißt. Das iſt die erſte Lehre, die den Sozialiſten zuteil 
wurde, als ſie von der Agitation zur Tat übergehen und 
ihre Theorien in die Praxis umſetzen ſollten. Sie ae. 
viele andre nach ſich. 

Wenn dagegen geſagt wird, daß die Wichtigkeit de 
Produktion von den Sozialiſten ſtets anerkannt worden ſei, 
ſo iſt die Antwort darauf, daß die Produktion nie als ein 
praktiſches Problem betrachtet wurde, deſſen Löſung irgend⸗ 
welche Schwierigkeiten bereiten könnte und das jedenfalls 
erfolgreich gelöſt werden müßte, ehe man ſich andern Auf⸗ 
gaben zuwendet. In der ganzen ſozialiſtiſchen Literatur der 
Vorkriegszeit, ſei ſie auf Marx oder Fabian eingeſtellt, 
ſei ſie reformiſtiſch oder revolutionär, findet ſich nicht ein 
Punkt, der dieſen Gegenſtand beleuchten würde. Das iſt 
einer der Gründe, warum die Volkswirte den ſozialiſtiſchen 
Wirtſchaftsideen ſo wenig Beachtung geſchenkt haben, die 
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Bolſchewiken voll größter Zuverſicht in ihr unmögliches 
Wirtſchaftsſpſtem hineingetappt find und anderswo nüchter⸗ 
nere Sozialiſten Unkerſuchungskommiſſtonen eingeſetzt haben. 
An einigen Stellen wurde die kapitaliſtiſche Wirtſchaft ge⸗ 
tadelt, daß ſie die Produktion nicht beſſer zu entwickeln 
vermöge, noch viel mehr wurde aber betont, daß ſie nicht 
imſtande ſei, die Güter richtig zu verteilen. Seitdem der 
Sozialismus zum erſten Male als eine organifierfe Be⸗ 
wegung auf der Weltbühne erſchienen iſt, alſo ſeit hundert 
Jahren, hat man immer geglaubt, die große Frage, die ihm 
zu löſen zukomme, ſei die der Verteilung — beſſer geſagt 
der Aufteilung — der Güter. Es war die Behauptung des 
Sczialismus, daß die Aufteilung des Beſitzes unter private 
Eigentümer unvorteilhaft und ungerecht ſei und das einzige 
Heilmittel darin beſtehe, die Produktions⸗ und Verkehrsmit⸗ 
tel und ähnliches in gemeinſamen oder geſellſchaftlichen Be⸗ 
ſitz zu bringen. Dabei nahm man die Produktion als bereits 
beſtehend an und meinte man, daß nichts andres notwendig 
wäre, als die vorhandenen Mittel zu übernehmen und die 
Verteilung der erzeugten Güter neu zu regeln. Wenn über⸗ 
haupt an die Produktion ſelbſt gedacht wurde, hat man ein⸗ 
fach damit gerechnet, daß die vorhandenen Mittel genügten 
und im Beſitze der Allgemeinheit eher beſſer arbeiten würden 
als im Privatbeſitze. Im allgemeinen aber wurde die Pro⸗ 
duktion als ein erledigter und ſelbſtverſtändlicher Teil des 
Problems angeſehen, der keiner weiteren Überprüfung be⸗ 
dürfe, weshalb ihm auch in den verſchiedenen Erklärungen 
über Grundſätze und Politik kein Platz eingeräumt wurde. 
Die einzige Ausnahme bildet einer der früheſten Pioniere 
des Sozialismus — Saint⸗Simon —, der das Problem 
der Produktion in den Vordergrund ſeiner Pläne ſtellte 
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und vor allem darauf beſtand, daß die Wiſſenſchaft her⸗ 
angezogen und die Leitung in die Hände der intelligenteſten 
Perſonen gelegt werde. Es iſt eine bemerkenswerte und nicht 
bedeutungsloſe Erſcheinung, daß unter den deutſchen ſozia⸗ 
liſtiſchen Volkswirten heute eine Strömung Bae 08 
Marx auf Saint⸗Simon zurückzugreifen. 
Die andern frühen Sozialiſten dachten nicht daran, bie 
beſtehenden Produktionsmittel aus dem Beſitze von Privaf- 
perſonen zu übernehmen, wollten vielmehr eigene nach deren 
Muſter ſchaffen, aber anders betreiben. Die Idee der Über⸗ 
nahme oder Enteignung beſtehender von sen Unter⸗ 
nehmungsgeiſt geſchaffener Einrichtungen als fertige Aus⸗ 
rüſtung für die Produktion durch den Staat oder das „Pro⸗ 
letariat“, iſt bezeichnend für die zweite, vollkommen unfrucht⸗ 
bare Entwicklungsſtufe der ſozialiſtiſchen Bewegung, die in 
Deutſchland vor ungefähr ſechzig Jahren eingeſetzt hatte und 
etwa zwanzig Jahre ſpäter allgemein anerkannt wurde. Die 
Beſitzer ſollten enteignet werden und damit wäre alles getan; 
dieſe Überzeugung wurde durch die Tatſache beſtärkt, daß 
einige ſchon lange beſtehende Monopole von den Staaten 
oder den Gemeindeverwaltungen übernommen wurden, die in 
der Lage waren, jeden wirtſchaftlichen Mißerfolg durch Be⸗ 
ſteuerung oder durch budgetäre Verſchiebungen zu verdecken. 
So erſchien alſo die Frage der Gütererzeugung im voraus 
gelöſt, und man brauchte nicht darüber nachzudenken. N 
Die Entdeckung, daß die erſte Frage, die die Sozialiſie⸗ 
rung zu löſen habe, gerade die der Produktion und daß 
ſie eine ungemein ſchwierige ſei, läßt die ganze Sache 
in einem neuen Lichte erſcheinen. Das wurde zum erſten 
Male von den Bolſchewiken erkannt, als ſie im Jahre 1918 
nach vorhergegangener Enteignung der bisherigen Beſitzer 
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einen bedeutenden Rückgang der produktiven Tätigkeit be⸗ 
Hobachten mußten. Lenin erkannte damals, daß ſie vor allem 
dieſe heben müßten, und ſeither laſſen die Bolſchewiken 
immer wieder den Schrei nach erhöhter Leiſtung ertönen. 
Als die Reihe an ſie gekommen war, erkannten auch die 
deutſchen und die öſterreichiſchen Sozialiſten dieſelbe Wahr⸗ 


heit und ſtellten die Leiſtungsfähigkeit in den Vordergrund. 


Sie müſſe nicht nur aufrechterhalten, ſondern erhöht werden. 
„Der Sozialismus hängt von erhöhter Produktion ab“, 
wie Umbreit auf dem bereits in Kapitel III erwähnten beuf- 
ſchen Gewerkſchaftskongreß fagfe!), 
Zu der gleichen Schlußfolgerung müſſen offenkundig alle 
Sozialiſten gelangen, ſobald fie vor die Frage praktiſcher 
Maßnahmen geſtellt werden; denn eine beſſere Verteilung 
kann doch keinen Nutzen bringen, wenn weniger zu verteilen 
iſt. Auch kann die leichtfertige Annahme, daß die Produk⸗ 
kionstätigkeit durch irgendeine geiſtreiche, aber zweifelhafte An⸗ 
nahme gefördert werden würde, nicht mehr zufriedenftellen, 
wenn die Aufgabe praktiſch gelöſt werden muß und die Ver⸗ 
antwortung für ihre Löſung auf die Sszialiſten ſelbſt fällt. 
Sie können ſich, wenn es ſich um die Wirklichkeit handelt, 
keinen Fehlſchlägen ausſetzen und müſſen deshalb das Pro⸗ 
blem ernſt nehmen. Daher alle die Unterſuchungen der So⸗ 
zialiſierungsfragen, die zeigen, daß deren Löſung viel heikler 
und ſchwieriger iſt, als man geglaubt hatte, und die zur 
Folge hatten, daß man bisher die privaten Eigentämir in 
De Beſitz belaſſen hat. 
Die zweite allgemeine Schlußfolgerung iſt mit der erſten 
innig verwachſen. Die Anerkennung der Tatſache, daß die 
a R das Haupterfordernis für das e des 


1) Siehe Seiten 194 ff. 


Gegen ſtaatliche . f 271 


Sozialismus i, führt zur Verwerfung einer vom Staate 
geleiteten Induſtrie. Außerhalb Sowjet⸗Rußlands iſt die 
Politik der Verſtaatlichung i im alten Sinne auf dem Feſt⸗ 
lande kot, und ſelbſt in Rußland iſt ihr Fehlſchlagen ſtill⸗ 
ſchweigend zugegeben worden, indem man die Großindu⸗ 
ſtrien zu Truſts zuſammenſchloß, die kleinen aber den Privar⸗ 
unkernehmern überließ. Überall anderswo wird die Verſtaat⸗ 
lichungspolitik öffentlich verdammt; kein Menſch von Be⸗ 
deutung findet ein gutes Wort für ſie. Die Erfahrung 
hat die von den Kritikern gegen ſtaatliche Unternehmungen 
ſtändig vorgebrachten Einwände, daß ſie wirtſchaftlich 
weniger leiſtungsfähig und politiſchen Einflüſſen wegen 
ihrer jeder ſtaatlichen Kontrolle anhaftenden bürokratiſchen 
Organiſation leicht zugänglich ſeien, vollinhaltlich beſtätigt. 
Ich habe bereits genügend Beweiſe für das Vorwiegen die⸗ 
ſer Meinung bei den Führern des kontinentalen Sozialisnms 
und für den dadurch verurſachten Wandel in ihrer Politik 
erbracht. Um aber jeden Zweifel in dieſer Hinſicht zu zer⸗ 
ſtreuen, will ich noch einige Zeugen anführen und auf die 
Gefahr hin, mich zu wiederholen, der leichteren Überſicht 
halber die Außerungen der bewährteſten Fachmänner zuſam⸗ 
menſtellen. In umfaſſendſter Weiſe ſtellt Dr. Kautſky dieſe 
Erkenntnis in ſeinem Vorwort zu dem auf der Heidelberger 
Konferenz im September 1925 angenommenen neuen Pro⸗ 
gramme der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands dar: 
„Der Staatsbetrieb mit den Kräften und Methoden der 
bisherigen ſtaatlichen Bürokratie hat überall verſagt. Er 
konnnt für die Sozialiſierung nicht mehr in Betracht.“ 
Hier wird das Syſtem vollkommen verworfen. Das 
beweiſt, daß man die jetzt nachdrücklich abgelehnte Form 
einer wirtſchaftlichen Organiſation früher angenommen hatte. 
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Es war auch unzweifelhaft der Fall. Alle Staatsbetriebe 
waren bürokratiſch eingerichtet, und bis zu dem Zeitpunkte, 
da die Revolte des Syndikalismus die denkenden Sozialiſten 
zwang, die Lage einer neuerlichen Prüfung zu unterziehen, 
war allgemein ein Staats⸗Kollektivismus dieſer Art in Ver⸗ 
bindung mit einem Gemeinde⸗Kollektivismus als geeigneter 
Erſatz für die beſtehende Wirtſchaftsordnung angeſehen 
worden. Es iſt dieſe Auffaſſung auch heute noch die weiteſt⸗ 
verbreitete, wenigſtens bei den britiſchen Sozialiſten, wie 
ihre Stellung zur ſtaatlichen Kriegsinduſtrie, verſchiedene 
fruchtloſe Verſuche in Auſtralien, ſowie manche in dieſer 
Weiſe geführte Gemeindeunternehmungen beweiſen. Dieſe 
alle werden als Beiſpiele eines praktiſchen Sozialismus an⸗ 
geführt, und es wird keine Anſtrengung geſcheut, um fie er⸗ 
folgreich erſcheinen zu laſſen. 

Aber die Bedeutung der oben angeführten Verwerfung 
durch einen Fachmann reicht noch weiter. Warum wird der 
Staatskollektivismus abgelehnt? Stramme Marxiſten ha⸗ 

ben immer behauptet, der Staat, den ſie im Sinne hätten, 
ſei nicht der beſtehende kapitaliſtiſche der „Bourgeois ſondern 
der „Proletarier“⸗ Staat der Zukunft, der unter einer rein 
demokratiſchen Verfaſſung erſtehen ſollte und ganz etwas 
andres wäre als der bisherige. 

Jetzt haben ſie in Deutſchland und anderswo erreicht, was 
fie niemals ohne ein langwieriges Ringen zu erlangen er⸗ 
wartet hatten — nämlich eine fo vollkommen demokratiſche 
Verfaſſung, als fie mur ſelbſt eine zu entwerfen vermochten. 
Hier möchte ich beiläufig bemerken, daß die Sozialiſten, die 
getrachtet haben, Deutſchland vor der Niederlage zu bewah⸗ 
ren, und heute noch bedauern, daß ihnen dies nicht gelang, 
dieſen ungeheuren Umſchwung ganz zu überſehen und nicht 
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zu erkennen ſcheinen, daß die Monarchie und der Militaris⸗ 
mus, die ſie verabſcheuen, heute feſter daſtünden denn je, 
wenn ihnen ihr Vorhaben geglückt wäre. Wie immer — 
es iſt ihnen nicht gelungen, und die der Niederlage folgende 
Revolution hat die politiſchen Verhältniſſe geſchaffen, wie ſie 
für das Erſtehen eines Proletarier Staates notwendig find. 
Mehr als das: in Deutſchland war der „Prolefarier“- Staat 
— inſoferne man darunter, was wahrſcheinlich zutrifft, 
eine rein ſozialiſtiſche Regierung verſteht — tatſächlich er⸗ 
richtet worden und einige Zeit e im Beſitze der 
Macht geblieben. 

Wie Paul Umbreit auf dem Gewerkſchaftskongreß zu 
Nürnberg erklärte, war der große Tag, auf den die arbei⸗ 
tenden Klaſſen ſeit Jahrzehnten zu hoffen gelehrt worden 
waren, war der Tag des Grabgeläutes für das kapitaliſtiſche 
Syſtem, der Tag der Befreiung des Proletariats, der Ge⸗ 
burtstag der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft — war dieſer große 
Tag endlich gekommen. Wenn die Sozialiſten ihre Lber- 
macht nicht zu erhalten verſtanden, war es der demokratiſchen 
Wählerſchaft zuzuſchreiben, die ihnen keine genügende Unter⸗ 
ſtützung zuteil werden ließ. Jedenfalls war der alte Ein⸗ 
wurf, daß der Staat nur ein Organ der „herrſchenden Klaſ⸗ 
ſen“ ſei, nicht länger aufrechtzuerhalten; denn unter dem 
Verhältniswahlrecht für alle Erwachſenen ſind die politiſch 
herrſchenden Klaſſen diejenigen, die die größte Zahl von 
Wählern beiſtellen, wie die deutſchen Sozialiſten, die wenig⸗ 
ſtens logiſch ſind, vollkommen einſehen. Wenn alſo das 
Proletariat die Scozialiſten nicht zur e ee hat, 
fo geſchah dies, weil es nicht wollte. 

Wenn heute die Feſtlands⸗Sozialiſten die Staatabetriebe 
verwerfen, ſo hat das nichts mit den alten Einwendungen 
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zu tun, ſoudem es geschieht aus: ganz andern Gründen; und 
es iſt wichtig, das feſtzuſtellen, weil es beſagt, daß man jetzt 
einſieht, der Fehler liege an der Form der Organiſation 
ſelbſt, unabhängig von dem Charakter oder der Politik der 
an der Macht befindlichen Regierung. Die von der Deut⸗ 
ſchen Sszialiſierungskommiſſion zur Begründung ihrer ab⸗ 
lehnenden Haltung angeführte Lifte von Mängeln der ſtaar⸗ 
lichen Kohlenwerke ift, wie auch Herrn Oſterroths Meinung, 
bereits angeführt worden, und ich will ſie nicht wiederholen, 
dagegen mag die Ausſage eines hervorragenden Gewerk⸗ 


ſchaftsführers beigefügt werden, da ſie eine Stimme aus 


einem andern Lager darſtellt. 

Bei der bereits erwähnten Verſammlung ruhe Paul 
Umbreit die Angelegenheit vor die Gewerkſchaften. Er er⸗ 
klärte den Vorgang der Sozialiſierung und warb um Hilfe, 


indem er bat, jeder Mann möge alle ſeine Kräfte in den 


Dienſt der Sache ſtellen: 

„Nur von einem Übel muß ſich der Sozialismus frei⸗ 
halten — nämlich von dem Bürokratismus, der ohne alles 
Verſtändnis für die wirklichen Zuſammenhänge innerhalb 

deer ſozialiſtiſchen Geſellſchaft nur an feine eigene Stellung 
denkt und zu herrſchen, zu befehlen und zu ſchematiſieren 

wünſcht. Bürokratismus iſt der ärgſte innere Feind des 

Sozialismus, und man kann ſich nicht genug gegen ſein Ein⸗ 

dringen und ſein Anwachſen wehren.“ 

Daß die Scszialiſten des Feſtlandes fo nachdrücklich 120 
wiederholt auf die Gefährlichkeit des Bürokratisnnis für 
ſtaatliche Unternehmungen hinweiſen, iſt der nicht nur auf 


Deutſchland beſchränkten Erfahrung zuzuſchreiben. Ein von 


den Sozialiſten unſeres Landes gewöhnlich angewendeter 
polemiſcher Kniff iſt es, jeden Mißerfolg in Deutſchland den 
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Alliierten und be Sricheiispertrage: von: Waſalles zuzu⸗ 

ſchreiben. Aber die endgültige Aufgabe des Gedankens ſtaat⸗ 
licher Bewirtſchaftung, wie ſie in der oben angeführten 
Weiſe von der Sozialiſierungskommiſſion ausgeſprochen 
wurde, iſt noch während der Zeit des Waffenſtillſtandes 
und in einem Augenblicke beſchloſſen worden, wo die Straf⸗ 
maßnahmen des Friedensvertrages noch gar nicht feſtgeſetzt 
waren. Dieſer Beſchluß hatte alſo mit den Beſtimmungen 
des Vertrages gar nichts zu tun, ſondern war einzig und 
allein von der Notwendigkeit bedingt, ſich ernſtlich mit der 
Sozialiſierungsfrage zu beſchäftigen, die der ſozialiſtiſchen 
Regierung durch ihren Aufſtieg zur Macht aufgezwungen 
worden war. Es iſt wahr, daß Deutſchland in der Folgezeit 
durch die Beſtinnnungen des Vertrages hart beſtraft und zu 
trifft das; wieder für Oſterreich nicht zu, dem die Alliierten 
im Jahre 1922 aufhalfen. Die Verhältniſſe in beiden Län⸗ 
dern waren ganz verſchiedene, dennoch waren. die öſterreichi⸗ 


ſchen Sozialiſten gezwungen, dieſelben Schlußfolgerungen zu 


ziehen. Über die ſtaatlichen zb lee 1 Dr. Otto 
Bauer etwa folgendes aus: 
„Es war unmöglich, ſie in Händen der bochniſ 0 b kauf⸗ 
männiſch unfähigen bürokratiſchen Leitung zu laſſen. So 
verlangte der elende Zuſtand, in den die ſtaatlichen Kriegs⸗ 
induſtrien verfallen waren, nach einer neuen Betriebsform, 
die ſie als öffentliches Eigentum weiterführen, ihnen aber 
eine kaufmänniſch; elaſtiſchere, von, der eee des 
Bürokratismus befreite Leitung ſichern ſollte.“ 3 

Dann iſt da Schweden, wo die Verhältniſſe wieder ganz 


anders lagen. Schweden war neutral geblieben, hatte durch — 55 


den Krieg nicht unmittelbar gelitten, war vom Friedensver⸗ 
ö 18* 


frage in "eher Weiſe berührt und von jeder Einmiſchung 
der Alliierten abſolut frei. Dennoch hat auch dort die be⸗ 
rufene Stimme des ſozialiſtiſchen Premierministers die gleiche 
Warnung ausgeſprochen. Als dieſer im Jahre 1928 über 
Sozialiſierung ſprach, ſagte er, im Intereſſe des erwünſchten 
Erfolges der Sozialiſierung wäre es von größter Bedeutung, 
die Verwaltungsfragen in vernünftiger Weiſe zu löſen. 
„Die Sozialdemokratie“, fuhr er fort, „muß auf ihrer Hut 
ſein und dafür ſorgen, daß die Unternehmungen intelligente 
Leiter bekommen und vor jeder bürokratiſchen Verwaltung 
bewahrt bleiben“, denn die mit den Staatsbetrieben gemach⸗ 
ten Erfahrungen „berechtigen zu der Befürchtung, daß die 
Leitung ſozialiſierter Betriebe Warp e um uns 
wirkſchaftlich ſein würde“. 

Sac iſt nicht notwendig, dieſen Gegenſtand noch weiter aus⸗ 
zuführen. Die „Ausſchalkung der Bürokratie“ iſt ein ſtehen⸗ 
der Satz geworden, der in allen a ſeszaliſtiſchen 
Programmen wiederkehrt. 

Aus den beiden erſten Schlußfolgerungen ergibt ſich logi⸗ 
ſcherweiſe eine dritte. Sie geht dahin, daß die „Ausſchal⸗ 
kung der Bürokratie“ den Ausſchluß von Beamtenwirtſchaft 
und politiſcher Beeinfluſſung notwendig macht, was erreicht 
wird, wenn man die Leitungen der in öffentlichem Beſitz 
a ſtehenden Unternehmungen von der allgemeinen politiſchen 

Verwaltung unabhängig macht. Für ſolche Betriebe muß 
eine leiſtungsfähigere Form der Organiſation gefunden wer⸗ 
den, deren Hauptzug die Anwendung der in den Privatunter⸗ 
nehmungen üblichen Geſchäftsgrundſätze bildet. Eine ſolche 
Organiſationsform ſoll raſche Entſcheidungen, Bewegungs⸗ 
i freiheit, Gerechtigkeit bei Anſtellungen und Beförderungen 
aD: eine kluge Leitung ſichern. In Deutſchland wird allge: 


mein als die für ſolche Sete geeignerſte Form. die der 
Handelsgeſellſchaft angeſehen. Welche Form immer man 
aber einführen mag, der Kernpunkt der Sache bleibt, die 
leitende Intelligenz, und die weſentlichen Bedingungen ſind 
volle Verantwortlichkeit, freie Hand und perſönliches In⸗ 
tereſſe am Erfolge. Die Einführung einer „kaufmänniſchen 
Gebarung“ bei Unternehnumgen dieſer Art iſt einer der 
Hauptzüge der Entwicklung in der letzten Zeit. Es ih cher N 
eine „Entſtaatlichung“ als eine Sozialiſierung. i 
Man wird erſt ſehen müffen, inwiefern dieſe Verſuche, 
die Vorteile privaten Unternehmungsgeiſtes mit dem Eigen⸗ 
tumsrecht des Staates zu koppeln, von Erfolg gekrönt ſein 
werden. Aber ſchon das Zugeſtändnis, daß es notwendig ſei, 
die Elemente der Privatwirtſchaft beizubehalten, bedeutet 
einen gewaltigen Meinungsumſchwung. In den letzten Jah⸗ 
ren hat ſich auf ſeiten der Sozialiſten eine gewiſſe Neigung 
erkennen laſſen, zuzugeſtehen, daß der Kapitalismus — alſo 
die auf dem privaten Eigentumsrechte beruhende und von 
privatem Unternehmergeiſt geformte Wirtſchaftsordnung — 
in der Vergangenheit einige gute Dienſte geleiſtet hat, ob⸗ 
gleich im allgemeinen daran feſtgehalten wird, daß er nicht 
nur keine Verdienſte hat, ſondern an allem ſozialen Übel 
ſchuld iſt. Selbſt die klarer blickenden Sozialiſten haben ſich 
bisher geweigert, ihm irgendwelche gute Eigenſchaften zuzu⸗ 
erkennen. Sie haben ihn immer als fertig und abgetan, als 
veraltet, verknöchert und ſchädlich hingeſtellt und verkün⸗ 
det, er müſſe ſobald und ſo vollkommen als möglich hinweg 
gefegt werden. Die neue Anſicht — die ſich auch in Ruß⸗ 
land geltend macht —, daß ihm immerhin etwas wirffchaft- 
lich Wertvolles, bei ſtaatlichen Unternehmungen nicht Anzu⸗ 
treffendes innewohne, bedeutet alſo eine völlige Umkehr. Als 
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der Salle vor die Aufgaben der Wirklichkeit geſtellt 
wurde, ging er beim „ in die a um: zu 
1 wie es zu machen ſei. 
Bisher war dieſe Bewegung eine rein empülſche Die 
Lage der verantwortlichen Sdzialiſten ift folgende: fie er⸗ 
kennen, daß ſie die Produktion erhöhen müſſen, und find, um 
dies zu erreichen, gezwungen, ſich einige Grundbegriffe des 
Kapitalismus zunutze zu machen. Die kheoretiſche Tragweite 
dieſes Zugeſtändniſſes aber wird noch nicht voll erfaßt, da 
ſie ſich mit dem Schlagworte von der „Übergangsperiode“ 
ktröſten und ſich mit Hilfe dieſes Troſtes immer noch an die 
alten Ideale anklammern. Es iſt erſt ein Anfang gemacht 
worden. Profeſſor Schumacher ſagt, es ziehe durch die ſozia⸗ 
liſtiſche Literatur der letzten Zeit etwas wie die Entdeckung 
des Unternehmers. Er ſagt: „etwas wie“; denn es iſt noch 
nicht ganz ſo weit gefommen; der deutſche Sozialismus ift 
noch immer von Marx hypnotiſiert, der nichts von einem 
Unternehmer wußke. So meint Dr. Auguſt Müller in ſei⸗ 
nem Buche „Sozialisierung oder Sozialismus P“, daß die 
Stellung des Unternehmers als Leiter des techniſchen Vor⸗ 
ganges der Erzeugung von Marx ſehr hoch eingeſchätzt 
werde. Aber alles, was Marx anerkannte, war die Leiſtung 
der Betriebsleitung oder Aufſicht, und das iſt etwas ganz 
andres als die Tätigkeit des Unternehmers. Von der wirk⸗ 
s lichen Bedeutung des Unternehmers hatte er keine Annung, 
wie am beſten aus dem von ihm gewählten Vergleiche mit 
dem Kapellmeiſter eines Orcheſters hervorgeht. Der Betriebs⸗ 
leiter iſt wohl der Kapellmeiſter, hinter ihm aber ſteht, wie ich 
an andrer Stelle ausgeführt habe, eine viel wichtigere Perſon, 
auf die Marx völlig vergißt. Ich meine den Komponiſten, 
ohne deſſen Wirken der Kapellmeiſter nichts zu dirigieren 
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und das Orcheſter nichts zu ſpielen hätte; und der Komponiſt 
iſt im wirtſchaftlichen Leben der Unternehmer. Marx ſah 
es als ſelbſtverſtändlich an, daß die Partitur vorhanden ſei, 
ſo daß man ſie nur zu übernehmen brauche. Die ganze 
Theorie einer Politik der Enteignung oder Übernahme durch 
die Allgemeinheit beruht auf dieſer Vorſtellung und über⸗ 
ſieht völlig das dynamiſche oder ſchöpferiſche Element. Ge⸗ 
rade das Fehlen dieſer Kraft in ſtaatlichen Betrieben bringt 
es aber mit ſich, daß ſtaatliche Unternehmungen auf ein be⸗ 
grenztes Betätigungsfeld beſchränkt ſind und unter gleichen 
Bedingungen nicht mit privaten in Wettbewerb treten kön⸗ 
nen — wie die Erfahrungen in Rußland ſchlüſſig bewieſen 
haben. Es iſt dabei nicht einmal der Anreiz des Gewinnes 
der den Unterſchied in der Leiſtungsfähigkeit beſtimmende 
Hauptumſtand. Vielmehr fällt die Art der Betätigung ins 
Gewicht, die bei einem privaten Unternehmen eine freie, 
bei ſtaatlichen aber eine an allerlei Vorſchriften gebundene 
iſt. Die Einführung der kaufmänniſchen Gebarung bei 
Staatsbetrieben iſt eine ſtillſchweigende Anerkennung dieſer 
Wahrheit, und die Ideologie der Sozialiſierung wechſelt 
Hand in Hand mit ihr. Es würde mich jedoch zu weit von 
dem eigentlichen Gegenſtande dieſes Kapitels ablenken, wenn 
ich dieſen Gedankengang noch weiter verfolgen wollte. 
Die vierte Schlußfolgerung iſt die, daß die Sorialifierung 
der Induſtrie, wenn fie einmal ernſtlich in Angriff genom⸗ 
men würde, verſchiedene Formen von Organiſationen ins Le⸗ 
ben rufen müßte, wie ſie durch die Verſchiedenheit der Ver⸗ 
hältniſſe in den einzelnen Produktionszweigen bedingt ſind, 
daß alſo die Idee, nach einem einheitlichen, ſymmetriſchen 
Plane vorzugehen, undurchführbar und fehlerhaft wäre. 
Dieſe Entdeckung kommt abermals einem vollkommenen Mei⸗ 
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nungsumſchwung gleich. Es iſt wahr, daß Marx in durch⸗ 
aus negativer Stellungnahme es abgelehnt hat, irgendeinen 
Plan für die die beſtehende Wirtſchaftsordnung erſetzende wirt⸗ 
ſchaftliche Organiſation der Geſellſchaft der Zukunft nieder⸗ 
zulegen, und daß er dieſes Problem ſich ſelbſt überlaſſen hat. 
Dennoch haben die Sozialiſten immer das Bild irgendeines 
univerſellen, idealen Syſtems vor Augen gehabt, das be⸗ 
rufen wäre, an Stelle der gegenwärtigen „anarchiſchen“ Un⸗ 
ordnung zu treten. Gerade daß man die gegenwärtige 
Ordnung im Vergleiche zu der, die kommen ſollte, eine 
Hanarchiſche“ nennt, bedingt die Einführung eines umfaſſen⸗ 
den, einheitlichen, nach gewiſſen allgemeingültigen Grund⸗ 
ſätzen aufgebauten Syſtems. Tatſächlich dachte man auch 
überall an eine ſolche Form, als nach dem Kriege die Ge⸗ 
legenheit zur Verwirklichung des Sozialis mis gekommen 
ſchien. Bei uns hatten wir ſogar ſchon vor dem Kriege den 
Guild⸗Sozialismus (Gilden⸗ oder Genoſſenſchafts⸗Sozialis⸗ 
mus), der einen ähnlichen Plan vertrat. Später gab es eine 
wahre Hochflut von Entwürfen, die alle den Hauptzug eines 
einheitlichen und ſymmetriſchen Aufbaues gemein hatten. 
Der Plan der Bolſchewiſten, wie er im 1. Kapitel beſchrie⸗ 
ben iſt, war nur einer von vielen. Sie zielten alle auf die 
Einführung einer ſyſtematiſchen oder „Planwirtſchaft“, wie 
man es in Deutſchland nennt, hin und ſahen, wenn ſie auch 
in Einzelheiten auseinandergingen, grundſätzlich eine Hier⸗ 
archie von Ausſchüſſen vor. Jetzt hat man die Einheitlich⸗ 
keit fallen laſſen, und Vielfältigkeit der Form iſt auf der 
Tagesordnung. Beſonders bemerkenswert iſt die Annahme 
einer gemiſchten Organiſationsform, in der ſtaalliches und 
̃ e Kapital zuſammenwirken. 

Daß die e ſtufenweiſe vor fie: N muß, 
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iſt keine neue Erkenntnis, doch wurde ſie durch die Erfahrun⸗ 
gen der letzten Zeit beſtärkt, und ſie iſt zu einer allgemeinen 
geworden, feifdern das ruſſiſche Beiſpiel, dem niemand, nicht 
einmal die Kommuniſten andrer Länder, folgen will, ab⸗ 
ſchreckend gewirkt hat. Ich habe geſagt, nicht einmal die 
Kommuniſten, denn was dieſe unter unmittelbarer Anleitung 
von Moskau herbeiführen wollen, iſt nicht die bolſchewi⸗ 
ſtiſche Wirtſchaftsordnung, ſondern die bolſchewiſtiſche po⸗ 
litiſche Revolution. Sogar in Rußland ſelbſt haben die 
Sowjets ſchon lange aufgehört, wirtſchaftliche Funktionen aus 
zuüben und ſind zu rein politiſchen Einrichtungen geworden. 
Eine andre Schlußfolgerung, die mit der ſtufenweiſen 
Umgeſtalkung zuſammenhängt, bisher aber nicht gezogen 
wurde, iſt die, daß die Produktion während des Überganges 
nicht unterbrochen werden darf. Dies bedingt Zuſtimmung 
und Entſchädigung der Beſitzer, wenn man ein ſtufenweiſes 
Vorgehen im Auge hat. Sollen nämlich die Induſtrien eine 
nach der andern ſozialiſiert werden, ſo müſſen offenbar Enk⸗ 
ſchädigungen gezahlt werden, ſonſt würden die Eigentümer 
der noch freigelaſſenen Induſtrien nicht ruhig warten, bis 
man ihnen ihren Beſitz raubt, N damit abwandern 8 
ihn lieber zerſtören. f 
All das bedeutet, daß 5 N tarxtenmts ſich aberlebt hal. 
Die von der geſchichtlichen Klaſſenkampftheorie verlangte 
und vorausgeſagte völlige Umgeſtaltung des wirtſchaftlichen 
Apparates iſt auf unbeſtimmte Zeit hinausgeſchoben, wenn 
nicht ganz aufgegeben. Sie iſt mit den oben angeführten, 
aus der Erfahrung geſchöpften Erkenntniſſen unvereinbar. 
Die wirtſchaftliche Entwicklung hat nicht den in jenen Theo⸗ 
rien vorgezeichneten Weg genommen und ſtrebt auch nicht 
nach dieſer Richtung. Dies ſpiegelt ſich, wenigſtens teilweiſe, 
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in den neuen,  überpeiften Programmen verſchiedener ſoziali⸗ 
ſtiſcher Parteien. Ich bringe deren zwei — das deutſche und 


das ſchwediſche — im Anhange. Jenes iſt das wichtigere 
wegen der Bedeutung Dentſchlands und weil dieſes Land 
ſo lange in der ſozialiſtiſchen Bewegung führend geweſen 


iſt. Es beleuchtet auch deutlicher als das andre den Um⸗ 


ſchwung in der Lage, der noch beſſer aus den Erläuterungen 
zu erkennen iſt, die führende Sozialiſten zu dem Programm 


geſchrieben haben und die gleichzeitig mit Ae 17 


licht wurden. 
Im Jahre 1891 nahm die Sozioldemokratiſche Partei 


Deutſchlands ein Programm an, das den Sozialiſten in den 
meiſten andern Ländern als Muſter diente. Man nannte es 
das Erfurter Program m, weil es auf einem in dieſem 


Jahre zu Erfurt abgehaltenen Kongreß verfaßt wurde!). 
Bis zum Jahre 1921 blieb es unverändert, obwohl eine 
ſtarke Gruppe der Partei mehrere Jahre hindurch eine Revi⸗ 


ſion der Einleitung mit der Begründung verlangte, daß dieſe 
nicht den Tatſachen entſpräche. Auf dem im Jahre 1921 zu 


Görlitz abgehaltenen Kongreſſe wurden in Anbetracht der 
geänderten Lage einige Abänderungen vorgenommen, und im 
September 1925 wurde auf dem Heidelberger Kongreß ein 


neues Programm in aller Fort aufgeſtellt. Bemerkenswert 
iſt, daß der Entwurf dazu von Karl Kautſky ſtammt, der 
auch ſchon das Programm von 1891 entworfen hatte und 
ſeit jener Zeit ſtets als der berufene Wortführer der deut⸗ 
ſchen Sozialdemokratie in theoretiſcher Hinſicht gegolten hat. 
Die in dieſem neuen Programm auftretenden Abweichungen 
von dem früheren ſind vielfältig und lehrreich, aber ich kann 
mich nur mit den wichtigſten befaſſen. Einige davon ſind 
ae 1) Siehe: „The Socialist Movement“, II. Teil, Seiten 57—61. 
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natürlich durch die von der politiſchen Revolution geſ chaffene 
geänderte Lage bedingt worden, wie Dr. Kautſky in einer 
erklärenden Denkſchrift auseinanderſetzt. Was zur Zeit des 
Erfurter Programmes noch in weiter Ferne lag, war jetzt 
zum unmittelbaren Tatbereich geworden. Daher beſchäftigt 
ſich dieſes Programm weniger mit der reinen Theorie und 
mehr mit Feen Fragen, wenn auch das Endziel das N 
gleiche bleibt. 

Doch gehen die Auberungen weit Färber dane Die 
vorangeſtellte Aufzählung von Grundſätzen iſt ſtark abge⸗ 
ändert worden. Es iſt immer noch Marxismus, aber viel 
weniger dogmatiſch, und einige Hauptzüge der marxiſtiſchen 
Theorien ſind verſchwunden. Die unerhörte Behauptung, 
daß die wirtſchaftliche Entwicklung mit der Sicherheit eines 
Naturgeſetzes zur Vernichtung des Kleingewerbes führen 
müſſe, macht der weitaus milderen Feſtſtellung Platz, daß 
die großen Unternehmungen infolge der inneren Geſetze wirt⸗ 
ſchaftlicher Entwicklung angewachſen ſind, das Kleingewerbe 
zurückgedrängt und ſeine Bedeutung für die Geſellſchaft her⸗ 
abgemindert haben. Das bedeutet ein — wenn auch nicht 
offenes — Eingeſtändnis, daß die kleinen Unternehmungen 
weder in der Induſtrie noch im Handel, noch in der Land⸗ 
wirkſchaft verſchwunden find oder zu verſchwinden e wie 
dies nach den Vorausſagen Marx der Fall ſein müßte. 

Wichtiger iſt an dem neuen Programm die Aufgabe der 
Theorie, daß das Elend immer mehr zunehme. — einer 
Theorie, die einen Hauptzug des „wiſſenſchaftlichen Sozia - 
lismus“ bildete. Dieſer Punkt war lange Zeit hindurch die 
Urſache von Streitigkeiten und Schwierigkeiten innerhalb 
der Partei, denn das Elend hatte ſichtlich nicht zugenommen. 
Jetzt iſt dieſe Theorie durch die Behauptung re worden, 
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daß i im Kapitalismus ab wirkende Strömungen am Werke 
ſeien, die nur durch unausgefeßte. Bekämpfung unſchädlich 
gemacht werden konnten. Das iſt im beſten Falle eine halbe 
Wahrheit, denn die Tatſache, daß ſich die Lebensbedingun⸗ 
gen in ſtets zunehmendem Maße gebeſſert haben, iſt nicht 
nur den Anſtrengungen der Gewerkſchaften und der ſozialen 
Geſetzgebung zu verdanken, ſondern zu nicht geringem Teil 
den induſtriellen Errungenſchaften des Kapitalismus, der 
allerlei Bequemlichkeiten und Gebrauchsartikel zu ſchaffen und 
zu verbilligen verſtanden hat. Immerhin iſt es ſchon etwas, 
daß der Punkt von der Zunahme des Elends aus dem Pro⸗ 
gramm verſchwunden iſt, was einen großen Triumph für die 
Reviſioniſten bedeutet. 
An andrer Stelle wird die Zweiklaſſen⸗ Theorie durch die 
. Ang des Erſtehens einer neuen Mittelklaſſe durch⸗ 
brochen, einer Klaſſe, die wohl nicht ihrem Urſprunge nach, 
doch nach ihrer modernen Entwicklung als eine neue betrach⸗ 
tet werden kann. Sie beſteht aus den geiſtigen Arbeitern: 
aus Angehörigen der gelehrten Berufe, Künſtlern, Staats⸗ 
beamken, Journaliſten, Lehrern, Technikern, den Beamten 
induſtrieller Unternehmungen und von Handelshäuſern. Dr. 
Kautſky weiſt mit beſonderem Nachdruck auf dieſe Klaſſe 
hin und legt dar, daß in dem Zeitraum zwiſchen 1882 und 
107 ihr verhälfnismäßiger Anteil an der Zahl aller arbei⸗ 
kenden Perſonen in Deutſchland um 176% geſtiegen iſt, 
während der der Lohnarbeiter nur um 100% zugenommen hat 
und der der freien Arbeiter um 330% gefallen iſt. Er ſieht 
jedoch von ſeinem Standpunkte aus dieſen neuen Mittel⸗ 
ſtand mit hoffnungsvollen Augen an und meint, daß er — 
weit davon entfernt, einen Puffer zwiſchen Bourgeoiſie 
und Proletariat zu bilden — ſelbſt in den Klaſſenkampf 
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gezogen ſei, der die Mehrzahl 1 1 au Seite 
des Proletariates finde. 

Das „Heidelberger Pidg rait ſagt von Bu Ungehöri 
gen dieſer Klaffe, daß mit dem Anwachſen ihrer Zahl die 
Möglichkeit für ſie immer geringer werde, zu bevorzugten 
Stellungen“ aufzuſteigen, ſo daß ihre Intereſſen immer 
mehr mit denen der andern Arbeiter verwachſen. Das mag 
für Deutſchland zutreffen, iſt aber gewiß in England oder 
Amerika nicht der Fall. Eine der häufigſten, doch am wenig⸗ 
ſten beachteten Erſcheinungen bei induſtriellen Streitigkeiten 
iſt die Tatſache, daß der Beamtenſtab faſt immer zur Ver⸗ 
waltung hält und die Betriebe fortzuführen oder ſie wenig⸗ 
ſtens vor Schaden zu bewahren trachtet. Auch der Zuſam⸗ 
menbruch von Generalſtreiks infolge bereitwilliger Mitarbeit 
der Mitteelklaſſen iſt eine oft beobachtete geſchichtliche Tatſache. 

Neu iſt auch die Anerkennung von Konzernen und Truſts 
und der Macht des Finanzkapitals, das in den letzten Jah⸗ 
ren in den gegen den Kapitalismus gerichteten Anklagen eine 
ſo große Rolle ſpielte. SE 

Anderſeits wird an der Theorie des Klaſſenkampfes 
u feſtgehalten, ja, man behauptet ſogar, daß die Gegen⸗ 

ſätze immer ſchärfer geworden ſeien und immer bitterer 
empfunden würden, was mit der Einführung von ge⸗ 
miſchten Induſtrieräten und ! 5 ſchwer 
in Einklang zu bringen iſt. 

Es ſind in der Anführung der Grundfäge ad 1805 andre 
Anderungen zu bemerken, aber am meiſten geändert erſcheint 
der zweite Teil des Programmes, der die Grundlage der 
zu befolgenden praktiſchen Politik feſtlegt. In dieſem Teile 
ſpiegelt ſich der Umſchwung der Lage viel deutlicher. Von 
acht Abſchnitten, die er umfaßt, handelt nur ein einziger von 
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Wirsſchaftspolttl, die doch den Hauptinhalt der seie. 
ſchen Lehre bildet, — und auch die neun dort angeführten 
Punkte ſind unbeftimmter Natur und verhältniomähig milde 
abgefaßk.: «..:..::: 

Mit Bezug auf die ke: ob Privatbeſtg weiter 
anerkannt oder verſtaatlicht werden folle, wird nur vom Bo⸗ 
den, von Bodenſchätzen und von natürlichen Kraftquelle ge⸗ 
ſprochen. Dieſe drei ſollen „der Ausbeutung durch die Kapi⸗ 
taliſten entzogen und in den Dienſt der Allgemeinheit ge: 
ſtellt werden“. In der Einleitung wird noch immer der Aus⸗ 
druck Produktionsmittel gebraucht, aber das alte Programm 
war darin viel ausführlicher; es nannte Grund und Boden, 
Bergwerke und Zechen, Rohſtoffe, Werkzeuge, Maſchinen 
und Transportmittel. Wenn man heute nur mehr ein 
engeres Gebiet in Betracht zieht, ſo geſchieht dies in Über⸗ 
einſtimmung mit der Politik einer ſtufenweiſe fortſchreiten⸗ 
den Sozialiſierung und kann als ein Zeichen angeſehen wer⸗ 
den, daß man ſich dieſer endgültig zugewendet hat. 

Die andern Punkte des wirtſchaftlichen Abſchnittes des 
Programmes beziehen ſich auf den Ausbau von Induſtrie⸗ 
(Whitley)räten, in denen den Arbeitern (und den Gewerk⸗ 
ſchaften) ein Einfluß auf die Organiſation eingeräumt wer⸗ 
den ſoll; auf die Einführung einer ſtaatlichen Aufſicht über 
Truſts und Kartelle; Förderung der Produktion (durch 
welche Mittel iſt nicht geſagt); Förderung der Beſiedlung; 
Herabſetzung der Zölle bis zur Erreichung des Freihandels; 
Ausgeſtaltung der im ſtaatlichen Beſitz befindlichen Betriebe 
bei Vermeidung bürokratiſcher Einrichtungen (darauf wird 
auch noch in einem andern Abſchnitte Nachdruck gelegt); 
Förderung von Konſunwereinen und andern gemeinnützigen, 
nicht auf Gewinn berechneten Unternehmungen, ſowie des 
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Baues von Geneinfnfinonpuhäufen und af eine Kr 
form des Mietrechte. 
Ein großer Teil 1 1 Programmes hat 1 eigentlich 
Sozialiſtiſches an ſich und könnte ſehr wohl auch von andern 
Parteien vertreten werden. Noch viel mehr trifft das bei 
den andern Abſchnitten zu, die über die Verfaſſung, die Ver⸗ 
waltung, über Recht und Rechtſprechung, ſoziale Fragen, 
Unterricht, Finanz⸗ und Steuerweſen und über die auswär⸗ 
tige Politik handeln. Der zeitgemäßeſte und wichtigſte Ab⸗ 
ſchnitt iſt der über das Weſen des Sozialismus, der eine 
Anzahl von inneren Reformmaßnahmen enthält, die ent⸗ 
weder ganz allgemeinen Charakter haben oder ſich e 
auf das Gewerkſchaftsweſen beziehen. ö 
Auffallend iſt, daß nirgends das Recht der Rede und 
Verſammlungsfreiheit erwähnt wird. Der Einwurf, daß 
dieſe Rechte ohnehin ſchon gewährleiſtet ſind, iſt nicht ſtich⸗ 
haltig, denn andre Rechte, die auch ſchon lange verbrieft ſind 
— wie zum Beiſpiel das Vereins⸗ und Streikrecht — ſind 
angeführt, obwohl ſie viel ſchwerer unterdrückt werden könnten. 
Vielleicht ſehen die Sozialdemokraten voraus, daß ſie ſelbſt 
in die Lage kommen könnten, die Redefreiheit aufzuheben? 
Im ganzen beſchäftigt ſich das Programm mehr mit all⸗ 
gemeiner Politik und ſozialen Reformen als mit dem eigent⸗ 
lichen Sozialismus. Es läßt erkennen, daß der Marxismus 
im Rückgang begriffen iſt. Das zeigt ſich noch deutlicher in 
der bei den Haaren herbeigezogenen Behauptung, daß der 
Klaſſenkampf immer härter werde, trotz — oder infolge — 
der neuzeitlichen Entwicklung, die zu vollkommener Demo⸗ 
kratie, politiſcher Gleichſtellung, ſozialen Reformen, verbeſ⸗ 
ſerten Lebensbedingungen für den Lohnarbeiter, zu gemiſchten 
Induſtrieräten, höheren Überwachungsräten, die Verhält⸗ 
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niſſe berückſichtigender Beſteuerung und ähnlichen Dingen 
geführt hat. Dr. Kautſky ſelbſt gibt in ſeinen erklärenden 
Begleitworten zu, daß die Formen des Klaſſenkampfes mit 
dem Fortſchreiten der Demokratie milder geworden ſind, er 
behauptet aber gleichzeitig, daß die Gegenſätze ſich nur ver⸗ 
ſchärft hätten, und weiſt auf der nächſten Seite darauf hin, 
daß der Kampf leicht die wildeſten Formen annehmen 
könnte. Er meint, daß die Anſprüche der Lohnarbeiter mit 
jedem erfüllten Wunſche ſteigen und Widerſtand auslöſen. 
Es iſt wohl richtig, daß die Anſprüche wachſen, der Wider⸗ 
ſtand aber iſt viel geringer, als er es früher zu ſein pflegte, und 
die Gegenſätze ſind ſehr durch die bereits erwähnten Einrich⸗ 
kungen gemildert, die beide Parteien auf dem Fuße der 
Gleichheit zuſammenführen. Die Pſychologie der ganzen Be⸗ 
wegung iſt heute vollkommen verſchieden von der der marxi⸗ 
ſtiſchen Auffaſſung des Klaſſenkampfes zugrundeliegenden, 
die ſich auf die Annahme eines ſtändig wachſenden Elends 
gründete. Es war dies die ©eelenverfaffung: der Verzweif⸗ 
lung, die Revolutionen gebiert und ſolche infolge des zu⸗ 
nehmenden Elends der Kriegszeit in Rußland, Deutſchland 
und Öfterreich auch tatſächlich hervorgerufen hat. Heute iſt es 
eine Pſychologie des Emporſtrebens, die von einem Rückgang 
des Elends ausgeht, und die niemals zur Revolution führt, 
wie ich ſchon an andrer Stelle ausgeführt habe!). Eine 
Beſſerung — und eine ſolche wird auch von Dr. Kautſky 
zugegeben — treibt die Menſchen nie zur Gewaltanwendung. 
Im übrigen beſtätigt Kautſky alle oben angeführten 
Schlußfolgerungen. Ich habe ſchon mehrfach ſeinen Aus⸗ 
ſpruch erwähnt, daß die ſtaatlichen Unternehmungen in ihrer 
alten Form überall verſagt hätten und nicht länger als Bei⸗ 
3) „The Socialist Movement“, II. Teil, Seiten 168—173. 
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ſpiele in Betracht kämen. „Die Staatsbetriebe“, ſagt er, 
„jollen nach kaufmänniſchen Grundſätzen eingerichtet wer⸗ 
den.“ Er verwirft auch die Einheitlichkeit und tritt für Viel⸗ 
fältigkeit der Organiſationsformen ein. Weiter verlacht er 
die dem Kommunismus eigentümliche Auffaſſung von der 
Geſellſchaft der Zukunft, die er — „eine Art Kaſernen⸗ 
ſozialismus“ nennt, „in dem jeder von einer oberſten Behörde 
zu ſeiner Tätigkeit kommandiert wird. und ſeine beſtimmte 
Ration an Lebensmitteln, Kleidern und Wohnung zugewie⸗ 


ſen bekommt“. Kautſky meint ferner, daß die Produktions⸗ 
kätigkeit nicht unterbrochen werden dürfe, und daß folglich. 


die kapitaliſtiſche Produktion auf vielen Gebieten fortdauern 
würde. Nur daß die Produktion erhöht werden müſſe, hat 
er nirgends nachdrücklich betont; er nimmt bloß an, daß dies 
der Fall ſein werde. 

Der Umſchwung der Verhälkniſſe in. Bir Abstieg bes 
Marxismus kommen auch dadurch zum Ausdruck, daß im 


„Heidelberger Programm“ Laſſalle feine Auferſtehung feiert). 


Der Verfaß ſer der offiziellen Ausgabe, Paul Kampffmeyer, 
ſtellt in einigen Schlußbemerkungen Laſſalle neben Marx 
und Engels ins volle Rampenlicht. Dies verſetzt den deut⸗ 
ſchen Sozialismus um nahezu ein halbes Jahrhundert zu 


dem „Gothaer Programm“ vom Jahre 1875 zurück, in dem 


ein Kompromiß zwiſchen den Anhängern von Marx und 
Laſſalle geſchloſſen worden war, die ſich jahrelang ſcharf 
befehdet hatten. Dieſes Programm enthielt nur ſtark ver⸗ 
wäſſerten Marxismus und wurde von Marr ſelbſt ſcharf 
getadelt. Es forderte nicht den Klaſſenkampf und vertrat 
nicht die Theorie der Zunahme des Elends, enthielt dagegen 


Laſſalles politiſchen Glauben an eine friedliche und Ka 


1) Siehe: „The Socialist Movement“, I. Teil, Seiten 5157. 
Shadwell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus 19 
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lige wirtſchaftliche Umwandlung der Geſellſchaft durch die 
Ausgeſtaltung freier Verbände ſchaffender Arbeiter mit 
ſtaatlicher Hilfe. Später, als Marr erhöhten Einfluß auf 
den Parteiberatungen gewann, wurde Laſſalle immer mehr 
ausgeſchaltet und im „Erfurter Programm“ iſt keine Spur 
mehr von ihm zu entdecken. Wenn er heute in Verbindung 
mit dem neuen Programm wieder auftaucht, iſt; das alſo 
ſehr bedeutungsvoll. Es iſt eines der vielen Zeichen dafür, 
daß bei den Sczialiſten eine ſtarke Strömung beſteht, ſich 
von Marx abzuwenden und mehr aus den Lehren ſeiner 
Vorläufer zu ſchöpfen, als ſie für gut befanden, ſeitdem fie 
Engels mit ſeiner Forderung nach einem le 
Sczialismus“ hypnotiſiert hatte. 

Das ſchwediſche Programm macht ſich im allgemeinen die⸗ 
ſelben Richtlinien zu eigen wie das deutſche, der einzige 
Punkt, der beſondere Beachtung verdient, iſt die ſehr ein⸗ 
gehend auseinandergeſetzte Politik in der ungemein verwickel⸗ 
ken Frage des Bodenbeſitzes, auf die die ſchwediſchen So⸗ 
zialiſten immer ſehr großes Gewicht gelegt haben. Dieſe Po⸗ 
litik fordert nur die Enteignung des Großgrundbeſitzes, was 
der allgemeinen Neigung der Gegenwart entſpricht, die So⸗ 
zialiſierung — wenigſtens vorderhand — auf die großen Be: 
kriebe zu beſchränken, und eine Art Mittelweg zwiſchen den 
beſtehenden Verhältniſſen und einer vollkommenen Ver⸗ 
ſtaatlichung darſtellt. Die Landwirtſchaft gibt uns, nebenbei 
geſagt, eine beachtenswerte, aber noch ſehr wenig beachtete 
Lehre über das Verhältnis zwiſchen ſtaatlichem und privatem 
Beſitz. Es iſt noch niemandem eingefallen, daß die weiten 
Landſtrecken, die bereits dem Staate gehören, auch von die⸗ 
ſem i Be Bu fie werden a Pächtern 
e e 


5 X. Kapitel 
Die eigentlichen Strömungen unſerer Zeit 


Der Sozialismus hat fi), wo man es mit ihm verſuchte, 
nicht bewährt und alle auf ihn geſetzten Erwartungen ent⸗ 
käuſcht. Er führte in Rußland, wo er mit Volldampf einge⸗ 
ſetzt hatte, zum vollſtändigen Niedergang der Nation und 
wurde gegen den Willen der Beherrſcher des Landes zu 
einem Rückzug gezwungen, der heute noch andauert. Die 
Erklärung, es ſei dort zuviel des Sozialismus auf einmal 
eingeführt worden, erſcheint mir ſchwach und unzutreffend. 
Wenn nur ſeine Grundſätze geſund wären, ſo hätte wohl 
die Überhaſtung einige üble Folgen, niemals aber einen ſo 
vollkommenen wirtſchaftlichen Zuſammenbruch zeitigen kön⸗ 
nen. Die Erfahrungen der Folgezeit haben denn auch gezeigt, 
daß ſeine Grundlage ſelbſt eine falſche iſt: der Grundſatz 
nämlich vom alleinigen Beſitz des Staates und der alleini⸗ 
gen Leitung durch den Staat bei Ausſchluß des privaten 
Unternehmungsgeiſtes. Wo dieſer Grundſatz fallen gelaſſen 
und dem Privatunternehmen eine Entfaltungsmöglichkeit 
geboten wurde, dort zeigt ſich eine Beſſerung; wo man Bazar 
feſthielt, find nur Fehlſchläge zu beobachten. Da 

Anderswo ift die umſchichtige Politik allmähüiher Soiiali- 
fierung wegen der der Frage anhaftenden Schwierigkeiten 
und des Mangels einer annehmbaren Formel, nach der ſie 
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zu löſen wäre, gleich von Anfang an feſtgefahren. Weil aber 
die Sozialiſten in der Stunde ihres politiſchen Erfolges 
nicht imſtande waren, mit der Sozialiſierung weiterzukom⸗ 
men, darf man nicht glauben, daß gar nichts geſchehen und keine 
Anderung der wirtſchaftlichen Lage der Geſellſchaft einge⸗ 
kreten ſei. Es hat im Gegenteil große Veränderungen ge⸗ 
geben und der Entwicklungsprozeß dauert auf dieſem Gebiete 
nach verſchiedenen Richtungen hin noch immer fort. Es war 
eine der Wirkungen des Krieges, bereits beſtehende Bewe⸗ 
gungen zu beſchleunigen und neue anzuregen. Dieſe ſind 
wirkſam und bergen große Möglichkeiten. Sie ſtreben nach 
einer Neuordnung der Geſellſchaft, die nicht die uns von 


den Sczialiſten vorgeführte Form des Sozialismus anneh⸗ 


men, aber doch einiges von dieſem an ſich haben wird. 

Solcher Bewegungen gibt es viele, und ſie beeinfluſſen 
ſich gegenſeitig. Sie beſchränken ſich nicht auf das wirt⸗ 
ſchaftliche, ſondern ſind auch auf politiſchem und geiſtigem 
Gebiet fühlbar. Ich kann ſie hier nur ſehr gedrängt behan⸗ 
deln. Um aber die Richtung zu verſtehen, in der ſich unſere 
Ziviliſation in dieſer erregten Zeit bewegt, muß man weit 
über das Gebiet der in den vorhergehenden Kapiteln ange⸗ 
ſtellten Unterſuchungen hinausblicken. So muß zum Beiſpiel 
jede Betrachtung über Kapitalisumts und Oozialismus in 
ihrer Wechſelwirkung bei Neugeſtaltung der ſozialen und 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe auch die Vereinigten Staaten 
einbeziehen, wo der Kapitalismus am höchſten entwickelt 
iſt, der Sozialismus aber am wenigſten Halt hat. Dieſe Tat⸗ 
ſache überſehen und behaupten wollen, daß der Sozialismus 
herrſchen müſſe und katſächlich herrſche, weil der Kapitalis⸗ 
mus zuſammengebrochen ſei, iſt bloße Sophiſterei. Die Bes 
deutung Amerikas für die Löſung der durch den Kapitalis⸗ 
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mus gfänffne Fragen ia. une außer at le 
werden. 

Die Nich Bangen, von 915 ich ſpreche, Tönnen folgende 
maßen eingeteilt werden: r. Politiſche Demokratie, 2. So⸗ 
zialreform, 3. Induſtrielle Demokratie, 4. Wiſſenſchaftliche 
Organiſation oder „Rationaliſierung“ der Induſtrie, 5. Ka⸗ 
pifaliftifche Demokratie. Ich könnte noch viele andre MNa⸗ 
men nennen, aber die aufgezählten werden für meinen Zweck 


ausreichen, da ich mich ja nicht in Einzelheiten einlaſſen, ſon⸗ 


dern nur in großen Zügen andeuten möchte, welchen Lauf 
die Dinge nehmen, und die Bedeutung der wichtigeren Er⸗ 
ſcheinungen der Entwicklung mit beſonderer Bezugnahme auf 
die in den verſchiedenen Ländern verſchiedenen neuen Ele⸗ 
mente auseinanderſetzen will. Ich werde zur Erklärung Bei⸗ 
ſpiele wählen, die am bezeichnendſten 5 die deer Strö⸗ 
e ſind. f 

1. Politiſche Demokratie. — Das Fortſchreiten \ 
der politiſchen Demokratie hat zwei allgemeine Wirkungen. 
Es beeinflußt die Geſetzgebung, was der Hauptzweck iſt; 
aber es hat auch eine pſychologiſche Wirkung, die weniger 
auffällig, aber weitreichender und dauernder iſt. Das Be⸗ 
wußkſein neugewonnener politiſcher Rechte macht ſich bei 
den Menſchen, denen ſie gewährt worden ſind, fühlbar und 
ſpornt ſie an, ſich auch auf andre Weiſe als durch die Ge⸗ 
ſetzgebung bemerkbar zu machen. Dies erhöht ihr Selbſtbe⸗ 
wußtſein, was ſehr ſchön iſt, wenn damit Hand in Hand 
eine Steigerung des Verantwortlichkeitsgefühles geht. Da 
dieſe aber gewöhnlich nachhinkt, ergibt ſich ein Zeitraum, wäh⸗ 
rend deſſen eine bedeutende Erweiterung der politiſchen 
Rechte leicht zu einer Geiſtesverfaſſung führt, die nach an⸗ 
dern, weniger leicht und ſchnell zu erreichenden Veränderun⸗ 
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gen ſchreit. Dieſe Richtung wird von allen forciert, die 
große Veränderungen herbeigeführt zu ſehen wünfchen, und 
der Erfolg iſt, daß man leicht ein zu Ka Texnpo! ein⸗ 
ſchlägt, was wieder eine Reaktion auslöſt. 1 

Daß etwas dieſer Art in Europa vor ſich gegangen ib 
kann man leicht erkennen. Berückſichtigt man die durch den 
Krieg erzeugte ungewöhnliche Erregung und die ihm ger 
folgten chaotiſchen Verhältniſſe und die Welle revolutio⸗ 
närer Begeiſterung, die über den Völkern zuſammengeſchla⸗ 
gen iſt, ſo hat — wie mir ſcheint — der Aufſchwung der 
Demokratie, der in Mitteleuropa am größten geweſen iſt, 
eher einen beruhigenden als einen ſtörenden Einfluß ausge⸗ 
übt. Er war dort im allgemeinen von einem größeren Ver⸗ 
antwortlichkeitsgefühl begleitet geweſen, als man unter den 
gegebenen Verhältniſſen erwarten durfte, weshalb es zu 
keinen Übergriffen gekommen iſt. Wäre die einzige Wech⸗ 
ſelwahl zu der alten politiſchen Ordnung der Bolſchewismus 
geweſen, ſo wäre gewiß dieſer in den neuen Republiken ein⸗ 
geführt worden. Einige Zeit war auch der Ausgang des 
Ringens zweifelhaft, aber ſchließlich wurden die neuen 
Staatengebilde ohne Bürgerkrieg durch die Demokratie ge⸗ 
rettet. Aber auch ſo war der Umſchwung ein ungeheurer, 


vor ſeinem Eintritt, wenigſtens in Deutſchland, kaum aus⸗ 


zudenkender. Ein deutſcher Sozialiſt, der mir bald nach 
Kriegsbeginn ſchrieb, meinte voll Vertrauens, daß es in 
Deutſchland, was auch immer der Ausgang ſein möge, nie⸗ 
mals zu einer Revolution kommen werde. In andern Län⸗ 
dern ſcheint die Größe der durch den Sturz der Kaiſerreiche 
herbeigeführten Umwälzung noch immer kaum verſtanden 
zu werden. Sie war ein Triumph für die Sozialiſten, die 
immer nach der Demokratie verlangt hatten, und öffnete die 
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Tir für audre Neuerungen. Diefe haben nicht gerade den 
. Sozialismus herbeigeführt, doch find ſie zahlreich und ein⸗ 
ſchneidend. Ihre Wirkung erſcheint mir, trotz einiger an⸗ 
haftender Nachteile, im ganzen eine gute zu ſein, und ich 
glaube, dies wird ſich noch beſſer erkennen laſſen, wenn die 
Nachwehen des Krieges überwunden ſein werden und die 
Welt zu Ruhe und Vernunft zurückgefunden haben wird. 
Der Aufſchwung der Demokratie blieb ſelbſtverſtändlich 
nicht auf Mitteleuropa beſchränkt, doch waren anderswo, 
wie in Großbritannien, die Veränderungen, wenn auch be⸗ 
deutend, doch nicht ſo große. Daß auch die Demokratie 
ihre Schwächen hat und beſonders die Gefahr einer ge⸗ 
wiſſen Unbeſtändigkeit mit ſich bringt, iſt nicht abzuleugnen. 
Die häufigen Wechſel der Regierungen ſeit dem Kriege 
ſind auffällig. Eine Ausnahme von dieſer Erſcheinung 
machen nur Rußland, wo dank ſyſtematiſcher Unterdrückung 
des Volkes durch Beſpitzelung und Gewalt eine deſpotiſche 
Dligarchie an der Herrſchaft blieb, und Italien, wo eine 
überragende Perſönlichkeit eine Art Diktatur über ein ver⸗ 
faſſungsmäßiges, parlamentariſches Syſtem geſetzt hat. Kei⸗ 
ner dieſer Regierungsformen kann ewige Dauer zugetraut 
und keine der beiden kann als ein nachahmenswertes Bei⸗ 
ſpiel für andre Länder angeſehen werden, denn ſie ſind den 
unaufhaltſamen Freiheitsbeſtrebungen im Wege, die in der 
Demokratie ihren Ausdruck finden. Der Mißbrauch der 
Freiheit dagegen führt zur Anarchie, und die politiſche Un⸗ 
beſtändigkeit, die ſich in manchen Ländern nach dem Kriege 
gezeigt hat, kommt der Anarchie ſehr nahe. Sie iſt eine 
Folge der ewigen Meinungsverſchiedenheiten und der fort⸗ 
ſchreitenden Spaltung der Parteien. Das einzige Heilmit⸗ 
tel dagegen iſt eine vernünftige Verſtändigung auf Grund 
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ehrlicher Rusch nahme auf das Wohl der Allgemeinheit 
und einer: Anerkennung der Wahrheit, daß Neuerungen 
wohl unvermeidlich stud aber nur . . ö 
werden dürfen. 

2. Soßtalref pri — Die al tei, wenn auch 
nicht die bedeutendſten Neuerungen ſind auf dem Gebiete 
der Sozialreform durchgeführt worden und werden es noch. 
Der Ausdruck wird gewöhnlich für geſetzgeberiſche Maß⸗ 
nahmen gebraucht, die die Lebensbedingungen der ärmeren 
Klaſſen verbeſſern und die geſellſchaftlichen Ubel überhaupt 
bekämpfen ſollen. Er iſt nicht ganz gleichbedeutend mit 
„Arbeitsgeſetzgebung“, da er noch andres umfaßt, doch 
bilden die Verhältniſſe und gegenſeitigen Beziehungen in 
der Induſtrie den Hauplwirkungskreis der Sozialreform in 
wirtſchaftlicher Hinſicht, und die von mir erwähnten Neue⸗ 
rungen fallen in dieſen Rahmen. Eine ſolche Geſetzgebung 
iſt nichts Neues, und keine Regierung oder Partei kann fie 
ſich allein zuſchreiben. Sie hat jedoch ſeit dem Kriege einen 
ſtarken Autrieb erfahren: feils durch die während des Krie⸗ 
ges geſchaffenen Verhältniſſe, teils durch den oben erwähn⸗ 
fen Aufſchwung der politiſchen Demokratie, aber auch durch 
den Einfluß des vom Völkerbunde eingeſetzten Internatio⸗ 
nalen Arbeitsamtes. Jedenfalls ſteht die ee in 
9 Beziehungen zum Sozialismus. 

Ihr Ziel iſt es, gewiſſe beſondere Übel und Wißbräach⸗ 
zu mildern oder zu beſeitigen, während die Sozialiſten dieſe 
in Bauſch und Bogen mit allen andern durch ihr ideales 
Syſtem abſchaffen möchten. Sie iſt daher ſozuſagen eine 
alternative Methode zur Erreichung desſelben Zieles, wor⸗ 
aus ſich eine gewiſſe Gegnerſchaft zwiſchen den beiden Rich⸗ 
tungen ergibt. Ein vollkommener Gegenſatz aber beſteht 
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zwiſchen der Politik der Sozialreform und der alten Theorie 
des marxiſtiſchen Sozialismus, der den revolutionären Um⸗ 
ſturz der beſtehenden Ordnung infolge des Klaſſenkampfes 
und zunehmenden Elends predigte. Die Sozialreform ver⸗ 
ringert das Elend und wirkt daher in entgegengeſetzter 
Richtung. Wie ich ſchon auseinandergeſetzt habe, iſt die 
ältere Anſicht zugunſten der Theorie aufgegeben worden, 
daß verbeſſerte Lebensbedingungen (die zugegeben werden 
müſſen) das Proletariat ſtärken und den Klaſſenkampf ver⸗ 
ſchärfen, alſo ſchließlich auch zur Revolution führen müſſen. 
Dieſe Theorie wird in dem „Heidelberger Programm“ ver⸗ 
kreten. Es läßt den Scszialiſten freie Hand, ſoziale Refor⸗ 
men zu befürworten, die demzufolge auch einen großen Ramm 
in ihren Programmen einnehmen. 

Trotzdem blieb eine gewiſſe Gegnerſchaft beſtehen. Die 
Sozialiſten ſehen in ihr nur ein Herumflicken an dem Pro⸗ 
blem, das einzig und allein durch den Sozialismus ge⸗ 
löſt werden könne. Als Weg zu dieſem und als Waffe gegen 
die Bourgeoiſie iſt der Sozialreform ein Platz eingeräumt, 
als Ausweg aus dem Sozialismus wird ſie aber nach wie 
vor erbittert bekämpft. Wenn die Sozialiſten ſoziale Refor⸗ 
men fordern, ſo geſchieht das weniger, um dem Proletariate 
zu nützen, als um die Bourgeoiſie zu ſchädigen. Das iſt 
aus ihrem Widerſtande gegen Maßnahmen zu erkennen, die 
vielleicht beiden Teilen nützen würden. Die Sszialiſten 
haben getan, was alle Eiferer tun: ſie haben Mittel und 
Zweck verwechſelt und mehr Gewicht darauf gelegt, den 
Kapitalismus anzugreifen, als der Allgemeinheit zu helfen, 
geradeſo wie die Prohibitioniſten (Alkoholgegner) das ge⸗ 
ſetzliche Verbot des Alkoholhandels an Stelle eines richtigen 
Verbotes der Unmäßigkeit geſetzt haben. Die Allgemeinheit 
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aber behält das Ziel im Auge; fie: wünſcht Versffeungen 
und beurteilt die Mittel nach dem Erfolge. 
Aus dieſem Grunde wird ſich wahrſcheinlich die Rech⸗ 
nung der Sczialiſten als falſch herausſtellen. Im Gegen⸗ 
ſatze zu ihren Theorien beweiſt die allgemeine Erfahrung 
der Menſchheit, daß eine Verſchlechterung der Lebensbedin⸗ 
gungen Unzufriedenheit hervorruft, eine Beſſerung aber 
eine mindeſtens zeitweilige Zufriedenheit, die ſo lange dauert, 


bis ſich die Lebenshaltung wieder hebt. Unzufriedenheit iſt 


das Kind unerfüllter Wünſche. Eine kleine Geſchichte aus 
Dean Ramfays „Reminiscences of Scottish. Life and 
Character‘ (Erinnerungen an Schottiſches Leben und Schotti⸗ 
ſchen Charakter) iſt typiſch dafür. Ein eingefleiſchter Brumm⸗ 
bär und Hetzer namens Davy Armſtrong verließ fein Hei⸗ 
matsdorf und traf nach vielen Jahren mit einem früheren 
Freunde und Geſinnungsgenoſſen zuſammen, der das alte 
Lied anſtimmte. Davy aber wollte nichts mehr davon wiſ⸗ 
ſen. Sein alter Freund bemerkte zu ſeinem Befremden, daß 
er ein richtiger Ariſtokrat geworden war und wollte den 
Grund wiſſen. „I've a coo now“ (Ich habe jetzt eine Kuh), 
antwortete Davy. Ich empfehle den Sszialiſten, die da 
glauben, daß verbeſſerte Lebensbedingungen die revolutionäre 
Begeiſterung zu nähren vermögen, ſich dieſe Geſchichte zu 
Herzen zu nehmen. Die Beherrſcher Rußlands aber haben 
allen Grund, die Pfychologie der Unzufriedenheit zu itte 
ren, denn ſie bedroht ſie in hohem Maße. 

Die Frage iſt, ob die Beſſerung der Weben beben gen 
auch fortdauern kann. Es beſteht kein Grund zur Annahme, 
daß dies nicht der Fall ſein ſollte, wenn nur die wirtſchaft⸗ 
lichen Grundlagen nicht durch überhaſtetes Handeln zer⸗ 

ſtört werden. Bisher hat die ſozialreformeriſche Bewegung 
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Fortſchritte gemacht und augenblicklich iſt fie ſehr wirkſam. 
Sie läuft eher die Gefahr, in ein eine Reaktion auslöſen⸗ 
des, zu haſtiges Tempo zu verfallen, als die, zum Still⸗ 
ſtande zu kommen. Die größten Erfolge wurden bisher in 
nachſtehenden Punkten erzielt: Arbeitszeit, beſonders Ein⸗ 
führung des Achtſtunden⸗Tages; Minimalalter für Zulaſ⸗ 
ſung zur Arbeit; Nachtarbeit; Wochenruhe; Vorſchriften 

für lebensgefährliche Betriebe; Sozialverſicherung. Alle dieſe 
Dinge wurden von dem Internationalen Arbeitsamt in der 


Abſicht aufgegriffen, durch internationale Abkommen eine 


möglichſt einheitliche Regelung zu erzielen, was eine höchſt 
wichtige Vorausſetzung weiteren Fortſchrittes iſt. Bisher 
hatte alles den Charakter von Schutzmaßnahmen und war 
eine direkte Fortſetzung der früheſten Geſetzgebung dieſer 
Art. Den Armen und Schwachen die unbeſtimmte Wohl⸗ 
kat des Schutzes geſetzlicher Maßnahmen gegen unwürdige 
Lebensbedingungen oder die Folgen von Unglücksfällen zu 
erweiſen, iſt offenbar eine wichtigere Pflicht der Geſell⸗ 
ſchaft als die, der Allgemeinheit beſtimmte Vorteile zu ver⸗ 


ſchaffen. Daher wird immer zuerſt an jene Maßnahmen 


gedacht, wenn in einem Lande mit der einſchlägigen Geſetz⸗ 
gebung begonnen wird, ſie gereichen at ſchließlich =, der 
Allgemeinheit zum Wohle. 

Zwei Punkte der oben gegebenen ite verdienen ein be⸗ 
ſonderes Augenmerk. Es ſind dies der Achtſtunden⸗Tag und 
die Sozialverſicherung. Die geſetzliche Regelung der Arbeits⸗ 
zeit war ſchon Gegenſtand der älteſten aller modernen Re⸗ 
formbeſtrebungen. Sie hat ſich langſam, aber ſtetig in einem 
Lande nach dem andern durchgeſetzt. Viele Jahre hindurch 
befaßten ſich die betreffenden Vorſchriften nur mit der Ar⸗ 
beit der Frauen und Kinder, doch berührten ſie mittelbar 
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auch die männlichen Angeſtellten der Induſtrien, die von 
Frauenarbeit abhängig waren. So wurde der Weg für die 
unmittelbare Anwendung der Geſetze auch auf die Arbeit 
der Männer bereitet. Zu Hilfe kam auch eine Bewegung, 
die eine Verkürzung der Arbeitszeit durch freiwilliges UÜber⸗ 
einkommen anſtrebte. In dieſen Dingen ging Großbritan⸗ 
nien voran, aber als andre Länder mehr und mehr indu⸗ 
ſftrialiſiert wurden, folgten fie feinem Beiſpiele. Man kann 
ſagen, daß die Verkürzung der Arbeitszeit die allgemeinſte 
und hartnäckigſte Forderung der Arbeiterſchaft iſt, wenn 
man von dem Verlangen nach Lohnerhöhung abſehen will. 
Der Achtſtunden⸗Tag iſt die moderne Errungenſchaft 
dieſer allgemeinen Bewegung. Er war ſchon vor hundert 
Jahren eines der am heißeſten erſehnten Ideale der organi⸗ 
ſierten Arbeiterſchaft in England und iſt ſeither, mit Zwi⸗ 
ſchenpauſen, immer wieder gefordert worden. Der Achtſtun⸗ 
den⸗Tag wurde zum erſtenmal im Jahre 1888 in den Ver⸗ 
einigten Staaten für gewiſſe Kategorien von Regierungs⸗ 
angeſtellten geſetzlich feſtgelegt, doch wurde vor dem Kriege 
kein weiterer Fortſchritt in der geſetzlichen Einführung ge⸗ 
macht. Die erſte Einführung in der Induſtrie erfolgte in 
England durch den „Coal Mines Regulation Act“ vom 
Jahre 1908, der als eine Folge der allgemeinen Wahlen 
im Jahre 1906 angeſehen werden kann; die Kohlenarbeiter 
brachten damals 16 Vertreter ins Parlament und die 
Labour Party trat mit 29 Mitgliedern ins Leben. Die all⸗ 
gemeine Einführung des Achtſtunden⸗Tages war ſchon lange 
eine ſtändige Forderung in Sozialiſtiſchen Programmen 
geweſen, in Schweden waren bereits — allerdings vergeb⸗ 
lich — -Anſtrengungen gemacht worden, fie durchzuſetzen. Das 
einzige andre Land, das ſchon vor dem Kriege dem briti⸗ 
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ſchen Beiſpiel folgte, war Frankreich, wo ein ähnliches 
Geſetz für die N im Jahre 1913 aügenommen i 
wurde. 

"Während 55 Krieges wurde die Frage in verſchiedenen 
Ländern aufgegriffen, und nachher ſtellte ſie das Internatio⸗ 
nale Arbeitsamt an die Spitze ſeines Programmes. Bis zum 
Mai 1926 war die Waſhingtoner Konvention über die Ar⸗ 
beitszeit (Washington Hours Convention) in elf Ländern 
angenommen und zum Geſetz erhoben worden, während ihre An⸗ 
nahme in 18 andern Ländern halbwegs geſichert erſchien. Eine 
Sonderkonferenz, die im vorhergegangenen März in London 
abgehalten worden war und an der Vertreter Belgiens, 
Deutſchlands, Frankreichs, Großbritanniens und Italiens 
teilgenommen hatten, ſoll einige Schwierigkeiten beſeitigt 
haben, die damals noch einer rückhaltloſen Annahme durch 
Großbritannien und Deutſchland im Wege ſtanden. Mit 
einem Worte, der Achtſtunden⸗Tag iſt der Normal⸗Arbeits⸗ 
tag der induſtriellen Länder geworden, und das ſtellt einen 
großen, wirklichen Fortſchritt vor. In den Vereinigten 
Staaten, wo es in dieſen Dingen keine einheitliche Ge⸗ 
ſetzgebung gibt und noch immer außerordentlich verſchiedene 
Arbeitszeiten in Geltung ſind, zeigt ſich ein ähnliches Be⸗ 
ſtreben, obwohl die Regierung im „ h N 
air nicht vertreten iſt. 

ie außerordentlich raſche Einführung der verkürzten 
Arbeitszeit hat einige ſehr bemerkenswerte Wirkungen ge⸗ 
zeitigt. Es iſt die Frage. der Beziehungen zwiſchen Arbeits⸗ 
zeit und Leiſtung brennend geworden. Urſprünglich war die 
Verkürzung der Arbeitszeit eine Maßnahme zum Schutze 
der Geſundheit, die nur inſofern auch zu einer Erhöhung des 
Einkommens führen konnte, als fie Gelegenheit bot, für Über- 
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zeitarbeit höheren Stundenlohn zu verdienen. Man hatte 
daher gerechnet, daß ſie mit wirkſchaftlichen Verluſten ver⸗ 
bunden ſein werde und deshalb auch Widerſtand geleiſtet. 
Aber ſchon vor dem Kriege hatten die von einzelnen Arbeir⸗ 
gebern angeſtellten Verſuche und das in Amerika begonnene 
und in England fortgeſetzte eingehende Studium der Ermü⸗ 
dung bei induſtriellen Arbeitern Zweifel an dieſer An⸗ 
nahme aufkommen laſſen und ein neues Forſchungsgebiet 
eröffnet. Dann wurden im Kriege überall von den Muni⸗ 
tionsarbeitern außerordentliche Anſtrengungen verlangt, was 
die allgemeine Aufmerkſamkeit auf dieſe Frage lenkte und 
zu eingehenderen Studien aneiferte. Man fand dabei her⸗ 
aus, daß eine Verminderung der Arbeitsſtunden die Pro⸗ 
duktion nicht herabdrücken muß, ſondern ſie in manchen 
Fällen ſogar fördert, da die Ermüdung verringert wird. 
Dieſe Entdeckung wurde begierig aufgegriffen und mußte 
einen ſtarken Grund für die Forderung des Achtſtunden⸗ 
Tages abgeben, die ſchließlich mit dem bereits unf 
Erfolg in den Friedensvertrag aufgenommen wurde. 
Spätere Erfahrungen haben die etwas voreilige Verall⸗ 
gemeinerung aus erregten Zeiten nicht ganz beſtätigt. Viel 
ſyſtematiſche Forſchung, genaue Beobachtungen und Ver⸗ 
ſuche. wurden, beſonders in Großbritannien und Amerika, 
dieſem Gegenſtand gewidmet, wobei ſich herausſtellte, daß 
er viel verwickelter iſt, als man einſt gedacht hatte. Das 
Ergebnis iſt von mannigfachen Umſtänden abhängig, beſon⸗ 
ders aber von der Art der Arbeit. Immerhin können aus 
den Beobachtungen SR ne Schlußfolgerungen ge⸗ 
zogen werden. 

Die aus wirsſchaftlichen Gründen dem Wohlbefinden des 
Arbeiters gewidmete Sorge, die ſich in dieſer Entwicklung 


Ausnahmen vom Achtſtunden⸗Tag 303 


und in einigen andern damit zuſammenhängenden Errungen⸗ 
ſchaften, wie den Erholungspauſen und den Fürſorgeeinrich⸗ 
kungen ausſpricht, iſt eine neue Seite in den induſtriellen 
Beziehungen und hat ſich ohne Zweifel in körperlicher, 
ſittlicher und geiſtiger Hinſicht als wohltätig erwieſen. Die 
amerikaniſche Induſtrie hat dieſe fortſchrittliche Richtung 
mik großer Tatkraft und viel Erfolg eingeſchlagen und ver⸗ 
dankt die führende Stellung, die ſie heute in der Welt ein⸗ 
nimmt, nicht zum geringſten Teile dem durch Verkürzung 
der Arbeitszeit gebotenen Auſporn. Doch die Neugeſtaltung 
der Induſtrie gehört eigentlich in ein andres Kapitel, und 
ich habe ſie hier nur ſo nebenbei erwähnt, weil ſie mit der 
Verkürzung der Arbeitszeit in innigem Zuſammenhange 
ſteht. Hier liegt der Schlüſſel zum Verſtändnis der großen 
Streitigkeiten in der britiſchen Kohleninduſtrie. 

Es muß aber. auch zugegeben werden, daß die wirkſchaft⸗ 
lichen Erforderniſſe der allgemeinen Einführung des Acht⸗ 
ſtunden⸗Tages oder der Achtundvierzigſtunden⸗Woche, die eine 
für manche Verhältniſſe beſſer paſſende Form iſt, gewiſſe 
Grenzen ſetzen. Die Erfahrung in manchen Ländern hat ge⸗ 
lehrt, daß die ſtrenge Anwendung des Grundſatzes undurch⸗ 
führbar iſt, daß Ausnahmen zugelaſſen werden müſſen. 
Daß dies nicht einem Mangel an gutem Willen der kapita⸗ 
liſtiſchen Arbeitgeber oder ihrer Unfähigkeit zuzuſchreiben iſt 
— ſie waren, nebenbei geſagt, die erſten, die den Acht⸗ 
ſtunden⸗Tag freiwillig eingeführt haben —, erhellt aus dem 
Umſtande, daß die Unmöglichkeit einer ſtrengen allgemeinen 
Anwendung des Grundſatzes nirgends mehr betont wird als 
in den ruſſiſchen Staatsbetrieben, und daß in der Praxis 
nirgends mehr Ausnahmen gemacht werden als dort. 

In Schweden, wo ein Geſetz den Achtſtunden⸗Tag im 
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Jahre 1919 proviſoriſch für einen Zeitraum von fünf Jah⸗ 

ren eingeführt hat, kam die Angelegenheit im Jahre 1926 
behufs neuerlicher Prüfung wieder zur Sprache. Sie bildete 
den Gegenſtand beſonderer Unterſuchungen durch den Rat 
für ſoziale Geſetzgebung, deſſen Bericht ein gutes Licht 
auf die Frage wirft und wieder einmal beweiſt, wie ver⸗ 
wickelt ſie eigentlich iſt. Man fand, daß ſich die größten 
Schwierigkeiten nicht bei der eigentlichen Warenerzeugung 
ergeben, die allgemein in erſter Linie in Betracht gezogen 
wird, ſondern viel mehr bei den damit im Zuſammenhang 
ſtehenden Lager⸗ und Verſandarbeiten, wo größere Schnel⸗ 
ligkeit und Anſpannung nicht viel Sinn haben. Dieſe 
Wahrnehmung ſteht in Einklang mit den aus andern Län⸗ 
dern berichteten Erfahrungen; dort hat die Einführung des 
Achtſtunden⸗Tages eine bedeutende Vermehrung der nicht 
an der Erzeugung beteiligten Angeſtellten notwendig gemacht. 
Die allgemein zu beherzigende Lehre iſt, daß der Über⸗ 
gang nicht zu raſch erfolgen darf, und die kürzlich in Italien 
und für die engliſchen Kohlengruben getroffenen Entſchei⸗ 
dungen, die eine Rückkehr zu längerer Arbeitszeit geſtatten, 
beſtätigen ſie. 

Die Sczialverſicherung iſt eine andre Schutzmaßnahme 
von wirtſchaftlicher Bedeutung. Sie hat in der letzten Zeit 
eine ungehenere Verbreitung gewonnen und bietet eine Siche⸗ 
rung gegen die Folgen von Krankheiten, Unfällen, Arbeits⸗ 
unfähigkeit, Alter und Tod ſowie der Arbeitsloſigkeit. Aus 
kleinen Anfängen mit freiwillig beigeſteuerten Beträgen von 
Gewerkſchaften und wohltätigen Geſellſchaften hat ſich die 
Sozialverſicherung zu einem geſetzlich begründeten Bau ent⸗ 
wickelt. In dieſer Entwicklung ſpielte Deutſchland die füh⸗ 
rende Rolle, indem es im Jahre 1883 nach einem Regie⸗ 
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rungsentwurfe die zwangsweiſe Krankenverſicherung, im 
nächſten Jahre eine ebenſolche Unfallverfiherung und ſpäker 
eine Altersverſicherung einführte. Die betreffenden Geſetze 
waren zuerſt von den Sozialiſten aufs heftigſte bekämpft 
worden, die ſegensreichen Wirkungen zwangen aber dieſe 
Politiker zu einer Anderung ihrer Stellungnahme. Im 
Jahre 1902 erkannten fie in aller Form an, daß durch die 
Verſicherung allerlei Unglücksfällen begegnet und deren 
ſchlimmſte wirtſchaftliche Folgen gemildert werden könnten, 
wobei fie jedoch vorſichtig genug waren, darauf hinzuwei⸗ 
ſen, daß die beſtehenden Geſetze in keiner Weiſe den An⸗ 
ſprüchen der arbeitenden Klaſſen gerecht würden. Seit dieſer 
Zeit haben ſie im allgemeinen die Erweiterung und Reform 
der Sozialverſicherung befürwortet, doch waren fie ihr nie ſehr 


gewogen; zu ihrer Entwicklung haben ſie nur ſelten beigetragen, 


denn die Kritiken der Sozialiſten waren recht unfruchtbar. 
Andre Länder ſind dem Beiſpiele Deutſchlands nur lang⸗ 
ſam gefolgt, dennoch hat die Sozialverſicherung immer mehr 
Boden gewonnen, und ein großer Schritt zu ihrer Verall⸗ 
gemeinerung geſchah mit der Annahme des ſtaatlichen Kran⸗ 
kenverſicherungs⸗Geſetzes (National Health Insurance) in 
Großbritannien, in das auch die Arbeitsloſigkeit einbezogen 
wurde. Dieſe Erweiterung ſtellte den erſten Verſuch einer 
ſtaatlich organiſierten, zwangsweiſen Verſicherung gegen Ar⸗ 
beiksloſigkeit in großem Maßſtabe vor. Vorher hatte es 
eine Menge ſolcher ſtaatlich organiſierter Einrichtungen auf 
der Grundlage freiwilliger Teilnehmerſchaft gegeben. Die 
erſten wurden im Jahre 1893 in der Schweiz ins Leben 
gerufen, gewannen aber keine rechte Bedeutung; ein im 
Jahre 1895 in St. Gallen gemachter Verſuch, die zwangs⸗ 
weiſe Mitgliedſchaft einzuführen, hatte keinen Erfolg. Der 
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erſte bemerkenswerte Fortſchritt wurde im Jahre 1901 in 
Belgien erzielt, wo die Stadt Gent ein Verfahren frei⸗ 
williger, öffentlicher Verſicherung einführte, das ſich be⸗ 
währte und als das Genter Syſtem berühmt wurde. Es war 
auf. dem. gefunden Grundſatze aufgebaut, die Selbſthilfe 
gegen Arbeitsloſigkeit durch Zuwendungen aus ſtaatlichen 
Mitteln zu ermutigen, und wurde von e une 
angenommen, wo es noch jetzt in Kraft iſt. f 

Seit dem Kriege hat die Sozialverſicherung an Ver 
breitung gewonnen, ſie iſt in einer ſtets zunehmenden An⸗ 
zahl von Ländern eine ſtändige Erſcheinung des nationalen 
Lebens geworden. Die einzige hervortretende Ausnahme bil⸗ 
den die Vereinigten Staaten, wo es außer der Unfallver⸗ 
ſicherung nur freiwillige Verſicherungen gibt. Im Jahre 
1925 war die zwangsweiſe Krankenverſicherung ſchon in 
zwanzig Ländern eingeführt, während viele andre die Ein⸗ 
führung erwogen. In zwölf von dieſen zwanzig Ländern, 
wie in Deutſchland, Großbritannien, der Schweiz und 
Rußland, umfaßt ſie alle Arbeiter, in andern nur die Han⸗ 
dels⸗ und Induſtrie⸗, in wieder andern die Induſtrieange⸗ 
ſtellten allein. Zu den Ländern, in denen um dieſe Zeit 
die betreffenden Geſetze erſt in Ausarbeitung waren, zählen 
Frankreich, Italien, Schweden, Belgien und Auſtralien. 
Noch weiter verbreitet iſt die Verſicherung gegen Alter, Ar⸗ 
beitsunfähigkeit und vorzeitigen Tod. Sie iſt in ſechsund⸗ 
zwartzig Ländern mehr oder weniger allgemein eingeführt. 
In einigen davon, wie in Großbritannien, den britiſchen 
Dominions, Dänemark und Norwegen, treten an die Stelle 
der Altersverſicherung Renten, zu deren Erlangung keine 
Beiträge geleiſtet werden müffen, in manchen Ländern ſogar 
ſolche für Arbeitsumfähige und für Witwen. 
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Die Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit iſt, verhältnis⸗ 
mäßig neu, die Zunahme der Arbeitsloſigkeit ſeit dem Kriege 
hat ihr eine beſondere Bedeutung verliehen. Sie befindet 
ſich daher in einem Zuſtand lebhafter, aber unſicherer und 
ganz verſchiedenartiger Entwicklung. In ſechzehn Ländern, 
Rußland eingeſchloſſen, iſt ſie eingeführt worden, und in 
ſieben davon — in Oſterreich, Großbritannien, dem Iriſchen 
Freiſtaat, Italien, Polen, Queensland und Rußland — iſt 
fie eine zwangsweiſe. Andre Länder find ſich über: die zu 
wählende Form noch nicht ſchlüſſig geworden. Am voll⸗ 
kommenſten iſt das Syſtem in Großbritannien ausgebaut, 
wo die im Jahre 1911 eingeführte Verſicherung in den Jah⸗ 
ren 1916 und 1920 auf weitere Gebiete ee wor- 
den iſt. 5 
Dieſe knappen Angaben zeigen die Soialverſicherung ale 
eine ſehr verbreitete, in lebhafkeſter Fortentwicklung begriffene 
Bewegung. Sie hat ungemein raſch von einem Lande auf 
das andre und von einem Gebiete auf das andre überge⸗ 
griffen. Neuerdings iſt ſie von der Arbeitsloſigkeit auch auf 
Witwenſchaft und Mutterſchaft, als beſonderen Formen 
von Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit, ausgedehnt wor⸗ 
den. Man kann nicht umhin, ſich zu fragen, ob ſie nicht 
ein zu raſches Tempo eingeſchlagen hat. Sie iſt zu einer 
ungeheuer verwickelten Sache geworden, die eine verwirrende 
Fülle von Einzelheiten und eine Menge ungelöſter Fragen 
einſchließt, denen noch nicht die für eine glückliche Löſung 
notwendige Aufmerkſamkeit gewidmet worden iſt. Daß ſie 
für breite Schichten der Bevölkerung große materielle Vor⸗ 
teile mit ſich gebracht hat, iſt unbeſtreitbar richtig, und daß 
ſie ein im weſentlichen geſundes Mittel zur Befriedigung 
wirklicher Bedürfniſſe darſtellt, geht daraus hervor, daß ſie 
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immer und überall aus freiwilligen Anſtrengungen erſtanden 
iſt. Zwangsweiſe Einführung und Erweiterung aber be⸗ 
ziehen noch andre Elemente ein, und für fie gibt es bisher 
noch kein anerkanntes Leikprinzip. Daher manche Mängel 
und Nachteile und nicht wenig Überflüffiges, daher auch der 
immer lauter werdende Wunſch nach Vereinheitlichung und 
Vereinfachung der Syſteme, die bisher leider ſehr verſchie⸗ 
den ſind. Das ganze Problem muß noch an Hand der ge⸗ 
machten Erfahrungen einer gewiſſenhaften techniſchen Über⸗ 
prüfung unterzogen werden, um leitende Grundſätze feſt⸗ 
legen zu können. Es wäre ſehr ſchade, wenn die Methode 
der Verſicherung durch falſche Anwendung oder falſche 
Koſtenberechnung das allgemeine Vertrauen verlöre u, ein 
e en einträte. 
= Tod) eine moderne Einrichtung des Arbeiterſchutzes bleibt 
zu erwähnen übrig. Es iſt dies die Feſtſetzung eines Min⸗ 
deſtlohnes. Dieſer Ausdruck wird höchſt oberflächlicherweiſe 
in verſchiedenem Sinne und für verſchiedene Verhältniſſe 
verwendet, mit dem gewöhnlich von unklaren Vorſtellungen 
ausgehenden Erfolg. Tatſächlich beſtehende Unterſchiede 
werden durch die Gleichheit der Bezeichnung verwiſcht, und 
die Urſachen, die einer beſtimmten Abſicht zugrunde liegen, 
werden ſtillſchweigend einer andern unterſchoben. Wenn die 
Maßnahme urſprünglich das Ziel verfolgte, einer beſtimm⸗ 
ten, in beſonders ſchlechten Verhältniſſen befindlichen Ar⸗ 
beiterklaſſe aufzuhelfen, iſt die Feſtſetzung von Minimal⸗ 
löhnen heute zit einem Mittel geworden, die Löhne zuerſt 
einander anzugleichen und dann wiederum zu erhöhen. Gleich 
den andern bereits angeführten Maßnahmen war auch dieſe 
ſchon vor dem Kriege bekannt, doch . I 52 St au 
Be ; 
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Der Gegenſtand iſt zuerſt im Jahre 1889 in Großbri⸗ 
kannien aufgegriffen worden, wo ein eigens gewählter Aus⸗ 
ſchuß des Oberhauſes eine Unterſuchung in Angelegenheit 
der ſogenannten „sweated trades“ oder Ausbeutung der Ar⸗ 
beiter durchführte. Die Nachforſchungen ergaben, daß das 
„sweating“ — das heißt, die Feſtſetzung außerordentlich 
niedriger Löhne für hilfloſe Perſonen ſeitens ſkrupelloſer 
Unternehmer — tatſächlich vorkomme, der Ausſchuß empfahl 
daher einige Maßregeln gegen dieſen Unfug. Das Handels⸗ 
miniſterium ſtellte darauf in gewiſſen Induſtrien, in denen 


hauptſächlich Frauen verwendet werden, eine Unterſuchung 


an. In den Jahren 1907 und 1908 wurden dem Unter⸗ 
hauſe Geſetzentwürfe zur Verhinderung der Arbeiteraus⸗ 
beutung vorgelegt, die ſich beſonders gegen jene Induſtrien 
richteten, die Frauen⸗ Heimarbeit in Anſpruch nehmen. Es 
ſollten zu dieſem Zwecke Lohnämter errichtet werden, in 
denen Arbeitgeber und «nehmer: geineinſam und in gleicher 
Zahl unter dem Vorſitz eines unabhängigen Obmanns ver⸗ 
treten ſein ſollten. Die Entwürfe wurden von einem be⸗ 
ſonderen Ausſ chuſſe des Unterhauſes gebilligt, und im Jahre 
1909 ging ein entſprechendes Geſetz durch, das Lohnämter 
zur Feſtſetzung von Mindeſtlöhnen für Schneider⸗, Spitzen⸗, 


Netz⸗ und Kettenſchmiedearbeiten einführte und das Han⸗ 


delsminiſterium ermächtigte, dieſes Syſten auch auf andre 
Induſtrien auszudehnen, bei denen eine e eee der 
Arbeitskräfte vorkommen ſollte. 
Es war dies die einzige wirkſame Maßnahme dieser Art, 
die vor dem Kriege durchgeführt wurde, obwohl ein Ver⸗ 
ſuch in dieſer Richtung auch in Frankreich mit einem im 
Jahre 1899 erſchienenen Erlaß gemacht worden war. Das 
engliſche Geſetz fand allgemeinen Beifall, weil es ſich her⸗ 
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ausgeſtellt hatte, daß die in den betreffenden Induſtrien 
beſchäftigten Heimarbeiter. hauptſ ächlich Frauen — außer⸗ 
ordentlich ſchlecht bezahlt und nicht in der Lage waren, ſich 
ſelbſt zu erhalten. Zweck des Geſetzes war es alſo, ihnen 
einen Mindeſtunterhalt zu ſichern. Die Davegmg. begnügte 
ſich aber nicht lange mit dem Erreichten. Im Jahre 1912 
wurde als Folge eines allgemeinen Kohlenarbeiterſtreiks ein 
Geſetz angenommen, das Mindeſtlöhne für dieſe Arbeiter⸗ 
klaſſe feſtſetzte. Dieſe Verfügung brachte einen neuen Grund⸗ 
ſatz zum Ausdruck, denn niemand konnte behaupten, daß die 
Kohleninduſtrie eine sweated industry“, eine ausbeuteriſche 
Induſtrie ſei, oder daß die Kohlenarbeiter eine nichtorgani⸗ 

ſierte, hilfloſe Klaſſe vorſtellten wie etwa die Mäherinnen. 
Sie verdienten im Gegenteil mehr und waren, wie ſie eben 
bewieſen hatten, ſtrammer organiſiert als die meiſten andern 
Arbeiter. Für die öffentliche Meinung und auch für die Re⸗ 
gierung war dabei die Erwägung maßgebend, daß ſich der 
Streit hauptſächlich um Beſeitigung des Einfluſſes unge⸗ 
wöhnlicher Verhältniſſe auf die Verdienſtmöglichkeit der 
Kohlenarbeiter drehte, die ſich beklagten, daß ſie oft infolge 
von Naturereigniſſen verhindert ſeien, ſo viel zu verdienen, 
als ihnen ſonſt möglich wäre. Die Einführung geſetzlicher 
Mindeſtlöhne beſeitigte die Wirkung ſolcher Fälle, indem 
ein beſtimmtes Durchſchniteseinkommen geſichert und der 
Akkord⸗ bis zu einem gewiſſen Grade durch . 
erfeöt wurde. 

Infolge verſchiedener Neueinrichtungen in der Kriegs⸗ 
induſtrie wurde im Jahre 1918 durch ein neues Geſetz der⸗ 
ſelbe Grundſatz auch für andre Arbeiterklaſſen in Anwen⸗ 

dung gebracht, indem das Handelsminiſterium ermächtigt 
wurde, das Syſtem auch auf „non-sweated trades“, das 
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heißt auf Induſtrien anzuwenden, bei denen von einer Aus⸗ 
beutung der Arbeitskräfte nicht geredet werden konnte, und 
Mindeſtſtundenlöhne für Akkordarbeiker feſtzuſetzen, um 
deren durchſchnittlichen Verdienſt demjenigen der Zeitarbei⸗ 
ter auf alle Fälle anzugleichen. Gleich nach dem Kriege 
war von den Gewerkſchaften ein Verſuch ausgegangen, die 
geſetzliche Feſtſetzung eines allgemein gültigen Mindeſtlohnes 
herbeizuführen, was den Arbeitern „ein vernünftiges Aus⸗ 

kommen“ ermöglichen und einen vorläufigen Schritt zur 
Beſſerung der allgemeinen Lebenshaltung vorſtellen ſollte. 
Die Regierung kam dieſem Verlangen inſoweit entgegen, als 
ſie die Wirkſamkeit der betreffenden Geſetze auf mehrere 
weitere Induſtrien ausdehnte und die Einſetzung einer Kom⸗ 
miſſion zum Studium der Frage allgemeiner Einführung 
eines Mindeſtlohnes vorſchlug. All dies ereignete ſich unter 
dem Einfluſſe der allgemein herrſchenden Erregung und der 
allgemeinen Enttäuſchung darüber, daß dem Abſchluſſe des 
Krieges nicht, wie man geglaubt hatte, eine Zeit un⸗ 
erhörten Wohlſtandes für alle gefolgt war. Der wirt⸗ 
ſchaftliche Tiefſtand der Jahre 1920 und 1921 wirkte je⸗ 


doch ernüchternd, und es wurden vielfach abfällige Auße⸗ | 


rungen über. mißbräuchliche Anwendung der betreffenden 
Geſetze laut, was dazu führte, daß ein Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuß eingeſetzt wurde, der ihre Auswirkungen zu über⸗ 
prüfen hatte. Das Ergebnis dieſer Unterſuchung war die 
Feſtſtellung, daß die Geſetze von guter Wirkung waren, wo 
es ſich wirklich um „sweating“ (Ausbeutung) handelte, daß 
aber mit ihrer Ausdehnung auf andre, nicht geeignete Ar⸗ 
beitagebiete innegehalten werden ſollte. 

Auch in andern Ländern hatte die Mindeſtlohn⸗ Geſetz 
gebung immer in der Abſicht begonnen, die Arbeiter vor 
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Ausbeutung zu ſchützen und ihnen auskömmliche Löhne 
zu ſichern. Die einzigen, die ſolche Maßnahmen ſchon vor 
dem Kriege ergriffen hatten, waren Frankreich und Auſtra⸗ 
lien. In Auſtralien war die Bewegung, die 1896 im Staate 
Victoria mit der Einführung von Lohnämtern für gewiſſe 
Induſtrien eingeſetzt hatte, ſchon vor dem Kriege in ein 
ganz andres Stadünn getreten und mit induſtriellen Strei⸗ 
tigkeiten und der Einführung zwangsweiſer Schiedsgerichte 
verquickt worden. Der Grundſatz, daß für beſondere Fälle ein 
auskömmlicher Lohn geſetzlich feſtzuſetzen ſei, wurde in das 
Prinzip umgewandelt, durch Schiedsgerichte einen „living 
wage“, einen die Lebensführung e obi all⸗ 
gerneit beſtimmen zu laſſen. 

In den meiſten Ländern iſt während und ua, dem Kriege 
das Prinzip der Mindeſtlöhne nur im Sinne der erſtgenann⸗ 
ten Auffaſſung zur Anwendung gebracht worden, ſo in 
Oſterreich, Frankreich und Norwegen, in der Tſchechoſlo⸗ 
wakei und der Schweiz, in mehreren amerikaniſchen Staaten 
und in Kanada. Doch beſteht das Beſtreben, es in gleicher 
Richtung wie in Großbritannien und Auſtralien auszubauen. 
In Deutſchland, wo ſchon im Jahre 1911 Arbeiterkammern 
für die Heimarbeiter eingeführt worden waren, denen jedoch 
nicht das Recht zuſtand, Lohnſätze zu beſtimmen, wurden 
dieſe Kammern durch ein im Juni 1923 angenommenes Ge⸗ 
ſetz ermächtigt, dies zu tun, wo die Entlohnung eine „offen⸗ 
kundig unangemeſſene“ ſei, ſowie Mindeſtlöhne feſtzuſetzen 
und bereits beſtehende Abmachungen für die geſamte Indu⸗ 
ſtrie derſelben Art verbindlich zu machen. Die Übung, be⸗ 
ſondere Abmachungen oder Lohnbeſtimmungen zu allgemein 
verbindlichen zu machen, iſt eine andre der die Frage immer 
verwickelter geſtaltenden Erſcheinungen. Sie wird nach den 
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jetzt beſtehenden deutſchen Geſetzen beim Einigungsverfähren . 
allgemein geübt, was der Einrichtung zwangsweiſer Schieds⸗ 
gerichte ſehr nahe kommt. Doch hat ſich bereits ein gewiſſer 
Widerſtand dagegen fühlbar gemacht, und das Arbeitsmini⸗ 
ſterium hat als Bedingung feſtgeſetzt, daß beſondere Lohn⸗ 
ſätze nur dann für allgemein verbindlich erklärt werden 
dürfen, wenn wichtige öffentliche Belange es erfordern. 
Man erkennt, daß die ganze Frage im Vorwärksrollen 
begriffen iſt. Doch hat das Beſtreben, den geſetzmäßigen 
Mindeſtlohn zu ſehr hinaufzutreiben, manchenorts eine Reak⸗ 
tion ausgelöſt, teils weil es die Freiheit zu ſehr beſchränkt, 
teils weil der Mindeſtlohn geneigt iſt, der Höchſtlohn zu 
werden. 

3. Induſtrielle Demokratie — Die chen in dem 
Abſchnitt über Sozialreform beſprochenen Maßnahmen 
hatten, wie ich auseinandergeſetzt habe, wenigſtens in ihren 
Anfängen einen gegenpoligen Grundzug, das heißt, ſie waren 
darauf berechnet, beſtimmte, anerkannte Übel zu beſeitigen 
und beſondere Bevölkerungsſchichten vor einem Untergange 
infolge ihrer Schwäche oder infolge von Unglücksfällen zu 
bewahren, ohne ihre Unabhängigkeit zu zerſtören. Das Prin⸗ 
zip hat immer mehr den Beifall der Offentlichkeit gefunden 
und hat ſich nicht nur auf menſchenfreundlichem, ſondern 
auch auf wirtſchaftlichem Gebiete als gerechtfertigt erwieſen. 
Es wünſcht wohl auch niemand, zu den früheren Verhält⸗ 
niſſen zurückzukehren. Das Prinzip läßt ſich jedoch nur 
innerhalb gewiſſer Grenzen zur Anwendung bringen und 
dient, wenn es gewaltſam auch auf Verhältniſſe und Klaſ⸗ 
ſen ausgedehnt wird, die einer ſolchen Hilfe nicht bedürfen, 
weder menſchenfreundlichen noch wirtſchaftlichen Zwecken, 
ſondern bringt in dieſem Falle bloß den Nachteil mit ſich, 
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daß die Arbeitsluſt verringert wird. Was als Rettungs⸗ 
gürtel für Schwache und Unglückliche gedacht iſt, kann nicht 
eine fühlbare Beſſerung der allgemeinen Lage des Lohnar⸗ 
beiters herbeiführen; dazu bedarf es eines ganz andern 
Werkzeuges, und bier. Benin hie: Sendung d der „ 
Demokratie. 

Dieſer Ausdruck iſt verhältnismäßig neu ao feine 
8 ER noch nicht feſt umſchrieben. Er iſt erſt ſeit 
dem Kriege allgemein gebräuchlich geworden und hat ver⸗ 
ſchiedene Auslegungen gefunden. Im großen und ganzen 
aber iſt wohl zu verſtehen, was er meint. Er bedeutet eine 
Stufe des Fortſchrittes der induſtriellen Entwicklung in 
der Richtung der Erfüllung eines ſchon lange gehegten, oft⸗ 
mals ausgeſprochenen, gewöhnlich aber nur inſtinktiv emp⸗ 
fundenen Wunſches der Angeſtellten, die als dag, was 
ſie wirklich ſind, als Mitarbeiter des Unternehmers, und 
nicht nur als lebendige Werkzeuge behandelt werden möch⸗ 
ten. Die induſtrielle Demokratie bedeutet das Zugeſtändnis 
an die Arbeitnehmer, als Gleichberechtigte bei der Führung 
des Geſchäftes inſoweit mitreden zu dürfen, als ihre eigenen 
Intereſſen dadurch berührt werden. Das iſt ein wirklicher 
Fortſchritt mit einer langen Vorgeſchichte, die ſich eigentlich 

mit der Geſchichte der Gewerkſchaften deckt. Man kann die 
nacheinander getanen wichtigſten Schritte genau verfolgen: 
zuerſt Zuſammenſchluß, dann das geſetzliche Recht der Ver⸗ 
einsbildung, die Bildung der Gewerkſchaften, deren Aner⸗ 
kennung ſeitens der Arbeitgeber, Kollektivverträge, gelegent⸗ 
liche Verhandlungen und ſchließlich eine ſtändige Einrichtung 


= für gemeinſame Beratungen zwiſchen Gleichberechtigten. 


Die Bewegung hatte dieſe Stufe bereits vor dem Kriege 
erreicht — allerdings nur in Großbritannien und Frank⸗ 
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reich, in welchen Staaten der Grundſatz in der Geſetzgebung 
zum Ausdruck gekommen war: — und zwar in Frankreich 
durch das Geſetz über Einigungsverfahren und Schieds⸗ 
gerichte vom Jahre 1892 und die ſogenannten Conseils de 
Prud’hommes: Affe vom Jahre 1907; in Großbritannien 
durch den Conciliation Act (Geſetz über das Einigungsver⸗ 
fahren) vom Jahre 1896. In beiden Fällen war eine frei⸗ 
willige Inanſpruchnahme der Schlichtungsämter vorgeſehen, 
wobei ſich in Frankreich nur geringe Erfolge zeigten. 
In keiner andern Hinſicht aber iſt das induſtrielle Leben 
durch den Krieg ſo ſehr umgemodelt worden als in dieſer. 
Nicht nur, daß ſich die Frageſtellung in praktiſcher und 
geſetzgeberiſcher Hinſicht veränderte: es hatte ſich in der 
ganzen Atmoſphäre ein Wechſel vollzogen. Das ſpiegelt ſich 
in dem gebräuchlich gewordenen Ausdrucke „Induſtrielle 
Demokratie“, der herangezogen wurde, um eine neue Ord⸗ 
nung in den Beziehungen zwiſchen Arbeitgebern und ⸗neh⸗ 
mern zu bezeichnen, welche beſondere Form ſie auch immer 
annehmen mögen. Ein ſchlagender Beweis für die Wichtig⸗ 
keit, die dem Gedanken in volkswirtſchaftlichen Betrachtun⸗ 
gen und in der Induſtrie⸗Politik eingeräumt wurde, iſt darin 
zu erkennen, daß die ſchwediſche Regierung im Jahre geo 
eine Studienkommiſſion für „Induſtrielle Demokratie“ ein⸗ 
geſetzt hat. Der Gedanke hat ſeit dem Kriege allgemeine 
Verbreitung gefunden, und ein Land nach dem andern hat 
Verſuche gemacht, ihn zu verwirklichen. Der Hauptgrund 
für ſein Vordringen iſt in dem Bedürfnis nach einem Frie⸗ 
den in der Induſtrie zu ſuchen, das — beſonders in Groß⸗ 
britannien — ſchon vor dem Kriege zu der oben geſchilderten 
Entwicklung der Dinge geführt hatte und durch die Geſtal⸗ 
tung der wirtſchaftlichen Lage nach dem Kriege beſtärkt 
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worden iſt. Die Notwendigkeit der Produktion und die Un⸗ 
möglichkeit, ſie in einem Dunſtkreis ewigen Haders zu 

ſichern, ſind Unternehmern, Staatsmännern und allen ein⸗ 
N ſichtsvollen Leuten in dieſer Zeit deutlicher geworden als je 
zuvor, woraus ein erhöhtes Friedensbedürfnis entſprungen 
iſt. Der Grundſatz, Streitigkeiten durch vernünftige Aus⸗ 
ſprache zuvorzukommen, war an Orten zur Geltung gelangt, 
wo man früher niemals daran gedacht hatte. In den krieg⸗ 

führenden Ländern, wo die Notwendigkeit der Erzeugung 
von Kriegsmaterial die Menſchen einander näherbrachte 
und der Lohnarbeiter in noch nicht dageweſener Weiſe an⸗ 
erkannt wurde, ſind die Erfahrungen geſammelt worden, 
die den Weg wieſen, wie es gemacht werden müſſe. Es war, 
als hätte ſich plötzlich eine Tür aufgetan und den Menſchen 
den Zutritt in einen unbekannten Raum eröffnet. Dem Be: 
dürfnis, Streitigkeiten auszuweichen, hat ſich die Erkenntnis 
zugeſellt, daß ein Zuſammenwirken wirkliche Vorteile bringt. 
Der Umſchwung war natürlich in den Ländern am fühl⸗ 
barſten, wo die Bewegung bis dahin am ſchwächſten gewe⸗ 
ſen, er machte ſich weniger bemerkbar in Großbritannien und 
Frankreich, wo dieſe Bewegung die größten Fortſchritte auf⸗ 
zuweiſen hatte. In Großbritannien hat ſich die Sache in der 
alten Richtung fortentwickelt, nur ſind die Maßnahmen ver⸗ 
allgemeinert und in der Form der Whitley Councils zu 
einem Syſtem verdichtet worden. In Frankreich ergab ſich 
wegen der verwüſteten Gebiete eine andre Lage. Der Wie⸗ 
deraufbau war zu einer nationalen Aufgabe geworden, und 
das Gefühl, eine vaterländiſche Pflicht zu erfüllen, einte die 
Menſchen zu gemeinſamer Anſtrengung. Es iſt dort kein 
förmlicher Umſchwung eingetreten, aber der glückliche Hang 
der Franzoſen zu ſchlagkräftigen Ausdrücken hat der Welt 
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eine Formel für das Nachkriegs⸗Wirtſchaftsideal geſchenkt, 
die alle Elemente der Zuſammenarbeit in ſich begreift und 
allgemein anwendbar iſt. Sie lautet: „Höchſtproduktion 
bei geringſter Arbeitszeit und Höchſtlöhnen — Maxinmm 
an Ausſtattung mit Betriebsmitteln zur Erzielung eines 
Höchſtertrages bei geringſten Herſtellungskoſten.“ Es iſt zu 
bemerken, daß dieſes Loſungswort von den e 
ausgegeben worden iſt. 

Von den andern Ländern ſind in dieser Beziehung zwei 
beſonders beachtenswert, teils wegen ihrer industriellen Be⸗ 
deutung, keils wegen der großen Wandlungen, die ſich dort 
unter dem Einfluß des Gedankens der Induſtriellen Demo⸗ 
frafie vollzogen haben. Ich meine Deutſchland und die Ver⸗ 
einigken Staaten. Die Verhältniſſe find in beiden Ländern 
die denkbar verſchiedenſten, und dementſprechend iſt auch die 
Art der Bewegung in beiden eine ganz verſchiedene. In 
Deutſchland, das in eine verzweifelte wirtſchaftliche Lage 
verſetzt worden war, aber an Ordnung und Gehorſam gegen 
die Behörden gewöhnt iſt, hat ſie den größten Fortſchritt 


gemacht und eine ganz ſyſtematiſche Form angenommen; 


in Amerika, das von dem Kriege unberührt geblieben war, 
und ſich einer wirtſchaftlichen Blütezeit ſondergleichen er⸗ 
freut, hat ſie ſich im Rahmen freiwilliger Verſtändigung 
ſtark verbreitet, ſo daß ihr Entſchlußgeiſt und Vielfältigkeit 
als bezeichnende Merkmale anhaften. Zwiſchen dieſe beiden 
äußerſten Grenzen laſſen ſich alle andern Beiſpiele 69 1 N 
Ich kann hier beide nur in großen Zügen beſprechen. 

In Deutſchland iſt die Bildung von Ausſchüſſen zur 
Vertretung der Arbeiter in einzelnen Unternehmungen durch⸗ 
aus nicht neu. Zuerſt wurde dieſe Einrichtung von wohl⸗ 
wollenden Arbeitgebern geſchaffen, ſchon im Jahre 1891 je⸗ 
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doch fand ſie geſetzliche Billigung im Arbeiterſchutz⸗Geſetz, 
das die freiwillige Bildung ſolcher Ausſchüſſe geſtattete. 
Es iſt ganz gut möglich, daß die ruſſiſchen Sozialiſten, Lenin 
eingeſchloſſen, den Keim der Sowjet⸗Idee dieſer deutſchen 
Einrichtung entlehuten. Durch ſie wurde eine Vertretung 
der Arbeiterintereſſen anerkannt, ihre praktiſche Wirkung 
aber hing völlig von der Haltung der Arbeitgeber ab und 
war nicht ſehr groß. Ein weiterer Schritt wurde nach der 
Spanne argen wirtſchaftlichen Niederganges getan, die zu 
Beginn dieſes Jahrhunderts anhob. Im Jahre 190f wurde 
ein Geſetz angenommen, das die Einſetzung von Arbeiter⸗ 
ausſchüſſen für alle preußiſchen Kohlengruben, die mehr als 
hundert Arbeiter beſchäftigten, zur Pflicht machte; ſpäter 
wurde die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes auch auf andre Teile 
des Reiches ausgedehnt. Bei all dieſen Einrichtungen war 
jedoch der Grundſatz gleichberechtigter Vertretung noch nicht 
anerkannt, und es war vor dem Kriege auch kein weiterer 
Fortſchritt in diefer. Richtung zu verzeichnen. 
Die induſtriellen Nöte der Kriegszeit brachten einen gro⸗ 
ßen Wandel mit ſich, der im Geſetz über den Vaterländi⸗ 
ſchen Hilfsdienſt vom Dezember 1916 Ausdruck fand, das 
die Arbeiterausſchüſſe vorſchrieb, ihnen erhöhte Befugniſſe 
erteilte und gemiſchte Schiedsgerichte einſetzte. Der Geiſt, 
der in dieſen Verfügungen an den Tag getreten war, er⸗ 
ſtarkte im weiteren Verlaufe des Krieges, ſo daß ſich bei 
deſſen Abſchluß Arbeitgeber und ⸗nehmer gegenſeitig als 
Mitarbeiter anſahen. Das zeigte ſich in überzeugender Weiſe 
ſchon wenige Tage nach der Revolution. Wichtige Arbeit⸗ 
geber⸗Verbände krafen mit den Gewerkſchaften am 15. No⸗ 


vember 1918 eine Vereinbarung über den Zuſammenſchluß 


zu einem gemeinſamen Induſtrieverbande, wodurch den Ar⸗ 
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beiknehmern in aller Form das Recht zugeſtanden wurde, an 
der Leitung der Betriebe teilzunehmen. Dieſe Vereinbarung, 
die von der einſtweiligen Regierung anerkannt wurde, 
war weitaus förmlicher und bedeutungsvoller als die in 
Großbritannien im Jahre 1917 geſchaffene National Al- 
liance of Employers and Employed (Jtationalverband 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer). Jenes Abkommen wurde 
ſpäter außer Kraft geſetzt, bildete jedoch die Grundlage für 

die nun ſchrittweiſe folgende wichtige Geſetzgebungt). 
Der erſte Schritt war eine am 23. Dezember 1918 her⸗ 
ausgegebene Miniſterialverordnung, die den gemeinſamen 
Induſtrieverband beſtätigt und feine Aufgaben in gewiſſem 
Sinne feſtlegt. Der zweite Schritt — am 11. Auguſt 
1919 — war die „Verankerung“ der Einrichtung der Be⸗ 
triebsräte in der Verfaſſung (Artikel 165). Der dritte 
(4. Februar 1920) die Annahme des Betriebsrätegeſetzes 
mit den Durchführungsbeſtimmungen zu Artikel 168 der 
Verfaſſung. Es iſt wohl überflüffig zu fagen, daß dieſe 
Maßnahmen, die dem Arbeiter in geſetzlicher, wirtſchaftlicher 
und ſozialer Beziehung eine ganz neue Stellung einräumten, 
nicht ohne viele Debatten und großen Widerſtand von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten entworfen und angenommen wurden. Die 
öffentliche Meinung aber war auf ſeiten der darin vertrete⸗ 
nen Grundſätze. Den heftigſten Widerſtand leiſteten die revo⸗ 
lutionären Soldaten⸗ und Arbeiterräte, die fi) im Oktober 
gebildet und nach der Revolution verbreitet hatten, wie im 
III. Kapitel berichtet. Dieſe Körperſchaften hatten mit den 
eben genannten Betriebsräten nichts zu tun. Die Arbeiter⸗ 
1) Siehe: Feig und Sisler „Betriebsrätegesetz“ Franz Vahlen) : 


und Marcel Berthelot „Works Councils in Germany“ (Betriebsräte i 
in Deutſchland), herausgegeben vom Internationalen Arbeitsamte. 
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und Soldatenräte waren nach bolſchewiſtiſchenn Muſter ge⸗ 
bildet worden, und ihr Hauptziel war die Errichtung eines 
bolſchewiſtiſchen politiſchen Syſtems. Sie ſtemmiten ſich 
heftig gegen jede verfaſſungsmäßige Politik und ganz be⸗ 
ſonders gegen eine induſtrielle Politik der Verſtändigung 
und des Zuſammenwirkens mit den Arbeitgebern, wie ſie 
von den Mehrheitsſozialiſten und den Gewerkſchaften ge⸗ 
billigt worden war. Ausſchlaggebend waren die letztgenann⸗ 
ten, die ſich auf der Mürnberger Verſammlung im Juli 
1919 zugunſten der verfaſſungsmäßigen Betriebsräte aus⸗ 
ſprachen. „Im Einverſtändnis mit den Gewerkſchaften und 
von deren Macht unterſtützt, werden die Betriebsräte die 
demokratiſchen Grundſätze in den Fabriken zur Geltung 
bringen. Die Grundlage einer ſolchen Demokratie iſt der 
geſetzlich ſanktionierte und Geſetzeskraft befigenbe Kollektiv⸗ 
5 1 

Dies beſtimmte das Weſen der Betriebsräte: fie ſollten 
einen Teil des Betriebes der Gewerkſchaften bilden und 
nicht Nebenbuhler mit politiſchen Zielen werden. Das 
Ringen um die Herrſchaft aber, das ſpäter wieder einſetzte, 
hinterließ dauernde Nachwirkungen. Es iſt der Grund für 
die feſte Entſchloſſenheit der deutſchen Gewerkſchaftler, ſich 
im Gegenſatz zu ihren ee Kollegen, mit BR 
nicht einzulaſſen. N 

Die Grundſätze und die Form der neuen Orbunng wur⸗ 
den in allgemeinen Ausdrücken in Artikel 165. der Ver⸗ 
lb feſtgelegt, der beginnt: f 

„Die Arbeiter und Angeſtellten ſind dazt berufen, glich 
berechtigt in Gemeinſchaft mit den Unternehmern an der 
Regelung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, ſowie an der 
geſamten wirtſchaftlihen Entwicklung der produktiven Kräfte 
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mitzuwirken. Die beiderſeitigen Organiſationen und. ihre 
Vereinbarungen werden anerkannt. 

Die Arbeiter und Angeſtellten erhalten zur Wochrnehmung 
ihrer ſozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen geſetzliche Ver⸗ 
frefungen in Betriebsarbeiterräten ſowie in nach Wirk⸗ 
ſchaftsgebieten gegliederten eee und i in einem 
Reichsarbeiterrat.“ 

Die Verfaſſung gibt 2 fortfahren bie Grundzüge 
für die Errichtung gemiſchter Bezirkswirtſchafteräte und 
eines Reichswirtſchaftsrates an, in denen die oben genannten 
Arbeiterorganiſationen mit den entſprechenden Arbeitgeber⸗ 
verbänden zuſammentreten ſollen. Was die Sozialiſten da⸗ 
mals über die Stellung der Betriebsräte in der Induſtrie 
dachten, erhellt aus einer Erklärung in dem führenden So⸗ 
zialiſtenblatt „Vorwärts“: 

„Aufgabe der Betriebsarbeiterräte iſt es, an Stelle bes 0 
kratiſchen ein demokratiſches Syſtem der Geſchäftsgebarung 
einzuführen, die eigenmächtige Entſcheidung des Arbeitge⸗ 
bers durch die Mitwirkung der Arbeiter bei allen Fragen, 
die ſie angehen, zu erſetzen und ſo eine neue Arbeiterver⸗ 
faſſung vorzubereiten. Anders ſteht es mit den Fragen, 
die die ökonomiſche und lechniſche Verwaltung der Betriebe 
betreffen. In dieſer Beziehung können dem Berriebsarbeiter⸗ 
rate nicht gleiche Rechte wie dem Unternehmer eingeräumt 
werden, ſondern nur ein Aufſichts⸗ und Inſpizierungsrecht. 
Direkte Teilnahme der. Arbeiter an der Geſchäftsleitung 
wäre nicht Sozialismus, ſondern Syndikalismus!).“ Na 

Die Aufftellung dieſes Grundſatzes iſt ſehr bemerkens⸗ 
wert, da ſie aus einer maßgebenden ſozialiſtiſchen Quelle 
) Der „Vorwärts“ vom 10. Auguſt 1919, angeführt von Marcel 
Berthelot in ſeinem Buche „Works Councils in Germany“, Seite 19. 

Spadwell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus 21 


322 Die Strömungen unferer Zeit 


ſtammt. Es mag fein, daß man dadurch die Befürchtungen 
der Arbeitgeber zerſtreuen wollte, die fanden, daß die be⸗ 
reits vorbereiteten und veröffentlichten Geſetzentwürfe über 
die Betriebsräte zu weit gingen, obwohl ſie grundſätzlich 
damit einverſtanden waren. Dieſer Zweck wurde jedoch nicht 
erreicht, die Unternehmer ſetzten fi) gegen einzelne Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes heftig zur Wehr. Anderſeits behaup⸗ 
teten die Mehrheits⸗Sozialiſten, daß die Entwürfe nicht 
weit genug gingen, während der linke Flügel ſie überhaupt 
ganz verwarf. Schließlich wurde das vielfach abgeänderte 
Geſetz von der Nationalverſammlung mit 213 gegen 64 
Stimmen angenommen. Es war zugegebenermaßen ein Kom⸗ 
promiß zwiſchen einander widerſtreitenden Anſichten, wie 
auch die „Deutſche Allgemeine Zeitung“, ein halbamtliches 
Organ, erklärte. Dieſe ſagte, das Geſetz bedeute nur eine 
zeitweilige Löſung der Frage und einen Schritt zur h 
führung einer neuen Ordnung: 

„Jedenfalls bedeutet das Geſetz eine neue Ara im Wirt 
ſchaftsleben unſeres Staates. Es ſichert dem Arbeiter die 
Mitarbeit in den Fragen der Produktion und iſt vor allem 
der erſte Schritt zu einer Organiſation gemeinſamer Arbeit 
und zur Mitwirkung aller Bevölkerungsſchichten und aller 
Berufe an dem Ausbau des wirtſchaftlichen Lebens des 
ee 

Das ſcheint mir eine ſehr gute Darſtellung zu fein. Es 
war ein Beginn, und die unverkennbare Richtung der Be⸗ 
wegung iſt bedeutungsvoller als die bisher erzielten Fort⸗ 
ſchritte, obwohl dieſe nicht gering waren. Was bisher ge⸗ 
ſchehen iſt, war wohl ſo ziemlich alles, was auf einmal voll⸗ 
bracht werden konnte, denn ſolche wirtſchaftliche Neuerun⸗ 

1) Siehe „Works Councils in Germany“ Seite 27. 
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gen dürfen nicht überhaſtet werden, beſonders wenn ſie in 
geſetzlicher Form genau feſtgelegt werden ſollen, wie dies 
dem Geiſte des deutſchen Volkes zu entſprechen ſcheint. 
Es würde über den Zweck dieſes Kapitels hinausgehen, 
wenn ich mich auf die Einzelheiten dieſes Geſetzes einlaſſen 
wollte, das eine umfangreiche, in 6 Abteilungen geglie⸗ 
derte, 106 Punkte umfaſſende Urkunde darſtellt. Ich will 
nur feine hauptſächlichen Beſtimmumgen und Wirkungen 
aufzählen. Es brachte die Durchführungsbeſtimmungen zu 
dem erſten Teile des in der Verfaſſung entworfenen, oben 
angeführten Planes, aber nur zum erſten Teil. Das heißt, 
es enthielt Beſtimmungen über die Bildung von Betriebs⸗ 
arbeiterräten in (mit gewiſſen Ausnahmen) allen ſtaat⸗ 
lichen und privaten Unternehmungen, die für gewöhnlich 
mindeſtens 20 Perſonen beſchäftigen. Dieſe Körperſchaften 
ſollten ſowohl aus Arbeitern als auch aus feſtbeſoldeten 
Angeſtellten zuſammengeſetzt werden, obwohl dieſe auch noch 
eigene Ausſchüſſe zu bilden hatten. Kurz dargeſtellt waren 
die Aufgaben der Betriebsräte folgende: r. Wahrnehmung 
der gemeinſamen wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeit⸗ 
nehmer (Arbeiter und Angeſtellten) dem Arbeitgeber gegen⸗ 
über und 2. Unterſtützung des Arbeitgebers in der Erfül⸗ 
lung der Betriebszwecke. Das iſt der Wortlaut des erſten 
Paragraphen des Geſetzes. In einem ſpäteren ($ 66) iſt 
die Reihenfolge die umgekehrte. Dort lauten die erſten drei 
Punkte, der Betriebsrat habe r. durch ſeinen Rat die Betriebs⸗ 
leitung zu unterſtützen und dadurch mit ihr für einen mög⸗ 
lichſt hohen Stand der Betriebsleiſtungen zu ſorgen; 2. an 
der Einführung neuer Arbeitsmethoden fördernd mitzuarbei⸗ 
ten. und 3. zur Erhaltung des Friedens in Streitfällen 
durch Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes oder einer ver⸗ 
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einbarten Schiedsſtelle beizutragen. Seine weiteren Pflichten 
ſind 4. die Durchführung der Schiedsſprüche zu überwachen; 
5. die Arbeitsbedingungen mit dem Unternehmer zu verein⸗ 
baren; 6. das Einvernehmen innerhalb der Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft ſowie zwiſchen ihr und dem Arbeitgeber zu fördern 
und für Wahrung der Vereinigungsfreiheit einzutreten; 
7. Beſchwerden des Arbeiter⸗ und Angeſtelltenrates entgegen⸗ 
zunehmen und auf ihre Abſtellung in gemeinſamer Verhand⸗ 
lung mik dem Arbeitgeber hinzuwirken; 8. für die Verhü⸗ 
fung von Unglücksfällen und jeder Gefährdung der Geſund⸗ 
heit Vorſorgen zu treffen und die Beamten bei Durchfüh⸗ 
rung der Beſtimmungen zu unterſtützen; 9. an der Ver⸗ 
waltung der Penſionskaſſen, der Werkswohnungen und an⸗ 
dern Wohlfahrtseinrichtungen mitzuwirken. 

Die den Räten in dieſen Paragraphen zugewieſene Rolle 
iſt beſcheiden genug, bei der Durchführung der Beſtimmun⸗ 
gen ergaben ſich trotzdem viele Reibungen, nicht ſo ſehr 
wegen Mängeln des Geſetzes als wegen der Strreitſucht 
der Menſchen, die ſich bei jeder Gelegenheit zeigt. Beſon⸗ 
ders in der Kohleninduſtrie gab es ſehr viele Streitigkei⸗ 
fen. Es ſcheint, daß in dieſer überall am ſchwerſten zu einem 
Einvernehmen zu gelangen iſt. Im ganzen aber hat die 
Einrichtung die ärgſten Stürme überſtanden und ſich be⸗ 
währt. Es beſteht nirgends die Abſicht, ſie fallen zu laſſen, 
und zweifellos wird ſie ſich zu gegebener Zeit fortentwickeln. 
Die Weisheit, daß man vorſichtig vorgehen, daß man ſich 
Zeit laſſen müſſe, wenn es gilt, neue Beziehungen zwi⸗ 
ſchen den Menſchen zwangsweiſe einzuführen, vr bereits 
genügend erprobt worden. 

In Amerika bietet die Bewegung der Form och das 
denkbar verſchiedenſte Bild; gerade das läßt aber die Ahn⸗ 
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lichkeit der Geiſtesrichtung in beiden Ländern nur um ſo 
deutlicher erkennen. Es iſt bezeichnend, daß früher ſowohl 
in Deutſchland als auch in den Vereinigten Staaten an 
dem Widerſtand gegen die Gewerkſchaften oder Arbeiterver⸗ 
bände, der ſich allerdings auf verſchiedene Weiſe geäußert 
hat und aus faſt entgegengeſetzten Gründen hervorgegangen 
iſt, mit einer Entſchloſſenheit feſtgehalten wurde, die in 
Großbritannien und einigen andern Ländern ſchon lange nicht 
mehr herrſchte. Wenn dieſe beiden, nach Art und Ülber⸗ 
lieferung ſo verſchiedenen Länder, jedes nach ſeiner Eigen⸗ 
art, den gleichen, ungewohnten Weg beſchreiten, ſo haben 
wir es ficher mit einer weltumſpannenden Bewegung zu fun. 

Dieſe begann in Amerika, wie anderswo, während des 
Krieges mit der Bildung von Betriebsräten und shop 
committees (Werkſtäften⸗Ausſchüſſen) durch die Regierung. 
Die amerikaniſchen Unternehmer hängen ebenſo leidenſchaft⸗ 
lich an dem Grundſatze der Handlungsfreiheif, wie die deut⸗ 
ſchen nach feſten geſetzlichen Beſtimmungen verlangen, wes⸗ 
halb die zwangsweiſe Einführung dieſer Neuerung in den 
Vereinigten Staaten von den Unternehmern nicht mit ſehr 
freundlichen Augen angeſehen wurde. Wenn ſie ſpäter frei⸗ 
willig angenommen wurde, ſo muß das ihren Erfolgen zuge⸗ 
ſchrieben werden, die alle Vorurteile beſiegten. Die Ein⸗ 
richtung hat ſich jedenfalls verbreitet und gewinnt auch noch 
nach dem Kriege an Boden. Im Jahre 1919 beſtanden 
225 Betriebsräte, in denen 391 400 Arbeiter vertreten 
waren; im Jahre 1922 waren es 725 für 690 000 Arbeiter 
und im Jahre 1924 bereits 814 für 1 117 037 Arbeiter. 
Verſchiedene Induſtrien hatten bis dahin die Neuerung an⸗ 
genommen, mehr als die Hälfte der Zahlen jedoch entfiel 
auf die Metall-, Hole und Buchdruckerei⸗Induſtrie. Die 
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Praxis hatte in der Großinduſtrie raſcher um ſich gegriffen 
als in den kleineren Induſtrien: mehr als die Hälfte der 
in Betriebsräten vertretenen Arbeiter gehörte Unternehmun⸗ 
gen an, die mehr als 15000 Mann beſchäftigten. Obwohl 
dieſe Körperſchaften überall Betriebsräte (works councils) 
genannt werden, ſind ſie durchaus nicht einheitlich aufge⸗ 
baut. Ihre Einführung iſt eine freiwillige und verſuchs⸗ 
weiſe, weshalb man zahlreiche Typen unterſcheiden kann. 
Alle beruhen aber auf dem Grundſatze, daß gemeinſame 
Beratungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ab⸗ 
gehalten werden ſollen. Profeſſor Feis von der e 
zu Cincinnati ſagt über ſie: 

„Ihre Einführung bedeutete in jedem Falle das Zuge⸗ 
ſtändnis eines Rechtes, das die Arbeitgeber vor dem Kriege 
durchaus nicht allgemein anerkannt haben — nämlich des 
Rechtes der Arbeiter jedes Unternehmens, mit dem Arbeit⸗ 
geber genieinſchaftliche Konferenzen und Beratungen abzu⸗ 
halten. Dieſe Praxis gemeinſamer Beſprechungen, die jetzt 
faſt überall zugelaſſen iſt, gehört nunmehr zum Weſen der 
amerikaniſchen Induſtrie, und ihre tiefere Bedeutung mag 
ſehr groß fein. Die shop committees haben ſtellenweiſe ihren 
Wirkungskreis derart erweitert, daß ſie ſich nicht nur mehr 
mit den Fragen der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, fondern 
vielfach auch ſchon mit der Organiſation der Produktion zu 
befaſſen haben. In andern Fällen wieder haben ſich die 
shop committees als ein Mittel erwieſen, den Unternehmer 
zu genaueren Auskünften über die allgemeine finanzielle und 
geſchäftliche Lage des Unternehmens oder der Induſtrie zu ver⸗ 
anlaſſen, als es bisher üblich war. Der Verfaͤſſer dieſes Bu⸗ 
ches zweifelt nicht, daß in nicht allzu ferner Zeit die Arbeiter 
eines jeden größeren Unternehmens die Errichtung irgendeiner 
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Art von Arbeiterrat als eine ganz ſelbſtverſtändliche, unum⸗ 
gängliche, mit ihrer Stellung und ihren Rechten innig zu⸗ 
ſammenhängende Maßnahme betrachten werden!.) ““ 

In einem Briefe an das engliſche Blatt Spectator 
(Der Beobachter) vom 17. Juli 1926 ſagt Mr. Murray 
T. Quigg, Herausgeber des New Yorker Blattes Law and 
Liberty (Geſetz und Freiheit): 

„In Amerika find 1 500000 bis 2000000 Arbeiter 
innerhalb ihrer Fabriken organiſiert, um ihren Wünſchen 
gemeinſam Ausdruck zu verleihen und um gemeinſam zu ver⸗ 
handeln. Dieſe Arbeitervereinigungen haben in manchen Fa⸗ 
briken ſehr großen Einfluß und ſind dort ſehr genau über 
die finanzielle und geſchäftliche Lage des Unternehmens 
unterrichtet. In andern Fabriken wieder oder in Zweig⸗ 
anſtalten derſelben Unternehmungen beſitzen dieſe Vereini⸗ 
gungen keinen ſo großen Einfluß.“ 

Es beſteht zwiſchen dieſer Bewegung i in Amerika und. der 
in andern Ländern, nicht nur in Deutſchland, ſondern auch 
anderswo und hauptſächlich in Großbritannien, ein großer 
Unterſchied, und zwar bezüglich ihres Verhältniſſes zit den 

Gewerkſchaften. In Amerika ſind nämlich die Betriebsräte 
nicht nur ganz unabhängig von den Gewerkſchaften, ſondern 
in gewiſſem Sinne ſogar als Gegenorganiſationen geſchaffen 
worden. Es iſt wohl teilweiſe dieſem Grunde zuzuſchreiben, 
daß ihre Bildung von den Unternehmern begünſtigt wurde. 
Etwas von der Feindſchaft zwiſchen Betriebsräten und Ge⸗ 
werkſchaften hat ſich während des Krieges auch in. Form 
der Bewegung der Werkſtättenvertrauensmänner (shop ste- 
wards movement) in Großbritannien gezeigt. Das Ringen 
zwiſchen den beiden Organiſationen in Deutſchland iſt ſchon 

1) „International Labour Review“, Band XII, Seiten 6 und 789. 
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oben erwähnt worden. Aber die Bewegung der Werkſtätten⸗ 
vertrauensmänner iſt in der Gewerkſchaftsbewegung aufge⸗ 
gangen, und in Deutſchland beſtimmt das betreffende Ge⸗ 
ſetz geradezu, daß die Betriebsräte den Gewerkſ chaften unter⸗ 
geordnet ſind. Soviel ich erkennen kann, ſind die beiden 
Bewegungen auch in Amerika im Begriffe, ſich zu verſchmel⸗ 
zen, oder iſt es doch wahrſcheinlich, daß dies geſchehen wird. 
Die herzliche Aufnahme, die der Grundſatz der Zuſammen⸗ 
arbeit in der Induſtrie bei der wichtigſten Gewerkſchafts⸗ 
organiſation, dem amerikaniſchen Arbeiterbund (American 
Federation of Labour), gefunden hat, wie die Worte des 
Präſidenten William Green beſagten, läßt es als ſelbſt⸗ 
verſtändlich erſcheinen, daß zwiſchen den Gewerkſchaften und 
den Betriebsräten, die ja die Werkzeuge zur Durchführung 
dieſes Grundſatzes vorſtellen, zumindeſt harmoniſche Bezie⸗ 
hungen hergeſtellt werden müſſen. Dies aber erſcheint mir 
als eine weſentliche Vorbedingung für einen dauernden Er⸗ 
folg und eine weitere Entwicklung der Bewegung. b 
4. Die Wiſſenſchaftliche Org aniſation oder 
Rationaliſierung der Induſtrie. — Der Aus⸗ 
druck „Rationaliſierung“ iſt erſt vor kurzem in Deutſchland 
gebräuchlich geworden, die Sache ſelbſt iſt in Amerika am 
weiteſten fortgeſchritten. Rationaliſierung bedeutet die Or⸗ 
ganiſation der Induſtrie in genauer Übereinſtimmung mit 
den Errungenſchaften der einſchlägigen Forſchungen und bei 
Anwendung der vorteilhafteſten Methoden zur Erreichung 
des angeſtrebten Zieles. Sie iſt alſo tatſächlich nichts an⸗ 
dres als die von Saint⸗Simon ſchon vor mehr als hundert 
Jahren angeregte Anwendung der Wiſſenſchaft — d. h., 
der durch genaue Beobachtung und durch Verſuche erwor⸗ 
benen Kenntniſſe — auf die Induſtrie. Unter der Bezeich⸗ 


Rationalifierung der Induſtrie 329 


nung ſind zahlreiche Probleme techniſcher, phyſiologiſcher, 
pſychologiſcher, kommerzieller und finanzieller Natur zu⸗ 
ſammengefaßt. In Deutſchland betrifft die Rationaliſierung 
haupkſächlich die Einführung vervollkommneter kechniſcher 
Methoden zur Erhöhung der Produktion, in Amerika wie⸗ 
der legt das Taylor System mehr Gewicht auf das phyſi io⸗ 
logiſche Moment. Die Politik hoher Löhne und der Be⸗ 
ratung mit dem Werksperſonal gehört zu den pſychologiſchen 
Maßnahmen, die Forſchungen über die Ermüdung des 
Induſtriearbeiters und die Wohlfahrtseinrichtungen haben 
ſowohl phyſiologiſchen als auch pſychologiſchen Hintergrund; 
Preisbeflimmung und Marktverhältniſſe find Gegenſtände 
der Handelswiſſenſchaft; Beherrſchung des Marktes mit 
Hilfe von Bankkrediten gehört zur Finanzwiſſenſchaft. 
Das alles aber ſind nur verſchiedene Seiten einer einzigen 
großen Bewegung, die, wie oben geſagt, die Anwendung 
wiſſenſchaftlicher Grundſätze auf die Organiſation des Wirt⸗ 
ſchaftslebens anſtrebt. Und das iſt etwas ganz Neues. Der 
Fortſchritt der Induſtrie iſt ſchon lange von den: kechniſchen 
Wiſſenſchaften abhängig geweſen, die gewöhnlich in ver⸗ 
ſchiedene Zweige eingeteilt werden, als da ſind: Mechanik, 
Chemie, Elektrotechnik, Hydraulik, Aeroſtatik und andre mehr. 
Das iſt allgemein bekannt, aber die Erkenntnis, daß für 
den ganzen Wirkſchaftsapparat durch exaktes Studium 
Grundſätze feſtgelegt und zur Anwendung gebracht werden 
können, iſt eine neue Entdeckung und ein neuer Ausgangs⸗ 
punkt. So neu katſächlich, daß nicht einmal jene, die daran 
arbeiten, ihrer Bedeutung ganz inne geworden ſind. Sie ſind 
ganz verſunken in das Studium ihres eigenen Wiſſenszwei⸗ 
ges und erblicken gar nicht den Zuſammenhang mit andern. 
Sie ſehen nicht die Bewegung in ihrem ganzen Umfang, 
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Das Aufkommen der Bezeichnung ekkicieney engineer (ei- 
ſtungsfähigkeits⸗Ingenieur) für den Fachmann in einem 
Zweige der Bewegung zeigt, daß man ſich von dem alten 
Geiſte ſelbſt daun noch nicht loslöſen kann, went es gilt, 
Namen für etwas ganz Neues zu finden. Früher hat man 
unter Ingenieur einen Mann verſtanden, der ſich mehr oder 
weniger nur mit materiellen Gegenſtänden und mit Natur⸗ 
kräften zu befaſſen hatte, während es ſich jetzt hauptſächlich, 
ja faſt ausſchließlich um Menſchen, ihre Fähigkeiten, ihre 
Wünſche und Gefühle handelt. Das nämlich ſind die Ge⸗ 
genſtände der neueſten Forſchung. Die praktiſchen Folge⸗ 
rungen, die aus ihr gezogen werden, beſtimmt zum nicht ge⸗ 
ringen Teile die Erfahrung, wie der Menſch auf Reizmittel 
5 

Es iſt ein weites Neuland, das auf dem Gebiete der 
Volkswirtſchaft entdeckt worden iſt. Es iſt eine Schöpfung 
des Kapitalisnuis. Die Sache hat nichts mit Theorien oder 
Moralvorſchriften zu tun und bringt doch gewaltige mora⸗ 
liſche Wirkungen hervor. Noch weniger hat fie der An⸗ 
regung oder dem Beiſpiele ſtaatlich geführter Unternehmun⸗ 
gen zu verdanken. Die ganze Bewegung iſt von der Privat⸗ 
induſtrie des kapitaliſtiſcheſten Landes der Welt — der Ver⸗ 
einigten Staaten — ausgegangen. Amerika hat darin die 
Führung an ſich geriſſen und ſie auch leicht in Händen be⸗ 
halten. Andre Länder ſind ihm gezwungenermaßen nachge⸗ 
folgt oder trachten wenigſtens, ihm zu folgen, darunter auch 
Rußland, wo Lenin im Jahre 1918 erklärte, daß man eine 
wiſſenſchaftliche Organiſation, Akkordarbeit und einige wert⸗ 
volle Elemente des Taylor⸗Syſtems einführen müſſe. 
Es kann ſelbſtverſtändlich gar nicht die Rede davon fein, 
hier auch nur eine kurze Schilderung der zahlreichen Seiten 
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der Bewegung zu geben. Ich kann nur kurz Don Hefprung 
und ihre Fortſchritte berühren. 

Ihr Begründer war der verewigte F. W. Taylor, ber 
im Jahre 1874 geboren war und im Jahre 1915 geftorben 
iſt. Wie es aber bei Pionierarbeiten oft vorkommt, begriff 
er gar nicht die volle Bedeutung ſeiner eigenen Arbeit, ſo 
daß die Schule, die er ſchließlich begründete, eine ganz 
andre Richtung einſchlug, als er urſprünglich gedacht hatte, 
und in einem beſtimmten Sinne ſogar eine ganz entgegen⸗ 
geſetzte. Er war ein Induſtrieller der alten Schule, und 
als er in der Abſicht, die Leiſtungen zu ſteigern, daranging, 
ſeine Aufmerkſamkeit dem Faktor „Menſch“ in der Indu⸗ 
ſtrie ſeine Aufmerkſamkeit zu widmen, betrachtete er dieſen 
nur als einen Beſtandteil der ganzen Maſchinerie, den man 
durch reichliches Ölen und richtige Einfügung leiſtungsfähiger 
machen könne. Dabei dachte er aber nur an den Vorteil des 
Unternehmens und gar nicht daran, was den Menſchen 
dabei zugute kommen könnte. Dieſe ſollten nur immer ange⸗ 
trieben werden, was ſie haßten. Daher heftiger Widerſtand 
ſeitens der Gewerkſchaften und nicht nur dieſer allein. Auch 
Unternehmer zeigten fi) der neuen Idee feindlich. Aber 
ſeine Entdeckung, daß man durch eingehendes Studium der 
ineinandergreifenden Bewegungen viel Zeit und Mühe er⸗ 
ſparen und größere Wirtſchaftlichkeit erzielen könne, war 
eine grundlegende Wahrheit. Einige ſeiner Jünger ließen 
ſich in in ihrer Engherzigkeit, wie dies ſo oft der Fall iſt, 
bei Verfolgung ſeiner Idee zu Übertreibungen verleiten, was 
die Vorurteile verſtärkte. Allmählich aber wurden alle Aus⸗ 
wüchſe abgeſtreift, ſo daß der wirklich wertvolle Kern und 
die richtige Anwendung der Lehre erkannt wurde. Forſchun⸗ 
gen und Erfahrungen haben beſonders in der Kriegszeit dazu 
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geführt, daß man den Grund für den Widerſtand der Ar⸗ 
beiter und das Mittel zu ſeiner Überwindung erkannte, das 
darin beſteht, die durch die neuen Methoden erzielten Erſpar⸗ 
ef fe an Zeit und Mühe auch ihnen zugute kommen zu laſſen. 
Es führte dies zu einem Studium der Arbeiterſeele, 
was die ganze Bewegung — namentlich nach dem Kriege — 
in eine Phaſe größerer Menſchenfreundlichkeit überleitete. 
Heute bedeutet die Rationaliſierung nicht nur viel mehr, 
ſondern in mancher Beziehung auch etwas ganz andres als 
das Taylor⸗Syſtem. Der Grundgedanke iſt: erhöhte Pro⸗ 
duktion bei verringerten Koſten oder, wie die Franzoſen 
ſagen, Maximalproduktion bei Minimalkoſten. Zur Er⸗ 
reichung dieſes Zieles gehören aber nicht nur die vollendetſte, 
modernſte techniſche Ausrüſtung und eine Organiſation auf 
wiſſenſchaftlicher Grundlage, ſondern auch die freudige Mit⸗ 
arbeit aller Angeſtellten. Wie ſollte nun dieſe gewonnen 
werden? Das konnte nur geſchehen, indem man die Arbeiter 
auch als Mitarbeiter behandelte, ihre Wünſche erforſchte, 
ſie aneiferte, den höchſten Lohn anzuſtreben, ſich mit ihnen 
beriet, ihnen Aufſchlüſſe über die Geſchäftslage gab, ihnen 
mit einem Worte Vertrauen ſchenkte. 

Dieſe Politik ſcheint in Amerika von den Unternehmern 
erfolgreich genug befolgt worden zu ſein und den Amerikani⸗ 
ſchen Arbeiterbund (American Federation of Labour) ge⸗ 
wonnen zu haben, deſſen Präſident, Mr. Green, im Jahre 
"1925 erklärte, daß „der Verband es ablehne, ſich die Theorie 
zu eigen zu machen, daß das Zerwürfnis zwiſchen Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern ein unheilbares ſei“, und auf der 
gegenſeitigen Anerkennung gewiſſer Rechte beſtand. Dieſe 
Rechte ſeien: „das der Arbeitgeber, ihre Unternehmungen 
zu leiten und aus ihren Anlagen einen angemeſſenen Nutzen 
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zu ziehen — das der Angeſtellten, ſich zu organiſieren, ge⸗ 
meinſam zu verhandeln und ſich bei den Beratungen mit dem 
Unternehmer durch gewählte Vertrauensmänner vertreten zu 
laſſen“. Hier iſt ein Zuſammenhang zwiſchen Rationaliſie⸗ 
rung, Induſtrieller Demokratie und dem Syſtem der De 
£riebsräfe deutlich zu erkennen. i 
„Die von der „American Federation of Labour“ einge: 
nommene freundliche Haltung muß den günſtigen Erfahrun⸗ 
gen zugeſchrieben werden, die mit dem Syſtem gemacht wor⸗ 
den ſind. Die neuen Beziehungen zwiſchen Unternehmern 
und Angeſtellten find eben nicht nur Theorien und Phraſen⸗ 
werk, ſondern haben ſich in der Praxis bewährt. Bei ihrer 
Erprobung ſind die Eiſenbahngeſellſchaften vorangegangen. 
Die Baltimore⸗ und Ohio⸗Bahn begann ſchon im Jahre 
1922 mit der verſuchsweiſen Einführung eines von den An⸗ 
geſtellten vorgeſchlagenen Planes zur regelmäßigen Zuſam⸗ 
menarbeit zwiſchen ihnen und der Verwaltung. Der Anfang 
wurde in einer Reparaturwerkſtätte gemacht, die wegen fort⸗ 
währender Streitigkeiten berüchtigt war. Man bildete dort 
gemiſchte Ausſ chüſſe, die alle vierzehn Tage zuſammentraten 
und Vorſchläge in betreff des Betriebs, nicht aber Lohn⸗ 
oder Arbeitsbedingungen beſprachen. Das Syſtem bewährte 
ſich. Dank ihm ergaben ſich große Erſparniſſe, die zum Teil 
für Lohnaufbeſſerungen verwendet wurden, ſo daß beide 
Teile zufrieden waren. Es wurde daher das Syſtem zuerſt 
auf die ganze Geſellſchaft ausgedehnt und dann von andern 
Eiſenbahngeſt eff chaften übernommen. Der Organiſator, Mr. 
Beyer, ſagt in einem Bericht an die Kanadiſchen Staats⸗ 
bahnen: „Die amerikaniſche Arbeiterbewegung iſt endgültig 
aus dem Zuſtand einer gemeinſamen Selbſtverteidigung in 
den der Mitarbeit zur Steigerung der Leiſtungen übergegan⸗ 
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gen.“ Die Angeſtellten haben erkannt, daß ihr eigenes 
Wohlergehen von dem Erfolg des Unternehmens abhängig 
iſt. „Sie ſind“, wie Green ſagt, „der Meinung, daß beſſere 
allgemeine Lebensbedingungen nur von einer Erhöhung der 
Produktion erwartet werden können.“ Und ſie tun gerne 
mit, wenn ſie auch wirklich als Mitarbeiter behandelt wer⸗ 
den. Das iſt im großen die ar die aus ae einen 
gezogen werden kann. i 

In dieſem Zuſammenhang ee eines wichtigen Punktes ö 
nicht vergeſſen werden: das iſt die Frage ſtändiger Be⸗ 
ſchäftigung. Des Arbeiters — eigentlich wohl jedermanns — 
Seelenſtimmung wird nicht nur durch ſeine augenblickliche 
Lage, ſondern auch durch ſeine Sorge um die Zukunft be⸗ 
einflußt. Er mag mit der Gegenwart recht zufrieden ſein, 
aber es wird ſich ihm unwillkürlich die Frage aufdrängen, 
ob es auch ſo bleiben werde. Das Gefühl der Unſicherheit 
iſt immer ein ſehr unangenehmes, und die Induſtriearbeiter 
ſind ihm beſonders ausgeſetzt, weil ſie von dem Auf und 
Nieder des Geſchäftsganges in Mitleidenſchaft gezogen wer⸗ 
den. Die Angſt, hierdurch um ihr Brot gebracht zu werden, 
verläßt ſie niemals. Die Schwankungen in der Geſchäfts⸗ 
lage find eine ſchon lange allgemeitt beachtete und vielfach 

ſtudierte Erſcheinung. Sie bilden einen der Hauptanklage⸗ 
punkte gegen den modernen Kapitalismus und ſind in hohem 
Maße für das Aufkommen und Fortſchreiten des Sozialis⸗ 
mus verantwortlich, der behauptet, gegen dieſes wie gegen 
alle andern Übel das einzige Heilmittel zu beſitzen. 

Nebenbei möchte ich gleich hier bemerken, daß man mit 
den geſchichtlichen Tatſachen in Widerſpruch gerät, wenn 
man behauptet, der moderne Kapitalismus führe die Kon⸗ 
junkturwechſel e Der Handel war wohl, ſolange er be⸗ 
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ſteht, immer den Schwankungen ausgeſetzt, die durch Wet⸗ 
ter, Kriege und Krankheiten hervorgerufen werden. Jeden⸗ 
falls kamen ſie im Mittelalter ſehr häufig vor, wo die 
Preisſchwankungen noch heftiger und willkürlicher waren 
als jetzt. In der Neuzeit haben ſie einen andern Charakter 
angenommen. Sie ſind regelmäßiger geworden und erſtrecken 
ſich gewöhnlich auf alle Gebiete. Das Übel der Arbeitsloſig⸗ 
keit, das auch ſchon ſeit Jahrhunderten bekannt iſt und be⸗ 
klagt wird, hat die Entwicklung des modernen Induſtrialis⸗ 
mus und die Bevölkerungszunahme entſchieden verſchärft. 
Es iſt unbeſtreitbar eine der ärgften Krankheiten des modernen 
Wirtſchaftslebens und ſchreit nach einer Behandlung. Aber 
ſchließt man nach den Erfahrungen in Rußland, wo dieſe 
Krankheiten ſchlimmer als anderswo aufgetreten ſind, dann 
verfügk der Sozialismus über kein Mittel dagegen. Das 
Bedürfnis nach einem ſolchen iſt ſeit dem Kriege dringender 
geworden als je, und das Problem, den Arbeitern möglichſt 
ununterbrochene Beſchäftigung zu verſchaffen, iſt von dem 
der wiſſenſchaftlichen Organiſation oder Rationaliſierung 
nicht mehr zu trennen. Man hat dieſe Frage in den verſchie⸗ 
denſten Ländern ſyſtematiſcher und eingehender ſtudiert als 
bisher, aber, wie zugegeben werden muß, ohne viel, wenn 
auch nicht ohne allen Erfolg. Der Haupterfolg dieſer Be⸗ 
mühungen war jedenfalls, daß man das Problem klarer er⸗ 
kannt, die Arten der Arbeitsloſigkeit nach ihren Urſachen 
unterſchieden und daß man allgemeine ae zur Be⸗ 
kämpfung des Übels feſtgelegt hat. 

Sowohl die zwangsweiſe als auch die freiwillige Ver⸗ 
ſicherung gegen die Arbeitsloſigkeit ſind bereits erwähnt 
worden. Die Verſicherung will aber nur die ſchlimmſten Fol⸗ 
gen der Arbeitsloſigkeit beſeitigen; verhindern kann ſie ſie 
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nur indirekt und in ſehr geringem Maße. Sie ſtellt gegen⸗ 
über der reinen Unterſtützung oder den „Hilfswerken“, die 
auch nichts andres ſind als verſchleierte Unterſtützungen, 
eine kleine Beſſerung vor, rührt aber nicht an das eigent⸗ 
liche Problem und kann zu Mißbräuchen führen. Die Auf⸗ 
gabe unſerer Zeit wäre es, der Arbeitsloſigkeit durch eine 
Stabiliſierung der Wirtſchaftslage vorzubeugen, wozu es 
— wie man bereits erkannt hat — notwendig wäre, die 
Schwankungen der Geſchäftslage vorauszuſehen. Eine Art 
dieſer Schwankungen, die durch den Wechſel der Jahres⸗ 
zeiten bedingte, kaun man mit Sicherheit und ziemlicher Ge⸗ 
nauigkeit vorherſagen, und, ihnen zu begegnen, könnte viel 
mehr geſchehen, als bisher verſucht worden iſt. Man hat 
ſie bisher, allgemein geſagt, als ein ſelbſtverſtändliches und 
unvermeidliches Übel angeſehen und gar keinen Verſuch ge⸗ 
macht, dieſes Übel zu bekämpfen. Neuere Forſchungen 
und Verſuche, die beſonders in Amerika vorgenommen wur⸗ 
den, haben jedoch ergeben, daß das Problem wenigſtens £eil- 
weiſe lösbar ſein dürftel). Das Baugewerbe, das eines 
der auffälligſten Beiſpiele für Saiſonſchwankungen bietet, 
hat den Gegenſtand beſonderer Unterſuchungen gebildet. Der 
Erfolg war, daß Hoover darüber ſagen kann: „Die meiſten 
Konſtruktionstypen können jetzt faſt während des ganzen 
Jahres und in allen Teilen der Union erbaut werden.“ In 
einem andern wichtigen Geſchäftszweige — der Beliefe⸗ 
rung der Weihnachtsmärkte — iſt das Problem von der 
„Dennison Manufacturing Company“ mit vollem Erfolg 


1) Siehe „Stabilisation of Employment in the United States“ 
(„Stabilifierung der Arbeitsgelegenheiten in den Vereinigten Staaten“) 
von J. R. Bellerby, „Studies and Reports“ (, Studien und Berichte“) 
des Internationalen Arbeitsamtes, Serie O, Nr. 11, Seiten 34—36. 
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gelöſt worden. Anderſeits kann Arbeitsloſigkeit durch Todes⸗ 
fälle, Bankrotte und andre unglückliche Umſtände herbeige⸗ 
führt werden, die nicht vorausgeſehen werden können. Aber 
dieſe Art der Arbeitslosigkeit, die allerdings für das Indi⸗ 
viduum große und unverdiente Leiden mit ſich bringen kann, 
iſt eine beſchränkte und vorübergehende, und ihr kann durch 
die Verſicherung entgegengewirkt werden. 

Die größten Schwierigkeiten bietet die Befandtung jener 
Art von Arbeitsloſigkeit, die man, mit einem nicht ſehr 
glücklich gewählten Ausdruck, als „zykliſche“ bezeichnet!) 
Dieſe iſt eine mehr oder weniger auf der ganzen Welt ver⸗ 
breitete Erſcheinung, wenn auch die verſchiedenen Länder 
in verſchiedenem Maße davon betroffen werden. Und es 
iſt an ihr ſicherlich ein gewiſſer Rhythmus zu beobachten; 
aber ganz fo regelmäßig, wie das Beiwork „zykliſche“ ver⸗ 
muten ließe, find ihre Phaſen leider nicht. Wenn dies der 
Fall wäre, könnte man ihren Eintritt, ihre Dauer und ihren 
Grad mit annähernder Sicherheit vorausſehen und Vorkeh⸗ 
rungen dagegen treffen. Gerade das aber kann man noch 
nicht. Neuere Studien zielen denn auch hauptſächlich auf das 
Problem der Vorheſage ab. Die Aurſachen dieſer e 


1) Anmerkung des aberſetzers: Der Ausdruck wäre wohl. am einfach 
ſten und zutreffendſten mit y periodiſche Arbeitsloſigkeit“ zu aber ſetzen. Ich 
ſehe mich jedoch veranlaßt, das Wort y zykliſche beizubehalten, da der 
britiſche Verfaſſer weitere Betrachtungen daran knüpft und da es ſehr häufig 
vorkommt, daß ſolche — gewiſſermaßen techniſche — Ausdrücke der. All: 
gemeinverſtändlichkeit halber in andere Sprachen übernommen werden. 
Der Verfaſſer ſagt an dieſer Stelle: „die man, nicht ſehr glücklich, als ‚9 
liſche⸗ Arbeitsloſigkeit oder als Beſchãftigungszyklus bezeichnet, worunter 
das abwechſelnde Zu und Abnehmen der Geſchäftstätigkeit gemeint iſt, 
oder — um die gebräuchlichen Jargonausdrücke au verwenden — Boom 
und, slump' (etwa Hauſſe und Baiffe)”. ; = 


- Shadmwell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus 22 
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kungen find, obwohl ſie von den Volkswirtſchaftlern viel 
erörtert und über fie die verfchiedenften Theorien aufgeſtellt 
wurden, niemals zufriedenſtellend aufgeklärt worden. Neuerer 


Zeit wird ihnen übrigens weniger Aufmerkſamkeit gewidmet 


als dem wahrſcheinlichen Verlaufe der Schwankung. Es iſt 
ähnlich wie mit dem Wetter und der Meteorologie. Es gibt 
unzählige Theorien über das Wetter und ſeine periodiſchen 
Wechſel, aber keine hat vollkommen entſprochen. Daher be⸗ 

ſchäftigt ſich die Meteorologie heute mehr mit kurzfriſtigen 
Vorausſagen, die es geſtatten, ſich vorzuſehen, als mit der 
Ergründung der Urſachen der Erſcheinung. Dasſelbe gilt für 
die Geſchäfts⸗Meteorologie. Die Stabiliſierung der Ge⸗ 
ſchäftslage mit Hilfe der Wiſſenſchaft hängt von einer rich⸗ 
figen Vorausſicht ab, die es ermöglicht, rechtzeitig ausglei⸗ 
chende Maßnahmen zu freffen. 

Dieſe Richtung iſt vielleicht bisher in Amerika mit mehr 
Eifer verfolgt worden als irgendwo anders, beſonders infolge 
der Bemühungen des „Federal Reserve (Mafionalbanł) 
Board“, welches Amt ſeit 1920 — anſcheinend mit nennens⸗ 
wertem Erfolg — das Kreditgeſchäft im Intereſſe der Sta⸗ 
biliſierung nach ſolchen wiſſenſchaftlichen Grundſätzen ge⸗ 
führt hat. Ein andres Mittel, einen gewiſſen Ausgleich zu 
erzielen, iſt es, die Pläne ſowohl für ſtaatliche als auch für 
private Arbeiten vorzubereiten, um im geeigneten Augenblicke 


Beſchäftigung zu bieten. Auch dazu gehört Vorausſicht. Der 


beſte Dienſt, den die Regierungsämter in dieſer Beziehung 
leiſten könnten, wäre wohl die Sammlung und Verbreitung 
möglichſt vieler und genauer Daten, die der Allgemein⸗ 
heit als Anhaltspunkte für ihre Arbeit dienen ſollten. Man 
darf ſich nicht vorſtellen, daß Produktion und Verbrauch 
jemals genau in Einklang gebracht werden könnten und der 
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Geſchäftsgang vor allen Erſchütterungen zu bewahren ſei. 
Dazu ſpielen viel zu viele unberechenbare Umſtände mit: 
neue Entdeckungen und Erfindungen, Eigenheiten der Men⸗ 
ſchen und Launen der Natur, wobei gerade dieſe wahrſchein⸗ 
lich den Ausgangspunkt der Wellenbewegung bilden. Arge 
Stöße aber können vermieden und die Schwankungen ge⸗ 
mildert werden; in dieſer Beziehung ſind auch ſchon in den 
angedeuteten und in andern Richtungen e zu ver⸗ 
zeichnen. 

5. Kapitaliſtiſche Demds ratte — Dieſer Aus- 

druck wird heutzutage gebraucht, um die Ausbreitung des 
Beſitzes zu bezeichnen, die mir der hervorſtechendſte und wich⸗ 
figfte Zug der ſich jetzt abſpielenden Wandlungen des Wirt⸗ 
ſchaftslebens zu ſein und die größte Bedeutung für den So⸗ 
zialismus zu haben ſcheint. Das Eigentum hat für den So⸗ 
zialismus und alle verwandten oder gegneriſchen „Ismen“ 
immer eine große Rolle geſpielt: das perſönliche Eigentum 
für den Individualismus, Staatseigentum für den Kollekti⸗ 
vismus, gewerkſchaftliches Eigentum für den Syndikalismus, 
Eigentum der Zünfte für den Gildismus (die Gildenbewe⸗ 
gung), gemeinſchaftliches Eigentum für den Kommunismus, 
Aberkennung jedes Eigentums für den Anarchismus. Taf 
ſächlich iſt die Eigentumsfrage der Punkt, um den ſich alles 
dreht. Und was heute vor ſich geht, iſt nichts andres als 
eine ungeheuer raſche Vermehrung der Eigentümer, die ein 
Zerfließen des Kapitals in verſchiedener Form und infolge 
ee Urſachen darſtellk. a 

Die Erſcheinung iſt in der Form von Spakaſſen, Kon⸗ 
ſunwereinen, Baugenoſſenſchaften, Verſicherungen, öffent⸗ 
lichen Anleihen und Aktiengeſellſchaften ſchon lange erkenn⸗ 
bar, ohne daß man ihr viel Aufmerkſamkeit geſchenkt, je⸗ 
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denfalls aber, ohne daß man ihre ſoziale Bedeutung ganz er⸗ 
kannt hätte. Auch heute noch wird das Wort „Kapitaliſt“ 
gemeiniglich in Verbindung mit der Vorſtellung von einem 
reichen Manne gebraucht und immer noch von dem „arbeits⸗ 
loſen Einkommen“ geſprochen, als wäre es das ausſchließ⸗ 
liche Vorrecht des „faulen Reichen“, ein ſolches zu genießen. 
Tatſächlich gibt es noch immer Scszialiſten, die behaupten, 
Marx hätte vollkommen recht gehabt, als er vorausſagte, 
daß ſich das Kapital immer mehr in immer weniger Händen 
ſammeln werde und alle andern Menſchen allmählich zu be⸗ 
ſitzloſen Proletariern herabſinken würden, trotzdem in Wirk⸗ 
lichkeit gerade das Entgegengeſetzte der Fall iſt. Der Krieg 
hat das Auseinanderfließen des Kapitals ſo ſtark gefördert, 
daß man jetzt die Erſcheinung allgemein zu erkennen beginnt. 
In der Landwirtſchaft ſchreitet ſowohl die freiwillige als 
auch die zwangsweiſe Auflöſung des Großgrundbeſitzes all⸗ 
gemein fort, gleichzeitig hat ſich die alte Form des Sparens 
und der Geldanlage ungemein ausgebreitet, und neue Arten 
haben ſich ihr zugeſellt, die nicht nur die gegenſeitigen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, ſondern 
auch die zwiſchen Erzeugern und Verbrauchern e 
und deren Intereſſen zu vereinen trachten. 

Auch in dieſer Hinſicht ſind die Vereinigten Staaten bei⸗ 
ſpelgbend vorangegangen. Wenn die neue Bewegung auch 
nicht auf dieſes Land beſchränkt blieb, ſo iſt ſie doch gerade 
dort in voller Freiheit und in jeder nur erdenklichen Weiſe 
mit außergewöhnlicher Kraft gefördert worden. Eine ihrer 
Formen iſt die weitgehende Verwirklichung der alten Idee 
von dem Mitbeſitz der Angeſtellten an den Induſtrien. Dieſe 
Einrichtung hatte früher eher enttäuſcht und wenig Fort⸗ 
ſchritte gezeitigt, obwohl ſie durchaus kein ſo vollkommener 
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Fehlſchlag geweſen, wie dies manchmal behauptet wird, 
ſondern in manchen Fällen ſogar durchſchlagende und dau⸗ 
ernde Erfolge zu verzeichnen hatte. Ihr Wiederaufleben 
und die weite Verbreitung, die ſie in letzter Zeit gefunden 
hat, ſind verſchiedenen Urſachen zuzuſchreiben, doch kann 
man zuſammenfaſſend ſagen, ſie ſeien eine Folge größeren 
Entgegenkommens auf beiden Seiten und des Umſtandes, 
daß die Arbeiter infolge des hohen Lohnniveaus heute leich⸗ 
fer imſtande find, die ſich ihnen bietende günſtige Gelegen⸗ 
heit auszunützen. Was einige wenige Pioniere der Idee 
unter den Unternehmern in kleinem Maßſtabe begonnen 
haben, iſt heute zu einer weitreichenden Bewegung geworden, 
die darauf abzielt, den Ankauf von Aktien großer Geſell⸗ 
ſchaften den Angeſtellten dadurch zu erleichtern, daß man 
die Aktien ſpaltet und auf kleine Beträge lautende Anteil⸗ 
ſcheine ausgibt. Die Arbeiter kommen dieſem Angebote 
in einem neuen Geiſte entgegen, der teilweiſe wohl auf die 
Erfahrungen mit der Freiheitsanleihe (Liberty Loan) 
zurückzuführen iſt, feilweife aber auch auf eine Steigerung 
der Anſprüche infolge hoher Löhne und der Ausbreitung 
der Idee der Induſtriellen Demokratie, die in dem 1 
von Anfeilfcheinen ihre logiſche Ergänzung findet. 

Soweit ich feſtſtellen kann, ſind bisher über biefe Be⸗ 
wegung keine umfaſſenden und genauen ſtatiſtiſchen Daten 
veröffentlicht worden. Es iſt wohl alles zu ſchnell gegangen. 
Eine oberflächliche Vorſtellung kann man aber aus der zah⸗ 
lenmäßigen Zunahme der Aktienbeſitzer bei einzelnen Geſell⸗ 
ſchaften gewinnen, für die ich im nachſtehenden einige ſpre⸗ 
chende Beiſpiele anführe. Die Zahlen geben die Anzahl der 
Aktienbeſitzer vor einigen en und a Er des e 
1924 an. 
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Anzahl der Aktienbeſitzer N 


Goeſellſchaft 


im Jahr 1925 
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Standard Oil Group 300 000 
United States Steel (Stahlwerke) 158940 
Penn ſylbania Railroad (Eiſenbahn) 144228 
Atchiſon Topeka Railroad (Eiſenbahn) 67118 
Southern California Ediſon 65636 
Southern Pacific Railroad (Eiſenbahn) 60186 
Union Pacific Railroad (Eiſenbahn) 52532 


Die angeführten Beiſpiele ſollen nur die allgemeine Nei⸗ 
gung zur Ausbreitung des Aktienbeſitzes zeigen, nicht aber 
den Umfang der Bewegung. Der Geſamtzuwachs wird 
nicht von den Angeſtellten der genannten Geſellſchaften 
allein beſtritten, aber doch zum größken Teile, den Reſt 
bilden andre Leute mit verhältnismäßig geringen Mitteln, 
die nur wenige Anteilſcheine erſtehen. Ein ſolches Zerfließen 
des Kapitals in viele Hände iſt weithin zu beobachten, und 
bei den Geſellſchaften, die öffentliche Dienſte verſehen, ſind 
die meiſten der Aktienbeſitzer auch Verbraucher. Mr. Robert 
S. Brookings gibt in ſeinem Buche über Industrial Owner- 
ship (Das Eigentum in der Induſtrie) einige beachtenswerte 
Einzelheiten. Er ſcheidet z. B. die Aktionäre des „Bell 
Telephone System“ nach ihren Beſchäftigungen und gibt 
an, wie viele Anteile jede Berufsklaſſe beſitzt. Es gibt da 
97 833 Aktienbeſitzer, die 98 verſchiedenen Berufen angehö⸗ 
ren und 360 000 Aktien in Händen haben, fo daß auf jeden 
etwas weniger als 6 Stück kommen. Davon entfallen 
4843 Aktien auf 1596 Arbeiter; 6432 Stück auf 1537 
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Eiſenbahner; 870 auf 186 Bauarbeiter; 2384 auf 498 
Hausgehilfen; 622 auf 139 Grubenarbeiter; 3132 auf 
797 Tiſchler; 43 982 auf 10 732 Handelsangeſtellte; 19 597 
Hausfrauen beſitzen 119 331 Aktien und bilden damit die 
weitaus ſtärkſte Einzelklaſſe; 1247 Bankiers und Makler 
beſitzen 21 600 Stück und 24 „Kapitaliſten“ — das ſind 
vermutlich Leute ohne eigentliche Beſchäftigung — haben 
712 Stück in Händen. Dieſe bezeichnende Liſte trägt gewiß 
dazu bei, die Wahl des Ausdruckes „Kapitaliſtiſche Demo⸗ 
kratie“ zu rechtfertigen. 

Ich habe geſagt, daß die Verbreitung und Serſtreumg 
des Kapitals in Amerika raſcher fortgeſchritten iſt als an⸗ 
derswo. Sie hat dort auch ganz beſondere Formen angenom⸗ 
men, von denen ich gleich ſprechen will, iſt aber durchaus 
nicht auf Amerika allein beſchränkt. Nachſtehende Zahlen, 
die die Anzahl der Aktionäre verſchiedener großer Geſell⸗ 
ſchaften angeben, zeigen die weitgehende Zerſplitterung in Groß. 5 
britannien: 


N | Anzahl der Aktionäre 
Gefecht } im Jahre 1925 


London, Midland and Scottiſh Railway (Eiſen⸗ 


bahn) f 308028 
London and North⸗Eaſtern Railway (Eiſenbahn) 252 961 
Great Weſtern Railway (Eiſenbahn) 135 108 
Southern Railway (Eiſenbahn) 90000 
Vickers Limited (Stahlwerk) ̃ 73382 
Weſtminſter Bank (Bank) 69882 
Midland Bank (Bank) ö 57250 
Lloyds Bank (Bank) a 55668 
Courtlands Limited 43826 


Harrods Limited 33253 
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Dieſe und ähnliche Daten können freilich nur ein fehr 
allgemeines Bild bieten; ſie ſagen uns nicht die Zahl der 
perſönlichen Beſitzer und ſchließen nicht die ganz kleinen 
Sparer ein, die in Großbritannien ihr Geld meiſt der Poſt⸗ 
ſparkaſſe und andern Sparbanken anvertrauen oder in Na- 
tional Savings Certificates (Reichsſparſcheinen) und ähn⸗ 
lichen Staatspapieren anlegen. Das Parlamentsmitglied 
Mr. Walker Runciman hat berechnet, daß auf dieſe Weiſe 
im Jahre 1925 ungefähr 15000000 Perſonen eine Summe 
von etwa 770000000 Pfund angelegt hatten. Unter⸗ 
ſtützungsvereine und Verſicherungsfonds dazurechnend, ge⸗ 
langte er zu dem Ergebnis, daß im ganzen etwa 
1 750 000 000 Pfund angelegter Gelder im Beſitze kleiner 
Sparer ſtehen. In andern Ländern gibt es ähnliche Einrich⸗ 
tungen, um das Geld der kleinen Sparer zu betreuen, und in 
manchen Ländern — zum Beiſpiel in Frankreich — find fie 
vielleicht noch häufiger als in Großbritannien. Daß die 
Arbeiter ihr Geld in den Induſtrien anlegen, die ihnen Be⸗ 
ſchäftigung bieten, iſt auch keine neue und keine ſeltene Er⸗ 
ſcheinung. Die Arbeiter der Baumwollinduſtrie in Lan⸗ 
caſhire pflegten ſchon lange ihr Geld in Anteilſcheinen und 
Anleihen der Fabriken anzulegen, und man hört aus un⸗ 
anfechtbarer Quelle, daß in der Spinnereünduſtrie 900% 
der Arbeiter dieſe Praxis befolgen. 

In dieſem Zuſammenhange drängt ſich uns die wichtige 
Frage auf: Wie verhalten ſich die Arbeiter⸗Aktionäre zu der 
Verwaltung? Und gerade die Erfahrungen der Induſtrie 
von Lancaſhire vermögen ſie einigermaßen zu beantworten. 
Wir hören heute ſo oft von dem Verlangen nach einer 
„Stimme in der Verwaltung“ oder einer „Teilnahme an 
der Kontrolle“ ſprechen, und die Unternehmer ſcheuen dieſe 
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Forderung. Man möchte min glauben, daß die Arbeiter, 
wenn ſie gleichzeitig Aktionäre ſind, ihren doppelten An⸗ 
ſpruch geltend machten. In den Baumwollſpinnereien Lan⸗ 
caſhires aber iſt dies durchaus nicht der Fall. Sie wählen 
ſich eben nur ſolche Fabriken zur Anlage ihrer Gelder, 
zu deren Leitung ſie Vertrauen haben, und dann laſſen 
ſie die Direktion ruhig ſchalten. Als Arbeiter haben ſie durch 
ihre Vertreter nach dem Prinzipe der gemeinfamen Be⸗ 
ratungen in allen Fragen, die fie ſelbſt angehen, ein Wort 
mitzureden, als Aktionäre aber miſchen ſie ſich nicht in die 
Leitung der Geſchäfte, die — wie ſie anerkennen — beſon⸗ 
dere Fähigkeiten erfordert. Ihre Haltung iſt genau dieſelbe 
wie die andrer Aktionäre, die wohl die Macht haben, eine 
oder mehrere Perſonen mit der Führung des Geſchäftes 
zu betrauen, weiterhin aber keinen Einfluß auf die Geſchäfts⸗ 
gebarung nehmen, außer wenn ſie berufen werden, über 
irgendwelche ihnen vorgelegte allgemeine Fragen von Wich⸗ 
tigkeit zu entſcheiden. Ich werde mich ſpäter mit der Frage 
noch eingehender beſchäftigen und führe hier nur die Er⸗ 
fahrungen in Lancaſhire an, doch glaube ich, daß es noch 
viele andre Fälle erfolgreicher Mitbeteiligung der Arbeiter 
als Aktionäre, die in e gar Be » a ift, 
gibt. a 

Bevor ich deſe Seite 55 Gegenſtundes weiter NEN 
möchte ich noch erwähnen, daß es auch ſchon eine andre und 
beſſere Form der Kapitaliſtiſchen Demokratie gibt, die in 
den Vereinigten Staaten einen erſtaunlichen Aufſchwung 
genommen und die man in andern Ländern einzuführen be⸗ 
gonnen hat. Ich meine die Einrichtung der Arbeiterban⸗ 
ken und Arbeiter⸗Kapitalsanlagegeſellſchaften mit Riſiko⸗ 
verteilung (Labour Investment Companies). Die Illounf- 
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Vernon⸗Sparkaſſe hat damit in kleinem Maßſtabe im Jahre 
1920 begonnen, die Bewegung hat aber ſo raſche Fork⸗ 
ſchritte gemacht, daß im Jahre 1928 in Amerika ſchon 
29 Arbeiterbanken beſtanden. Von dieſen verfügte eine — die 
„Brotherhood Locomotive Engineers Cooperative 
National Bank“ (etwa Nafionale Genoſſenſchaftsbank der 
Lokomotivführer) — allein über ein Kapital von 5 000 000 
Pfund. Mehrere andre hatten jede über 1 000 000: Pfund 
zur Verfügung und das Geſamtkapital aller betrug unge⸗ 
fähr 18000000 Pfund. Überdies beſtanden zur ſelben Zeit 
ſchon ſieben Investment Companies mit einem e 
kal von mehr als 4 000 000 Pfund. 

Eine ähnliche Bewegung, aber in viel kleinerem Maß⸗ 
ſtabe, iſt in Belgien, Frankreich, Deutſchland und Spanien 
zu beobachten. Und es ſcheint, daß dieſe ſich ganz ohne Zu⸗ 
ſammenhang mit dem amerikaniſchen Beiſpiel zu entwickeln 
begonnen hat. Sie hat hier die Form angenommen, daß Ge⸗ 
werkſchaften ein Anlagekapital ſammeln, um Aktien von 

Induſtrieunternehmungen oder ähnliche Papiere zu kaufen. 
In Belgien waren die erſten Schritte in dieſer Richtung 
von den Chriſtlichen Gewerkſchaften des Diſtrikts von Lüf- 
tich in den Jahren 1920 und 1921 unternommen worden. Diefe 
bildeten einen Verband zu obgenanntem Zwecke und gaben 
ohne Beſchränkung der Mitgliederzahl Aktien zu 25 Fran⸗ 
ken aus. Sie hatten zuerſt einige Schwierigkeiten zu über⸗ 
winden, hielten aber durch und erzielten ſchließlich ſo gute 
Erfolge, daß Brüſſel und Charleroi ihrem Beiſpiele folg⸗ 
ken. Lüttich iſt der Hauptbezirk der Metallindustrie in Bel⸗ 
gien und Charleroi das Zentrum der Kohleninduſtrie. Was 
zuerſt angekauft wurde, waren auch Aktien der metallurgi⸗ 
ſchen und Bergwerksgeſellſchaften. Seit der Zeit haben 
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die Verbände auch Aktien von dc eg egen 
und Banken angekauft. 

In Frankreich begann die Bewegung c um 8155 
ſelbe Zeit mit unabhängig voneinander eingeleitetem Vor⸗ 
gehen des Chriſtlichen Eiſenbahnerverbandes und der Bank⸗ 
angeſtellten. Die erſten waren die Angeſtellten der Linie 
Paris Orléans, die bis zum Jahre 1925 hundertzwanzig 
Aktien der Geſellſchaft erworben hatten. Seither ſind die 
Leute der Nordoſt⸗ und der Paris — Lyon — Marſeille⸗Eiſen⸗ 
bahn mit Erfolg ihrem Beiſpiele gefolgt. Es ſcheint jedoch 
zwiſchen der Auffaſſung der Franzoſen und der der Belgier 
betreffs des Zweckes der Einrichtung ein Unterſchied zu be⸗ 
ſtehen. Die Vertreter der franzöſiſchen Arbeiter haben auf 
den Aktionärverſammlungen erklärt, daß ſie zum Gedeihen 
der Geſellſchaften mitarbeiten wollten, und ſind herzlich 
willkommen geheißen worden. Die Belgier dagegen haben 
auf den Aktionärverſammlungen verſucht, ihre eigenen For⸗ 
derungen durchzudrücken; dieſer Gegenſatz mag jedoch in 
der Verſchiedenheit der vorher beſtandenen eee be⸗ 
gründet ſein. b 

Auch in Deutſchland haben ſich an verſchiedenen Orten 
Gewerkſchaften und feſtbeſoldete Angeſtellte zuſammengetan, 
um Aktien verſchiedener Induſtriegeſellſchaften anzukaufen. 
Dasſelbe haben in Spanien die bei der Madrider Tabak⸗ 
geſellſchaft beſchäftigten Arbeiter gekant). Zweifellos ift die 
Bewegung lebendig und in Zunahme begriffen. Ob die un⸗ 
gewöhnliche Entwicklung, die ſie in Amerika erfahren hat, 
dem Druck eines ernſten wirtſchaftlichen Niederganges zu 
widerſtehen vermöchte, muß ſich erſt zeigen. In früheren 
Jahren hat ſie dort jedenfalls eine Periode ſehr ſchlechten 
9 Siehe „International Labour Revue“, Band XII, Nr. 3. ö 
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Geſchäftsganges nicht nur überſtanden, ſondern ſie iſt auch 
während dieſer gewachſen. Dasſelbe kann von den beſcheide⸗ 
neren Beſtrebungen in Belgien, Frankreich und a chland 
geſagt werden. f 

Um nun auf die Frage BE wie ie ſich die Ar⸗ 
beiter als Aktionäre den Leitungen der Unternehmungen 
gegenüber verhalten, die ich oben ſchon berührt habe und 
die ſich uns angeſichts meiner Bemerkung über die verſchie⸗ 
denen Anſichten franzöſiſcher und belgiſcher Gewerkſchafts⸗ 
vertreter wieder aufdrängte, muß ich ſagen, daß nach den 
bisher gemachten Erfahrungen die Befürchtung, die Arbei⸗ 
ter⸗Aktionäre würden ſich zum Schaden der Geſellſchaft 
in die Geſchäftsgebarung einmengen, unangebracht iſt. Der 
Aktienbeſitz der Arbeiter ſcheint ſogar eher einen gewiſſen 
Schutz gegen ſchädliche Einmiſchung zu gewähren. Als Ak⸗ 
fionäre find fie nämlich mehr und viel unmittelbarer an 
dem Gedeihen der Geſellſchaft beteiligt, denn als bloße Ar⸗ 
beiter, und der große Vorteil ihrer Zulaſſung als Aktionäre 
beſteht darin, daß ſie einen Einblick in die Geſchäfte der 
Geſellſchaft gewinnen, der ihnen ſonſt verwehrt bleibt, und 
daß ſie den Grundſatz der „Erfolgwirtſchaft“, wie die 
Deutſchen es nennen, verſtehen lernen. In den Unterneh⸗ 
mungen alter Art, wo der Unternehmer auch der Beſitzer 
war, hatte dieſer vollkommen freie Hand, aber auch die volle 
Verantwortung, und der Erfolg hing einzig von ſeiner 
Tüchtigkeit ab. In der neuen Wirtſchaft, wo Leitung und 
Beſitz getrennte Dinge vorſtellen, bleiben die Grundlagen 
die gleichen, der Unterſchied iſt nur der, daß die Aktionäre 
den Unternehmer wählen oder ihm geſtatten, ſich ſelbſt 
zu wählen, daß aber jedenfalls die Entſcheidung in ihren 
Händen liegt. Die Vorbedingungen des Erfolges ſind: rich⸗ 
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fige Auswahl, volle Verantwortung und freie Hand. Das 
iſt jetzt von allen Volkswirtſchaftlern anerkannt. Auch hat 
man gefunden, daß die Arbeit des Unternehmers nicht nur 
nicht überflüſſig, ſondern noch viel wichtiger geworden iſt, 
und daß für die erfolgreiche Leitung großer Unternehmungen 
eine viel ſeltenere und viel ſchwerer zu ef etzende Befähigung 
erforderlich iſt als bei kleinen. 

Arbeiter⸗Aktionäre begreifen das ebenſo gut wie andre, 
wenn man ihnen nur Einblick gewährt. Der Mangel an 
Gelegenheit, die Grundſätze der Erfolgwirtſchaft kennen zu 
lernen, iſt es nämlich, der die Menſchen in Unwiſſenheit und 
in der Einbildung verharren läßt, daß ſie alles ebenſo gut 
machen könnten wie die Leiter. Es mag unter ihnen Perſön⸗ 
lichkeiten geben, die dazu befähigt wären. Der beſte Weg, 
ihre Begabung zu erkennen und fie auszunützen, iſt es, fie 
anzuhören. Man ſpricht viel davon, daß es für den Unter⸗ 
nehmer notwendig ſei, Leute ins Vertrauen zu ziehen, um 
ſich ihre Mitarbeit zu ſichern. Dies iſt am ſicherſten zu er⸗ 
reichen, wenn man, indem man den Arbeiter in den Werk⸗ 
ſtätten über Einzelheiten befragt, in ihm das Gefühl der 
Verantwortlichkeit für die Politik des Aktionärs erweckt. 
Wenn man ſich ihm ferne hält, ſo ſchafft das Feindſelig⸗ 
keit. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß das Eindrin⸗ 
gen von Vertretern der Arbeiter und der Gewerkſchaften in 
die Aktionärverſammlungen harmoniſchere Beziehungen an⸗ 
bahnt und zum Vorteil einer Geſellſchaft ausſchlagen muß, 
an deren Gedeihen alle ein gemeinſames Intereſſe haben. 
Je mehr ſolcher Arbeiter⸗Aktionäre ſind, deſto ſtärker wird 
das Gefühl in ihnen e daß ſie 5 den lg mitver⸗ 
antwortlich ſind. 


XI. Kapitel 
Ex Schluß 


Die ſich aus dieſer Studie ergebenden Schlußfolgerungen 
führen zur ſicheren Erkenntnis der Richtung, nach der die 
Wandlungen des wirtſchaftlichen und ſozialen Lebens ſtre⸗ 
ben. Mir wenigſtens iſt das ganz klar, und einige Leſer 
werden wahrſcheinlich meiner Meinung ſein; andre gewiß 
nicht. Gut ſo — die Zeit wird entſcheiden. 5 

Die wirtſchaftliche Ordnung iſt in ſteter Veränderung 
begriffen, wo immer das Wiſſen zunimmt, weil die Men⸗ 
ſchen dadurch neue Wege zur Befriedigung ihrer Bedürf⸗ 
niſſe und Wünſche kennen lernen, was jeweils zu neuen 
gegenſeitigen Beziehungen unter ihnen führt. Es gibt keinen 
Stillſtand, nur das Tempo des Unwandlungsprozeſſes 
wechſelt: es iſt einmal ſchneller, einmal langſamer. Aber, 
ob ſchnell oder langſam, niemals iſt es abgeriſſen. Es 
herrſcht immer Stetigkeit ſowohl als Wechſel, denn der 
Menſch lebt von Tag zu Tag. Er braucht heute ſeinen Un⸗ 
ferhalt, wie er ihn geſtern brauchte und morgen wieder 
brauchen wird. Daher muß die Umwandlung ſtufenweiſe 
vor ſich gehen; und dies trifft auch auf den lebendigen ge⸗ 
ſellſchaftlichen Organismus zu, der den Wirtſchaftsapparat 
bedient und ihn ſich anpaßt. Ein allzu jäher Gangwechſel 
bringt die Maſchine in Unordnung und verringert dement⸗ 
ſprechend ihre Leiſtungsfähigkeit. 
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Das iſt freilich noch nicht die ganze Wahrheit. Men⸗ 
ſchen find nicht nur Puppen, die von den Verhältniſſen ge⸗ 
gängelt werden. Sie haben Ideale, die ſich über die nied⸗ 
rigen Sorgen um das tägliche Brot emporſchwingen, und 
ſie können durch Willensanſtrengungen den geſellſchaftlichen 
Organismus umgeſtalten. Aber nur innerhalb gewiſſer Gren⸗ 
zen, die durch materielle Verhältniſſe und deren Einfluß 
auf die Menſchen beſtimmt ſind. Die Begeiſterung mag zum 
Himmel lodern, aber zwei und zwei bleiben vier, und 
die Menſchen werden ſich nicht ſo verhalten, als wären es 
fünf. Die eben angedeuteten Grundſätze, nach denen ſich 
jede wirtſchaftliche oder geſellſchaftliche Wandlung voll⸗ 
ziehen muß, können nicht ungeſtraft außer acht gelaſſen wer⸗ 
den. In Zeiten großer Erregung kommt man jedoch leicht 
in Verſuchung, ſie zu überſehen und ſich an Neuerungen zu 
wagen, die nicht nur einen allzu jähen Wechſel bedeuten, 
ſondern auch nach der falſchen Richtung führen können. 

Das iſt es, was ſeit dem Kriege geſchehen iſt. Es war 
eine Zeit großer Erregung, die Gelegenheit bot, Neue⸗ 
rungen einzuführen oder wenigſtens zu verſuchen, die in 
ruhigeren Tagen nicht möglich geweſen wären. Zu dieſen 
zählt die große wirtſchaftliche Meuordnung, die wir So⸗ 
zialismus nennen, für den man in den letzten vierzig Jahren 
mit außerordentlicher Heftigkeit 8 it, 35 der 
immer mehr Anhang gefunden hat. 

Der Verſuch, ihn einzuführen, hat zu dem in biefem 
Buche beſchriebenen Ergebnis geführt. Er iſt fehlgeſchlagen, 
weil er gegen die Grundſätze organiſcher Umformung ver⸗ 
ſtieß, und führte nach einer falſchen Richtung, weil er von 
wirkſchaftlichen Trugſchlüſſen ausging. Das iſt deutlich zu 
erkennen; andre Neuerungen nach einer andern Richtung 
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hin haben große und raſche Fortſchritte gemacht. Vergleicht 
man den Zuſammenbruch des Sozialismus in Rußland und 
ſeine Ohnmacht anderswo mit dem Bilde wirklichen, lebendi⸗ 
gen, manigfaltigen Geſchehens, das im letzten Kapitel ent⸗ 
worfen worden iſt, ſo muß der Gegenſatz ſtutzig machen. 
Einerſeits Lähmung und Verſumpfung, anderſeits einſi⸗ 
ges Schaffen und raſcher Fortſchritt. Nirgends läßt ſich 
eine Neigung zur Verſtaatlichung entdecken, wohl aber zeigt 
ſich allgemein eine entſchiedene Abkehr von dem Grundſatz 
ſtaatlicher Verwaltung. Was wirklich Fortſchritte erzielt 
hat, iſt ganz etwas andres als der Sozialismus, und war 
erfolgreich, weil es mit den Grundſätzen übereinſtimmt, nach 
denen ſich jeder Wandel vollzieht. Es bewahrt die Zuſam⸗ 
menhänge und verbindet das Alte organiſch mit dem Neuen. 
Gerade die Verſchiedenheit der Formen iſt ein Beweis da⸗ 
für; denn jede Umgeſtaltung, die ſoziale ſo gut wie die biolo⸗ 
giſche, ſtrebt nach Vielfältigkeit und Verſchiedenheit und 
nicht nach Vereinfachung und Vereinheitlichung. Das iſt 
nicht Anarchie oder Mangel an Ordnung, ſondern eine Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit höherer Art. Die angebliche „Anarchie“ des 
Kapitalisınıs iſt eine Täuſchung; hier herrſcht eine innere 
Ordnung, nur kann fie der Beobachter nicht at erkennen, 
weil ſie ungemein verwickelt iſt. N 

Einiges, was nicht willkürlich, ſondern aus guten Grün- 
den ſtaatliches Eigentum geworden iſt, wird es bleiben. Aber 
das Gebiet iſt ſtreng abgegrenzt. Es wäre erweitert worden, 
wenn genügend Anlaß dazu geweſen wäre — das heißt, 
wenn eine Erweiterung der Wirtſchaft und der Geſellſchaft 
Nutzen verſprochen hätte. Nach einer Richtung hin dürfte 
übrigens der Beſitz des Staates aus eben dieſem Grunde 
wahrſcheinlich noch erweitert werden: ich meine auf die neren 
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noch nicht ausgebeuteten natürlichen Kraftquellen, beſonders 
auf Waſſerkräfte. Ich glaube, daß es von Vorteil ſein 
wird, wenn der Staat ſolche Kraftquellen in Beſitz nimmt, 
ſie aber nicht ſelbſt ausbeutet, und daß die öffentliche Mei⸗ 
nung nach ſolchen Maßnahmen verlangen wird. Es mögen 
vielleicht auch noch andre natürliche Reichtümer in den Be⸗ 
ſitz des Staates übergehen, aber der große Wirtſchaftsappa⸗ 
rat als ſolcher wird nicht verſtaatlicht werden, auch nicht 
allmählich. Die Anregungen zur Verſtaatlichung konnten 
niemals richtig begründet werden, und am Prüfſtein der 
Wirklichkeit hat es ſich erwieſen, daß die Idee ungeſund 
iſt. Sie iſt aus der Wahnvorſtellung hervorgegangen, daß 
es ein vollkommenes Syſtem gebe, ein Allheilmittel, das ein⸗ 
fach, einheitlich und wirkſam gegen jedes Übel angewendet 


werden könne. So etwas gibt es aber nicht. Es gibt keinen 


Schlüſſel, der alle Türen öffnet. Nicht nur der Scszialis⸗ 
mus iſt das Opfer eines Trugbildes geworden; alle ge⸗ 
künſtelten „Ismen“ teilen mehr oder weniger dieſes Los. 
Sie ſind auf dem Holzwege, weil ſie eben „Ismen“ ſind, 
das heißt, weil ſie zu abſolute Forderungen ſtellen und zu viel 
verlangen. Etwas Wahres iſt in jedem von ihnen, keiner aber 
umfaßt die ganze Wahrheit, die viel zu gewaltig it, a 
‚DaB: fie ſich in eine Formel preſſen ließe. 

Das trifft auch auf den Individualismus zu. Was heute 
wirklich vor ſich geht, iſt, wenn ich es in eine allgemeine philo⸗ 
ſophiſche Erklärung zuſammenfaſſe, die Formung eines neuen 
Ausgleichs zwiſchen dem perſönlichen und dem ſozialen 
Grundſtoff im Menſchen, die beide gleich mächtig und gleich 
unzerſtörbar ſind. Sie ſtehen in gegenſätzlichen Beziehungen 
zueinander, ebenſo wie ihre Seitenſtücke: Freiheit und Ge⸗ 
ſetzesmachk. Und ſo, wie zwiſchen Freiheit und Autorität 
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immer und notwendigerweiſe ein Kompromiß beſtehen muß, 
weil beide unzerſtörbar ſind, iſt es auch hier der Fall. Ein 
ſolches Kompromiß iſt natürlich niemals ein volkommener 
Ausgleich. Kein Teil kann dabei ganz unterdrückt werden, 


aber einer iſt immer ſtärker als der andre, der ihm dann aus⸗ 


geliefert iſt. Das geht auf und ab in ewigem Wechſel wie 
bei einer Schaukel, denn abwechſelnd wird immer ein Grund⸗ 
ſatz zum Götzen gemacht und ſo hoch gehoben, daß er ſchließ⸗ 
lich unerträglich wird und eine Gegenwirkung auslöſt, die, 


nicht plötzlich, ſondern . zu einem neuen Kom. 


e führt. 

Der Individualismus war eine Reaktion gegen die ii: 
mäßige Macht des Staates, und zu weit getrieben, veran⸗ 
laßte er eine Gegenwirkung in Geſtalt des Sozialismus. 
Der in dieſen Begriffen verkörperte Fehler beruht in dem 
Verſuch, dem einen Element zu viel Übermacht über das 
andre zu geben. Im vorigen Jahrhundert war das perſön⸗ 
liche Element das bevorzugte, heute iſt es das ſoziale. Daher 
die Reaktion gegen dieſes und ein neues Kompromiß im 


N Entſtehen. Schulweiſe Sozialiſten werden freilich das Wie⸗ 


derempoͤrkommen des individuellen Elementes bekämpfen, 


wie ebenſolche Individualiſten im vorigen Jahrhundert das 


ſoziale Element bekämpft haben. Sie werden nach mehr 
Machtgewalt ſchreien, wie die andern unbeſchränkte Frei⸗ 
heit verlangt hatten. Aber ſie werden ſie nicht erlangen, weil 
ſie der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit Abbruch kut, was 
bereits zur Wiedereinführung des laissez- faire in dem Sinne 
geführt hat, daß man dem Unternehmer freie Hand läßt 


— nicht feine Leute nach Willkür zu behandeln, wohl aber 


ſeinen Aufgaben nach ſeiner Art gerecht zu werden. 
Das neue Kompromiß wird ſich nach und nach den Be⸗ 


Individualismus und Sozialismus 355 


dürfniſſen der Menſchen anpaſſen. Es wird eine Beſſerung 
vorſtellen. Denn es geht vorwärts, vorwärts auf Zickzack⸗ 
Wegen. Jedes neue Kompromiß bringt einen gerechteren Aus⸗ 
gleich zwiſchen den beiden Elementen. Unter der neuen Ord⸗ 
nung, die ſich geſtaltet, wird der Wert der Perſönlichkeit, 
der Führerſchaft, der perſönlichen Anſtrengung und des in⸗ 
dividuellen Unternehmungsgeiſtes wieder voll anerkannt wer⸗ 
den; gleichzeitig aber wird die ſoziale Pflicht, die Schwachen 
und Unglücklichen aufrecht zu erhalten, beſſer erfüllt werden 
als bisher. Viele Tore werden ſich vor dem Rufe nach 
Gleichberechtigung auftun, und die Klaſſenunterſchiede wer⸗ 
den allmählich dahinf chmelzen i in der Wärme eines innigeren 
Zuſammenſchluſſes und im Zuſammenfließen gemeinſamer 
Sl 
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Anhang 1 


Program der Gozialdemekrakiſchen Parte 
Deutſchlands 


Befehlefen auf dem Heidelberger wenge 
im September 1925. i 


Die ökonomiſche Entwicklung hat mit innerer Geſetzmäßigkeit 
zum Erſtarken des kapitaliſtiſchen Großbetriebes geführt, der in 
Induſtrie, Handel und Verkehr immer mehr den Kleinbetrieb 
zurückdrängt und ſeine ſoziale Bedeutung verringert. Mit der 
immer ſtärker werdenden Entfaltung der Induſtrie wächſt die 
induſtrielle Bevölkerung ſtändig im Verhältnis zur landwirt⸗ 
ſchaftlichen. Das Kapital hat die Maſſen der Produzenten von 
dem Eigentum an ihren Produktionsmitteln getrennt und den 
Arbeiter in einen beſitzloſen Proletarier verwandelt. Ein großer 
Teil des Grund und Bodens befindet ſich in den Händen des 
Großgrundbeſitzes, des natürlichen Verbündeten des Großkapi⸗ 
fals.. So find die ökonomiſch entſcheidenden Produktionsmittel 
zum Monopol einer verhältnismäßig kleinen Zahl von Kapita⸗ 
liſten geworden, die damit die wirtſchaftliche Herrſchaft über 
die Geſellſchaft erhalten. 

Zugleich wächſt mit dem Vordringen der Großbetriebe in der 
Wirtſchaft Zahl und Bedeutung der Angeſtellten und Intellek⸗ 
tuellen jeder Art. Sie üben in dem vergeſellſchafteten Arbeits⸗ 
prozeß die Leitungs⸗, Überwachungs, Organiſations⸗ und Ver⸗ 
teilungsfunktionen aus, ſie fördern durch wiſſenſchaftliche For⸗ 
ſchung die Produktionsmethoden. Mit dem Anwachſen ihrer Zahl 
verlieren ſie immer mehr die Möglichkeit des Aufſtiegs in 
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privilegierte Stellungen und ihre Intereſſen ſtimmen in ſteigen⸗ 
dem Maße mit denen der übrigen Arbeiterſchaft überein. 


Mit der Entwicklung der Technik und der Monopoliſierung 
der Produktionsmittel wächſt rieſenhaft die Produktivität der 
menſchlichen Arbeit. Aber Großkapital und Großgrundbeſitz ſuchen 
die Ergebniſſe des geſellſchaftlichen Arbeitsprozeſſes für ſich zu 
monopoliſieren. Nicht nur den Proletariern, ſondern auch den 
Mittelſchichten wird der volle Anteil an dem materiellen und 
kulturellen Fortſchritt vorenthalten, den die. geſteigerten Pro⸗ 
duktivkräfte ermöglichen. 

Ununterbrochen ſind im Kapitalismus Tendenzen wirkſam, 
die arbeitenden Schichten in ihrer Lebenshaltung zu drücken. 
Nur durch ſteten Kampf iſt es ihnen möglich, ſich vor zunehmen⸗ 
der Erniedrigung zu bewahren und ihre Lage zu verbeſſern. Dazu 
geſellt ſich hochgradige Unſicherheit der Exiſtenz, die ſtets dro⸗ 
hende Arbeitslosigkeit. Dieſe wird beſonders qualvoll und er⸗ 
bitternd in Zeiten der Kriſen, die jedem wirtſchaftlichen Auf⸗ 
ſchwung folgen und in der Annie Ben kapitaliſtiſchen 5 
fionsiveife begründet find. 

Das kapitaliſtiſche Monopolſtreben führt zur Zuſammen⸗ 
faſſung von Induſtriezweigen, zur Verbindung aufeinander⸗ 
folgender Produktionsſtufen und zur Organiſierung der Wirt⸗ 
ſchaft in Kartelle und Truſts. Dieſer Prozeß vereinigt Induſtrie⸗ 
kapital, Handelskapital und Bankkapital zum Finanzkapital. 

Einzelne Kapitaliſtengruppen werden ſo zu übermächtigen Be⸗ 
herrſchern der Wirtſchaft, die nicht nur die Lohnarbeiter, ſon⸗ 
dern die ganze ef in hre ee Abhängigkeit 
bringen. 

Mit der e feines Einfluſſes Bene: das Finanz 
kapital die Staatsmacht zur Beherrſchung auswärtiger Gebiete 
als Abſatzmärkte, Rohſtoffquellen und Stätten für Kapitalsan⸗ 
lagen. Dieſes imperialiſtiſche Machtſtreben bedroht die Geſell⸗ 
ſchaft ſtändig mit Konflikten und mit Kriegsgefahr. Doch mit 
dem Druck und den Gefahren des Hochkapitalismus ſteigt auch 
der Widerſtand der ſtets wachſenden Arbeiterklaſſe, die durch 
den Mechanismus des kapitaliſtiſchen Produktionsprozeſſes ſelbſt, 
ſowie durch ſtete Arbeit der Gewerkſchaften und der Sozialdemo⸗ 
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kratiſchen Partei gef. N vereint wird. Immer größer wird 
die Zahl der Proletarier, immer ſchroffer der Gegenſatz zwiſchen 
Ausbeutern und Ausgebeuteten, immer erbitterter der Klaſſen⸗ 
kampf zwiſchen den kapitaliſtiſchen Beherrſchern der Wirtſchaft 
und den Beherrſchten. Indem die Arbeiterklaſſe für ihre eigene 
Befreiung kämpft, vertritt ſie das Geſamtintereſſe der Geſell⸗ 
ſchaft gegenüber dem kapitaliſtiſchen Monopol. Eine gewaltig 
erſtarkte Arbeiterbewegung, groß geworden durch die opferreiche 
Arbeit von Generationen ſtellt ſich dem Kapitalismus als eben⸗ 
bürtiger Gegner gegenüber. Mächtiger denn je erſteht der Wille, 
das kapitaliſtiſche Syſtem zu überwinden und durch internatio⸗ 
nalen Zuſammenſchluß des Proletariats, durch Schaffung einer 
internationalen Rechtsordnung, eines wahren Bundes gleich⸗ 
berechtigter Völker, die Menſchheit vor . e 
tung zu ſchützen. 

Das Ziel der Arbeiterklaſſe kann nur erreicht werden durch 

die Verwandlung des kapitaliſtiſchen Privateigentums an den 
Produktionsmitteln in geſellſchaftliches Eigentum. Die Umwand⸗ 
lung der kapitaliſtiſchen Produktion in ſozialiſtiſche für und 
durch die Geſellſchaft betriebene Produktion wird bewirken, daß 
die Entfaltung und Steigerung der Produktivkräfte zu einer 
Quelle der höchſten Wohlfahrt und allſeitiger Vervollkommnung 
wird. Dann erſt wird die Geſellſchaft aus der Unterwerfung 
unfer. blinde Wirtſchaftsmacht und aus allgemeiner Zerriſſen⸗ 
heit zu freier . in ale Solidarität 
emporſteigen. 
Der Kampf der Arbeiterklaſſe gegen die kapitaliſtiſche Aus⸗ 
beutung iſt nicht nur ein wirtſchaftlicher, ſondern notwendiger⸗ 
weiſe ein politiſcher Kampf. Die Arbeiterklaſſe kann ihren öko⸗ 
nomiſchen Kampf nicht führen und ihre wirtſchaftliche Organi⸗ 
ſation nicht voll entwickeln ohne politiſche Rechte. In der demo⸗ 
kratiſchen Republik beſitzt ſie die Staatsform, deren Erhaltung 
und Ausbau für ihren Befreiungskampf eine unerläßliche Not⸗ 
wendigkeit iſt. Sie kann die Vergeſellſchaftung der Produktions⸗ 
mittel nicht bewirken, ohne in den Beſitz der . Macht 
gekommen zu ſein. 

Der an Befrelingstempf ift ein Wer, an Ben die 
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Arbeiter aller Länder beteiligt find. Die Sozialdemokratiſche Par: 
tei Deutſchlands iſt ſich der internationalen Solidarität des Pro⸗ 
letariats bewußt und entſchloſſen, alle Pflichten zu erfüllen, die 
ihr daraus erwachſen. Dauernde Wohlfahrt der Nationen iſt 
heute nur erreichbar durch ihr ſolidariſches Zuſammenwirken. 

Die Sozialdemokratiſche Partei kämpft nicht für neue Klaſſen⸗ 
pribilegien und Vorrechte, ſondern für die Abſchaffung der 
Klaſſenherrſchaft und der Klaſſen ſelbſt, für gleiche Rechte und 
Pflichten aller, ohne Unterſchied des Geſchlechts und der Ab⸗ 
ſtammung. Von dieſer Anſchauung ausgehend, bekämpft ſie nicht 
bloß die Ausbeutung und Unterdrückung der Lohnarbeiter, ſon⸗ 
dern jede Art der Ausbeutung und Unterdrückung, richte ſie ſich 
gegen ein Volk, eine Klaſſe, eine Partei, ein Geſchlecht oder 
eine Raſſe. 

Den Befreiungskampf der Arbeiterklaſſe zu einem bewußten 
und einheitlichen zu geſtalten und ihm ſein notwendiges Ziel 
zu weiſen, iſt die Aufgabe der Sozialdemokratiſchen Partei. In 
ſtändigem Ringen und Wirken auf politiſchem, wirtſchaftlichem, 
. und e ee Gebiet ſtrebt ſie zu ihrem as 
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Die demokratiſche Se m der sönfigft Boden für den 
Befreiungskampf der Arbeiterklaſſe und damit für die Verwirk⸗ 
lichung des Sozialismus. Deshalb ſchützt die Sozialdemokratiſche 
Partei die Republik und tritt für ihren Ausbau ein. Sie fordert: 
Das Reich iſt in eine Einheitsrepublik auf Grundlage der de⸗ 
zentraliſierten Selbſtverwaltung umzuwandeln. Auf dem organiſch 
neu zu gliedernden Unterbau der Gemeinden und Länder erhebt 
ſich eine ſtarke Reichsgewalt, die in Geſetz und Verwaltung die 
für eine einheitliche Führung und den- . des . 
notwendigen Befugniſſe beſitzt. 
Ausdehnung der unmittelbaren Reichsperwaltung auf die Juſttz: 
Alle Gerichte werden Gerichte des Reichs. Für die Sicherheits⸗ 
polizei ſind im Wege der Geſetzgebung einheitliche Grundſätze 
. aufzuftellen.. Eine einheitliche Reichskriminalpolizei iſt zu ſchaffen. 
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Abwehr aller monarchiſtiſchen und militariſtiſchen Beſtre⸗ 
bungen. Umgeſtaltung der ee zu einem e 
Organ der Republik. en 

Vollſtändige Verwirklichung Se verfaffungemäfigen Gleich⸗ 
ftellung - aller Staatsbürger ohne an des Gia®, 
der 1 der e and des 1 ua * 


Verwaltung. 


Ziel der ſozialdemokratiſchen e el 00 die es 
ſetzung der aus dem Obrigkeitsſtaat übernommenen polizeiſtaat⸗ 
lichen Exekutive durch eine Verwaltungsorganiſation, die das 
Volk auf Grundlage der demokratiſchen Selbſtverwaltung zum 
Träger der Verwaltung macht. Darum wird gefprbert: 

Demokratiſierung der Verwaltung. 

Reichsgeſetzliche Vereinheitlichung der Länderverwaltung. 

Die Grundſätze der Verwaltung beſtimmt das Reich. Die 
Durchführung obliegt den Selbſtverwaltungskörpern, ſoweit es 
ſich nicht um Angelegenheiten handelt, die wegen ihrer zentralen 
Natur der unmittelbaren Verwaltung durch das Reich bedürfen. 

Den örtlichen und provinzialen Beſonderheiten iſt im Wege der 
Rahmengeſetzgebung Spielraum zu laſſen. N 

Ein reichsrechtliches Landesverwaltungsgeſetz regelt gleich⸗ 
mäßig für alle Länder die Gliederung und die Zuſtändigkeit der 
ſtaatlichen Verwaltungsbezirke und der Verwaltungsorgane. 

Eine Reichsgemeindeordnung hat für Gemeinden und Gemein⸗ 
deverbände (Landgemeinden, Städte, Kreiſe, Provinzen) einheit⸗ 
liches Recht zu ſchaffen. Das Einkammerſyſtem iſt für alle 
Selbſtverwaltungskörper durchzuführen. Die Wahl der Bürger⸗ 
meiſter iſt auf Zeit feſtzuſetzen. Die Selbſtverwaltungskörper 
erledigen die Geſchäfte ihres Verwaltungsbereichs im Rahmen 
der Reichs ⸗und Landesgeſetze ſelbſtändig und unter eigener 
Verantwortung. Für Fragen von allgemeinem öffentlichen In⸗ 
fereffe find Volksbegehren und N in: 8 Ge⸗ 
meinden einzuführen. 

Die Rechtskontrolle über die Verwaltung, insbefonbeie der 
Schutz des Staatsbürgers gegen die in feine Rechtsſphäre ein⸗ 
greifenden Verwaltungsakte, iſt durch unabhängig im Inſtanzen⸗ 
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weg MEN Verwaltungsgerichte zu gewährleiſten. Das 
Reichsverwaltungsgericht hat gleichzeitig die N eines Ober⸗ 
verwaltungsgerichts in allen Landesſachen. 

Durch ein Reichskommunaliſierungs⸗ und ein Reichsenteig⸗ 
nungsgeſetz ſind den Gemeinden und Gemeindeverbänden die für 
die Durchführung und Ausdehnung der kommunalen Gemeinwirt⸗ 
ſchaft erforderlichen Befugniſſe und Machtmittel einzuräumen !). 
Die Form der Verwaltung iſt ſo zu geſtalten, daß einerſeits die 
Betriebe in ihrer Wirtſchaftsführung von bureaukratiſchen Feſ⸗ 
ſeln befreit werden, anderſeits aber das unbeſchränkte Be⸗ 
ſtimmungsrecht der öffentlichen Körperſchaften gewahrt bleibt. 

Für alle Beamten und Angeſtellten der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften iſt ein einheitliches Dienſtrecht zu ſchaffen, das Aus⸗ 
wahl, Stellung, Beförderung, Intereſſenvertretung und Schutz 
nach demokratiſchen und ſozialen Beiihtepuntsen, ordnet. 


Juſtiz 

Die Sozialdemokratiſche Partei bekämpft jede Küſſen. und 
Parteijuſtiz und tritt ein für eine mit ſozialem Geiſte erfüllte 
Rechtsordnung und Rechtspflege unter entſcheidender Mitwirkung 
gewählter Laienrichter in allen Zweigen und auf allen Stufen 
der Juſtiz. N a 

Inebeſondere fordert ſie: 

Im bürgerlichen Recht Unterordnung des Bain 88 
unter das Recht der ſozialen Gemeinſchaft, Erleichterung der 
Eheſcheidung, Gleichſtellung der Frau mit dem Manne, Gleich⸗ 
ſtellung der unehelichen Kinder mit den ehelichen. i 

Im Strafgeſetz größeren Schutz der Perſon und der ſozialen 
Rechte, Erſetzung des Vergeltungsprinzips durch das Prinzip 
der Erziehung des einzelnen und des Schutzes der Geſenſchaf. 
Abſchaffung der Todesſtrafe. 


1) Hiemit ſollten wohl die Gemeindebehörden 10 een, in 
ihrem Wirkungskreis und auf ihre Verantwortung private Unternehmungen 
zu enteignen. Das allgemeine Sozialiſierungsgeſetz vom März 1919 er: 
mächtigte nur das Reich zur Ubernahme privater Konzerne und zur Mit: 
beteiligung der provinzialen und bein an der ee ee 
enteigneter Konzerne. 8 
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Im Strafprozeß Wiederherſtellung der Schwurgerichte und 
Aa hg ihrer Zuſtändigkeit insbeſondere auf politiſche und 


Preßvergehen, Zulaſſung der Berufung in allen Strafſachen, 


Beſeitigung aller die Verteidigung eee Selm 
mumgen; . 

Im d a erfaben Schutz des Inhaftierten gegen 
behördliche Übergriffe, Verhaftung, außer im Falle der Ergrei⸗ 
fung auf friſcher Tat, nur auf Grund richterlichen 1 
mündliche Verhandlung über Haftbeſchwerde. 

Im Strafvollzug reichsgeſetzliche Regelung im Seife der 
Humanität und des Erziehungsprinzips. N 


Gozialpolitit. 

Der Schutz der Arbeiter, Angeftellten und Beamten 185 die 
Hebung der Lebenshaltung der breiten Maſſen erfordern: 

Schutz des Koalitions⸗ und Streikrechts. Gleiches Recht der 
Frauen auf Erwerbsarbeit. Verbot jeder Erwerbsarbeit ſchul⸗ 

pflichtiger Kinder. 

Geſetzliche Feſtlegung eines Arbeitstages von höchſtens acht 
Stunden, Verkürzung dieſer Arbeitszeit für Jugendliche und in 
Betrieben mit erhöhten Gefahren für Geſundheit und Leben. 
Einſchränkung der Nachtarbeit. Wöchentliche ununterbrochene 
Ruhepauſe von mindeſtens 24. Stunden. Jährlicher Urlaub 
unter Fortzahlung des Lohnes. 

Die Sorge für die Erledigung. von Notſtandsarbeilen bleibt 
ausſchließlich den Gewerkſchaften überlaſſen. 

Bekämpfung der Mißſtände der Heimarbeit mit dem Ziel 
ihrer völligen Beſeitigung unter weitgehender Fürſorge für die 
Betroffenen. 

Überwachung aller Betriebe und Unternehmungen durch die 
Gewerbeinſpektion, die unter Heranziehung von Arbeitern und 
Angeſtellten als Beamte und als e zu einer 
e e en auszubauen iſt. 

Sicherung der Rechtsgültigkeit der Tarifverträge und Hilfe⸗ 
leiſtung bei ihrem Abſchluß durch die Schlichtungsbehörden. 

Selbſtändige Arbeitsgerichte, die eee er bon. der ordent⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit. 
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Einheitliches rb 

Vereinheitlichung der ſozialen Versicherung bis zu re 
Umbau zu einer. allgemeinen Volksfürſorge. . der 
Arbeitsunfähigen und Erwerbsloſen. 

Umfaffende, vorbeugende, heilende und vorforgeide Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiete der Volkswohlfahrt, insbeſondere 
der Erziehungs⸗, Geſundheits⸗ und Wirtſchaftsfürſorge, einheit⸗ 
liche, reichsrechtliche Regelung der Wohlfahrtspflege, die die 
Mitwirkung der Arbeiterklaſſe in ihrer Durchführung ſicherſtellt. 

Förderung der internationalen Verträge und eee 


Kultur- und Schulpolitik. 
Die Scozialdemokratiſche Partei erſtrebt die Aufhebung des 
Bildungsprivilegs der Beſitzenden. 

Erziehung, Schulung und Forſchung ſind öffentliche Ange: 
legenheiten; ihre Durchführung iſt durch öffentliche Mittel 
und Einrichtungen ſicherzuſtellen. Unentgeltlichkeit des Unter⸗ 
richts, Unentgeltlichkeit der Lehr⸗ und Lernmittel, wirtſchaftliche 
Verſorgung der Lernenden. 

Die öffentlichen Einrichtungen für Erziehung, Schulung, Bil⸗ 

ö dung und Forſchung ſind weltlich. Jede öffentlich⸗rechtliche Ein⸗ 
flußnahme von Kirche, Religions⸗ und Welkanſchauungsgemein⸗ 
ſchaften auf dieſe Einrichtungen iſt zu bekämpfen, Trennung 
von Staat und Kirche, Trennung bon Schule und Kirche, welt⸗ 
liche Volks⸗, Berufs⸗ und Hochſchulen. Keine Aufwendung aus 
öffentlichen Mitteln für kirchliche und religiöſe Zwecke. 

Einheitlicher Aufbau des Schulweſens, Herſtellung engſter 
Beziehungen zwiſchen Werkarbeit und N Arbeit auf allen 

Stufen. 
N Gemeinſame Erziehung beider Geſchlechter dung beide Ge⸗ 
ſchlechter. 1 

Einheitliche Lehrerbildung auf Soöfänten.. „ 


Sinanzen und Steuern. 

Die Sozialdemokratiſche Partei Deutfchlands oben eine 
b edlen ne umfaſſende Finanzreform, die auf dem Prinzip der 
Quellenbeſteuerung und der Laſtenverteilung 1 der use 
ſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit aufgebaut iſt. ö 
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Jusbeſondere; 
Weiterbildung der Gintommen, Bermögense and chef, 
ſteuer. 5 

Gleichmäßige und einheitliche Senerbrtanlagung mit Offen⸗ 
legung der Steuerliſten. Wirkſame Verfolgung der Steuer⸗ 
hinterziehung, . durch big e Su und Be 


. friebsprüfung. 


Steuerfreiheit für ein ſoziales eee Starkſte 
Schonung des Maſſenverbrauchs. Beſeitigung der Umſatzſteuer. 
Beteiligung der öffentlichen Gewalten am Vermögen und an 
der Verwaltung der kapitaliſtiſchen Erwerbsunternehmungen. 


Wirtſchaftspolitik. 


Im Kampfe gegen das kapitaliſiſche "Soflem fordert die 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands: 

Grund und Boden, Bodenſchätze und natürliche Keoftauellen, 
die der Energieerzeugung dienen, ſind der kapitaliſtiſchen Aus⸗ 
beutung zu entziehen und in den Dienſt der Gemeinſchaft zu 
überführen. 

Ausgeſtaltung des wirtſchaftlichen Rateſoſteis zur Durch⸗ 
führung eines Mitbeſtimmungsrechts der Arbeiterklaſſe an der 
Organiſation der Wirtſchaft unter Aufrechterhaltung des engen 
Zuſammenwirkens mit den Gewerkſchaften. 

Kontrolle des Reichs über die eee Intereſſengemein⸗ 


ſchaften, Kartelle und Truſts. 


Förderung der Produktionsſteigerung in Indufirie und Sand- 
wirtſchaft. 

Förderung des Siedlungsweſens. 

Abbau des Schutzzollſyſtems durch Ierigftifge Sandeliver: 
träge zur Herſtellung des freien Güteraustauſchs und des wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenſchluſſes der Nationen. 

Ausbau der Betriebe des Reichs, der Länder und der öffent: 
Ken Körperſchaften unter Vermeidung der Bureaukratiſierung. 

Förderung der nicht auf Erzielung eines Profits gerichteten 
Genoſſenſchaften und gemeinnützigen Unternehmungen. 

Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaues, öffentlich- 
rechtliche Geſtaltung des Mietrechts, Bekämpfung des Bauwuchers 
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N en rb Politik. 
Als Mitglied der Sozialiſtiſchen Arbeiter ⸗ „Internationale 


kämpft die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands in gemein⸗ 


ſamen Aktionen mit den Arbeitern aller Länder gegen imperiali⸗ 
ſtiſche und faſchiſtiſche Vorſtöße und für die Verwirklichung des 
Sozialismus. N 

Sie tritt mit aller Kraft jeder Verſchärfung der Gegenſätze 
zwiſchen den Völkern und jeder Gefährdung des Friedens ent⸗ 
gegen. 


und ihre Austragung vor obligaforifchen Schiedsgerichten. 

Sie tritt ein für das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker und 
für das Recht der Minderheiten auf demokratiſche und nationale 
Selbſtverwaltung. 

Sie widerſetzt ſich der Ausbeutung der Kolonialvölker, der ge⸗ 
waltſamen Zerſtörung ihrer Wirtſchaftsformen und ihrer Kultur. 

Sie verlangt die internationale Abrüſtung. 

Sie tritt ein für die aus wirtſchaftlichen Urſachen zwingend 
gewordene Schaffung der europäiſchen Wirtſchaftseinheit, für 
die Bildung der Vereinigten Staaten von Europa, um damit 
zur Intereſſenſolidarität der Völker aller Kontinente zu ge⸗ 
langen 

Sie fordert die Demotratiierung des Völkerbundes und feine 
Ausgeſtaltung z einem e Inſtrument der ee 
politik. f 5 


Sie fordert die friedliche Löſung internationaler Konflikte 


Anhang 1 


Die Schwediſche Soziuldemekratiſche Partei 


Politiſches Programm, beſchloſſen auf dem XII. ad 
longreſſ zu Stockholm, 1924 


I. 

Rede: und Preſſefreiheit. e wenge ib 

Di -jammienpstet 
II. 

Demokratiſche Selbſtregterung. Allgemeines, gleiches und dier. 
tes Wahlrecht für die Erwachſenen beiderlei Geſchlechtes. i 
lik mit . Vertretung. Volksentſcheid. 

III. 


Eine mach demokratiſchen Grundſätzen zu bildende. und zu 
Bewegen, fähige Verwaltung. i 
n IV. 


Einfluß des Volles auf Juſitzangelegenheiten. Mitwirkung 
von Laien bei der Rechtſprechung. Offentlichkeit der Verhand⸗ 
lungen in allen Inſtanzen. Unentgeltliche Rechtsberatung. Eine 
menſchlichere Strafgeſetzgebung. Abſchaffung der Todesſtrafe. 
Abſchaffung des Standrechtes. Gleichheit vor dem Geſetze für 
Männer und Frauen. Abſchaffung der vom e ein⸗ 
gegebenen arbeiterfeindlichen a 


Unentgeltlicher Unterricht in 1 55 ſtaatlichen Schulen. Volks⸗ 
ſchulen als Grundlage der Erziehung für alle Staatsbürger. 
Fachſchulen für Handwerk, Induſtrie, Handel, Landwirtſchaft 
und die freien Berufe. Geſicherte Aufnahme befühigter Schüler 
in die ee und Hochſchulen. Die wirtſchaftlichen Hin⸗ 
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derniſſe ihrer Fortbildung ſind aus dem Wege zu räumen. Keine 
konfeſſionelle Schule. Förderung kiljraaatäiher- en 
und des freien Unterrichtes. 
ö VI. 

Trennung von Kirche und Staat. e find“ vom 
Staate zu een wo; 

vn. 

Direkte Steuern. Prögreffioe Einkommenſteuer. Steuerfreies 
Exiſtenzminimum. Erhöhung der Steuern auf die nicht durch 
Arbeit erworbenen Einkommen. Progreſſive Beſteuerung des 
Privatbeſitzes, beſonders durch Erbſchaftsſteuern. Das zum Wohle 
der Allgemeinheit arbeitende Kapital ſoll von Steuern befreit 
ſein. Überſchüſſe gemeinwirtſchaftlicher Unternehmungen ſollen 
dazu 1 ae: des e zu ſtopfen. 

VIII. 

Freihandel. Ausfuhrhande unter der Kontrolle der Ale 
. a rn 
Unfalloerſicherung, e e Mutterſchaftsderſiche 
Lung. Arbeitsloſenverſicherung. Penſionen nicht nur für Greiſe 
185 e ſondern auch für Kinder und Witwen. 

X. 


a) Geſetziche Einführung des Achtſtunden⸗Tages. Verbot der 
Nachtarbeit, die nur für Induſtrien erlaubt werden darf, die 
hiezu aus techniſchen Gründen oder im Intereſſe der öffentlichen 
Wohlfahrt genötigt ſind. Eine zuſammenhängende Erholungs⸗ 


zeit von mindeſtens 36 Stunden in jeder Woche. Induſtriearbeit 


für Kinder unter 15 Jahren iſt zu verbieten, ebenſo jede Arbeit, 
die von der Erfüllung der Schulpflicht abhielte. Schutzmaßregeln 
gegen Unfälle. Fabrikaufſicht. Unentgeltliche ſtaatliche Arbeitsver⸗ 
mittlung. Ausreichende Mindeſtlöhne, die von der Allgemeinheit 
feſtzuſetzen ſind. Ausdehnung der Wirkſamkeit der Arbeiterſchutz⸗ 
geſetze auf die Hausinduſtrien. Freie Auswanderung und Ein⸗ 
wanderung. Die Wohltaten der Arbeiterſchutzgeſetze und der 
Verſicherungen e . . Arbeitern zugute; 
kommen. 
b). Den Arbeitern ſoll Beteiligung. an.der Beelen der Pri- 
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vatunternehmungen zugeſtanden werden. Die Rechte der arbei⸗ 
tenden Klaſſen ſollen durch w eee N geschützt 
werden. XI. 


Maßregeln zur Verhinderung der Trunkſucht. Aufklärung 
über die Wirkungen der Trunkſucht auf das Individuum und 
die Gemeinſchaft. nn zur Behebung der ſozialen Ur⸗ 
ſachen des Alkoholismus. Eine auf Einſchränkung und 5 
das Verbot des Alkoholhandels hende Heſeds aeg. 


XII. 

Has 5 Recht zur Enteignung bon Bl zum daga, der Al 
gemeint, 

5 XIII. 

Dem Bethe der Allgemeinheit ſind enmberleber; alle Bo⸗ 
denſchätze, Induſtrieunternehmungen, Kreditinſtitute, Transport⸗ 
und Verkehrsmittel, die zur Einrichtung einer ſyſtematiſchen 
Staatswirtſchaft notwendig ſind. Tüchtige Verwaltung der 
öffentlichen Unternehmungen und Schutz vor bürokratiſchen Ten⸗ 
denzen. Arbeiter und Verbraucher ſollen an der Verwaltung 
öffentlicher Unternehmungen feilnehmen. Unternehmungen, die im 
Privatbeſitz verbleiben, ſollen von der Allgemeinheit beaufſichtigt 
Bere. 
Bundes, XIV. De : 

Gemein wirtschaftliche Unternefmungen jollen vom Staat ge: 
e werden. ö 

XV. 
N 30 nigung des pribaten Großgrundbeſt kes. Brachllegender 
Boden ſoll der Gemeinſchaft anheimfallen. Fideikommiſſe ſind 
abzuſchaffen, ihre Güter vom Staate zu erwerben. Staatsge⸗ 
ſchenke an Grund und Boden haben an den Staat zurückzufallen. 
Güter, die dem Staate gehören, ſollen nur dann aufgeteilt 
werden, wenn die natürlichen Verhältniſſe eine rationelle Be⸗ 
wirtſchaftung des Ganzen unmöglich machen. Große Güter 
dürfen mir dann an private Pächter vergeben werden, wenn die 
Intereſſen der Allgemeinheit und der landwirtſchaftlichen Ar⸗ 
beiter geſichert ſind. Kleinen Landwirten kann Grund über⸗ 
laſſen werden, jedoch nur unter der gegenſeitigen Vereinbarung, 
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daß der Grund Eigentum der Allgemeinheit bleiben, den Pächtern 
aber das Recht zuſtehen ſoll, die Pacht beliebig zu verlängern. 

b) Grundkäufe müſſen konzeſſioniert werden, ſo daß der Staat 
fie zu kontrollieren vermag. Kleinhäusler und Pächter von 
Grundſtücken aus privatem Beſitz müſſen durch eine entſpre⸗ 
chende Pachtgeſetzgebung geſchützt werden. Für urbar gemach⸗ 
tes Land und Verbeſſerung des Bodens ſind den Eigentümern 
Prämien zu bewilligen. Im Falle des Todes eines Landwirtes 
hat der Staat auf Wunſch der Erben das Grundſtück anzu⸗ 
kaufen, um die Erben inſtand zu ſetzen, den Boden, den ihre 
Väter bebaut, auch weiter zu bewirtſchaften. Ein allgemeines 
Geſetz für das ganze Land betreffs brachliegender Güter. 

c) Der Staat ſoll die „Eigenheimbewegung“ in die Hand 
nehmen. Er ſoll dem Bauenden das zum Baue erforderliche 
Geld gegen Hypothekarſicherung leihen. 

ar XVI. PR 
Die Verteilung von Einkommen und Beſitz iſt zu regeln. 


N XVII. 

Kontrolle der auswärtigen Politik nach bemokadtfejen Grund⸗ 
fägen. Die Geheimdiplomatie iſt abzuſchaffen. Der Völkerbund 
iſt demokratiſch zu organiſieren. Allgemeine e und en 
führung von Bei oder ee 


Shadmell, Der Zuſammenbruch des Sozialismus : 24 


Anhang III 


Die Behandlung des Sozialiſi eungsproßlen 
in Schweden 
(ein Vortrag des ö identen, Herrn Sandler) 


Einleitung. 

Die Aufgabe, die mir in dieser Sorinerfiile geſtellt ift, be: 
ſteht darin, eine kurze Schilderung zu geben, wie die Goziali: 
ſierungsfrage in Schweden behandelt wurde. Wie allgemein be⸗ 
kannt, iſt die Sozialiſierung in der Kriegs⸗ und Revolutionszeit 
in weitem Ausmaße durchgeführt worden. Nach dem Kriege 
ſind in verſchiedenen Ländern Maßnahmen getroffen worden, 
die Sozialiſierung durchzuführen oder ihr den Weg zu bereiten 
oder wenigſtens ihren Wert zu ergründen und die Möglich⸗ 
keit ihrer Durchführung zu überprüfen. Was. in Schweden ge⸗ 
ſchehen iſt, gehört in dieſe dritte Kategorie. Die eigens zu dieſem 
Zwecke eingeſetzte Sozialiſierungskommiſſion hat im Sommer 
des Jahres 1920 ihre Tätigkeit begonnen. 

Schweden hatte damals eine Sozialdemokratiſche Regierung 
mit Branting als Miniſterpräſidenten an der Spitze. Dieſer 
hatte bei Übernahme der Regierung im März 1920 erklärt, er 
wolle das Sozialiſierungsproblem klarſtellen laſſen. 

Bevor ich erkläre, nach welchen Grundſätzen die Regierung 
bei dieſer Unterſuchung vorgehen wollte, will ich die Stellung⸗ 
nahme des Programmes der Sozialdemokratiſchen Partei zu dem 
Sozialiſierungsproblem erwähnen. Knapp bevor Branting zur 
Regierung kam, hatte die Partei ihr Programm beſonders 
bezüglich der Sozialiſierungsfrage einer eingehenden Durchſicht 
unterzogen. Die Programm⸗Kommiſſion der Partei, die die 
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Abänderung vorbereitete und deren Vorſchläge der Parteikon⸗ 
greß im weſentlichen angenommen hat, hatte ihre Anſichten 
im Jahre 1919 in einem Berichte niedergelegt. Die en 
Ausführungen ſtützen ſich auf dieſes Dokument. 


Das Sozlaldemokratiſche Parteiprogramm. 


Vor allem will ich einige allgemeine Penn über die 
Faſſung des Programmes vorbringen. 

Es gibt wohl an, was die Partei beabſichtigt, font aber nicht, 
in welcher Weiſe das Ziel erreicht werden ſoll. 

Um zu einem Ziele zu gelangen, muß eine Bewegung verſchie⸗ 
dene Entwicklungsſtufen durchlaufen. Im Programm iſt nur 
das Ziel genannt, die Entwicklungsſtufen ſind verſchwiegen. So 
zum Beiſpiel beſchäftigen ſich die der Sozialiſierung geltenden 
Punkte gar nicht mit den Übergangsformen, die ſich bei der 
Umwandlung von Privatunternehmungen in vergeſellſchaftete 
ergeben müſſen — ein Gegenſtand, über den ſich manches ſagen ließe. 

Auch erwähnt das Programm nicht, in welcher Reihenfolge 
die verſchiedenen Forderungen erfüllt werden ſollen. Das iſt 
nämlich eine taktiſche und nicht eine programmatiſche Frage. 
Die Taktik aber muß im eigenſten Intereſſe des Pie ene 
offen bleiben. 

Das Parteiprogramm iſt inſoferne ein kurzfriſtiges, als es 
keine. andern Forderungen enthalten durfte, als ſolche, die die 
Partei ſelbſt erfüllen will, ſobald ſie die dazu erforderliche Macht 
erlangt hat. Nachher ergeben ſich weitere Probleme, ae erft 
nach Beginn der Sozialiſierung dringend werden. 

Doch ſoll das Programm nicht in dem Sinne ein kurzfriſt. 
ges ſein, daß es von Jahr zu Jahr oder von einer Wahl⸗ 
periode zur andern — etwa mit Rückſicht auf die Wandlungen 
der politiſchen Konjunktur — immer wieder abgeändert werden 
müßte. Dem Bedürfniſſe, Richtlinien für das praktiſche Vor⸗ 
gehen unter beſtimmten, gegebenen politiſchen Verhältniſſen 
zu entwerfen, kann das Parteiprogramm nicht Rechnung tragen. 
Solche Richtlinien kommen am beſten in einem Wahlprogramm 
zum Ausdruck. Der Entwurf; eines ſolchen bietet die beſte Ge⸗ 
legenheit, ſich zu entſcheiden, auf welche Programmpunkte am 
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meiſten Nachdruck zu legen iſt, und ſich über Einzelheiten der 
Maßnahmen auszuſprechen, die der Wählerſchaft zur Stellung⸗ 
nahme vorgelegt oder vor den Riksdag (das ae 
gebracht werden ſollen. 

Beſonders in bezug auf das Spalte unge probier iſt es 
notwendig, zu betonen, daß die Aufſtellung der Programmfor⸗ 
derungen durchaus nicht beſagen ſoll, daß die Bedingungen zur 
Erfüllung dieſer Forderungen bereits vorhanden ſeien. 
Von den ſiebzehn Punkten des Sozialdemokratiſchen partei⸗ 
programmes betreffen fünf direkt die Sozialiſierung; ein Punkt 
handelt von der Enteignung; einer von der Gemeinwirtſchaft; 
einer von der Verteilung des Einkommens und der Güter: 
von den beiden Hauptpunkten ſchließlich betrifft der eine die 
Bodenfrage und die Lage der Landwirte im beſonderen, der 
andre das Wirtſchaftsleben in andrer Hinſicht und im allgemeinen. 
Ich werde die einzelnen Punkte in dieſer Reihenfolge behandeln. 


XII. Das Recht der Enteignung zugunſten der 
Allgemeinheit. 


Dieſer Punkt verlangt nach einer geſetzlichen Handhabe, u um 
das Recht der Enteignung auf alle Zweige der Produktion in 
Anwendung bringen zu können, und zwar nicht nur auf 
Betriebe, ſondern auch auf das Kapital. Er ſpricht von einem 
Enteignungsrechte zugunſten des Staates, der Gemeinde, andrer 
Verwaltungseinheiten oder zugunſten beſonderer unter Kontrolle 
der Allgemeinheit ſtehender Gruppen, wie zum Beifpiel der ge: 
meinwirtſchaftlichen Organiſationen. 

Die Sozialiſierung muß natürlich nicht gerade mit geſegz⸗ 
lichen Enteignungsmaßnahmen anfangen. In welchem Maße 
die Übernahme von Unternehmungen in den Beſitz der Allge⸗ 
meinheit im Wege allgemein gebräuchlicher geſchäftlicher: Ab⸗ 
ſchlüſſe bewerkſtelligt werden kann, iſt eine Frage der Zweck⸗ 
mäßigkeit und kann durch das Programm nicht entſchieden werden. 
Schließlich aber werden in vielen Fällen geſetzliche Enteignungen 
notwendig fein, weshalb ſolche möglich gemacht werden müffen. - 

Inwieweit die Sozialiſierung mit Entſchädigung zu verbinden 
ſein wird, kann nicht allgemeingültig beſtimmt werden. Die Ver⸗ 
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ſagung einer Entſchädigung kann (bei allgemeiner Enteignung 
der beſitzenden Klaſſen) ebenſo gerechtfertigt ſein, wie die be⸗ 
ſondere Beſteuerung des Reichtums. Man kann es auch vorteil⸗ 
haft finden, die Beſitzer für eine gewiſſe Zeit der Zukunft zur 
Zahlung von Intereſſen an die Allgemeinheit zu verhalten. Wenn 
private Betriebe oder Produktionszweige in einen Enteignungs⸗ 
prozeß mit der Allgemeinheit verwickelt werden, wird es zum 
Hauptgrundſatz gemacht werden, daß der Handelswert gedeckt 
ſei. Normalerweiſe kann das geſchehen, indem man private 
Gruppen unter den Kapitaliſten nicht ihres Beſitzes enteignet 
oder andre in Nutznießung des ihrigen beläßt. Wo eine Ent⸗ 
ſchädigung erfolgt, werden die Beſitzer am beſten einem ruhigen 
und allmählichen Fortſchritte der Sozialiſierung dienen, wenn 
ſie als Klaſſe die Koſten der Ablöſung tragen. Es kann nicht 
davon die Rede ſein, daß die Allgemeinheit durch eine längere 
Periode hindurch Intereſſen bezahlt, da ja die Klaſſe der Ka⸗ 
pitaliſten als ſolche abgeſchafft werden ſoll. Ein allmähliches 
Aufgehen dieſer Klaſſe in der arbeitenden Geſellſchaft kann da⸗ 
durch ermöglicht werden, daß man die Verzinſung ſtufenweiſe 
abnehmen läßt, oder das Kapital ein nach dem Tode des 
Eigentümers einzieht. 
Ich gehe nun über auf den Punkt: 


XVI. Die Verteilung des Einkommens und der 
nn Güter ſoll geregelt werden. 


Der Sozialismus wünſcht eine Erhöhung der Produktion 1119 
eine gleichmäßigere Verteilung der Erzeugniſſe. Bei Regelung 
dieſer Frage muß jederzeit auf mögliche Reaktionen Bedacht 
genommen werden, die eine Erhöhung der Produktion hemmen 
könnten, die wieder unumgänglich notwendig iſt, um das Elend 
der Maffen aus der Welt zu ſchaffen. Bei Fortſetzung der 
Sozialiſierungsmaßnahmen und nicht zum geringſten Teile in⸗ 
folge der Demokratiſierung der Schulen werden die Einkommen 
auch ohne beſondere Maßregeln gleichwerden. Überdies kann 
aber ein Eingreifen ſeitens der Geſellſchaft verlangt werden. 
Aber nicht der Ausgleichung der durch Arbeit erworbenen Ein⸗ 
kommen wird das Hauptaugenmerk zugewendet, ſondern der Ab⸗ 
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ſchaffung des „axbeitslojen” Einkommens aus Kapitalien. Die 
Geſellſchaft ſollte ſich auf eine mehr oder weniger vollkommene 
Abſchaffung des Privatbeſitzes vorbereiten, der ein arbeitsloſes 
Einkommen gewährt. Es genügt zunächſt, dieſen Beſitz ſo zu 
beſchränken, daß die Erbſchaft nicht mehr hinreicht, den Lebens⸗ 
unterhalt zu beſtreiten, ſo daß der Erbe nicht mehr produktiver 
Arbeit fernbleibt. Die Beſchlagnahme des Privateigentums zu⸗ 
gunſten der Gemeinſchaft eröffnet einen neuen Weg für die 
Durchführung der Sozialiſierung. Sie kann nicht nur durch 
Sozialiſierung der Betriebe, ſondern auch durch Sozialiſtierung 
der Reichtümer erreicht werden. Die Allgemeinheit tritt dadurch 
an Stelle von Privatperſonen in den Beſitz der Produktionsmittel. 

Das Sozialdemokratiſche Programm ſagt im Punkte XIV: 


KIV. Die. Gefell förberkgememnipietfänft: 
liche Unternehmungen. 


Doeh die Bedeutung der gemeinwirtſchaftlichen Bewegung 
in den Parteigrundſätzen ſeit dem Jahre ıgıı nachdrücklich 
betont worden iſt, hat das politiſche Programm nichts über 
die gemeinwirtſchaftliche Organiſation der Konſumenten geſagt. 
Zur Befürwortung der Aufnahme eines beſonderen Punktes hat 
die Programmkommiſſion folgende Anſichten vorgebracht. 

Die Gemeinwirtſchaft beſchränkt ſich nicht nur auf die ge⸗ 
rechte Selbſtverteidigung der Arbeiterklaſſe gegen die Ausbeu⸗ 
tung durch die Kapitaliſten, ſie iſt vielmehr eine Organiſations⸗ 
form, die für die Geſellſchaft der Zukunft große Möglichkeiten 
in ſich birgt. Vor allem hat fie eine Regelung der Güferver- 
teilung im Intereſſe der Verbraucher in Angriff genommen. 
Überdies aber organiſiert ſie produktive Unternehmungen, die 
in den Beſitz der Konſumenten gelangen und einzig in deren 
Intereſſe geführt werden. 

Infolgedeſſen iſt der Gemeinwirtſchaft eine bedeutende Rolle 
in dem großen Sozialiſierungsprozeſſe vorbehalten. Doch über: 
ſchätzt man ſie ſicherlich, wenn man meint, daß die freie 
Entfaltung dieſer Bewegung eine direkte Gozialifierung un⸗ 
nötig mache. Die Macht, die notwendig iſt, um in den in Be⸗ 
tracht gezogenen Punkten die Herrſchaft über den Kapitalismus 
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zu erlangen, kann Ae Ens Erobernug: der politiſchen Macht 
. werden. 

In wichtigen Produktionsztweigen führt die direkte Soziali⸗ 
ſierung durch die Allgemeinheit früher zu einem beherrſchenden 
Einfluß der Verbraucher auf das Produktionsſyſtem. Direkte 
Sozialiſierung hat vor Betrieben der Konſumenten, die mit der 
kapitaliſtiſchen Induſtrie zu konkurrieren haben, auch den Vor⸗ 
teil, daß fie die Geſellſchaft vor einer Überflutung mit über⸗ 
flüſſigen Unternehmungen bewahrt. Im Rahmen des allge⸗ 
meinen Sozialiſierungsplanes aber wird es weiſe ſein, einen 
immer größeren Raum der beſonderen, weniger zwangsweiſen 
Form der Gogialifierung. offen zu laſſen, die die Gemeinwirt⸗ 
ſchaft in ihren höheren Entwicklungsſtufen vorſtellt. 


XV. Die Bodenfrage. 


Was die Bodenfrage anbetrifft, die im Programme ein⸗ 
gehend auseinandergeſetzt iſt, werde ich mich darauf beſchränken, 
die Hauptbegründung aus dem Berichte der Programmkommiſ⸗ 
ſion anzuführen und dann die Stelle ſelbſt ohne weitere Kom 
menfare wiederzugeben. 

Der Boden und feine Reichtümer ſollten ET wie andre 
wichtige Produktionsmittel Eigentum der Allgemeinheit und von 
ihr kontrolliert werden. Hauptſorgen der Agrarpolitik müſſen ſein: 

Die Erleichterung der Erwerbung von Grund und Boden für 
alle, die ſich durch Landarbeit ein Be und den he 
halt zu ſichern wünfchen; 

zu verhindern, daß Landbeſitz als ein Mitte benütze werde 
die Frucht fremder Arbeit zu ernten; 

Schutz des Bodenbearbeiters gegen kapitaliſtiſche Ausbeutung; 

Ausarbeitung eines ſyſtematiſchen Planes für Bin Propuftion 
und Erhöhung des Ertrages. 

Die Großinduſtrie bildet in der tapitalſtiſchen Geſellſchaft 
ein Mittel, die Früchte fremder Arbeit zu ernten. Eine Agrar⸗ 
politik, die dem arbeitenden Volke dienen will, muß der. land» 
wirtſchaftlichen Großinduſtrie eine Form geben, die eine Er⸗ 
ſchöpfung des Bodens verhindert, und ſie zu dieſem Behufe in 
den Beſitz der Allgemeinheit bringen. Es ſollten Gemeinwirt⸗ 
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ſchaft und geeignete Formen des „Share“⸗Syſtems, bei dem die 

Pacht mit den Erzeugniſſen des Bodens bezahlt wird, einge⸗ 
führt werden. Anderſeits bedeutet der Bodenbeſitz für die kleinen 
Landwirte nicht ein Mittel, die Früchte fremder Arbeit zu ge⸗ 
nießen, ſondern nur ein Mittel, für ſich und ihre Familien 
den Lebensunterhalt zu gewinnen. Daß ſie Boden im Beſitz 
haben, kann daher nicht als eine Verletzung des Rechtes andrer 
auf den Boden ausgelegt werden. Eine Agrarpolitik, die ihnen 
zum Vorteil gereichen ſoll, muß darauf ausgehen, ihren Grund 
und Boden vor dem Rückfall an das monopoliſtiſche Kapital 
und vor der Spekulation zu bewahren und den Bodenertrag 
zu erhöhen. Das Intereſſe der Allgemeinheit erfordert keine 
Aberkennung ihres Eigentumsrechtes auf den Boden. 

In unſerem Staate müſſen wegen ſeiner natürlichen Verhält⸗ 
niſſe — wegen des Klimas und der Topographie — kleine und 
große landwirtſchaftliche Betriebe nebeneinander beſtehen und 
Seite an Seite entwickelt werden. 

Von dieſen Grundſätzen, namentlich in bezug auf die land⸗ 
wirtſchaftliche Produktion ausgehend, hat die Programmkom⸗ 
miſſion ihren Plan für das Agrarprogramm ausgearbeitet. 

Dieſes Programm, das auf dem Parteikongreſſe angenenm; 
men worden iſt, enthält folgende Punkte: N i 


A. 


1. Zwangsweiſer Ankauf von privatem Großgrundbeſitz. 

2. Vernachläſſigte Güter jollen vom Staate Übernonmen wer⸗ 
den. 

3. Die Einrichtung von Grundfideikommiſſen iſt absuföaffen 
Der Staat löſt den Grund ab. 

4. Staatliche Schenkungen von Land haben an ben Staat 
zurückzufallen. 

5. Der ſtaatliche Landbeſitz darf nur aufgeteilt werden, wenn 
die natürlichen Verhältniſſe die Bewirtſchaftung im großen 
unmöglich machen. 

6. Große ſtaatliche Güter ſind unter Sicherſtellung der öffent: 
lichen Intereſſen und der. Landarbeiter an P zur 5 
nutzung zu übergeben. 
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7. Staatlicher Grundbeſitz, der für die Anlage kleiner Wirt⸗ 
ſchaften auserſehen worden iſt, iſt den Landwirten unter Sicher⸗ 
ſtellung des Eigentumsrechtes zur Bearbeitung zu überlaſſen. 


. B. 

1. Für die bereits beſtehenden, im Privatbeſitz befindlichen 
landwirtſchaftlichen Betriebe iſt ein Konzeſſionsſyſtem auszu⸗ 
arbeiten, das der e die Kontrolle über Landkäufe 
berfchafft. 

2. Kleinhäusler und Pächter von in Privatbefig befindlichem 
Boden find durch eigene Pachtgeſetze zu ſchützen. Der Grund⸗ 
beſitzer hat für Urbarmachung oder Verbeſſerung des Bodens 
Vergütung zu leiſten. 

3. Beim Tode des Grundbeſitzers wird der Staat auf Wunſch 
der Erben den Grundbeſitz ankaufen, um den Pächtern das Recht 
auf weitere Bebauung des Bodens, auf dem ſie geboren wurden, 
zu ſichern. 

4. Geſetze über Brachland für das ganze Reich. 


C. 


1. Die „Eigenheim“ Bewegung iſt vom Staate in die Sand 
zu nehmen. 

2. Der Staat leiht dem Hauskäufer Geld, damit er neue 
Baulichkeiten aufführen kann. — 5 

Mit dem letzten Programmpunkt, der das Problem der So⸗ 
zialiſierung auf andren Wirtſchaftsgebieten behandelt, will ich 
mich ſehr eingehend beſchäftigen, da er von böchſt e 
prinzipiellen Begründungen begleitet iſt. 

Der Programmpunkt ſelbſt lautet: 


XIII. In den Beſitz der Allgemeinheit sind: zu 
ae ee — 5 
Alle Bodenſchätze, a 
induſtriellen Unternehmungen, 
Kreditanſtalten, e 
Transport- und Verkehrsmittel, die für eine ſyſtematiſche 
Wirtſchaft notwendig; ſind. * 5 — 
Verlangt wird weiters: 
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Eine fähige Leitung der ſtaatlichen Unternehmungen und deren 
Schutz gegen bürokratiſche Einflüſſe. N 

Arbeiter und Verbraucher ſollen an der Verwaltung der ſtaat⸗ 
lichen Unternehmungen mitwirken. 

Soziale Koürolle der in Privatbeſig verbleibenden Aussee: 
mungen. f 

Auf den e Gebieten ſoll die Sozlalſterug nach 
dem Hauptgrundſatze durchgeführt werden, daß alle Produktions⸗ 
mittel, die zum Aufbau einer ſyſtematiſchen Wirtſchaft notwendig 
ſind, in den Beſitz der Allgemeinheit überzuführen ſind. Die 
Sozialiſierung darf nicht eine vom wirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkte aus nicht zu rechtfertigende Form annehmen. Sie muß 
ſich von tiefer Einſicht und einem reifen Verſtändnis für die 
Wichtigkeit der verſchiedenen Betriebszweige für die ganze Wirt⸗ 
ſchaft leiten laſſen. f 

Die politiſchen Maßnahmen der Sozialiſierung ſollen eine 
vollbewußte Mitwirkung an dem dem Sozialismus entgegenfüh⸗ 
renden Entwicklungsprozeß darſtellen. Dieſe Maßnahmen müſſen 
natürlich die vom Privatkapitalismus erzielte Konzentration 
zur Grundlage nehmen. Wo die Produktion ſich noch nicht ſo 
weit entwickelt hat, daß ſie die Form einer Monopolunter⸗ 
nehmung erreicht oder faſt erreicht hat, iſt die volle Reife für 
die Sozialiſierung noch nicht vorhanden. 

Viele Gebiete des Wirtſchaftslebens ſind noch nicht für die 
Sozialiſierung reif. Kapitalismus bildet dort immer noch den 
wichtigſten Faktor für die wirtſchaftliche Umgeſtaltung. Daher 
ſoll der Kapitalismus ſein Werk unter Aufſicht und Kontrolle 
der Geſellſchaft beenden. Die Allgemeinheit ſollte Konzentrations⸗ 
beſtrebungen bewußt unterſtützen, die einen wirtſchaftlichen Fort⸗ 
ſchritt verſprechen, und ſo das freiwillige Streben nach Organi⸗ 
ſation in der Wirtſchaft beſtärken. Eine ſolche Politik wird 
ſicherer und jedenfalls ſchneller zu einer dauernden ſozialiſtiſchen 
Ordnung der Produktion führen, als eine voreilige Sozialiſierung 
von Induſtriezweigen, die noch nicht genügend organiſiert ſind. 

Die Programmkommiſſion ſagt: „Das Ssozialiſierungspro⸗ 
gramm der Partei muß daher zwei Dinge ins Auge faſſen: 
ſoziale Beſitzergreifung und ſoziale Kontrolle. Das bewußte 
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Ziel der ſozialen Kontrolle muß es ſein, die ſoziale Beſitzergrei⸗ 
fung vorzubereiten: „Erſt vorbereiten, dann ſozialiſieren.““ 
Im Wirtſchaftsleben übt der Beſitz der natürlichen Reich⸗ 
tümer einen beſtimmenden Einfluß aus, wie nicht zuletzt aus 
dem Beſtreben der großen Induſtrieunternehmen hervorgeht, 
ſich auch in den Beſitz der Rohſtoffe zu ſetzen. Bei Durchführung 
der Sozialiſierung ſpielen die gleichen wirtſchaftlichen Kräfte mit. 
Wenn auch — wegen ihrer praktiſchen Organiſation — die tat⸗ 
ſächlich bereits in höherem Maße konzentrierten Induſtriezweige 
zuerſt ſozialiſiert werden ſollen, wird der Endſieg der Soziali⸗ 
ſierung erſt errungen ſein, wenn die Allgemeinheit von allen 
jenen natürlichen Reichtümern, die — wie Wälder, Bergwerke 
und Waſſerkräfte — von der induſtriellen Produktion ausge⸗ 
beutet werden, Beſitz ergriffen hat. 

Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſind alſo ſolche, daß die 
Sozialiſierung gewiſſer natürlicher Reichtümer als das Fa 
tiſche Problem der Zukunft erſcheint. 

Eine Geſellſchaft, die raſch eine Stellung im Wirtſchafts⸗ 
leben an ſich reißen will, dürfte natürlich den Kapitalismus 
nicht nur in ſeinen wirtſchaftlichen Grundlagen — den Roh⸗ 
ſtoffen —, ſondern müßte ihn auch in ſeiner höchſten N 
lungsform — dem Finanzkapital — angreifen. 

Darüber ſagt die Programmkommiſſion: d 

Auf dem Gebiete der Kreditmittel ſchreitet die Konzentration 

ſprungweiſe fort. Schon haben hier in Schweden einige wenige Groß⸗ 
banken den größten Teil dieſer Mittel in Händen. Hier iſt die Reife 
für die Sozialiſierung unzweifelhaft erreicht. Und wenn die Groß⸗ 
banken in Händen der Allgemeinheit ſind, iſt dieſer eine dauernde 
Kontrolle und Herrſchaft über die Induſtrie und I Entwick⸗ 
lung geſichert. 
Transportmittel und Verkehromittel ſind ſchon in weitem 
Ausmaße im Beſitz der Allgemeinheit, wie Staatsbahnen und 
öffentliche Straßen. Nach Maßgabe ihrer Wichtigkeit für den 
großen Verkehr ſollten ſie — wie alle Eiſenbahnen, Kanäle und 
Waſſerwege — einem Verwaltungsſyſteme für den ganzen 
Staatsbereich unterſtellt werden, wobei E eine zu fake 
Zentraliſation zu eee wäre. 
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Hierher gehören auch die großen Schiffahrtsgeſellſchaften. 
Es wäre für die Organiſation des Außenhandels von großer 
Bedeutung, wenn ſie in den Beſitz der Allgemeinheit übergingen. 

Auf dem induſtriellen Gebiete ſind verſchiedene Grade wirt⸗ 
ſchaftlicher Reife zu beobachten. Die Sozialiſierung ſollte ſich 
auf die großen Induſtriezweige und Unternehmungen werfen, 
die von weſentlicher Bedeutung für das ganze Wirtſchaftsleben 
ſind. Kleinere Unternehmungen ſollten in der Regel als kon⸗ 
trollierte Privatbetriebe weiterbeſtehen dürfen, damit die Frage 
der ſozialen Verwaltung im Beginne nicht mit einem algen 
Fragenkomplex belaſtet werde. 

Die Steigerung der geſellſchaftlichen Produktion kann teils 
in monopoliſtiſcher Form, teils bei Fortdauer des freien Wett⸗ 
bewerbes vor ſich gehen. Die Allgemeinheit ſollte ihren eigenen 
Unternehmungen eine geſetzliche Monopolſtellung nur dort ein⸗ 
räumen, wo beſondere Gründe dafür ſprechen. 


Begründet wäre eine Monopolſtellung bezüglich der großen 
Naturſchätze. N 

Dieſe müſſen dauernd und feſt im Beſitze der Allgemeinheit 
bleiben. Auf dieſem Gebiete muß Privatbeſitz vollkommen aus⸗ 
geſchaltet ſein. Das darf jedoch nicht verhindern, daß unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen die Ausbeutung ſolcher natürlicher Reich⸗ 
tümer Privatunternehmern überlaſſen wird. 

Ebenſo ſollte die Allgemeinheit nicht das Beſtehen privater, 
kapitaliſtiſcher Finanzinſtitute neben ihren eigenen dulden. Eine 
natürliche Löſung würde es ſein, daß die Kreditgewährung, be⸗ 
ſonders die kleinerer Kredite, gemeinwirtſchaftlichen Unterneh⸗ 
mungen überlaſſen wird. 

Was Fabrikswaren anbelangt, liegen die Berhältniffe anders. 
Staatsmonopole könnten da die Verſuchung zu unwirtſchaftlicher 
Gebarung mit ſich bringen. Es ſollte daher kein geſetzliches Ver⸗ 
bot der Neuerrichtung von Betrieben auf Gebieten, die bereits 
ſozialiſiert ſind, verlangt werden. Die Sozialiſierung kann und 
ſoll ohne Störung der wirtſchaftlichen Freiheit vor ſich gehen. 
Den Verbrauchern dürfen keine Hinderniſſe in den Weg gelegt 
werden, wenn ſie ihre Bedürfniſſe auf anderm Wege als durch 
die ſozialiſierten Unternehmungen decken wollen. Eine die ganze 
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Nation umfaſſende gemeinwirtſchaftliche Vereinigung würde 
wirtſchaftlich genügend ſtark ſein, um als Konkurrent in der 
Produktion auftreten zu können, wenn die ſtaatlichen Unter⸗ 
nehmungen ſchlecht wirtſchaften. Die Programmkommiſſion for⸗ 
dert hier weiters den Freihandel, der das beſte Heilmittel gegen 
eine unwirtſchaftliche Gebarung in den ſtaatlichen Betrieben ſei. 

In dem Maße, als die Sozialiſierung fortſchreitet, ſtirbt 
der politiſche „Machtſtaat“ ab, um ſich in eine wirtſchaftliche 
Staatsverwaltung zu verwandeln: „in einen Zuſammenſchluß 
aller Organe, die die höchſtmögliche Leiſtungsfähigkeit und eine 
möglichſt gerechte Güterverteilung zu erreichen ee Ban 
dervelde).“ 

Im Einklange mit dieſen Gedanken, die zu den grundlegenden 
Theorien des Sozialismus gehören und ſchon von Engels ein⸗ 
dringlich gepredigt worden find, muß die Ssozialiſierung in 
ihrem eigenſten Intereſſe die Vernichtung der Übermacht des 
Staates mit ſeinen bürokratiſchen Formen anſtreben. 

Das Programm beſchäftigt ſich nicht mit den Übergangsfor⸗ 
men zwiſchen privaten und ſozialen Betrieben, die vermutlich 
aufkommen werden. Es mag hier nur angedeutet werden, daß 
keine grundſätzlichen Bedenken gegen eine Anwendung des Kon⸗ 
zeſſionsſyſtemes, oder der einen und der andern Form des 
„Halb⸗und⸗Halb⸗Syſtems“, der ſtaatlichen Beteiligung an pri⸗ 
vaten Unternehmungen, beſtehen. Eine Zwiſchenform könnte 
auch ſein, daß bei Fortdauer des Privatbetriebes die an die 
Aktionäre zu zahlende Dividende herabgeſetzt 1 ir 3 
Überſchuß der Allgemeinheit zugute käme. 

Damit die Sozialiſierung die erwünſchten Wirkungen er⸗ 
zielen könne, iſt eine rationelle Löſung des Verwaltungsproblems ö 
von höchſter Wichtigkeit. 

Die mit ſtaatlichen Betrieben gemachten Erfahrungen recht⸗ 
fertigen den Verdacht, daß die Leitung ſozialiſierter Unterneh⸗ 
mungen eee e Bun: ri en 
würde. 88745 
Hier muß die Sozialdemokratie auf rer Hut ſein und dar⸗ 
auf achten, daß die Unternehmungen eine „kluge, vor Faik 
ſchen Einflüſſen geſicherte Leitung“ erhalten. d 


382 Vortrag des Miniſterpräſidenten Sandler 


Garantien gegen ein Einreißen des Bürokratismus können 
geſchaffen werden: durch Vermeidung der Monopolform, durch 
Vermeidung zu weitgehender Zentraliſation, durch Gewährung eines 
weiten Betätigungsfeldes für die Gemeinwirtſchaft, durch Zu⸗ 
laſſung der Verbraucher zur Verwaltung und indem man der 
Leitung genügend Handlungsfreiheit läßt. Die Leitung des 
Unternehmens muß eine kluge ſein. Weder Beamte noch Poli⸗ 
tiker, ſondern nur die in techniſcher und kaufmänniſcher Bezie⸗ 
hung beſtausgebildetſten Leute ſollen an die Sl fee 
Unternehmungen geſtellt werden. 

So wird der Begriff „Staatsbetrieb” in Taue allgemein 
gebräuchlichen Sinne verſchwinden, und an ſeine Stelle der 
Begriff einer ſozialiſierten Selbſtverwaltung produktiver Unter⸗ 
nehmungen bei Zuziehung der Vertreter e Intereſſen 
treten. 

Im Wee r ſollte die ganze Geſellſchaft — Arbei- 
ter, ſonſtiges Perſonal und Verbraucher — vertreten ſein. 

In den ſozialiſierten Produktionszweigen iſt die Stellung 
des Arbeiters grundſätzlich verſchieden von der des Arbeiters 
in einem Unternehmen des privaten Kapitalismus. Er ſoll in 
dem Direktionsrate vertreten ‚em und:fo.an der Defriebaleiting 
teilnehmen. 

Die Produktion wird um des Verbrauchers willen auftecht 
erhalten. Daher ſollen im Direktionsrate auch die Verbraucher 
eine Stimme haben. In bezug auf die gewöhnlichen Gebrauchs⸗ 
artikel fällt die Vertretung der Verbraucherintereſſen natürlicher⸗ 
weiſe dem gemeinwirtſchaftlichen Organ der Verbraucher zu. 
In bezug auf Rohſtoffe und Fabrikswaren, die nicht dem Publi⸗ 
kum verkauft werden, ſoll eine Vertretung der e ge: 
wählt werden. 

Über die in privatem Beſitz verbleibenden Unternehmungen 
ſoll eine öffentliche Kontrolle ausgeübt werden. Hier muß eine 
ſtändige Aufſicht über die Produktion, die Ausbeutung der Ar⸗ 
beiter und den Kapitalsertrag Platz greifen. Offentliche Rech⸗ 
nungslegung und behördliche Überwachung werden eingeführt, 
die das Unternehmen ſelbſt gegen den Profithunger der Aktio⸗ 
näre ſchützen ſollen. Gegen die Erſchöpfung der natürlichen Hilfs⸗ 
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quellen, die von Privaten ausgebeutet werden, müſſen Vorkeh⸗ 
rungen getroffen werden. Weder Verſchwendung noch Er⸗ 
ſchöpfung darf geduldet werden. So iſt es zum Beiſpiel für die 
Waldwirtſchaft von höchſter Bedeutung, daß ein wirkſames 
Forſtſchutzgeſetz für Waldbezirke ausgearbeitet werde, die in Pri⸗ 
vatbeſitz verbleiben, und daß die Allgemeinheit eine vernünftige 
Forſtwirtſchaft durchſetze. 

Ich habe dieſe genaue Erklärung des Sozialiſierungsprogram⸗ 
mes unſerer Partei gegeben, um zu zeigen, wie weit die Ge⸗ 
danken unſerer Partei fortgeſchritten waren, als die betreffende 
politiſche Aktion einſetzte. 

Die Sozialdemokratiſche Partei hat ſeit 1917 mit vier von 
elf Miniſterpoſten zuſammen mit der liberalen Partei eine Re⸗ 
gierung gebildet. Im März 1920 kam dieſe Koalitionsregie⸗ 
rung wegen eines Streites der Sozialdemokraten mit den Libe⸗ 
ralen über die Frage der Gemeindeſteuern zu Fall. Es wurde 
darauf eine ſozialdemokratiſche Minderheitsregierung mit Dean 
fing an der Spitze gebildet. 

Deren Hauptziel war es, ein Gemeindeſteuerſyſtem durch 
bringen, was ihr jedoch nicht gelang. Ehe ſie ſich jedoch im 
Herbſte zurückzog, hat ſie amtliche Unterſuchungen über das 
Sozialiſierungsproblem eingeleitet. 

Ich gehe nun daran, den Zweck der von der e einge: 
1 5 zu ſchildern 


Im glei ch e n Ber lageifterfhienen: 


HBekenntniſſe 
eines Kapitaliſten | 
von Erneſt J. P. Benn 


2. Auflage. Kart. M. 3.50, in Leinen M. 5.50 


5 Benns Bekemliſſ laſſen ſich als Gegenſtück zu u Shabwells 
„Zuſammenbruch des Sozialismus“ bezeichnen, da Benn als er⸗ 
fahrener Geſchäftsmann vom Standpunkt der Praxis aus zu 

den ſozialiſtiſchen Ideen Stellung nimmt. 
So ſchreibt der Literariſche Handweiſer Freiburg): Wir 
haben in dieſen Bekenntniſſen einen ausgezeichneten Beitrag zur 
Beleuchtung der Unternehmerfunktion im Wirtſchaftsganzen. 
Die Rundſchau für G. m. b. H. (Köln): Beſonders angenehm 
berührt die rückhaltloſe Offenheit des Verfaſſers, der eine gründ⸗ 
liche Kenntnis der theoretiſchen Grundlagen der Nationalökono⸗ 
mie, insbeſondere der ſozialiſtiſchen Theorien verrät.. Das Buch 
verdient eine Maſſenverbreitung, damit der Geiſt nüchternſter 
Arbeit auch in Detttſchland einen weiteren Antrieb zu neuem wirk⸗ 
ſchaftlichen Aufſtieg hervorruft. 
Das Prager Tageblatt: .. eine wertvolle Bereicherung der 

in unſerer Zeit ſo bebentfämen: wirtſchaftspolitiſchen Schriften, 
zumal das Buch reiche Erfahrung, praktiſche Erprobung mannig⸗ 
facher nationalökonomiſcher Grundſätze und gediegene Wieder⸗ 
gabe tiefer und geſunder Gedanken eines modernen Kaufmanns 
vereinigt. 
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ETTERNICH, DER STAATS- 
MANN UND DER MENSCH. 
Herausgegeben von Heinrich 
Ritter vonSrbik. Oktavformat. 2Bände mit 
1440 Seiten Text und 16 Tafeln in Matt- 
druck. Band I/II geheftet M. 40.—, in 
Leinen gebunden M. 48.—, in Halbleder 
M. 60.—. 
Die erſte umfaflende Biographie die ſes 
Staatsmannes, deſſen Leben fich vor einem 
Hintergrund von unvergleichlicher Größe 
ab/pielt; die franzöfifche Revolution, die 
Freiheitskriege und, was fich nach ihnen bis 
zum Jahre 1848 an inneren, für faft alle euro- 
päifchen Völker grundlegenden Kämpfen 
ab/pielte, bilden die gewaltige Schaubühne, 
die durch den Verfaſſer eine Schilderung 
von großer Sprachvollendung findet. 


EEE 


IE KUNST DES BEGRIFF- 

LICHEN DENKENS. Von Leo 

Jordan. 160 Seiten Oktav. Ge- 
heftet M. 5.—, in Leinen gebunden M. 7. 50. 
Das Buch zerfällt in einen darſtellenden 
Teil, in dem in faſſelnder Meiſe die Technik 
des Denkens entwickelt und auf allerlei, 
selbfi in der Wifjlfen/chaft vorkommende 
Denkfehler hingewiesen wird, und in Bei- 
spiele, in denen Denkfehler zergliedert und 
Widerfprüche aus dem Verfailler Vertrage 
logifch nachgewie/en werden. . 


M KAMPF UM DEN GEIST. von 
| Weltanfchauungen und Religionen. 
Von Friedrich Nibergall 238 Seiten 
Oktav. Geheftet M. 6.—, in Leinen geb. 
M. 7.50. 
Eine Überficht über die gegenwärtig mit- 
einander ringenden Weltan/chauungen und 
religiö/en Strömungen möchte das Buch hie- 
ten. Es will von beiden zwei Gruppen ſchil- 
dern: fowohl die, von denen die führenden 
Kreife Jagen, daß fie langt überwunden 
und nur noch bei rückfländigen Geiftern 
zu finden find, wie auch die anderen, die 1 
jetzt in der Blüte oder in der Mode ſteen. 


